


Von Thornas Westphal 

,,Wird alles gut? - Für einen Fort- 
schritt nach menschlichem Maß" mit 
diesem Titel überschrieb Bundesprä- 
sident Rau seine zweite Berliner 
Rede, diesmal zum gesellschaftlichen 
Umgang mit der Gentechnologie. 
Mit  dieser Rede ist es dem Bundes- 
präsidenten gelungen die vielschichti- 
ge Auseinandersetzung, um die zu- 
künftige Nutzung der Bio- und Gen- 
technologie für eine breite gesell- 
schaftliche Auseinandersetzung zu 
öffnen. 

* 

Bisher verblieb die Diskussion in den 
engen Grenzen der Fachzirkel aus 
Wissenschaft, Forschung und Wirt- 
schaft. Mit der Rede von Rau ist die 
gesellschaftspolitische Auseinander- 
setzung nunmehr in aller Breite ent- 
facht worden. Allein in dieser Öff- 
nungsfunktion ist ein Verdienst der 
Berliner Rede zu sehen. 

Es blieb wohl auch deshalb dem 
Bundespräsidenten vorbehalten sich 
in dieser Weise des Themas anzuneh- 
men, weil viele Politiker, die in der 
unmittelbaren Verantwortung ste- 
hen, sich vor dem ,,politischen Treib- 
sand" und den Untiefen dieses The- 
mas scheuen. Die Vielschichtigkeit 
der Auseinandersetzung über den 
Kurs in der Bio- und Gentechnologie 
hat Margot von Renesse (MdB), auf 
den Punkt gebracht: In der Debatte 
um die Gentechnologie gehe es 
nicht um Gut gegen Böse. Die Dis- 
kussion über die Bewertung der 
Gentechnologie könne nicht nach 
dem Muster eines drittklassigen We- 
stern-Films, indem der Schurke schon 
an der Nasenform erkennbar sei, ge- 
führt werden. 

In der Tat: wer die Abwägung 
und Folgenabschätzung der neuen 
Technologien und medizinischen 
Möglichkeiten auf den einfachen 
Gegensatz von Moral und Profit re- 
duziert, führt eine irreführende Dis- 
kussion. 

Kurzum: Die kritische Auseinan- 
dersetzung mit der Gentechnologie 
kann sich nicht auf die Warenförmig- 

keit der Forschung und der Pharma- 
zie beschränken. Ihre Wirkung ist un- 
ter Gesichtspunkten des ethischen 
Menschenbildes, des historischen 
Fortschritts in der Medizin, den ge- 
sellschaftlichen Ursachen von Erkran- 
kungen und dem Recht auf Selbst- 
bestimmung der Menschen zu beur- 
teilen. 

* 
Grundauffassungen über den Be- 
ginn des menschlichen Lebens sind 
nicht beliebig je nach Debattenlage 
auswechselbar. Die Position der 
fortschrittlichen Linken in der Aus- 
einandersetzung um den § 21 8 war, 
dass der Beginn menschlichen Le- 
bens nicht anhand des Entwick- 
lungsstadiums der Zellteilung festzu- 
machen ist. Die selbstherrliche Le- 
bensdefinition der katholischen Kir- 
che (inklusive ihrer geschlechtspezi- 
fischen Doppelmoral) war Zielschei- 
be beißenden Spottes von links. 
Nun dürfen wir erleben, wie linksal- 
ternative Politiker und Politikerinnen 
vor lauter Leidenschaft im Kampf 
gegen die Kommerzialisierung der 
Gesundheitspolitik, den Schutz des 
ungeborenen Lebens neu entdek- 
ken und die Argumente der konser- 
vativen Lebensschützer aus der Ab- 
treibungsdebatte zum Teil beden- 
kenlos übernehmen. 

Die Gentechnologiedebatte kann 
von linker Seite nicht in einer oppor- 
tunistischen Art und Weise geführt 
werden. Sie muss sich statt dessen 
kritisch mit dem Verhältnis des medi- 
zinischen Fortschritts und dem er- 
reichten gesellschaftlichen Bewusst- 
seinstand auseinandersetzen. Wis- 
senschaftler sind der Meinung, dass 
sich in den Stammzellen von Em- 
bryonen Chancen auf Heilung derzeit 
unheilbarer Krankheiten verbergen. 
Sie wollen weiter an den Möglichkei- 
ten zur ,,Herstellung" von Ersatzge- 
webe für erkrankte Organe aus Em- 
bryonen forschen. 

Embryonale Stammzellen können 
auf drei Wegen gewonnen werden: 
aus abgetriebenen Föten, aus den 

,,übriggebliebenenJ' Embryonen oder 
durch das Klonen von Embryonen. In 
den USA ist es vor zwei Jahren ge- 
lungen, Stammzellen aus Embryonen 
zu isolieren und zu vermehren. Die 
deutsche Forschungsgerneinschaft 
(DFG) will nun solche Zellen aus den 
USA importieren und damit deutsche 
Gesetze umgehen. Denn in Deutsch- 
land ist nur die Etablierung humaner 
embryonaler Stammzelllinien (ES-Zel- 
len) aus Embryonen verboten, nicht 
jedoch deren Import. 

* 

Das von Rau geforderte menschliche 
Maß, dass es bei dieser Frage anzule- 
gen gilt, muss im wesentlichen drei 
Fragen beantworten: 

1. Sind die in Aussicht gestellten 
Heilungsversprechen aus medizini- 
scher Sicht haltbar oder wird durch 
maßlose Übertreibung von Heilsver- 
sprechen ein Forschungsweg zemen- 
tiert, den wir in zwei Jahrzehnten 
nicht mehr wahrhaben wollen? 

2. Machen wir Frauen und Män- 
ner zu Rohstofflieferanten für die 
Medizin, weil der Bedarf an Embryo- 
nen für die Forschung mit dem Aus- 
bau der Forschung steigt? 

3. Ist der gesundheitspolitische 
Weg, mit Hilfe der Gentechnik die 
Krankheit zu bekämpfen statt die 
Gesundheit zu fördern, ein tragfähi- 
ger Weg für eine moderne Gesell- 
schaft mit immer neuen Zivilisations- 
krankheiten oder führt dies zur 
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schrankenlosen Ausuferung selbst- 
quälerischer Schönheitsideale? 

* 
Kurzum: Das Beispiel der künstlichen 
Befruchtung hat gezeigt, wie schnell 
sich die betroffenen Menschen auf 
neue medizinische Möglichkeiten ver- 
lassen und wie Realitäten entstehen, 
die nicht mehr umkehrbar sind. Das 
wichtigste menschliche Maß für die 
Fortentwicklung der Gentechnologie 
ist deshalb das Zukunfts- und Verant- 
wortungsbewusstsein der politischen 
Entscheider. Ansonsten behält Goe- 
the mal wieder recht: Vernunft wird 
Unsinn, Wohltat Plage. SPW 
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könne es jedoch nur durch das in- 
teressen- und wertorientierte Han- 
deln der Bürger kommen. Zwei Drit- 
tel der Ostdeutschen halten die 
Wirtschafts- und Gesellschaftsord- 
nung für nicht gerecht. Sie sehen 
ihre Chancengleichheit einge- 
schränkt. Jeder zweite Ostdeutsche 
beklagt, dass die freie Entfaltung 
seiner Persönlichkeit in der Bundes- 
republik nicht gewährleistet ist. 
,,Immer benachteiligt'' wird gesagt. 
Die im Vergleich zu den Westdeut- 
schen kritischere Problemsicht der 
Ostdeutschen resultiert aus den 
schlechteren sozialökonomischen 
Rahmenbedingungen, aus den Ent- 
täuschungen im Vereinigungspro- 
zess und dem nur ihnen möglichen 
Systemvergleich. Ostdeutsche sind 
benachteiligt beim Produktivvermö- 
gen, beim Kapital, beim privaten 
Vermögen, bei den Immobilien, der 
Elitenzusammensetzung, der Deu- 
tungskompetenz, bei den Zugangs- 
chancen zu Arbeit, Bildung und Ei- 
gentum. Das Problem der inneren 
Einheit ist keineswegs nur ein kultu- 
rell-mentales Problem. Die Vereini- 
gungspolitik im letzten Dezennium 
hat die historisch entstandene kul- 
turelle Differenz nicht beseitigt; „sie 
hat dazu beigetragen, dass sie sich 
gerade dort vertieft, w o  Abbau ge- 
boten war." (5.97) 

Die optimistischen Grundannah- 
men vom Beginn im Jahre 1990 sind 
also keineswegs Wirklichkeit gewor- 
den. Das kulturelle Leitbild der kon- 
servativen Vereinigungspolitik steckt 
im ,,Jahre 10" in einer tiefen Krise. Es 
dürfte außer Zweifel stehen, dass ei- 
ner Gesellschaft große soziale Span- 
nungen und desintegrative Tenden- 
zen drohen, wenn sich eine so große 
Gruppe von Bürgern auf Dauer un- 
gleich und ungerecht behandelt 
fühlt. Reißig plädiert für eine strate- 
gische Veränderung der Vereini- 
gungspolitik. Der Politikwechsel soll- 
te als Richtungswechsel und als ge- 
sellschaftliches Umsteuern vor allem 
auf folgende Schwerpunkte konzen- 
trieren: 

Wiedergewinnung des Vorrangs 
politischer Verantwortung und Ent- 
scheidung vor der Logik der Märkte, 

Erschließung neuer Quellen einer 
nachhaltigen Entwicklung und Be- 
schäftigung, 

Verwirklichung sozialer Gerechtig- 
keit als Gesellschaftsprinzip, 

Ermöglichung gleichberechtigter 
Teilhabe aller Bürger nicht zuletzt 
durch neue Wege zur Stärkung der 
politischen Öffentlichkeit, direkter ge- 

sellschaftlicher Demokratie und der 
zivilen Gesellschaft. 

In die überfällige Auflösung der 
Reformblockade auf dem Gebiete 
der Vereinigungspolitik müssten 
sich die Ostdeutschen als selbstbe- 
wusste und kompetente Akteure 
einmischen; denn sie verfügen über 
einen Vorsprung an ,,subjektiver 
Modernisierung". Der Vereinigungs- 
Prozess im ,,Jahre 10" sei keines- 
wegs ein ,,Prozeß der Vervollkomm- 
nung" ( ! ) .  So ,,reifJ' sei der gesell- 
schaftliche Zustand der Vereini- 
gungsgesellschaft keineswegs. 
Nach vollzogener Systemintegration 
stünden die tatsächliche Vereini- 
gung der Gesellschaften und die So- 
zialintegration noch aus. 

Abschließend wirft Reißig einen 
kritischen Blick auf den Erkenntnis- 
wert der Transformations- und Ver- 
einigungsforschung, die 1990 nicht 
der Versuchung hatte widerstehen 
können, die alten Forschungsfelder 
lediglich auf den Osten zu übertra- 
gen und in den Kampf um die Res- 
sourcenverteilung einzutreten. Der 
autoritäre Sozialismus wurde nicht 
als Scheitern einer spezifischen Mo- 
dernisierungsstrategie begriffen, 
sondern als Vor-, Semi-, Nicht- oder 
Antimoderne interpretiert, was zu 
entsprechenden Deutungsmustern 
postsozialistischer Transformation 
führte. Notgedrungen verengte und 
verstellte sich damit der Blick auf die 
Systemtransformation im Osten. 
Kein Zweifel besteht am Prognose- 
versagen westlicher Sozialwissen- 
schaftler im Zusammenhang mit 
dem eruptiven osteuropäischen 
Umbruch 1989/91. Reißig ergänzt, 
dass dieses Versagen für ostdeut- 
sche Sozialwissenschaftler noch viel 
mehr zutrifft. Hier hätte aber er- 
wähnt werden sollen, dass der Ost- 
berliner Ökonom Fritz Behrens mit 
seinen Analysen (Abschied von der 
sozialen Utopie. Berlin 1992) des 
realen Sozialismus der DDR in den 
70er Jahren eine Ausnahme mach- 
te. Er hatte erkannt, dass die DDR 
ohne eine Renaissance durch sy- 
stemtranszendente Reform in die 
,,echte Warenproduktion" zurück- 
fallen werde.(S. 170) Der 1980 ver- 
storbene Behrens wäre von 1989 
gewiss nicht überrascht worden. 
Reißig, der ansonsten sehr präzise 
formuliert, bleibt unscharf, wenn es 
um das Jahr 1989190 geht. Er 
spricht hier unreflektiert von „lm- 
plosion", ,,Zusammenbruch" und 
,,friedlicher Revolution". SPW 

Siegfried Prokop (Bernau b. Berlin) 

sen? Sind sie mehr als ein Alibi? 

Hernando Calvo Ospina 
Katli jn Desierq 

Was blüht Kuba, wenn es „vom 
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Die gespaltene 
Vereinigungsgesellschaft 

Rolf Reißig: Die gespaltene Vereini- 
gungsgesellschaft. Bilanz und Per- 
spektiven der Transformation Ost- 
deutschlands und der deutschen Ver- 
einigung. Berlin 2000. 160 5 

D er Satz Wolfgang Thierses, 
dass die Entwicklung in den 
neuen Bundesländern auf der 

Kippe stehe, hat mehr Bewegung in 
die Debatte um Probleme der deut- 
schen Einheit gebracht als jede ande- 
re Rede von Politikern im Bundestag. 
Das Für und Wider zu Thierses These 
hat einen neuen Bedarf an solider 
Analyse und ,,harten" Zahlen hervor- 
gerufen. 

Die von Rolf Reißig, seit 1990 Chef 
des Brandenburg-Berliner Instituts für 
Sozialwissenschaftliche Studien, kürz- 
lich vorgelegte 10-Jaresbilanz geht 
auf eine Reihe von Fragen ein, die 
jetzt neu im Raum stehen. 

Reißigs kritische Ausgangsthese 
lautet, dass der hegemoniale Vereini- 
gungsdiskurs seine Urteile längst 
festgeschrieben habe und ,,Abwei- 
chungen'' nicht zulasse. Das Axiom 
laute: Die Transformation Ost- 
deutschlands habe sich - trotz nicht 
vorhersehbarer Probleme- auf ho- 
hem Niveau stabilisiert. Die Gewinne 
überlagerten die Verluste, die Anglei- 
chung Ost an West sei ausgeprägter 
als die noch vorhandenen Unter- 
schiede. 

Diese Festschreibung folgt ideo- 
logischen Bildern und parteipoliti- 
schen Kalkülen. Die Aufgabe der So- 
zialwissenschaften aber bestehe 
darin, in ihren Analysen einem ge- 
sellschaftskritischen Ansatz zu su- 
chen. Für Reißig war das Transfor- 
mations- und Einheitsprojekt im 
,,Jahre 10" der deutschen Einheit 
weder gelungen noch gescheitert, 
sondern gespalten und unvollendet. 
Im Ergebnis der von konservativen 
Akteuren geprägten Vereinigung 
durch Inkorporation (Einverleibung) 
entstand die gesamtdeutsche Bun- 
desrepublik als ,,dualistische Verei- 
nigungsgesellschaft". Innerhalb der 
Bundesrepublik habe sich eine ge- 
sonderte ostdeutsche Teilgesell- 
schaft mit  spezifischen Struktur- 
merkmalen gebildet. Die Fehlsteue- 
rung, die eine derart gespaltene Ein- 
heit hervorbrachte, wurde späte- 
stens in der zweiten Hälfte der 90er 
Jahre mi t  dem Abbrechen der öko- 
nomischen Aufholjagd und einem 
neuen Auseinanderdriften des 

Wachstums in Ost und West offen- 
bar. Hier wäre der Wechsel zu einer 
an einem neuen Leitbild orientierten 
Reformpolitik erforderlich gewesen. 
Ein neues Signal, das auf das Aufho- 
len durch den Osten setzt und mit 
Investitionen dafür Voraussetzun- 
gen schafft, gab es seither nicht. So 
kam es zu den mittlerweile ernsten 
Problemen, die Ostdeutschland an 
den Scheideweg geführt hätten: 
,,strukturschwache, abhängige und 
alimentierte ,Sonderzone' oder zu- 
kunftsfähige Wachstumsregion in 
der Mitte Europas." (S. 11) Erforder- 
lich sei ein Abrücken vom ,,Weiter 
so" und ein Strategiewechsel. An- 
stelle des Aufbaus Ost als Nachbau 
West müsse nun ein Umbau in Ost 
und West treten. 

Reißig erinnert daran, welche 
Grundannahmen am Beginn der Ver- 
einigung standen: 

Nach einer kurzen, vielleicht etwas 
schmerzhaften Übergangsphase, 
käme es zu einem selbsttragenden 
Wirtschaftsaufschwung und zu blü- 
henden Landschaften sowie zu glei- 
chen Lebensverhältnissen in Ost und 
West. 

Funktionstüchtige, in der ostdeut- 
schen Gesellschaft fest verankerte In- 
stitutionen würden schnell entstehen. 

Die Zufriedenheits- und Zukunfts- 
potentiale sowie das Systemvertrauen 
würden wachsen. 

Es käme folglich zu einer Anglei- 
chung der Wertorientierungen und 
der politischen Kultur der Ost - an die 
Westdeutschen und zur inneren Ein- 
heit. 

Dabei herrschte die Hoffnung 
vor, dass es sich bei der DDR-Trans- 
formation um etwas Ähnliches han- 
delte wie bei dem Wirtschaftswun- 
der der alten Bundesrepublik. Die 
neuen Bundesländer sollten durch 
ihr Hinzukommen die Bundesrepu- 
blik vergrößern, die sich aber selbst 
keineswegs verändern sollte: ,,lm 
Osten sollte sich danach alles, im 
Westen nichts ändern, mit Ausnah- 
me vielleicht der Postleitzahlen." (S. 
23) 

Am Beginn der konservativen 
Vereinigungspolitik stand die Vor- 
stellung, dass die Herstellung der in- 
stitutionellen Gleichheit mit dem 
westdeutschen lnstitutionensystem 
wichtiger sei als die bestmögliche 
Entwicklung der bestehenden Poten- 
tiale oder eine möglichst verlustarme 
Anpassung an den weltwirtschaftli- 
chen Kontext. Das war die Entschei- 
dung für einen exogenen Transfor- 
mationstyp. Diesem entsprach der 

Institutionen-, Eliten- und Ressour- 
centransfer von West- nach Ost- 
deutschland in einem bisher nicht 
gekannten Ausmaß. Der soziale und 
politische Wandel in den neuen Bun- 
desländern erfolgte durch Außen- 
steuerung, während endogene Fak- 
toren später zunehmend an Gewicht 
gewannen. Der politische Transfor- 
mationsprozess verdrängte alles, 
was der demokratische Aufbruch im 
1989/90 in der DDR hervorgebracht 
hatte. Die konservative Elite aus dem 
Westen vermochte nichts mit der de- 
mokratischen Volksbewegung der 
DDR anzufangen. Ab Oktober 1990 
war der Dialog der Ostdeutschen 
über ihr Woher und Wohin zu Ende. 
Als neue Norm galten nur noch 
westdeutsche Institutionen, Nor- 
men, Parteien, Medien, Politikfor- 
men, Diskurse, Deutungen und 
Wertorientierungen. Ostdeutschland 
war in der Sicht der konservativen 
Akteure ein ,,nachhinkendes Sonder- 
gebietl'.Viele Ostdeutsche bekamen 
den Eindruck, dass sie in der Bundes- 
republik unerwünscht seien. Der ra- 
dikale Elitenaustausch machte über 
100000 Wissenschaftler der DDR zu 
Rentnern, Vorrentnern und Arbeits- 
losen. Nicht nur die Positionselite 
wurde deklassiert, auch große der 
Teile der Funktionselite. Lebensläufe, 
Lebensentwürfe, Qualifizierungen, 
Leistungen, Berufs- und Bildungsab- 
schlüsse, individuelle und gesell- 
schaftliche Wertorientierungen wa- 
ren, da in der ,,zweiten Diktatur" er- 
worben, nur noch Erblasten. Nach 
Reißig sind die Folgen dieser objekti- 
ven und subjektiven Entwertung gra- 
vierender noch als die der Deindu- 
strialisierung. Ostdeutsche haben in 
der Bundesrepublik einen Bevölke- 
rungsanteil von 20 Prozent. Der An- 
teil der Ostdeutschen am Führungs- 
personal in der Justiz und beim Mili- 
tär beträgt 0 Prozent, in der Wirt- 
schaft 0,4 Prozent, in der Verwal- 
tung 2,5 Prozent, in der Wissen- 
schaft 7,3 Prozent, in den Medien 
11.8 Prozent und in den Gewerk- 
schaften 12,4 Prozent. Selbst in Ost- 
deutschland ist die knappe Hälfte 
des Führungspersonals nicht mehr 
von Einwohnern der Region besetzt. 
Diese Gegebenheit schuf kulturell- 
mental ein Problem zwischen Au- 
ßenseitern (Mehrheit) und Etablier- 
ten (Minderheit). Ein politischer Ord- 
nungsrahmen könne zwar übertra- 
gen werden, meint Reißig, aber die 
dazugehörende zivile Gesellschaft 
und politische Öffentlichkeit nicht. 
Zu einem Erfolg der Transformation 
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Sozialer Fortschritt in 
Neuen Zeiten 
Zukunftskongress der Jusos als Wegmarke einer 
linken Zukunftsdiskussion 

Von Björn Böhning und  Rüdiger Scholz 

Der Zukunftskongress ,,Sozialer Fort- 
schritt in Neuen Zeiten" des Juso-Bun- 
desverbands, zu dem am ersten Mai- 
wochenende knapp 250 Teilnehme- 
rlnnen aus der gesamten Republik in 

Die Herausbildung 
eines neuen Akku- 
rnulationsregirnes 
vollzieht sich über 
den Generations- 

wechsel 

Björn Böhning, Mitglied dei 
Bundesgeschäftsfuhrer der 

die Universität Hamburg kamen, war 
weitaus mehr als nur ein Abschluss 
der IusoKampagne ,,Neue Zeiten 
Denken ". 

Die Herausforderung 

E nde der 1980er Jahre fand in 
Großbritannien unter dem Titel 
„New Times" ein Kongress der 

Zeitschrift Marxism Today statt, bei 
dem versucht wurde, den sich heraus- 
bildenden neuen Typ des Kapitalismus 
zu analysieren und daraus Schlüsse 
für das Selbstverständnis, die Politik 
und die Strategie der Linken zu zie- 
hen. In Anlehnung an diese Konzepti- 
on und in der Vorstellung, dass die 
1990er Jahre, in Bezug auf die Wei- 
terentwicklung eines modernen so- 
zialistischen Verständnisses, ein weit- 
gehend verlorenes Jahrzehnt waren, 
wurde mit dem Kongress ein erster 
Versuch unternommen, mit Wissen- 
schaftlerlnnen, Gewerkschafterlnnen 
und Kulturschaffenden Perspektiven 
für eine moderne linke und emanzi- 
pative Reformalternative zu erörtern. 

Zwei grundlegende Aspekte stan- 
den dabei Im Vordergrund: Erstens 
die Diskussion über die politischen 
Herausforderungen aber auch die 
Chancen in Zeiten des ,,flexiblen Kapi- 
talismus". Denn klar ist trotz aller ro- 
mantischen Sehnsucht von Teilen der 
Linken: der Weg zurück ins historisch 
verklärte ,,goldene Zeitalter" der 
Nachkriegszeit und -Ökonomie ist ver- 
sperrt; die ökonomischen und gesell- 

*spwRedaktion (Berlin) und Rudiger Scholz, 
Jusos (Berlin) 
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schaftlichen Verhältnisse haben sich 
umgewälzt. Dabei hat die Moderni- 
sierung ein Doppelgesicht: Der Schub 
der Produktivkraftentwicklung kann 
unser Leben bereichern, bietet Poten- 
ziale für mehr Beschäftigung und 
qualifizierte Arbeit, für neue Produkte 
und Dienstleistungen, für mehr Le- 
bensqualität und die Herausbildung 
eines ökologisch nachhaltigen Wohl- 
standsmodell. Dem stehen jedoch Ri- 
siken entgegen: Soziale Spaltungen, 
Überforderungen und auch negative 
ökologische Folgen. Insofern steht die 
Linke vor der Herausforderung, der 
ungeheuren innovativen Dynamik, die 
sich besonders deutlich im Bereich 
der lnformationstechnologie ablesen 
Iässt, eine Richtung zu geben. 

Zweitens geht es darum, die An- 
sprüche der jungen Generation an Le- 
ben, Arbeiten und Wirtschaften in der 
Zukunft herauszukristallisieren. Denn 
die beschleunigte Veränderung unse- 
rer Gesellschaft ist zurzeit nur für eini- 
ge ein Gewinn für viele andere be- 
deutet sie vor allem den Verlust von 
Sicherheiten und Orientierungen. An- 
spruch muss es daher sein, aus der 
jungen Generation heraus über Flexi- 
bilisierung und Individualisierung hin- 
weg einen neuen sozialen Zusam- 
menhalt zu organisieren, der Ansprü- 
che an die gesellschaftliche Moderni- 
sierung und die soziale lntegration 
formuliert. 

Neue Zeiten Denken 
Vor diesem Hintergrund wurde ver- 
sucht Schwerpunkte festzusetzen, die 
den Kern eines Reformprojekts dar- 
stellen können. Diese umfassten ne- 
ben der Globalisierung und Regionali- 
sierung von Politik und Wirtschaft so- 
wie Innovations und Beschäftigungs- 

politik auch moderne Anforderungen 
an Bildung und Demokratie in der In- 
formationsgesellschaft. In der Analyse 
spielten dabei die globalisierten Ver- 
änderungen von Wertschöpfungs- 
strukturen sowie die Entwicklung zu 
einer ~etzwerkökonomie eine wichti- 
ge Rolle. Im Anschluss daran verän- 
dern sich auch die Arbeits und Le- 
benswelten der Beschäftigten grund- 
legend. Die Herausbildung eines neu- 
en Akkumulationsregimes vollzieht 
sich über den Generationswechsel. 
Somit sind es insbesondere die Jun- 
gen, die gezwungen sind, ihr Leben 
auf die neue Ökonomie zuzuschnei- 
den. Doch nicht nur zwischen den 
Generationen erleben wir neue „Zu- 
teilungen" sondern insbesondere 
zwischen den Geschlechtern werden 
neue ,,Arrangements" geschlossen, 
die traditionelle Lebensläufe entzer- 
ren und einer modernen sozialstaatli- 
chen Flankierung bzw. Absicherung 
bedürfen. 

Die bestehenden Bildungsinstitu- 
tionen, die zumeist noch in der fordi- 
stischen Periode gestaltet und auf die- 
se zugeschnitten worden sind, stoßen 
angesichts dieser neuen Realitäten 
zunehmend an Grenzen. Sinnvoll er- 
scheint es daher, eine zeitgemäße 
qualitative Wieterentwicklung quer 
zu den drei Säulen des Bildungssy- 
stems zu diskutieren und in einer 
,,Zweiten Bildungsreform" zusam- 
menzufassen. Anforderung an eine 
moderne Demokratie sind insbeson- 
dere dort zu formulieren, wo sozio- 
kulturelle Ausgrenzungen zu einem 
Beteiligungsverlust innerhalb der Ge- 
sellschaft führen, während gleichzei- 
tig zunehmend Entscheidungen an 
den legitimierten Institutionen vorbei 
getroffen werden. 

Die Lohnarbeit ist angesichts der 
Bedrohung von Massenarbeitslosig- 
keit und der Ausdehnung prekärer 
Beschäftigungsverhältnisse nicht 
mehr der Garant für die soziale Inte- 
gration in die Gesellschaft. Die Lohn- 
arbeitsgesellschaft befinde sich, so 
Castel, in einer ,,Zone der Verwund- 
barkeit". Das Fehlen jeder produktiver 
Arbeit und der Mangel an sozialen 
Beziehungen führe zur sozialen Aus- 
gliederung. ,,Kommt es beispielsweise 
zu einer Wirtschaftskrise, einem An- 
stieg der Arbeitslosigkeit, so dehnt 
sich die Zone der Verwundbarkeit 
aus, greift auf die lntegration über 
und Iässt so die Zone der Entkoppe- 
lung anwachsen". Castel weist nach- 
drücklich den Begriff der sozialen 
Ausgrenzung (exclusion sociale) bei 
der Analyse der Erosionsprozesse der 
Lohnarbeitsgesellschaft zurück. Aus- 
grenzung assoziiere Peripherie und 
Randgruppen, dabei breche die Ge- 
sellschaft nicht von den Rändern, son- 
dern von der Mitte her weg: als „De- 
stabilisierung des Stabilen". Er ersetzt 
den Begriff der Ausgrenzung durch 
Ausgliederung bzw. Bindungsauflö- 
su ng (dessaffiliation). 

Langzeitarbeitslose, die Bewohner 
in den berüchtigten Hochhaussied- 
lungen der Vorstädte, Sozialhilfeemp- 
fänger, arbeitssuchende Jugendliche; 
sie alle nehmen nach der Auffassung 
von Castel die gleiche soziale Position 
ein: die von ,,Überflüssigen". Sie sind 
aus der Zone der lntegration in die 
Zone der Verwundbarkeit oder von 
dort in die Zone der gesellschaftlichen 
,,Nicht-Existenz", in die ,,Welt der 
Nutzlosen" abgestürzt. Sie werden 
nicht mehr gebraucht. Die ,,Überzäh- 
ligen" sind noch nicht einmal mehr 
ausgebeutet, denn dazu müssten sie 
in gesellschaftliche Werte Übertragba- 
re Kompetenzen besitzen. „Sie sind 
schlichtweg unnütz." 

Die Probleme einer Gesellschaft, 
so Castel, hätten sich immer schon an 
den Rändern offenbart. Und so be- 
schreibt er kenntnisreich unter Einbe- 
ziehung einer schier unendlich schei- 
nenden Fülle von zeitgeschichtlichen 
Quellen und Dokumenten die histori- 
schen Prozesse der Entkoppelung. 
Dabei spannt er den Bogen von den 
Armen, Bettlern und Vagabunden vor 
der industriellen Revolution über die 
,Elenden' des Pauperismus des 19. 
Jahrhunderts bis zu den ,,Nichtbe- 
schäftigbaren" der Gegenwart. Dabei 
zeigt er deutlich auf, wie jede Epoche 
ihre eigene Gestalt der sozialen Frage 
entwickelt. Im Kern geht es bei der 
sozialen Frage immer um die Beunru- 

higung angesichts der schwindenden 
Fähigkeit zur Aufrechterhaltung des 
Zusammenhalts (Kohäsion) einer Ge- 
sellschaft. Und stets sind es die Au- 
ßenseiter, an denen sich die Grenzen 
sozialer Integrationsfähigkeit ablesen 
lassen. 

Im Vagabunden des 14. Jahrhun- 
derts entdeckt Castel den Entkoppel- 
ten in Reinform. Er ist der Inbegriff 
des ,,Nutzlosen der Erde". Da er dem 
Imperativ der Arbeit nicht nach- 
kommt, findet er sich auch aus der 
Zone der Fürsorge verstoßen. Auch in 
den Genuss von Netzwerken der un- 
mittelbaren Hilfe kann er nicht kom- 
men, weil er ein Fremder ist. Daneben 
zeigt Castel die Gewaltbereitschaft, 
mit der die feudalistische Gesellschaft 
die soziale Frage zu lösen versuchte. 

Die frühe Industriearbeit charakte- 
risiert Castel als Fortführung bereits 
aus dem Mittelalter stammender For- 
men des Arbeitszwanges, die in den 
liberalen Arbeitsmarkt mündeten. Der 
verarmte Handwerker, der Landbesit- 
Zer, den der Ertrag seines Bodens 
nicht mehr ernährte, der Geselle, der 
nicht mehr Meister werden konnte, 
sie alle waren von nun an gezwungen 
ihre Ware Arbeitskraft auf dem freien 
Markt feilzubieten. Die Lohnarbeit 
wurde völlig neu bewertet. Aber auch 
die Kontraktualisierung des Arbeits- 
verhältnisses war außerstande, der 
Würdelosigkeit der arbeitenden Men- 
schen abzuhelfen. Der entfesselte 
Prozess der Industrialisierung bringt 
den Pauperismus hervor. Lohnarbeit 
bedeutete Mühsal und Plage. 

Die soziale Frage wurde aufs Neue 
gestellt: Wie kann ein Kompromiss 
zwischen Markt und Arbeit gefunden 
werden? Wie Iässt sich der soziale 
Frieden wieder herstellen? Wie kann 
die lntegration der Arbeiterklasse rea- 
lisiert werden? Die Antwort, die auf 
diese Fragen entwickelt wurde, so Ca- 
stel, war der Sozialstaat, der alles dar- 
an setzt, ein Konzept zu erarbeiten, 
um der überwiegenden Bevölkerung 
soziale Sicherheit zu garantieren. Sei- 
ne Schutzmechanismen beruhen da- 
bei weniger auf dem Eigentum als auf 
dem System der Lohnarbeit. Die ge- 
setzliche Pflichtversicherung war der 
strategische Hebel im Übergang vom 
verachteten Lohnarbeiter zum Staats- 
bürger (vgl. auch den Zusammen- 
hang der Bismarckschen Sozialisten- 
gesetze und die Einführung der Sozi- 
alversicherung, K.S.) Sie revolutioniert 
das Leben des Lohnarbeiters und er- 
möglicht seine Partizipation an gesell- 
schaftlich erzeugtem Sozialeigentum. 
Die Gesellschaften transformierten 

sich in Arbeitnehmergesellschaften, in 
der sich der einzelne über seine indivi- 
duelle Arbeit als gesellschaftlich nütz- 
lich und anerkannt ausweist. Lohnar- 
beit wird identitätsstiftend. Arbeitslo- 
sigkeit ist ein Makel. Doch seit den 
siebziger Jahren gerät die Lohnar- 
beitsgesellschaft zunehmend in die 
Krise. Castel konstatiert, dass das Pre- 
kärwerden der Arbeit das mühsam 
über Jahrhunderte hinweg erbaute 
Modell gesellschaftlichen Zusammen- 
halts, die Lohnarbeitsgesellschaft und 
die darauf basierenden Systeme der 
sozialen Sicherung, ins Wanken gerät. 
Trotzdem begegnet er den Todesan- 
zeigen der Lohnarbeitsgesellschaft 
mit Skepsis: denn Arbeit ist mehr als 
nur Arbeit. Sie bedeutet ganz wesent- 
lich soziale Integration. Nur über das 
Verhältnis zur Arbeit, das zeige der 
Blick in die Geschichte, konnte das 
Problem der sozialen Integration, die 
soziale Frage, halbwegs gelöst wer- 
den ,,Die gegenwärtige Gesellschaft 
ist noch durch und durch Lohnar- 
beitsgesellschaft." Dem neoliberalen 
Terror der Ökonomie und der damit 
verbundenen Demontage des Sozial- 
staats erteilt Castel eine Absage. Er 
orientiert sich am Erfolg des Modells 
des ,,rheinischen1, Kapitalismus. Ähn- 
lich wie Pierre Bourdieu macht er sich 
für ein Regressionsverbot stark, das 
jeden Rückschritt im Bereich der so- 
zialen Errungenschaften verbietet. 
Ebenso deutlich macht er klar, dass 
die Krise der Lohnarbeitsgesellschaft 
nicht durch die Radikalisierung von 
Marktfrei heiten gelöst werden kann. 
Nur der Staat, davon ist Castel über- 
zeugt, kann der Gesellschaft ein Mini- 
mum an Zusammenhalt aufzwingen. 
Es gibt keinen gesellschaftlichen Zu- 
sammenhalt ohne soziale Sicherung. 
Die Herausforderungen, denen sich 
die Gesellschaft zu stellen hat, sind 
groß: „Bei Anbruch des 21. Jahrhun- 
derts nun, das die im Rahmen der In- 
dustriegesellschaft ins Werk gesetzten 
Regulationen ihrerseits grundlegend 
erschüttert sind, muss ganz klar die- 
ser nämliche Gesellschaftspakt mit 
neuerlichem Aufwand redefiniert 
werden. Als Solidarpakt, Pakt für Ar- 
beit, Pakt für Staatsbürgerlichkeit: 
Dies verlangt, dass wir uns über die 
Voraussetzungen der Inklusion aller 
Gedanken machen, auf dass sie, wie 
man zu Zeiten der Aufklärer sagte, 
,Umgang miteinander haben' kön- 
nen, d.h. eine ,Gesellschaft bilden"'. 
Dem ist nichts hinzuzufügen. Außer: 
Castels historische Studie ist Pflicht- 
lektüre für die Gegenwart. SPW 

Klaus Störch (Flörsheim) 
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verhungern mussten, da die Firmen- 
leitung nicht bereit war mit der de- 
mokratisch legitimierten Regierung 
zusammenzuarbeiten. Nestle be- 
fürchtete die Kontrolle über den chile- 
nischen Milchmarkt zu verlieren. Da- 
bei wollte Allende die Milch für sein 
geplantes Ernährungsprogramm von 
dem Lebensmittelriesen zu regulären 
Marktpreisen einkaufen. „Wie viele 
andere multinationale Banken, Indu- 
strie- und Handelsgesellschaften des 
Westens war auch Nestle ein erbitter- 
ter Gegner der Reformpolitik Allen- 
des." 

Das alles und noch viel mehr wur- 
de von Ziegler über den Hunger in der 
Welt zusammengetragen. Die Form, 
die er für sein engagiertes und kennt- 
nisreiches Buch gewählt hat, dürfte 
nicht jedem Leser gefallen. Warum, 
fragt man sich schon nach wenigen 
Seiten, muss es gerade ein Gespräch 
mit seinem Sohn sein? So stört der 
gestelzte Stil und der erhobene Zeige- 
finger mit dem der Autor seine wis- 
senswerten Informationen vorträgt. 
Nervig sind die empörten Zwischen- 

Die Metamorphosen der 
sozialen Frage 

Robert Castel: Die Metamorphosen 
der sozialen Frage - Eine Chronik der 
Lohnarbeit, 
Aus dem Französischen von Andreas 
Pfeuffel; UVK Universitätsverlag Kon- 
stanz GmbH, Konstanz 2000, 416 
Seiten, D M  68,-. 

,,Es gibt kein Recht auf Faulheit", 
zürnte kürzlich der Kanzler einer sozi- 
aldemokratisch geführten Regierung 
im auflagenstärksten Boulevardblatt, 
der BILD-Zeitung, und löste damit ei- 
nen heftigen Streit darüber aus, ob 
die Arbeitslosen überhaupt arbeits- 
willig sind, oder ob sie es sich lediglich 
in der sozialen Hängematte - also auf 
Kosten der Gemeinschaft - gemütlich 
machen. Eine zynische Äußerung an- 
gesichts vier Millionen registrierter ar- 
beitsloser Menschen in Deutschland. 
Mit der erneut angestoßenen Debatte 
um den Missbrauch von Sozialleistun- 
gen provozierte Gerhard Schröder 
nicht nur die Gewerkschaften und die 
politische Linke, sondern gab gleich- 
zeitig dem Arbeitgeberlager, seinen 
Verbänden und der bürgerlichen 
Presse eine Steilvorlage, um deren 
Konzepte zur Deregulierung und Fle- 

rufe des Sohnes und die belehrenden 
Antworten eines scheinbar allwissen- 
den Vaters. Andererseits dürfte gera- 
de die Form des Dialoges geeignet 
sein, eine breitere Leserschaft für die 
komplexen Fragen des Welthungers 
zu interessieren. Deshalb kann das 
Gespräch getrost als - wenngleich 
überdimensionierte - Einleitung und 
Einführung für den zwanzigseitigen 
Epilog gelesen werden. Hier begeg- 
net uns Ziegler, wie wir ihn kennen: 
als brillianter Essayist, ernstzuneh- 
mender Wissenschaftler und enga- 
gierter Sozialist. Auf den letzten 
zwanzig Seiten zeigt er, was das Buch 
hätte sein können. Daten, Fakten und 
Schlussfolgerungen knallhart und 
schnörkellos vorgetragen. Hier rech- 
net Ziegler ab: Mit dem globalisierten 
Kapitalismus, dem Finanzkapital und 
dessen Profitmaximierungsgesetzen 
und der neoliberalen Ideologie. „Mit  
seiner permanenten Diffamierung des 
Staates, der Volkssouveränität, der 
gewählten Institutionen und der so- 
zialen Bewegungen, des territorialen 
Kom~etenzbereichs und der von 

THEORIE & STRATEGIE: REZENSION 

xibilisierung des Arbeitsmarktes (und 
der Sozialversicherungssysteme) aus 
der Wiedervorlagemappe herauszu- 
kramen. Und in der Tat berührt die 
derzeit heftig geführte Diskussion 
eine zentrale Frage moderner Gesell- 
schaften. Die gegenwärtige Situation 
ist gekennzeichnet durch Massenar- 
beitslosigkeit und prekäre Beschäfti- 
gungsverhältnisse. Die Systeme der 
sozialen Sicherung sind überfordert. 
Die Segmentierung der Gesellschaft 
in einen produktiven Kern und einen 
mehr oder weniger notdürftig ali- 
mentierten Rand schreitet voran. 

Befindet sich die ,,Lohnarbeitsge- 
sellschaft" in einer Krise? Ist der mo- 
derne Sozialstaat gescheitert? Diese 
Fragen stehen im Mittelpunkt der 
umfassenden historischen Studie des 
französischen Sozialwissenschaftlers 
Robert Castel, die - fünf Jahre nach 
ihrer Erstveröffentlichung in Frank- 
reich - jetzt endlich auch in deutscher 
Übersetzung erschienen ist. Es geht 
um „die Geschichte der Gegenwart". 
Castel, der Forschungsdirektor an der 
Ecole des Hautes Etudes en Sciences 
Sociales in Paris ist, führt sie zurück 
bis in Mittelalter. Von hier aus will er 
die ,,Metamorphosen der sozialen 
Frage" nachzeichnen. Castel be- 
schreibt, wie sich die Lohnarbeit im 

Menschen gemachten demokrati- 
schen Norm zerstört der Neoliberalis- 
mus das Erbe der Aufklärung.'' 

Zieglers Antworten gegen die 
fortschreitende Zerstörung der Men- 
schen durch den Hunger lauten kon- 
sequenterweise: Die humanitäre Not- 
standshilfe muss effizienter gemacht 
werden, 

bestehende Gewaltverhältnisse 
gehören umgestürzt, d.h. die Opfer 
müssen in handelnde Akteure ver- 
wandelt werden, und die Länder der 
Dritten Welt müssen beim Aufbau ei- 
ner geeigneten Infrastruktur unter- 
stützt werden. Der Hunger, dass ist 
Zieglers kategorischer Imperativ, muss 
um alles in der Welt besiegt werden. 
Ein ungebändigter globalisierter Kapi- 
talismus ist dazu außerstande. Nor- 
men und Verträge müssen geschaffen 
werden. Denn wie schrieb schon 
Jean-Jaques Rousseau in seinem be- 
rühmten ,,contrat social": ,,Zwischen 
dem Schwachen und dem Starken ist 
es die Freiheit, die unterdrückt und 
das Gesetz, das befreit." SPW 

Klaus Störch (Flörsheim) 

historischen Prozess aus dem Status 
der Benachteiligung herauszulösen 
begann, um in der Mitte des 20. Jahr- 
hunderts zur Basismatrix der moder- 
nen Lohnarbeitsgesellschaft zu wer- 
den. In der Vergangenheit bedeutete 
das Angewiesensein auf Lohnarbeit 
einer der unsichersten und elendsten 
Lebensstellungen. Lohnarbeiter wur- 
de, wer nichts war und nichts anderes 
zu tauschen hatte als seiner Hände 
Arbeit. Das hat sich erst nach dem 
zweiten Weltkrieg geändert. Das 
Wirtschaftswachstum und die an die 
Lohnarbeit gekoppelten Systeme der 
sozialen Sicherung führten zu einer 
relativen Befriedung des Konfliktes 
zwischen Kapital und Arbeit. Zum er- 
sten Mal in der Geschichte schien es 
der Lohnarbeitsgesellschaft zu gelin- 
gen, die soziale Frage zu lösen und 
den Arbeitern ein bürgerliches Leben 
zu garantieren. Der sozialstaatlich ge- 
bändigte Kapitalismus galt als der Kö- 
nigsweg zwischen bürokratischen So- 
zialismus sowjetischer Prägung und 
der ungezügelten Anarchie des freien 
Marktes. „Die soziale Frage schien 
sich im Glauben an einen unbegrenz- 
ten Fortschritt aufzulösen. Diese Bahn 
ist nun entzweigebrochen." Der 
Traum immerwährender Prosperität 
ist ausgeträumt. 

MAGAZIN 

ZukunftsEntwürfe! 
Auf insgesamt drei Podien und 5 Fo- 
ren versuchten Vertreterinnen und 
Vertreter aus dem gesamten Spek- 
trum der bundesdeutschen Linken die 
Eckpfeiler eines neuen fortschrittli- 
chen Projekts zu umreißen. Unter an- 
deren war auch Bundesbildungsmini- 
sterin Edelgard Bulmahn anwesend, 
die nach einem Referat zum Thema 
,,Bildung und Innovation im Über- 
gang zu einem neuen Zeitalter" die 
Preisträgerinnen und Preisträger des 
Jusoldeenwettbewerbs ,,ZukunftsEnt- 
würfe" prämierte. Dieser Wettbewerb 
hatte junge Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler aufgefordert, ihre 
Vorstellungen einer selbstgestalteten 
und emanzipativen Zukunft darzu- 
stellen und zu beschreiben, wo Poten- 
tiale für eine fortschrittliche Politik lie- 
gen. 

Ein weiterer Aspekt des Kongres- 
ses wandte sich dem Bereich der Pop- 
kultur zu. In der Podiumsdiskussion 
,,Ästhetik des Widerstands 2001" 
wurde zusammen mit Vertreterlnnen 
aus Kultur und Popart versucht, eine 
Bestandsaufnahme des kulturellen 

it den Urteilen des Bundes- 
verfassungsgerichts zur 
Pflegeversicherung vom 3. 

April (unter www.bverfg.de/entschei- 
dungen) hat das Gericht dazu beige- 
tragen, die Familienförderung im 
Frühjahr 2001 zu einem intensiv öf- 
fentlich diskutierten Thema zu ma- 
chen. Gerade im Kontext der Ergeb- 
nisse des Armutsberichts über die 
wachsende Kinderarmut und der an- 
stehenden Entscheidung über die 
Höhe von Kindergeld und Kinderfrei- 
beträgen ab 2002 sind die Urteile zu- 
nehmend berechtigter Kritik ausge- 
setzt. Diese Kritik ist verfassungsrecht- 
lich, verfassungspolitisch und sozial- 
politisch begründet. 

In einem der auf individuelle Ver- 
fassungsbeschwerden hin ergange- 
nen Urteile ( I  BvR 1629194) hat der 
erste Senat des BVerfG dem Bundes- 
gesetzgeber aufgegeben, die Bei- 
tragsregelung in der sozialen Pflege- 
versicherung bis Anfang 2005 so zu 
ändern, dass Versicherte, die Kinder 
betreuen und erziehen, einen niedri- 
geren Beitrag zahlen müssen als kin- 
derlose Versicherte. Begründet wird 
dies durch den allgemeinen Gleich- 
heitssatz in Verbindung mit dem 
Schutz von Ehe und Familie. In einem 

Widerstandspotenzials zu umreißen. 
Denn Lebensstile und kulturelle Aus- 
drucksformen sind nicht nur ebenfalls 
einem tiefgreifenden, beschleunigten 
Wandel unterzogen sondern auch ei- 
ner enormen Pluralisierung (mit ver- 
schiedensten ,,Nischen") und einer 
weitgehenden Kommerzialisierung. 
Ansätze politischer Hegemonie wer- 
den aber unerreicht bleiben, wenn es 
nicht gelingt, moderne ,,linke Kultur- 
arbeit" in eine gesellschaftliche Zu- 
kunftsdiskussion, in die Entwicklung 
von Inhalten und Symbolik einzube- 
ziehen. Dazu bedarf es eines breiten 
und gleichberechtigten Austausches 
zwischen Kultur und Politik, der auf 
dem Kongress begonnen wurde und 
der Abschied von der arroganten Vor- 
stellung nimmt, Kulturschaffende als 
,,prominente Aushängeschilder" für 
banale politische Botschaften instru- 
mentalisieren zu können. 

Wegmarken in Bewegung 
Darüber hinaus diente der Zukunfts- 
kongress der Darstellung und dem 
Austausch von verschiedenen interes- 
santen und innovativen Ansätzen der 

zweiten Urteil vom gleichen Tag (1 
BvR 1 681194) wird eine entsprechen- 
de Beitragsgestaltung in der privaten 
Pflegepflichtversicherung als nicht ge- 
boten betrachtet. 

Begründet wird dies im ersten Ur- 
teil (sub C. IV., Rz. 55) damit, dass 
Pflegebedürftigkeit ein typisches Risi- 
ko des Alters ist, die Pflegeversiche- 
rung für ihr langfristiges Fortbestehen 
also darauf angewiesen ist, dass Bei- 
tragszahler nachwachsen, die über 
die künftige Umlage für die heutigen 
Beitragszahler aufkommen. Pflegever- 
sicherte, die auf Einkommens- und 
Vermögensbildung verzichteten, weil 
sie Kinder erziehen und für sie Unter- 
halt leisten, seien deshalb gegenüber 
Kinderlosen benachteiligt. In der pri- 
vaten Pflegeversicherung (zweites Ur- 
teil, sub C. III., Rz. 70) geltedies nicht, 
da die Leistungen im Anwartschafts- 
deckungsverfahren über Altersrück- 
stellungen finanziert werden und das 
System daher nicht in gleicher Weise 
auf die Prämienzahlungen der nach- 
wachsenden Generation angewiesen 
sei. Der Gesetzgeber der Pflegeversi- 
cherung habe 1994 schon absehen 
können, dass sein Handeln verfas- 
sungswidrig war, weil die Zahl der 
Kindererziehenden bereits 1994 dra- 

politischen Arbeit vor Ort, um den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
Anknüpfungspunkte für ihre politi- 
schen Arbeitszusammenhänge anzu- 
bieten. 

Mit  dem Zukunftskongress ha- 
ben die Jusos einen ersten Beitrag 
dazu geleistet, eine Vernetzung in- 
nerhalb einer Neuen Linken herzu- 
stellen, die weiter ausgebaut werden 
muss. Auf der lnternetplattform 
www.neuezeiten.net werden dazu 
Beiträge, lnformationen und Diskus- 
sionen gebündelt. Die zahlreichen 
und verschiedensten Diskussionen, 
die auf diesem Kongress geführt 
wurden, können dabei eine erste 
Wegmarke für eine Zukunftsdiskussi- 
on von links bilden. Nun gilt es, den 
Prozess der Diskussion um Sozialen 
Fortschritt in Neuen Zeiten fortzuset- 
zen. 

Ansätze politischer Hegemonie 
werden aber unerreicht bleiben, 
wenn es nicht gelingt, moderne ,,lin- 
ke Kulturarbeit" in eine gesellschaftli- 
che Zukunftsdiskussion, in die Ent- 
wicklung von Inhalten und Symbolik 
einzubeziehen. SPW 

Wege und Irrwege 
zur Familien- 

förderung 
Von Felix Welti 

matisch abgenommen habe. Die Frist 
zur Neuregelung sei deswegen so lan- 
ge bemessen, weil die Bedeutung des 
Urteils auch für andere Zweige der 
Sozialversicherung zu prüfen sei (er- 
stes Urteil, sub. D I, Rz. 69). Gerade 
aus diesem Hinweis wird deutlich, 
dass der Senat die Entscheidung zur 
Pflegeversicherung zu einem State- 
ment in der Diskussion über Refor- 
men der Alterssicherung und insbe- 

Dr Felix Weh, Wiss. Ass. am Institut fur Sozialrecht und Sozialpolitik in 
Europa der Uni Kiel, Mitglied im spw-Arbeitsausschuss 
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Das Bundesverfas- 
sungsgericht erliegt 

dem Mythos, nur 
Umlageverfahren 

seien sozial gebun- 
den, während bei 
kapitalgedeckten 

Verfahren ,,jeder für 
sich selbst" anspart. 

sondere der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung genutzt hat. 

Der Begründungsstrang des Bun- 
desverfassungsgerichts ist sozialpoli- 
tisch weder zwingend noch einleuch- 
tend. Zwar ist es zutreffend, dass ein 
auf Dauer angelegtes System nicht 
ohne Nachwuchs auskommt. Keines- 
wegs ist es aber so, dass die Pflege- 
oder die Rentenversicherung nur 
überlebensfähig ist, wenn das Ver- 
hältnis von Pflegebedürftigen oder Al- 
ten zu Jüngeren gleich bleibt. Das Ge- 
richt blendet aus, dass die Systeme 
auch davon abhängig sind, wie sich 
die Produktivität entwickelt und wel- 
che Einkommen in welchem Umfang 
zur Finanzierung von Sozialausgaben 
herangezogen werden. Das Bundes- 
verfassungsgericht macht sich zum 
Anwalt einer langfristigen ,,Bestands- 
erhaltung" (erstes Urteil, Rz. 65), 
ohne sich mit der Frage aufzuhalten, 
ob diese eigentlich notwendig ist, 
wenn zugleich eine Verdoppelung 
von Produktivität und Sozialprodukt 
im gleichen Zeitraum zu erwarten ist. 

Dazu kommt, dass die ,,Bestands- 
erhaltung" der Beitragsbasis in den 
Sozialversicherungen nicht nur von 
der Geburtenrate abhängt, sondern 
vielmehr vor allem davon, ob die ge- 
borenen Kinder später sozialversiche- 
rungspflichtig sein werden. Also ist es 
wichtig, dass sie gut ausgebildet wer- 
den, dass sie später erwerbstätig sein 
können und dass diese Erwerbstätig- 
keit auch versicherungspflichtig wird. 
Damit ist das ganze Tableau einer 
künftigen Bildungs-, Sozial- und Wirt- 
schaftspolitik in den Blick gerückt. 
Schließlich ist anzumerken, dass die 
gleichen Faktoren - und hier natürlich 
ebenso auch die Geburtenrate - auch 
die künftige Finanzierung einer priva- 

ten Pflege- und Alterssicherung be- 
treffen. Auch eine private Pflegeversi- 
cherung kann nicht alleine ausgezahlt 
werden, weil eine Anwartschaftsdek- 
kung besteht. Wenn die verwaltende 
Versicherung zum Auszahlungszeit- 
punkt nicht aus aktueller Wirtschafts- 
kraft und Arbeit der aktuell jungen 
Generation schöpfen kann, wird auch 
sie nicht zahlen können. Gerade in 
dieser Widersprüchlichkeit seiner bei- 
den Urteile ist das Bundesverfas- 
sungsgericht' dem Mythos erlegen, 
nur Umlageverfahren seien sozial ge- 
bunden, während bei kapitalgedeck- 
ten Verfahren ,,jeder für sich selbst" 
anspart. In Wirklichkeit muss jede 
Rente und jede Sicherung bei Pflege- 
bedürftigkeit von denen aufgebracht 
werden, die zum gleichen Zeitpunkt 
arbeiten, nur die Wege der Umvertei- 
lung sind verschieden. 

Die möglicherweise auf den aller- 
ersten Blick bestechende Gleichheits- 
argumentation des BVerfG hält einer 
näheren Betrachtung nicht stand. 
Wenn mehrere zentrale Einflussfakto- 
ren im Spiel sind, lässt sich mit dem 
Gleichheitssatz kein eindeutiges Er- 
gebnis herbeiführen. Der Gesetzgeber 
hat vielmehr den Spielraum, die Ver- 
gleichsgruppen selbst zu bestimmen 
und die Faktoren so selbst für seine 
Sozialpolitik zu gewichten. Dass die 
Berücksichtigung von Unterhalts- und 
Erziehungslasten für Kinder gerade 
im Pflegeversicherungssystem (oder 
im Rentenversicherungssystem) statt- 
finden muss, ist nach herkömmlicher 
Dogmatik verfassungsrechtlich nicht 
zu begründen. Damit aber werden 
die Urteile zu einem verfassungspoliti- 
schen Problem. Das BVerfG sieht sich 
als berechtigt an, zentrale Fragen 
künftiger Sozialpolitik zu entscheiden 
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und verschiebt damit die Aufgaben 
zwischen den Staatsorganen. 

Wie die Berücksichtigung der Kin- 
derlasten in der Pflegeversicherung 
aussehen soll, hat das BVerfG offen 
gelassen. Würde der Gesetzgeber ei- 
nen verminderten Beitragssatz für El- 
tern vorsehen, würde dies höher ver- 
dienende Eltern stärker entlasten als 
Geringverdiener. Einkommensarme 
oder einkommenslose Eltern würden 
weniger gefördert oder leer ausgehen 
- so wie bei der vom BVerfG bereits 
durchgesetzten steuerrechtlichen 
Spielart des Familienleistungsaus- 
gleichs. Sinnvoller wäre insofern ein 
Beitragszuschuss zur Pflegeversiche- 
rung für Eltern in Höhe eines pro Kind 
berechneten Festbetrags. Dies wäre 
eine Art Bundeszuschuss zur Pflege- 
versicherung. Auch hiervon hätten 
aber diejenigen Eltern keine Entla- 
stung, die etwa als Sozialhilfeempfän- 
ger ohnehin keinen Pflegeversiche- 
rungsbeitrag selbst zahlen. 

Damit steht das verfassungsge- 
richtliche Konzept der Familienförde- 
rung einmal mehr im Widerspruch zu 
den Notwendigkeiten einer sozialen 
Familien- und Kinderpolitik. Der Ar- 
mutsbericht der Bundesregierung hat 
erneut belegt, dass das Risiko von Kin- 
dern, in Armut aufzuwachsen, gestie- 
gen ist und dass für Arbeitslose und 
für allein Erziehende das Kinderhaben 
ein erhebliches Armutsrisiko ist. Für 
eben diese Kinder wären besondere 
Anstrengungen erforderlich, damit 
sie trotz schwieriger Ausgangslage 
gut ausgebildet werden und die 
Chance bekommen, später beitrags- 
zahlende Stützen der sozialen Siche- 
rung zu werden. Der überwiegende 
Teil der staatlichen Aufwendungen 
zur Familienförderung wird aber nicht 
gezielt zur Verbesserung der Chan- 
cenqleichheit einqesetzt, sondern 
durih Kindergeld ;nd Kinderfreibe- 
träge im Rahmen des Steuerrechts 
verteilt. Dies ist auch eine Folge der 
vom Bundesverfassungsgericht ent- 
wickelten Doktrin, wonach verfas- 
sungsgemäße Familienförderung im 
Steuerrecht über die Steuerfreiheit 
des Existenzminimums jeder einzel- 
nen Person stattzufinden habe. Aus- 
gehend von dem nachvollziehbaren 
Ansatz, dass die Besteuerung nicht 
das Existenzminimum angreifen dür- 
fe, hat das Gericht daraus notwendi- 
ge Freibeträge oder Steuerverscho- 
nungen auch für all jene konstruiert, 
deren Einkommen vom Existenzmini- 
mum weit entfernt ist (zuletzt Ent- 
scheidung vom 10.1 1 . I  998, BVerfGE 
99, 246 ff.). Die populäre, jüngst von 
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Wie kommt der Hunger in die 
Welt? 

lean Zieglec Wie kommt der Hunger 
in die Welt? Ein Gespräch mit meinem 
Sohn, Verlag C. Bertelsmann, Mün- 
chen 2000, 156 Seiten, D M  32,-. 

B ücher, die sich mit den leidvol- 
len Auswirkungen der Globali- 
sierung auseinandersetzen ha- 

ben Konjunktur. Zu dieser Kategorie 
zählt auch das Buch des renommier- 
ten Schweizer Soziologen Jean Zieg- 
ler. Ziegler, der als Professor an den 
Universitäten Genf und Paris unter- 
richtet, gilt als ebenso kritischer wie 
unbequemer Aufklärer. Bereits in den 
80er und 90er Jahren wurde er durch 
seine Enthüllungen über den Finanz- 
platz Schweiz über die eidgenössi- 
schen Grenzen hinweg bekannt. Sei- 
ne Bücher über das Schweizer Nazi- 
Gold und die Holocaust-Konten wur- 
den internationale Bestseller. 

In seinem neuen Buch, das unter 
dem Titel „Wie kommt der Hunger in 
die Welt? Ein Gespräch mit meinem 
Sohn" im deutschsprachigem Raum 
erschienen ist, hat er nun das Wissen 
um den Welthunger zusammengetra- 
gen. Und so lernen wir eine Fülle über 
den Hunger, die Armut und vor allem 
über die Ursachen des massenhaften 
Elendes in der Welt. Mehr als 30 Mil- 
lionen Menschen, so erfährt der Leser, 
sind nach den Schätzungen der FAO, 
der Ernährungs- und Landwirtschafts- 
organisation der Vereinten Nationen, 
allein im Jahr 1999 verhungert. Über 
828 Millionen Menschen litten im 
gleichen Zeitraum an schwerer Unter- 
ernährung. Dabei habe die FA0 be- 
reits 1984 einen interessanten Bericht 
vorgelegt: Demzufolge müsste kein 

Mensch hungern. Ausgehend von 
den bestehenden landwirtschaftli- 
chen Produktivkräften, könnte die 
Erde mehr als 12 Milliarden Men- 
schen ernähren. Dabei wäre jedes 
Kind, jede Frau und jeder Mann mit 
einer Lebensmittelration von rund 
2400 bis 2700 Kalorien versorgt. Vor 
diesem Hintergrund macht Ziegler 
deutlich, dass Hunger keine schicksal- 
hafte Plage ist. Vielmehr: ,,Wenn die 
Nahrungsmittel gerecht auf der Erde 
verteilt würden, gäbe es mehr als ge- 
nug zu essen für alle." 

Ziegler zieht vor allem gegen In- 
tellektuelle, Politiker und die Verant- 
wortlichen in den internationalen Or- 
ganisationen zu Felde, die den My- 
thos von der Überbevölkerung und 
der regulativen Funktion der Hungers- 
nöte verbreiten. Thomas Malthus, der 
anglikanische Pastor am Ende des 18. 
Jahrhunderts, gilt Ziegler als der ideo- 
logische Wegbereiter für eine men- 
schenverachtende Bevölkerungstheo- 
rie, die bis in die Gegenwart weiter- 
wirkt. ,,Zu diesem Zweck muss man 
die malthusianischen Vorurteile zer- 
stören." 

Ziegler unterscheidet zwischen 
,,strukturellem Hunger" und ,,kon- 
junkturellem Hunger". Als ,,strukturel- 
len Hunger" bezeichnet er den chro- 
nischen Nahrungsmangel, dessen all- 
gemeine Ursachen in der ökonomi- 
schen Unterentwicklung und der Un- 
zulänglichkeit der Produktivkräfte ein- 
schließlich seiner Infrastruktur liegen. 
Der ,,konjunkturelle Hunger" dage- 
gen geht sehr oft mit einem überra- 
schenden Zusammenbruch der wirt- 
schaftlichen und sozialen Infrastruk- 
tur einher: eine Dürre, ein Hurrikan 
oder ein Krieg können der Auslöser 
sein. 

werbsfähigkeit. Berlin 
Giddens. Anthony (1 997): Jenseits von Links 

und Rechts, Frankfurt am Main 
- ders. (2000): Die Politik des Dritten We- 

ges. in:  Flassbeck/Giddens/Wiethold/ 
Zwickel u.a.: Ein dritter Weg in das 
dr i t te Jahrtausend. Hamburg, 
8. 12-25 

Hombach, Bodo (1 998): Aufbruch, Munchen 
Lafontaine. Oskar (1 999): Das Herz schlägt 

links, Munchen 
Marx, Karl; Engels, Friedrich (1 956-1 968): 

Marx Engels Werke (MEW), Berlin 
Meyer, Thomas (1 991): Demokratischer So- 

zialismus - Soziale Demokratie, Bonn 
Schroder, Gerhard (1 998): Politische Gestal- 

tung oder: Primat der Okonomie. in: 
NGFH 6/98, 8. 504-508 

Sozialistische Studiengruppen/Sost 
(1 995). Egalitarismus oder politische 
Okonomie der emanzipierten Arbeit?, 
Hamburg 

Ziegler beschreibt auch die Ar- 
beitsweise der Hilfsorganisationen. So 
arbeitet das Welternährungspro- 
gramm (WFP) nur in Ländern, die ein 
Lebensmitteldefizit aufweisen. 

In den Anfängen bekam die Orga- 
nisation die Nahrungsüberschüsse 
von den Geberländern, also im we- 
sentlichen von Europa und den Verei- 
nigten Staaten. Dieses System hatte 
sich als unbrauchbar erwiesen, da 
beispielsweise die Schweiz ihre Käse- 
Überproduktion über die WFP in Re- 
gionen verteilte, wo die Menschen 
nicht an den Verzehr von Käse ge- 
wöhnt waren. Gleiches galt für ameri- 
kanisches Getreide, das an Völker ver- 
teilt wurde, die traditionell nur Reis 
aßen. Die Organisation bekommt nun 
Geld von den Geberländern. Dafür 
werden Lebensmittel eingekauft, die 
in den Hungergebieten gebraucht 
werden. 

Die Methoden der multinationa- 
len Lebensmittelproduzenten, der Ge- 
treidekonzerne und Spekulanten und 
ihre Auswirkungen auf den Welthun- 
ger werden von Ziegler ebenso scho- 
nungslos aufgedeckt wie die fatalen 
Folgen der verfehlten Agrar- und Sub- 
ventionspolitik der Europäischen Uni- 
on. Er spricht vom Einsatz des Nah- 
rungsmittelentzugs als Waffe des 
Staatsterrors in Korea und von der 
fortschreitenden Versteppung ehe- 
mals fruchtbarer Regionen, weil der 
Boden, ausgemergelt durch jahrzehn- 
telange Monokultur, keine Nährstoffe 
mehr hergibt. 

Aufschlussreich ist die Rolle der 
Fa. Nestle, dem zweitgrößten Lebens- 
mittelhersteller der Welt, während 
der Regierung Allende in Chile: Zieg- 
ler zufolge ist der Konzern dafür ver- 
antwortlich, dass damals viele Kinder 
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duen beruhen: ,,Sozialismus ist nicht 
Egalitarismus, sondern die erfolgrei- 
che Organisation der gesellschaftli- 
chen Arbeit, die eine ungleiche Vertei- 
lung des Reichtums auf ungleiche In- 
dividuen möglich macht, ohne daß 
damit soziale Diskriminierungen und 
Ausgrenzungen verbunden sind." 
(Sost 1995: 16) 

3.3 Prinzip der Aktivierung 
contra fordistischen Sozialstaat 
Im Zentrum des ,,Dritten Weges" steht 
die Verarbeitung des ökonomischen 
Bruches der 70er Jahre. Auch der 
,,Dritte Weg" kreist damit um die ,,Kri- 
se des Fordismus" und versucht Ant- 
worten auf die dadurch verursachten 
Probleme zu finden. Er ist damit nicht 
nur irgendeine ,,Ideologie", sondern 
ein ernstzunehmender Versuch, die 
Position einer modernen sozialdemo- 
kratischen Position zu formulieren. 

Die größte Schwäche dieses Versu- 
ches besteht allerdings darin, dass er 
wesentliche Prämissen der liberalen 
Wirtschaftsdoktrin akzeptiert und da- 
her zu einer falschen Auffassung über 
die ,,Krise des Fordismus" sowie die 
gestalterischen politischen Spielräume 
kommt: Nicht darin widerspricht die 
Sozialdemokratie den Konservativen, 
dass man sich der Globalisierung un- 
terwerfen muss, sondern darin, wie 
diese Unterwerfung aussehen kann: 
„Die Politik der ,neuen Mitte' will die 
soziale Zerstörung und Polarisierung 
vermeiden, bleibt aber selbst auf den 
ökonomischen und verteilungspoliti- 
schen Prämissen des Neoliberalismus 

Wer die Linke mit stehen." (Bischoff 1 998: 1 8) Diese 
Gleichheit identifi- fehlgeleitete Analyserichtung führt 

ziert und ihr aber zu einer bemerkenswerten Ne- 
außerdem den benerscheinung. Aufgrund des angeb- 

Vorwurf der Gleich- lichen ,,Primats der Ökonomie" (Schrö- 
macherei macht, irrt der 1998: 507) geraten die abgeleite- 

grundsätzlich. ten Bereiche massiv ins Blickfeld der 
Kritik und der politischen Neujustie- 
rung: Denn sie sind die einzigen Insti- 
tutionen, die sich überhaupt einer po- 
litischen Gestaltung unterwerfen las- 
sen - freilich nur in einem globalisie- 
rungskonformen Sinn. Vor allem der 
fordistische Sozialstaat rückt daher ins 
Blickfeld der modernen Sozialdemo- 
kraten: Während sich die ,,traditionelle 
Linke" unter dem Eindruck der ökono- 
mischen Krise und des sozialen Rück- 
schritts mit dem fordistischen Sozial- 
staat eher immer weiter identifiziert, 
konzentrieren sich die Vertreter des 
,,Dritten Weges" vor allem auf seine 
Kritik. In gewisser Hinsicht führt dies 
zu einer gründlicheren Analyse der De- 
fizite des fordistischen Sozialstaates 
durch die Theoretiker des ,,Dritten We- 

ges", die auch von der sozialistischen 
Linken nicht ohne weiteres von der 
Hand gewiesen werden kann. 

Anthony Giddens formuliert ins- 
gesamt sechs Einwände gegen den 
herkömmlichen Wohlfahrtsstaat (Gid- 
dens 1997: 1 13ffl186ff): 

die Umverteilung von oben nach 
unten sei grundsätzlich gescheitert, 

der Sozialstaat habe das Patriar- 
chat zementiert, 

sich bloß auf den nationalen Rah- 
men konzentriert, 

bürokratische Strukturen ausge- 
bildet, 

sich fast ausschließlich ökonomi- 
schen Fragen gewidmet, 

und durch Alimentation Abhän- 
gigkeiten erzeugt. (...) 

Nun mag man die Attacken ge- 
gen die angeblich verfehlte Umvertei- 
lungspolitik sowie gegen die angebli- 
che Strangulierung der wirtschaftli- 
chen Entwicklung oder die übermäßi- 
ge Betonung von Bürokratisierungs- 
tendenzen - ohne gleichzeitigen Hin- 
weis auf das hohe Maß an verrecht- 
lichten Strukturen - als ,,Ideologie" 
abtun. Bei den restlichen Kritikpunk- 
ten ist dies allerdings nicht ohne Wei- 
teres möglich und auch nicht sinnvoll: 

Die Folgen eines weitgehend öko- 
nomisch verstandenen und damit ge- 
sellschaftspolitisch verkürzten Sozial- 
staatsbegriffs zeigen sich heute nicht 
zuletzt an der stetigen Zunahme 
rechtsextremistischer Tendenzen: Auch 
reiche Gesellschaften können rassi- 
stisch sein. Eine stabile Reichtumsbasis 
ist damit zwar eine notwendige, kei- 
nesfalls aber einer hinreichende Vor- 
aussetzung für eine vernünftige gesell- 
schaftliche Entwicklung. 

Ebenso dürfte kaum zu bezwei- 
feln sein, dass die europäischen 
Wohlfahrtsstaaten im Durchschnitt 
sowohl einen gewissen Hang zum So- 
zialnationalismus als auch zur Zemen- 
tierung des Patriarchats aufweisen. 
Eine erfolgversprechende Auseinan- 
dersetzung mit dem ,,Dritten Weg" 
scheint daher nicht dadurch möglich 
zu sein, dass er pauschal für unsinnig 
erklärt, sondern vielmehr auf die Dis- 
krepanzen zwischen Theorie und Pra- 
xis hingewiesen wird: Wie verträgt 
sich z.B. das Bekenntnis zum ,,Dritten 
Weg" mit einer Kürzung der Entwick- 
lunsghilfe im Rahmen der Haushalts- 
politik Hans Eichels sowie die Nicht- 
einführung der Realehegattensplit- 
tings mit dem angeblichen Ziel, den 
Sozialstaat zu entpatriarchalisieren? 

Der politisch wie theoretisch wich- 
tigste Aspekt ist allerdings die Kritik 
an sozialstaatlich erzeugten Abhän- 

THEORIE & STRATEGIE 

gigkeitstendenzen. Der herkömmli- 
che Sozialstaat habe sich damit be- 
gnügt, soziale Randschichten zu ali- 
mentieren, anstatt sie in die Gesell- 
schaft zu integrieren. Folglich müsse 
man heute zu einer Politik der Aktivie- 
rung übergehen, um die Ausgegrenz- 
ten in die Gesellschaft zurückzuholen 
(Inklusion). Nun ist es richtig, dass 
dieser Gedankengang in der Praxis 
meist zur bornierten Legitimierung 
von Repression und Leistungskürzun- 
gen verwendet wird. (...) 

Der ,,Dritte Weg" macht auf ver- 
änderte Bedingungen aufmerksam: 
Die alimentierende Sozialpolitik war 
akzeptabel in einer Situation der Voll- 
beschäftigung, wie sie die Bundesre- 
publik in der Nachkriegswirtschaft 
lange Zeit erlebt hatte. Denn Arbeits- 
losigkeit oder soziale Fürsorge waren 
aufgrund einer dynamischen Wirt- 
schaftsentwicklung fast immer Pha- 
sen sehr kurzer Dauer. Der Sozialstaat 
musste nicht selbst integrieren, weil 
diese lntegrationsleistung von einer 
boomenden Ökonomie bewerkstel- 
ligt wurde. Seit Mitte der 70er Jahre 
ist die Bundesrepublik allerdings mit 
Massenarbeitslosigkeit konfrontiert: 
Das Wirtschaftswachstum reicht nicht 
mehr aus, um alle Arbeitswilligen zu 
integrieren. In einer solchen Situation 
verwandelt sich die alimentierende 
Sozialpolitik zu einer Festschreibung 
der gesellschaftlichen Ausgrenzung 
(Exklusion). Auch Sozialistlnnen müs- 
sen anerkennen: Jahrzehntelanger 
Bezug von Sozialhilfe oder Lohner- 
satzleistungen ermöglicht kein erfüll- 
tes Leben. Es geht meist einher mit 
Vereinsamung, Qualifikationsverlust, 
gesellschaftlicher Ausgrenzung und 
einer völlig unterentwickelten Indivi- 
dualität. Es macht daher keinen Sinn, 
die Politik der Aktivierung grundsätz- 
lich abzulehnen. Vielmehr muss dar- 
über diskutiert werden, ob es um eine 
Aktivierung im Sinne des ,,Dritten We- 
ges" gehen soll, der durch bornierte 
und repressive Schuldzuschreibung 
an die Betroffenen gekennzeichnet 
ist, oder um die Entwicklung einer 
humanen Aktivierung, die sich vor al- 
lem darum bemüht, den Individuen 
vernünftige gesellschaftliche Chancen 
zu eröffnen. In der Entwicklung zu- 
kunftsweisender Reformmodelle für 
den herkömmlichen Wohlfahrtsstaat 
liegt u.E. nicht nur eine politisch 
wichtige, sondern auch strategisch 
entscheidende Aufgabe: Es kann 
nicht darum gehen, politisch aus- 
sichtslose Alternativen am Dritten 
Weg vorbei zu entwickeln, sondern 
nur darum, ihn auf seinem eigenen 
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der Bild-Zeitung entdeckte Forderung 
,,Kein Kindergeld für Reiche!" läuft in- 
sofern leer, als Reiche kein Kindergeld 
erhalten, sondern über den Steuer- 
freibetrag eine Steuerersparnis, die 
höher liegt als das Kindergeld der 
Normalverdiener. Dass dies die einzig 
verfassungsgemäße Ausgestaltung 
von Familienförderung ist, mag vielen 
nicht einleuchten. 

Dazu kommt, dass der Ansatz 
des Bundesverfassungsgerichts rein 
auf individuelle Geldleistungen und 
Beiträge ausgerichtet ist. Völlig aus- 
geblendet wird die zweite Dimensi- 
on der sozialstaatlichen Leistungen 
für Kinder und Jugendliche, nämlich 
Kinderbetreuungseinrichtungen und 
Schulen. Diese Einrichtungen sind 
notwendig kollektiv und öffentlich 
und werden nicht vom Markt bereit- 
gestellt. Gerade bei Kinderbetreuung 
und Ganztagsschulen ist Deutsch- 
land im europäischen Vergleich be- 
sonders schlecht ausgestattet. Ein 
Vergleich der Geburtenraten und der 
sozialen Infrastruktur in Deutschland 

D er Beginn der neuen Groß-Ge- 
werkschaft verdi war wider- 

sprüchlich. Einerseits verdi- 
kämpferisch: eine öffentliche Protest- 
aktion auf der Computermesse CeBit 
gegen den Arbeitsplatzabbau bei 
dem Unternehmen Xerox wurde vom 
Arbeitsgericht Düsseldorf untersagt. 
Ebenso wurde ein erster Verdi-Tarifab- 
schluss bei Lufthansa mit Warnstreiks 
durchgesetzt. Anderseits bestätigte 
die aktuell angelaufene ,,Verdi- mehr 
bewegenJ'-Werbung die Befürchtung 
von Verdi-Kritikern. Nach dem Vorbild 
von Produkteinführungskampagne 
wurde zur Mitarbeit aufgefordert. 

Kritiker meldeten sich nicht mehr 
auffallend zu Wort. Es fehlte an Rük- 
kendeckung unter den Mitgliedern, 
die jedoch auch keine Begeisterung 
für die Neugründung zeigten. Eher 
wurde der Verschmelzungsprozess 
aus der Zuschauerrolle beobachtet. 

Die Strukturen der Matrixorgani- 
sation stehen fest: 13 Fachbereiche 
werden ergänzt durch eine Auftei- 
lung in 13 Landesbezirke und 108 Be- 
zirke. Die IG Medien wird fast voll- 
ständig als eigenständiger Fachbe- 
reich 8 weiter tätig bleiben. Dies war 
die Voraussetzung der eher kleinen 
Gewerkschaft zur verdi-Zustimmung. 
Orts- und Betriebsgruppen sind nicht 
als Regelfall vorgesehen. In der Praxis 
wird sich zeigen, ob hierdurch kriti- 

einerseits und in Skandinavien und 
Frankreich andererseits lässt den 
Schluss zu, dass die Entscheidung, 
ob ein Kinderwunsch realisiert wird, 
nicht in erster Linie von Kindergeld 
oder Ermäßigungen in der Sozialver- 
sicherung abhängt, sondern von der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
durch entsprechende soziale Einrich- 
tungen. Dazu kommt, dass genau 
dadurch auch eine höhere Frauener- 
werbsquote möglich würde, was für 
die Beitragsbasis der Sozialversiche- 
rung wichtig wäre, während Kinder- 
geld und Erziehungsgeld bei gleich- 
zeitig schlechter Betreuungsinfra- 
struktur als Anreiz gegen Erwerbstä- 
tigkeit wirken. In Deutschland würde 
zur Schaffung von Horten, ganztags 
geöffneten Tagesstätten und Ganz- 
tagsschulen eine gemeinsame Kraft- 
anstrengung von Bund, Ländern und 
Gemeinden benötigt, um europäi- 
sches Niveau zu erreichen. 30 DM 
mehr Kindergeld oder Betreuungs- 
freibeträge sind dafür kein Ersatz: 
Mit  30 DM kann vielleicht eineTages- 

sche Gruppen bei Gründung dieser 
Einheiten von höheren Ebenen behin- 
dert werden. 

Eine Beschäftigungsgarantie für 
Gewerkschaftssekretäre wurde auf 
dem Gründungs-kongress bis 2007 
beschlossen. Dies soll für Ruhe in den 
Reihen sorgen. Auch das jetzt be- 
schlossene Vorschlagsrecht der bishe- 
rigen Gewerkschaften für den Vorsitz 
in den einzelnen Landesbezirken und 
Bezirken auf ehren- und hauptamtli- 
cher Seite dient der Klärung der inter- 
nen Machtverteilung. Die weiteren 
Zuständigkeiten für Fachbereiche, 
Projekte oder Betriebsbetreuung müs- 
sen in den nächsten Monaten austa- 
riert werden. Dabei wird es ebenso 
wie bei der Zusammenlegung und 
Neubesetzung von ehrenamtlichen 
Gremien noch einige Auseinanderset- 
zungen geben. 

Interne Positionierungen 
Die inhaltliche Diskussion über die 
Ausrichtung von Verdi hat bisher auf 
Kongressen zu verschiedenen The- 
men wie Arbeitszeit oder Bildung 
stattgefunden. Diese zeichneten sich 
aber eher durch eine gewisse politi- 
sche Beliebigkeit aus und stellten in 
erster Linie Vorträge der einzelnen 
Gewerkschaften dar. Strategische Zie- 
le sind nun noch zu klären, beispiels- 
weise: 

mutter-Stunde bezahlt werden. Prak- 
tisch ist zu befürchten, dass die Kin- 
dergeld-Erhöhung Länder und Ge- 
meinden zu weiteren Einsparungen 
zwingt. Die Eltern können das Geld 
dann gleich mit den erhöhten Ge- 
bühren für Kindertagesstätten wei- 
terreichen. 

Bundestag und Bundesregierung 
sind gefordert, in der Auseinanderset- 
zung mit den Urteilen des Bundesver- 
fassungsgerichts klarzustellen, dass 
sie zur Gestaltung der Sozialpolitik 
primär berufen sind und dass sie über 
ein Konzept zur sozialen Familienför- 
derung verfügen. Weder Verfassungs- 
recht noch Sozialpolitik dürfen dabei 
komplizierten Expertendiskussionen 
überlassen bleiben. Der Gleichheits- 
satz ist einer der fundamentalen 
Grundsätze des Rechts. Ein mit dem 
Gleichheitssatz begründetes System 
der Familienförderung, das seinen 
Zweck nicht erreicht und dem Ge- 
rechtigkeitsempfinden vieler Betroffe- 
ner widerspricht, wird auf Dauer kei- 
nen Bestand haben. SPW 

In Deutschland 
würde zur Verbesse- 
rung der Kinderbe- 
treuung eine 
gemeinsame 
Kraftanstrengung 
von Bund, Ländern 
und Gemeinden 
benötigt, um 
europäisches Niveau 
zu erreichen. 

Verdi - ein wider- 
sprüchlicher Riese 

ist geboren 
Marcus Schwarzbach 

Verdi hat beschlossen, die 35- 
Stunden-Woche als ,,arbeits- und ge- 
sellschaftspolitisches Reformprojekt 
wieder in den Blick" zu nehmen. Die- 
se Forderung soll der Beschäftigungs- 
sicherung, der Gleichberechtigung 
der Geschlechter und einer besseren 
Vereinbarkeit von Freizeit und Arbeit 
dienen. Dazu bedarf es jedoch einer 
ehrlichen Bestandsaufnahme. In den 
Tarifverhandlungen der letzten Jahre 
spielte dieser Ansatz keine ernsthafte 
Rolle. Es wurde von hauptamtlicher 
Seite nicht einmal der Versuch unter- 
nommen, dieses Thema in den Betrie- 
ben flächendeckend voranzutreiben. 

Marcus Schwarzbach ist VerdiIHBV-Mitglied, stellv. BR-Vorsitzender ;n einem 
Finanzdienstleistungsunternehmen in Kassel und lebt in Helsa 

spw Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 119. 2001 



MAGAZIN THEORIE & STRATEGIE 

Kritiker meldeten 
sich nicht mehr 

auffallend zu Wort. 
Eher wurde der 

Verschmelzungspro- 
zess aus der Zu- 

schauerrolle 
beobachtet. 

Bei den jetzigen Beratungen 
müssen auch Bedenken von Beschäf- 
tigten ernst genommen werden, 
dass Arbeitszeitverkürzung zur wei- 
teren Leistungsverdichtung führen 
könnte. Nur konkret benannte, mög- 
liche tarifvertragliche Ansätze zur 
Personalbemessung und der ernst- 
hafte Wille des Gewerkschaftsappa- 
rates, diese Forderung in die Betriebe 
zu tragen, kann zu einer Arbeitszeit- 
offensive führen. 

In welche Richtung das Pendel 
schlägt, werden die nächsten Monate 
zeigen: In den anstehenden Tarifver- 
handlungen des Versicherungsgewer- 
bes will die Arbeitgeberseite - ähnlich 
wie beim Abschluss der Banken im 
letzten Jahr - den Samstag als Regel- 
arbeitstag durchsetzen. HBV und 
DAG haben bisher eher dazu tendiert, 
nach Kompromissmöglichkeiten zu 
suchen (z.B. Begrenzung auf einen 
prozentualen Anteil der Belegschaft) 
statt flächendeckend dagegen anzu- 
kämpfen. 

Die Tendenz zur Verbetriebli- 
chung der Tarifpolitik ist auf den Prüf- 
stand zu stellen. Eine Befragung des 
DGB-nahen WSI-Instituts der Hans- 
Böckler-Stiftung ergab, dass Betriebs- 
räte diese Entwicklung sehr kritisch 
bewerten. Aufgrund mangelnder ge- 
werkschaftlicher Betreuung können 
rechtliche Probleme bei der Umset- 
zung im Betrieb nicht behoben wer- 
den. Viele Vereinbarungen werden 
zulasten der Beschäftigten abge- 
schlossen, da es an der fehlenden 
Durchsetzungskraft der Betriebsräte, 
vor allem infolge des Streikverbots 
und der Pflicht zur ,,vertrauensvollen 
Zusammenarbeit" mit dem Arbeitge- 
ber gemäß Betriebsverfassungsge- 
setz. 

Den Blick nach außen schärfen 
Die Zusammenarbeit mit außerge- 
werkschaftlichen Gruppen soll nach 
Willen des neuen Vorsitzenden 
Bsirske ausgebaut werden. In der 
Kampagne Citikritik kämpfen Be- 
schäftigte durch öffentliche Aktionen 
gemeinsam mit kirchlichen Vertretern 
gegen die schlechten Arbeitsbedin- 
gungen ihres von der Citibank ausge- 
gliederten Call-Centers. Der amerika- 
nische Finanzkonzern versuchte be- 
reits vergeblich, Kritik des Sprechers 
der Initiative, Pfarrer Hans-Peter Lauer, 
gerichtlich verbieten zu lassen. Auch 
beim Kampf um die Ladenschlusszei- 
ten kann Verdi auf die Unterstützung 
der Kirchen im Rahmen von Aktionen 
gegen Sonntagsarbeit rechnen. 
Durch bisherige Entwicklungen kann 

nachgewiesen werden, dass eine Aus- 
weitung der Öffnungszeiten nicht zu 
einem Mehr an Beschäftigung führt, 
sondern eine Verschlechterung des 
Kundenservices zur Folge hat. In vie- 
len Betrieben sind schlicht nicht mehr 
ausreichend Fachkräfte vorhanden, 
die eine Beratung leisten können. 
Gibt es hier nicht auch Schnittstellen 
mit den Interessen der Verbraucher- 
verbände ? 

Ebenso von Bedeutung ist das Ver- 
hältnis zur Bundesregierung. Zurück- 
haltung in den Tarifverhandlungen 
und die Zustimmung zum Riester-Ren- 
tenpapier waren Folge des Bündnisses 
für Arbeit. HBV und IG Medien haben 
aus diesen Gründen den Ausstieg aus 
dem Bündnis beschlossen. Zugeständ- 
nisse der Arbeitgeber beim Überstun- 
denabbau waren ebenso wenig 
durchzusetzen wie ein Gesetzesent- 
wurf von Rotgrün in diese Richtung. 
Das Ziel, Arbeitsplätze zu schaffen, ist 
über das Bündnis nicht zu erreichen. 
Verdi muss klären, ob man sich als eine 
Art ,,Juniorpartner" der SPD-Bundesre- 
gierung versteht. In einem Antrag auf 
dem Gründungskongress wurde eine 
Tobin-Steuer gegen Finanzspekulatio- 
nen beschlossen. Hieraus könnten sich 
Forderungen nach einem eigenen 
Konzept zur Wirtschaftpolitik ergeben. 
Es ist dann - anknüfend an die Ideen 
der gewerkschaftsnahen Gruppe alter- 
nativer Wirtschaftswissenschaftler 
(MEMO-Gruppe)- über eine Nachfra- 
gepolitik mit klaren Bekenntnis zum 
öffentlichen Wirtschaftssektor zu dis- 
kutieren, die sich gegen den neolibera- 
len Mainstream der Entstaatlichung 
und Privatisierung wendet. 

„New Economy" - neue Macht- 
verteilung? 
Die Entscheidung von Verdi, die Zen- 
trale in der Hauptstadt Berlin anzusie- 
deln, ist auch als Signal zur eigenstän- 
digen Vertretung der Interessen ge- 
genüber der Bundesregierung -ohne 
DGB- zu verstehen. Kurzfristig wird 
deshalb auch die zukünftige Rolle des 
DGB zur Diskussion stehen, denn in- 
zwischen bestehen die Einzelgewerk- 
schaften der Bundesrepublik im Prin- 
zip aus 3 Blöcken: IG Metall, IG BCE 
und verdi. 

Bei Betrachtung des Verhältnisses 
der Gewerkschaften zueinander ist 
die Integration der DAG-Organisation 
in den DGB hervorzuheben. Ein altes 
Konkurrenzverhältnis, das den Mit- 
gliedern immer weniger zu vermitteln 
war, wird so aufgelöst. Es wird jedoch 
Fingerspitzengefühl benötigt, damit 
sich nicht ähnliche Entwicklungen 

zwischen Verdi und IG Metall anbah- 
nen. Verdi versteht sich als Vertretung 
aller Dienstleister. Insbesondere im IT- 
Bereich sollen Mitglieder gewonnen 
werden. Die IG Metall hat in diesem 
Bereich bereits Tarifverträge abge- 
schlossen und betreut Betriebsräte 
großer Unternehmen wie IBM oder 
debis. 

Dem Projekt .,Connexx.av" der IG 
Medien ist es gelungen, die erstmali- 
ge Wahl eines Betriebsrates beim 
New-Economy-Vorzeigebetriebes Pi- 
xelpark zu initiieren. Statt Flugblätter 
zu verteilen, wurden im lnternet Dis- 
kussionsforen angeboten und E-Mail- 
Aktionen gestartet 

Das gewerkschaftliche Kooperati- 
onsbüro ,,Multimedia und Arbeits- 
welt" gilt durch qualifizierte An- 
sprechpartner als eine Anlaufstelle für 
Telearbeitnehmer oder Mitarbeiter 
der IT-Branche und von Callcentern. 
Projekte oder z.B. Handlungshilfen 
z.B. zur Beurteilung der Qualität von 
Weiterbildungsangeboten richten 
sich nicht nur an Betriebsräte und Be- 
schäftigte, sondern auch an formal 
Freiberufliche. Sogenannte ,,Freie" 
sollen nicht nur beraten, sondern 
langfristig auch für kollektive Rege- 
lungen zur Verbesserung der Arbeits- 
situation gewonnen werden 

Dem Betriebsrat von IBM ist es 
gemeinsam mit der IG Metall und 
dem Philosophen Klaus Peters gelun- 
gen, durch ein Forum im Intranet, 
Veranstaltungen mit Wissenschaft- 
lern und Betriebsversammlungen die 
Kampagne ,,Arbeiten ohne Ende ? 
Meine Zeit ist mein Leben" zu initiie- 
ren. Die IBM-Unternehmensstrategie 
der ,,indirekten Steuerung" führt 
dazu, dass nicht in erster Linie ein 
Vorgesetzter für Druck sorgt, son- 
dern die Mitarbeiter sich selbst den 
Stress erzeugen, indem sie Kunden 
akquirieren oder Programmieraufträ- 
ge gegenüber anderen Unterneh- 
men erfüllen müssen und als eine Art 
,,Unternehmer im Unternehmen" 
handeln sollen. Durch innerbetriebli- 
che Gegenöffentlichkeit wurde das 
Bewusstsein der Mitarbeiter erreicht, 
die nicht mehr vom persönlichen 
Versagen reden, sondern über die 
Folgen der Firmenstrategie diskutie- 
ren. Da jeder Mitarbeiter seine Situa- 
tion auf individuelle Weise erlebt, 
müsse auch letztendlich jeder seine 
eigene Lösung finden, so der Philo- 
soph Klaus Peters und fasst diesen 
Politikansatz zusammen: "Erstens: 
Jeder muss selber herausfinden, was 
für ihn selber gut ist. Und zweitens: 
Keiner kann es alleine". SPW 

beitslosen etc. ein Randthema aufge- 
griffen und ideologisch gezielt aufge- 
bläht:( ...) Letztlich beläuft sich der 
Anteil derjenigen Arbeitslosen, die 
Sperrzeiten durch das Ablehnen von 
Angeboten auf sich ziehen, auf nur 
0,4% all derjenigen, die jährlich offizi- 
ell mit Arbeitslosigkeit in Kontakt 
kommen (vgl. Bäcker/Bispinck/Hofe- 
mann/Naegele 2000: 339). Interes- 
sant ist jedoch, dass der Missbrauch 
von Lohnsubventionen von Unterneh- 
merseite notorisch verschwiegen 
wird, obwohl offenbar selbst die 
Benchmarking-Arbeitsgruppe im 
Bündnis für Arbeit von großen Mit- 
nahmeeffekten ausgeht: ,,Nicht weni- 
ge Studien weisen bis zu 90 Prozent 
iviitnahme-, Substitutions- oder Ver- 
drängungseffekte aus." (Fels/Heinze/ 
Pfarr/Schmid/Streeck 2000: 9) 

Meist wird mit der Debatte um 
,,Rechte und Pflichten" so getan, als ob 
der Sozialstaat allen Arbeitslosen und 
Sozialhilfeempfängern quantitativ aus- 
reichende und qualitativ angemessene 
Angebote unterbreitet. Arbeitslosig- 
keit erscheint mit einer solchen Brille 
als selbst verschuldet und ,,unsolida- 
risch" der Gesellschaft gegenüber. In 
Wirklichkeit lässt es freilich der Sozial- 
staat auch unter einer sozialdemokra- 
tisch geführten Regierung weitgehend 
an arbeitsmarkt- und beschäftigungs- 
politischen Aktivitäten fehlen. Darüber 
hinaus - und dies scheint uns letztlich 
der entscheidende Punkt zu sein - 
müsste vor allem diskutiert werden, 
was denn überhaupt ,,zumutbare An- 
gebote" sind und warum. Es macht 
schließlich einen Unterschied, ob je- 
mand einen gut bezahlten, seinen 
Qualifikationen angemessenen Ar- 
beitsplatz ablehnt oder ob er/sie aus 
Angst vor sozialem Abstieg befristete 
und schlecht bezahlte Arbeitsverhält- 
nisse lieber nicht eingeht. Neben der 
Pflicht des Arbeitslosen, vernünftige 
Angebote anzunehmen, kommt zu- 
nächst die Pflicht des Sozialstaates, für 
vernünftige Angebote zu sorgen. Der 
ständige Verweis auf den Fall ,,Däne- 
mark" taugt in diesem Zusammen- 
hang daher nicht: Die dortigen sozial- 
staatlichen Leistungen übersteigen die 
deutschen Standards bei weitem und 
begründen daher andere ,,Zumutbar- 
keitskriterien". 

3.2 Gleichheit/Ungleichheit: 
Ideologische Debatten über 
Egalitarismus 
Neben der Debatte um den Gleich- 
klang von Rechten und Pflichten hat 
der ,,Dritte Weg" die Gleichheitsfrage 
wieder auf die Tagesordnung gesetzt: 

,,Verordnete Gleichheit - das lehrt die 
Geschichte - ist der Tod von Gerech- 
tigkeit und Freiheit. Moderne soziale 
Marktwirtschaften hingegen können 
die Chancen auf Gleichheit erhöhen, 
ohne jedoch Gleichheit im Ergebnis 
zu sichern oder zu versprechen. Diese 
Form von begrenzter Ungleichheit im 
Ergebnis kann sehr wohl auch ein Ka- 
talysator sein für individuelle als auch 
für gesellschaftliche Entfaltungsmög- 
lichkeiten." (Clement 2000: 15) Damit 
wird mehr Ungleichheit angeblich der 
Motor einer doppelten Entwicklung: 
Sie führt gleichzeitig zu mehr Gerech- 
tigkeit und mehr gesellschaftlichem 
Reichtum. 

Diese Logik muss die ,,neue Sozial- 
demokratie" den Konservativen oder 
Liberalen allerdings nicht erklären, die 
glauben sowieso daran. An wen rich- 
ten sich diese Thesen also? An die ei- 
genen Reihen: die ,,alte Linke". Die 
,,alte Linke" habe schon immer der 
Gleichmacherei (Egalitarismus) ange- 
hangen und sie zum Kriterium 
schlechthin für eine gerechte Gesell- 
schaft erhoben. Da die alte Linke nun 
aber vollends gescheitert sei, müsse 
endlich auch mit den alten gleichma- 
cherischen Ideologien gebrochen wer- 
den. Da allerdings auch der Sozialde- 
mokratie klar ist, dass eine Gesell- 
schaft, die auf völliger Ungleichheit 
basiert, auseinanderzubrechen droht, 
wird neben dem Bekenntnis zu mehr 
Ungleichheit gleichzeitig die Notwen- 
digkeit eines gewissen Maßes an 
Gleichheit betont. Der Begriff der ,,Lin- 
ken" sei nämlich auch im Zeitalter 
,,Jenseits von Links und Rechts" keines- 
falls überflüssig: „Die Linken bemühen 
sich stärker als die Rechten um eine 
Bekämpfung der Ungleichheit. Sie sind 
davon überzeugt, daß der Staat bei 
der Verringerung der Ungleichheit und 
bei der Herstellung größerer sozialer 
Gerechtigkeit eine wichtige Rolle 
spielt." (Giddens 1997: 140 

Wie so häufig hat allerdings auch 
in dieser Frage der ,,dritte Weg" erst 
einen Pappkameraden aufgebaut, um 
sich anschließend an ihm abarbeiten 
zu können. Wer die Linke mit Gleich- 
heit identifiziert und ihr außerdem 
den Vorwurf der Gleichmacherei 
macht, irrt grundsätzlich. Jedenfalls 
derjenige Teil der politischen Linken, 
der sich in gewissen Grenzen auf 
Marx beruft, hatte eine Gesellschaft 
der Gleichen nie zum Ziel. Die Debat- 
te innerhalb der Linken drehte sich nie 
um das Problem ,,Gleichheit versus 
Ungleichheit" sondern um das Pro- 
blem Diskriminierung versus Emanzi- 
pation. 

Zur Illustration dieses Unterschie- 
des ist ein Blick in die berühmte „Kritik 
des Gothaer Programms" von Karl 
Marx aus dem Jahre 1875 lehrreich. 
Marx wirft dort Lassalle vor, dass sein 
Sozialismus-Verständnis am Kapitalis- 
mus hängen bleibe, weil es das Prin- 
zip des Warengeschäftes nicht über- 
winde. Lassalle plädiert nämlich für 
eine Gesellschaft, in der jedeIr das von 
der Gesellschaft zurückerhält, was er/ 
sie ihr zuvor gegeben hat: „Das glei- 
che Recht ist hier daher immer noch - 
dem Prinzip nach - das bürgerliche 
Recht ..." (MEW 18/20) Marx aller- 
dings macht auf das Problem einer 
solchen Position einleuchtend auf- 
merksam: „Der eine ist aber physisch 
oder geistig dem anderen überlegen, 
liefert also in derselben Zeit mehr Ar- 
beit oder kann während mehr Zeit ar- 
beiten ... Ferner: Ein Arbeiter ist ver- 
heiratet, der andere nicht; einer hat 
mehr Kinder als der andere etc. etc." 
(ebd.: 2Of) Würde also jeder von der 
Gesellschaft nur das erhalten, was er 
ihr gegeben hat (Prinzip der Äquiva- 
lenz), würden Kranke, Schwache, E l -  
tern etc. schlechter gestellt als andere. 
„Bei gleicher Arbeitsleistung und da- 
her gleichem Anteil an dem gesell- 
schaftlichen Konsumtionsfonds erhält 
also der eine faktisch mehr als der an- 
dere, ist der eine reicher als der andre 
etc. Um alle diese Mißstände zu ver- 
meiden, müßte das Recht, statt 
gleich, vielmehr ungleich [ ! !  ! ]  sein." 
(ebd.) Diese Unterschiede auszuglei- 
chen hat allerdings nichts mit der Her- 
stellung von Gleichheit, sondern mit Die These, die 
der Beseitigung von Diskriminierung moderne Sozialde- 
zu tun. Letztlich gipfeln die Marx- mokratie sei 
schen Ausführungen in der Formulie- neoliberal, leidet an 
rung des berühmten Grundsatzes ei- drei grundlegenden 
ner sozialistischen bzw. kommunisti- Mängeln. 
schen Gesellschaft: ,,Jeder nach sei- 
nen Fähigkeiten, jedem nach seinen 
Bedürfnissen"! (ebd.: 21) Wer diesen 
kleinen Ausspruch genau bedenkt, 
wird in ihm alles andere als eine Poli- 
tik der Gleichmacherei entdecken. Es 
soll gerade nicht jeder dasselbe be- 
kommen, sondern jeder soll ( ! )  lei- 
sten, was er kann, und bekommen, 
was er braucht. Da aber sowohl die 
Ansprüche wie die Fähigkeiten indivi- 
duell äußerst verschieden sind, hätten 
wir mit einer sozialistischen Gesell- 
schaft nach Marx gerade eine Gesell- 
schaft der Ungleichen. Diese Un- 
gleichheiten sollen allerdings weder 
das Ergebnis ,,entfremdeter" ökono- 
mischer Mechanismen sein noch zu 
sozialen Diskriminierungen der einzel- 
nen führen, sondern auf der freiwilli- 
gen Lebensentscheidung der Indivi- 
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Der Erfolg des 
Neokonsen/atkmus 

basierte auf dem 
Scheitern des 

Nachkriegskompro- 
misses aus keynesia- 

nischer Nachfrage- 
politik und 
Sozialstaat. 

(Bourdieu 2000b: 14) eingeschwenkt 
seien, sondern dass z.B. der einzige 
Unterschied zwischen französischen 
und deutschen Sozialdemokraten der 
ist, dass „die Franzosen noch schein- 
heiliger sind" (Bourdieu 2000a: 16), 
weil sie, obwohl sie eigentlich Neoli- 
berale sind, so tun, als wären sie Lin- 
ke. Allerdings verträgt sich diese Be- 
wertung kaum mit Bourdieus eigener 
Neoliberalismus-Analyse: Demnach 
sei Neoliberalismus nämlich zu verste- 
hen als das ,,Programm der planmäßi- 
gen Zerstörung der Kollektive" zur 
Herstellung des ,,reinen und vollkom- 
menen Marktes" (Bourdieu 1998: 
110). Und in diesem Sinne kann mit- 
nichten davon gesprochen werden, 
dass die Sozialdemokratie eine neoli- 
berale Bewegung ist. Man möge sich 
nur vergegenwärtigen, dass z.B. die 
deutsche Sozialdemokratie für ihre 
korporatistische Strategie im ,,Bünd- 
nis für Arbeit" ganz im Gegenteil ei- 
nen ,,starken Staat" benötigt, ,,der die 
Partner zusammenzwingt, wenn sie 
zum unkontrollierten Austragen von 
lnteressenkonflikten neigen." (Hom- 
bach 1998: 55) 

Die These, die moderne Sozialde- 
mokratie sei neoliberal, leidet an drei 
grundlegenden Mängeln: 

1. Zunächst müsste man erklä- 
ren, wie man - wie beim Beispiel La- 
fontaine - als erklärter Linker über- 
haupt noch sinnvoll Mitglied der (neo- 
liberalen) Sozialdemokratie sein kann. 

2. Außerdem müsste man plau- 
sibel erklären können, wie es dazu 
kommt, dass eine angeblich völlig un- 
sinnige politische Theorie mehr oder 
weniger alle sozialdemokratischen 
Parteien Europas ergreift - obwohl 
diese übrigens gerade aufgrund der 
Marktradikalität der Konservativen die 
Wahlen gewonnen haben. 

3. Die wahrscheinlich wichtigste 
Folge der Klassifizierung der Sozialde- 
mokratie als ,,neoliberal" besteht al- 
lerdings darin, dass damit dem ,,Drit- 
ten Weg" jedwede Relevanz für eine 
zeitgemäße linke bzw. sozialistische 
Konzeption abgesprochen wird. Der 
,,Dritte Weg" ist angeblich kompletter 
Unsinn und hat uns schlicht GAR 
NICHTS zu sagen. 

III. Was ist gehaltvoll am sozial- 
demokratischen Modernisie- 
rungsanspruch? 
Zwar wird verschiedentlich versucht, 
den ,,Dritten Weg" aus theoretischen 
Debatten um den so genannten 
,,Kommunitarismus" abzuleiten, aller- 
dings übersieht ein solcher Versuch 
den Unterschied zwischen einer theo- 

retischen Konzeption und ihrer prak- 
tisch-politischen Anwendung. Viel- 
mehr scheint uns der ,,Dritte Weg" 
auf politischer Ebene gezielt an ent- 
scheidende Formen des Alltagsbe- 
wusstseins anzuknüpfen. Dies hat er- 
hebliche Konsequenzen: 

Wenn es richtig ist, dass der ,,Drit- 
te Weg" das Alltagsbewusstsein we- 
sentlicher Teile der Bevölkerung an- 
spricht, dann ist eine politische Strate- 
gie am ,,Dritten Weg" vorbei wahr- 
scheinlich aussichtslos. Wer politisch 
verändern will, muss Anknüpfungs- 
punkte im Bestehenden suchen. 

Dadurch liegt außerdem die An- 
nahme nahe, dass auch innerhalb der 
Sozialdemokratie wichtige Grundan- 
nahmen des ,,Dritten Weges" aner- 
kannt sind. 

3.1 Gleiche Rechte - Gleiche 
Pflichten? 
Vor allem auf die ,,neueU Sozialdemo- 
kratie geht die gegenwärtige Debatte 
um Rechte und Pflichten auch in der 
Arbeitsmarktpolitik zurück. Demnach 
sei es quasi die Pflicht der Arbeitslosen 
gegenüber der Gesellschaft, sich auf 
die Suche nach Arbeit zu machen und 
selbst für sie unbefriedigende Ange- 
bote anzunehmen: ,,Keine Rechte 
ohne Pflichten. Wenn man etwas von 
der Gesellschaft bekommt, wird er- 
wartet, dass man etwas wiedergibt 
und sich entsprechend engagiert." 
(Giddens 2000: 21) Diese Verknüp- 
fung von Rechten und Pflichten, die 
sich die simple Logik des Warenge- 
schäfts zu eigen macht und daher im 
Alltagsbewusstsein der Menschen äu- 
ßerst wirkungsmächtig ist, wird nun 
allerdings von der Linken meist mit 
bloßer moralischer Entrüstung quit- 
tiert. Wirkliche Argumente gegen die- 
se Logik werden kaum vorgebracht 
und müssten am Ende auf die jüngst 
von Schröder so deutlich ausgespro- 
chene Debatte um ein ,,Recht auf 
Faulheit" zulaufen. 

Es ist allerdings keinesfalls ,,links" 
oder ,,sozialistisch", den Gleichklang 
von Rechten und Pflichten grundsätz- 
lich anzugreifen. So schreibt z.B. 
Friedrich Engels in seiner Kritik am Er- 
furter Programm (1 891) der Sozialde- 
mokratie unmissverständlich: ,,Statt 
,für das gleiche Recht aller' schlage 
ich vor: ,für gleiche Rechte und glei- 
che Pflichten aller' etc. Die gleichen 
Pflichten sind für uns eine ganz be- 
sonders wesentliche Ergänzung der 
bürgerlich-demokratischen gleichen 
Rechte und nehmen ihnen den spezi- 
fisch bürgerlichen Sinn." (MEW 221 
232) Engels behauptet also geradezu, 

THEORIE & STRATEGIE 

dass die bloße Berufung auf das 
Recht - ohne gleichzeitige Betonung 
der Pflicht - bürgerlich sei. Wie kann 
man das verstehen? 

Um es prägnant zu formulieren: 
Ein Sozialhilfeempfänger, der sich be- 
wusst weigert, einen Beitrag zur Ge- 
sellschaft zu leisten und bewusst auf 
Kosten der Mehrheit leben will, bricht 
mit grundlegenden Prinzipien des So- 
zialismus. Denn zu den Kernbestand- 
teilen einer sozialistischen Gesinnung 
bzw. Gesellschaft zählt die Solidarität - 
und diese besagt nichts anderes als die 
Verpflichtung eines jeden (!), für alle 
anderen - also die Gesellschaft - mit 
einzustehen: ,,Sozialismus will das 
Recht auf Selbstbestimmung für alle 
Menschen in allen Lebensbereichen 
verwirklichen. Wenn der Kampf aller 
Menschen gegeneinander vorherrscht, 
kann Freiheit nicht für alle Wirklichkeit 
werden, weil sich die Stärksten durch- 
setzen. Gleiche Freiheit ist nur durch 
Solidarität der Menschen untereinan- 
der möglich." (Meyer 1991 : 19) Ein im 
wahrsten Sinne des Wortes a-sozialer, 
also sich in keinerlei Hinsicht um die 
Gesellschaft bemühender Sozialhilfe- 
empfänger unterscheidet sich von den 
psychologischen Voraussetzungen her 
daher kaum in etwas von einem eben- 
so a-sozialen, geldgierigen Großkapi- 
talisten. Der Unterschied zwischen bei- 
den besteht im wesentlichen nur in ih- 
ren unterschiedlichen sozial-strukturel- 
len Voraussetzungen und daher ihren 
individuellen Möglichkeiten, ihren 
Egoismus zu verwirklichen. Diese 
grundlegende Einschätzung sagt im 
Übrigen noch nichts darüber aus, wie 
die Gesellschaft in der Praxis mit sol- 
chen Menschen umgehen sollte. Na- 
türlich muss es auch hier darum ge- 
hen, sozial Ausgegrenzten, auch wenn 
ihre Lage teilweise vielleicht auf Selbst- 
ausgrenzung basiert, in die Gesell- 
schaft zurück zu helfen und nicht, sie , 

zurück zu prügeln. 
Es besteht daher keinerlei Grund, 

die Betonung des Gleichklangs von 
Rechten und Pflichten grundsätzlich 
anzugreifen. Das Problem besteht 
vielmehr in den damit einhergehen- 
den ideologischen Verzerrungen und 
willkürlichen Kriterien: 

Das Beziehen von Arbeitslosen- 
geld oder -hilfe ist kein Empfangen 
von Almosen, sondern ein grundge- 
setzlich verbürgter Rechtsanspruch, 
dem seinerseits entsprechende Lei- 
stungen von Seiten der Versicherten 
längst vorausgegangen sind. 

(..J 
Ohne Zweifel wird mit dem The- 

ma ,,Leistungsmissbrauch" von Ar- 
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intern 
Vom 28.129. April 2001 fand in Sprin- 
ge die diesjährige Frühjahrstagung 
von spw und des Vereins zur Förde- 
rung von Demokratie und Völkerver- 
ständigung statt. Inhaltlich ergänzten 
die Diskussionen mit den Referentln- 
nen Prof. lngrif Lohmann und Rene 
Röspel, MdB, die Debatte über eine 
zeitgemäße Sozial und Gesellschafts- 
politik. lngrid Lohmann analysierte, 
welches bildungspolitische Leitbild 
sich zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
entwickelt: Bildung werde immer stär- 
ker auf den Verwertungsprozess hin 
orientiert. Dies beinhalte auch eine 
Reduzierung des Zugangs zu Bildung. 
Rene Röspel verdeutlichte die komple- 
xen wissenschaftspolitischen und 
ethischen Fragen der modernen Bio 
und Gentechnologie am Beispiel der 
Genomforschung. Zudem stellte sich 
hier das analytische Problem, in wie 
weit im Kapitalismus des 21. Jahrhun- 
derts der Menschen insgesamt zur 
Ware in einem umfassenderen Sinne 
wird als nur in Bezug auf seine Ar- 
beitskraft. 

* 
Thema war auch die verlegerische 
Entwicklung der Zeitschrift spw. Dazu 
hatte logo office eine Auswertung der 
Autorlnnen sowie der Probeheftan- 
forderungen in 2000 angefertigt: 

Unsere Autorlnnen rekrutieren 
sich zu 48 % aus dem politischen Be- 
reich, aber weniger als jedes dritte 
Probeheft geht in den politischen Be- 
reich zurück; 

Wissenschaftlerlnnen stellen ca 
113 der Autorlnnen, in den Wissen- 
schaftsbereich geht aber fast jedes 
zweite Probeheft; 

an Jusos gehen nur 7 % der Pro- 
behefte, obwohl sie 17 % der Auto- 
rlnnen ausmachen; 

Nur jedes 25. Heft geht als Emp- 
fehlung an andere Medienschaffen- 
d e; 

Sind trotz aller Bemühungen nur 
l/4 aller spw-Autorlnnen Frauen, so 
schicken die Autorlnnen 113 ihrer 
Empfehlungshefte an Frauen. 

In einer umfangreichen ,,Nach- 
fass-Aktion" bei den Probeheft-Emp- 
fängerlnnen (eMail- und Briefpost- 

Umfrage, Telefonbefragung) wird 
logo office nun die Resonanz der Pro- 
behefte bei den Empfängerlnnen er- 
fragen. 

* 

Alle fünf Jahre erhöht spw die Preise - 
zumindest die letzte Preiserhöhung 
ist nun fünf Jahre her. Der Geschäfts- 
führung ist klar, dass ein solcher 
Schritt selten Beifall findet. Doch um 
mit einem ehemaligen SPD-Vorsitzen- 
den zu sprechen - wat mutt, dat 
mutt. 

Das neue Preisschema sieht so 
aus: 

Wir wollen, dass unsere Leserin- 
nen und Leser künftig noch stärker 
von spw profitieren als Zeitschrift, 
die den Diskurs der SPD-Linken mit 
dem der sozialkritischen Wissen- 
schaft, der der neuen und alten so- 
zialen Bewegungen entwickelt und 
dokumentiert über Parteigrenzen 
hinweg. Dazu wollen wir vor allem 
unsere Rubrik ,,Theorie & Strategie" 
diskursiver anlegen. Künftig sollen 
die Beiträge häufiger mit redaktio- 
nellen Einleitungen versehen wer- 
den, die deutlich machen, in welcher 
Beziehung sie zu vorangegangenen 

Alle Ermäßigungen entfallen, weil 
sie einerseits einen erheblichen Ver- 
waltungsaufwand mit sich bringen, 
die Rechtmäßigkeit der Vergünstigun- 
gen zu überprüfen bzw. nachzuhal- 
ten, andererseits aber wiederum auch 
nicht so attraktiv waren, dass sie tat- 
sächlich einen Anreiz geboten hätten, 
spw aufgrund der Vergünstigung zu 
abonnieren. Wir hoffen, dass sich die 
Entscheidung für oder gegen ein 
spw-Abo nicht an fünf Mark oder 2 
Euro im Jahr festmacht. 

Mi t  der relativ hohen Preisanhe- 
bung bei den Lastschriftzahlungen 
reagieren wir darauf, dass uns in der 
Vergangenheit immer häufiger Aus- 
fallgebühren in Rechnung gestellt 
wurden. 

Dass die Auslands-Abopreise 
deutlich höher steigen liegt daran, 
dass wir für jedes AuslandsAbo 12 
DM (ca. 6 Euro) höhere Porto-Kosten 
als für normale Abos haben. Wir ge- 
ben diese Mehrkosten auch mit der 
vorgeschlagenen Erhöhung nur zur 
Hälfte an unsere Leserlnnen weiter. 

Aber es besteht auch Grund zur 
Freude, denn keine Preiserhöhung 
ohne weitere Verbesserung der 
spw. 

Wir wollen das Layout leserlnnen- 
freundlicher gestalten, indem wir die 
Schriftart anpassen und leicht vergrö- 
ßern , wir werden uns um eine besse- 
re Auswahl von Fotos und Grafiken in 
den Beiträgen bemühen. spw soll au- 
ßerdem journalistischer werden so- 
weit dies eine ehrenamtliche Redakti- 
on leisten kann. 

Beiträgen stehen, wo Differenzen, 
wo Übereinstimmungen, wo offene 
Fragen bestehen. 

* 

Das parteiübergreifende Projekt 
,,crossover" von spw, andere zeiten 
und utopie kreativ hat sein Aktionsfeld 
auf den Regierungssitz Berlin konzen- 
triert. Mit der Veranstaltungsreihe „Die 
Linke neu denken" will sie den unter- 
schiedlichen politischen Kräften von 
Ost und West ein breites Forum für das 
gemeinsame Nachdenken über linke 
Strategie im 21 .Jahrhundert bieten. 
Am 19. Juni findet die dritte Diskussi- 
onsrunde im Grünen Salon der Volks- 
bühne in Berlin statt. Thema wird die 
Suche nach Steuerungsmedien in einer 
globalisierten Welt sein. 

Infos zu den einzelnen Veranstal- 
tungen und zu crossover gibt es auf 
den InternetSeiten: 
w.crossover~ro jekt .de.  

* 
Die spw-Herbtstagung wird am 04. 
November 2001 in Dortmunder statt- 
finden. Im Kern soll es auf dieser Ta- 
gung um soetwas wie eine ,,Kritik der 
Neuen Politischen Ökonomie" gehen. 
Wir berichten über die genauen Pla- 
nungen in den nächsten Heften. 

* 
Mitglieder des Vereins zur Förderung 
von Demokratie und Völkerverständi- 
gung e. V. können sich übrigens 
schon mal den 05. November vormer- 
ken, an dem die Jahreshauptver- 
sammlung ebenfalls in Dortmund 
stattfinden wird. 
Reinhold Rünker 
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Mitgliederversammlung 
Forum Demokratische Linke 21 in Berlin 

Von Andrea Nahles 

D er Übergang des 'Frankfurter 
Kreises' zu ,,Forum Demokra 
tische Linke 21" ist nunmehr 

endgültig vollzogen. Pünktlich zur er- 
sten Mitgliederversammlung von Fo- 
rum DL 21 in Berlin haben sich eine 
ganze Reihe selbst gesteckter Ziele 
aus dem letzten Jahr eingelöst. Eine 
hauptamtliche Stelle konnte in Ko- 
operation mit der Parlamentarischen 
Linken (PL) -wenn auch vorläufig nur 
halbtags - eingerichtet werden. Tho- 
mas Klouth hat sich bereits voll in die 
Arbeit gestürzt. Er ist erreichbar unter 
030121 805027. 

Unsere Internet-Auftritt wird Wo- 
chefür Woche ausgebaut und soll ein 
wichtiger kommunikativer Faktor un- 
seres Forums werden: www.forum- 
dl2l.de . 

Der Vorstand hat eine inhaltliche 
Diskussion angestoßen. Drei zentrale 
Schwerpunkte : Europa in globaler 
Verantwortung, die Zukunft unserer 
Arbeitsgesellschaft und nicht zuletzt 
die Grundlagen und Wertrnaßstäbe 
unserer parteipolitischen Arbeit wur- 
den inhaltlich aufbereitet und sollen 
Impulse für eine intensive Debatte ge- 
ben. Sie sind auf unserer Homepage 
eingestellt und werden in den näch- 
sten Monaten auch auf diesen Seiten 
dokumentiert. 

Die Mitgliederversammlung ver- 
lief daher in guter Atmosphäre und 
richtete sich vor allem auf die näch- 

ste große Aufgabe: Den Parteitag 
der SPD im November in Nürnberg. 
Es wurde vereinbart das wir in Vor- 
bereitung dieses Parteitages vier Po- 
litikfelder aufgreifen und hier klar 
Position beziehen und eigene pro- 
grammatische Beiträge vorbereiten 
wollen. 

Es wird einen Antrag zur Außen- 
und Sicherheitspolitik geben. Hier 
wird es aller Wahrscheinlichkeit 
nach eine Auseinandersetzung um 
die Beteiligung Europas an den 
NMD- Plänen der Bush-Administra- 
tion geben. 

Darüber hinaus hat der Leitan- 
trag des Parteivorstandes bereits 
unsere Forderung nach einer Er- 
werbstätigenversichtung übernom- 
men. Es gab allerdings bereits Wi- 
derstände von Wolfgang Clement 
& Co. Es wir darum gehen müssen, 
unser Konzept (www.jusos.de) zu 
konkretisieren und durchzufech- 
ten. Einig waren wir uns außer- 
dem, daß es investive Mittel für 
den Ausbau der sozialen Infra- 
struktur in unserem Land braucht. 
Vor allem die Ganztagsbetreuung 
für Klein- und Schulkinder steht 
hier im Mittelpunkt. Vor diesem 
Hintergrund wollen wir auch die 
Frage der Besteuerung von hohen 
Vermögen und Erbschaften einfor- 
dern. Legitime Mittel für notwendi- 
ge Investitionen. 

Last but not least wird die Klima- 
schutzpolitik ihren Platz einfordern. 
Wir wollen hier bewußt eine Veren- 
gung auf die Frage Ökosteuer - ja 
oder nein vermeiden. Zu all diesen 
Fragestellungen richten wir „Ar- 
beitsstäbe" ein, die inhaltlich Posi- 
tionen ausarbeiten und Anträge ko- 
ordinieren. Wer Lust und Zeit hat 
mitzutun, der ist herzlich eingela- 
den. 

Unter dem Titel ,,Selbstbestimmt 
leben und auch so arbeiten" schloß 
sich an die Mitgliederversammlung 
eine öffentliche Tagung irn Willy- 
Brandt- Haus an. 

Ziel war es, die Daten und Fakten 
des jüngst veröffentlichten Armuts- 
und Reichtumsberichtes zu bewerten 
und die Leitidee einer ,,Erwerbstäti- 
genversicherung" in unseren Reihen 
vorzustellen und zu diskutieren. Es 
war dabei unsere erklärte Absicht, 
junge Wissenschaftler zu Wort kom- 
men zu lassen, die durch qualifizierte 
und pointierte Veröffentlichungen 
aufgefallen sind. Das ist gelungen. 
Die Beiträge von Dr. Paul Nolte ( Bie- 
lefeld) zur ,,Entwicklung der deut- 
schen (Klassen-)Gesellschaft" und 
der Beitrag von Dr. Claudia Weinkopf 
„Zur Zukunft unserer Arbeitsgesell- 
schaft" sowie die Beiträge von Ben- 
jamin Mikfeld und Andrea Nahles 
werden in Kürze im lnternet abrufbar 
sein. Wir werden sie in Auszügen 
auch in unserem Newsletter verwer- 
ten. Den Anfang machen wir in die- 
ser Ausgabe mit dem Referat von 
Paul Nolte. 

Das Forum DL 21 hat die Ge- 
burtswehen überstanden. Stark wer- 
den wir aber nur durch Mitglieder 
und Beteiligung. Dazu rufe ich er- 
neut auf. Wir sind eine generations- 
übergreifendes linkes Projekt. Packt 
mit uns an. Forum DL2l 
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I. Die Entstehungsgründe des blems begriffen, da er die Entwick- 
,,Dritten Weqes" lunqspotenziale einer reifen Marktqe- Was muss die Linke - - .  
(...) Will man nicht mit simplen Ver- sellschaft angeblich blockierte. Im 
ratstheorien bzw. einer nicht näher Kern basierte neokonservative Politik 
erklärten Entkoppeluna der Parteispit- auf einem reduzierten Verständnis vom ,,Dritten Weg" 

. , 

ze von ihrer Basis argumentieren, so von Gesellschaft. Politisch erfolgreich 
muss man akzeptieren, dass dieTheo- konnte diese Aufkündigung des 
reme des ,,Dritten Weges" sowohl an Nachkriegskonsenses nur sein, da sie 
zentrale Momente des Alltagsbe- mit veränderten Bewusstseinsstruktu- 
wusstseins anknüpfen als auch be- ren bei relevanten Teilen der Lohnab- 
rechtigte Fragen aufwerfen. Man 
kommt nicht umhin, ihn sowohl vor 
dem Hintergrund der wirtschafts- 
und gesellschaftspolitischen Positio- 
nen der konservativen Parteien zu dis- 
kutieren, als auch die Unterschiede 
zur ,,alten Sozialdemokratie" heraus- 
zuarbeiten. (...) 

Der Erfolg des Neokonservatismus 
basierte auf dem Scheitern des Nach- 
kriegskompromisses aus keynesiani- 
scher Nachfragepolitik und Sozial- 
staat. Das sozialdemokratische Politik- 
modell war nicht in der Lage, das sich 
in den 70er Jahren abflachende wirt- 
schaftliche Wachstum wiederzubele- 
ben (Krise des Fordismus). Trotz Ein- 
satz der sozialstaatlichen Instrumente 
(anti-zyklische Haushaltspolitik, Nut- 
zung der Möglichkeiten der Geldpoli- 
tik, Beschäftigungsprogramme etc.) 
hielt die Stagnation an, und die Zahl 
der Arbeitslosen stieg ebenso wie die 
Inflationsrate. 

Das ,,Ende des sozialdemokrati- 
schen Zeitalters" erklärt sich aber 
nicht nur aus diesen ökonomischen 
Krisentendenzen. Vielmehr entwickel- 
ten sich gerade aufgrund der Erfolge 
sozialdemokratischer Regierungspoli- 
tik neue Bewusstseinsstrukturen unter 
wesentlichen Teilen der Lohnabhängi- 
gen: Mit gestiegenem Einkommen, 
verbessertem Bildungsniveau und 
ausdifferenzierten Interessen stieg die 
Bedeutung von individuellen Lö- 
sungsansätzen; kollektive Sicherungs- 
Systeme und Schutzmechanismen 
wurden zunehmend ausschließlich als 
Rettungsanker für benachteiligte 
Schichten interpretiert. ,,lndividuali- 
sierung" ist daher mitnichten ein Pro- 
dukt der 90er, sondern bereits der 
60er und 70er Jahre. 

Die von den Neokonservativen 
empfohlenen Rezepte zur Behebung 
der wirtschaftlichen Krise (Deregulie- 
rung der Märkte, Flexibilisierung der 
Arbeitsbeziehungen, Privatisierung 
von bislang öffentlich getätigten Auf- 
gaben, Sanierung der Staatshaushal- 
te) knüpften an dieses veranderte All- 
tagsbewusstsein gezielt an: Der Sozi- 
alstaat wurde nicht nur für unfähig 
gehalten, die entstandenen Probleme 
zu lösen, sondern als Teil des Pro- 

hängigen korrespondierte. 
Dass seit Mitte der 90er Jahre wie- 

der verstärkt Parteien links der Mitte 
an Akzeptanz gewonnen haben, ist 
auch der Tatsache geschuldet, dass es 
den neokonservativen Parteien nicht 
gelang, ihre Versprechungen eines 
beständigen wirtschaftlichen Auf- 
schwunges und der Wiederbelebung 
des Arbeitsmarktes mit Leben zu er- 
füllen. (...) 

Allerdings: Während der Neokon- 
servatismus ökonomisch ,,versagte", 
hat er gesellschaftspolitisch tiefe Spu- 
ren hinterlassen: ,Gesellschaft1 wird 
seitdem nicht mehr als ein System be- 
griffen, das durch Interessengegen- 
sätze sozialer Gruppen geprägt ist, 
sondern als die Gesamtheit autono- 
mer Individuen; entsprechend ist der 
Anspruch, diese Verhältnisse bewusst 
zu regulieren, mittlerweile völlig dis- 
kreditiert. Dass vor diesem Hinter- 
grund soziale Differenzierungen als 
Ausdruck individueller Anstrengun- 
gen angesehen und entsprechend ak- 
zeptiert werden, kann daher nicht 
überraschen. 

Die Konzeption des ,,Dritten We- 
ges" kann also als Versuch angesehen 
werden, mehr oder weniger bewusst 
die Defizite der klassischen Sozialde- 
mokratie zu überwinden und an die 
veränderten Bewusstseinsstrukturen 
anzuknüpfen. Seine besondere Quali- 
tät gegenüber dem Neoliberalismus 
besteht darin, dass die Verteilungser- 
gebnisse des Marktes nicht als unaus- 
weichlich angesehen werden. Im Rah- 
men des ,,Dritten Weges" werden die 
sozialen Folgekosten, die sich aus 
dem dauerhaften Ausschluss einzel- 
ner Bevölkerungsgruppen ergeben, 
durchaus gesehen; eine sich auch 
räumlich konzentrierende ,un- 
derclass' wird nicht als unschönes, 
aber notwendiges Modernisierungs- 
opfer betrachtet, sondern als gesell- 
schaftliches Defizit, da durch die not- 
wendige Alimentation (...) eine Bela- 
stung des Staates und der Beitrags- 
zahlerlnnen entsteht sowie mit ihr ge- 
sellschaftliche Ausgrenzungen ver- 
bunden sind. Dieser durchaus als Pa- 
radigmenwechsel gegenüber dem 
Neoliberalismus zu verstehende An- 

lernen? 
von Mathias Brodkorb und  Jörg Deml 

satz findet seine prägnante Zusam- 
menfassung in der Formel ,,Fördern 
und Fordern" als Leitbild der Arbeits- 
marktpolitik. Und dabei geht es um 
mehr als nur die Anwendung der al- 
ten Werte unter neuen Bedingungen: 
,,Wenn wir heute radikal denken, 
dann müssen wir aus den alten linken 
Positionen ausbrechen, statt bloß zu 
versuchen, die alten Zielsetzungen 
mit den neuen Bedingungen in Über- 
einstimmung zu bringen." (Giddens 
2000: 15) 

II. Reaktionen der Linken 
Bereits kurz nach dem Rücktritt Lafon- 
taines und dem so genannten Schrö- 
der/Blair-Papier waren sich viele Ver- 
treterlnnen auf der Linken einig, dass 
die SPD nun endgültig den ,,radikalen 
Kurswechsel ... zum Neoliberalismus" 
(Lafontaine 1999: 9) vollzogen habe Die Theoreme des 
- eine Einschätzung, die bis heute ,,Dritten Weges" 
ihre Anhänger nicht verloren hat. knüpfen an zentrale 

Lafontaine widmete dieser Frage Momente des 
in seinem Buch „Das Herz schlägt Alltagsbewusstseins 
links" (1 999) gleich ein ganzes Kapitel an. 
und bezeichnete dort den Dritten 
Weg pauschal als ,,Holzweg". (...) An- 
statt eine schlüssige Analyse des 
,,Dritten Weges" vorzulegen, beließ er 
es jedoch bei Attacken gegen den 
,,Neoliberalismus". Den entscheiden- 
den Nachweis, dass mit einer Kritik 
des Neoliberalismus die neue Sozial- 
demokratie überhaupt getroffen 
wird, blieb er schuldig. 

Das berühmteste Beispiel für eine 
ganz ähnliche Position in der Welt der 
Wissenschaft ist der französische So- 
ziologe Pierre Bourdieu. Er ist nicht 
nur der Auffassung, dass die meisten 
sozialdemokratischen Regierungen 
auf die ,,Linie des Neoliberalismus" 

Mathias Brodkorb ist M~tglied des Landesvorstandes der SPD Meckienburg- 
Vorpommern. Jörg Deml arbeitet als Referent fur Aiterssicherung in der 

Arbeitsgruppe ,,Arbeit und Sonalordnung" der SPD-Bundestagsfraktion. 
Der Beitrag erscheint demnachst ungekürzt in der 

Schriftenreihe ,,Argumente" des Juso-Bundesverbandes 
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gesellschaftlich und rechtlich vor- 
geschriebenen lndienstnahme der 
Frau für den bürgerlichen Haushalt, 
wobei der Gesetzgeber bewusst die 
Realität der Arbeiterklasse ausgeblen- 
det hatte. Für Männer galt das Ge- 
genteil, sie waren zur Existenzsiche- 
rung der ganzen Familie durch Er- 
werbsarbeit verpflichtet. Heute dage- 
gen gilt die Gleichberechtigung, für 
das selbstverständliche Versor- 
gungsdenken gegenüber Frauen gibt 
es keine Rechtfertigung mehr. 

Zudem ist bekannt, wie brüchig 
und unzureichend die Versorgung 

Eine fällige Konse- durch Unterhalt geworden ist. Beim 
quenz sollte darin Scheidungsunterhalt spielen sich 

bestehen, die auch seit 1977 unerfreuliche Kon- 
Ehegattensubsidiari- fliktdramen ab, die weder Frauen 

tät abzubauen und noch Männern zumutbar sind, die 
irgendwann ganz eine Zweiergemeinschaft gerade des- 

derzeit nicht so aus, als ob meine The- 
se viel Anhänger um sich scharen 
könnte. Als Oskar Lafontaine noch Fi- 
nanzminister war, dachte er laut dar- 
über nach, wie man bislang nicht- 
subsidiäre Sozialleistungen in subsi- 
diäre für die ,,wirklich Bedürftigen" 
umwandeln könnte. Und dabei folgte 
er dem britischen Vorbild, w o  Tony 
Blair ähnliches noch forcierter propa- 
giert und wohl auch umgesetzt hat. 

Vorbildlich sind dagegen skandi- 
navische Vorbilder, insbesondere 
Schweden, wo eine strikt individuelle 
Existenzsicherung besteht (zum euro- 
päischen Vergleich: Dingeldey 2000). 
Es ist hilfreich, zu studieren, wie diese 
dort zeitgleich mit der verstärkten In- 
tegration von Frauen in den Erwerbs- 
Prozess vorangetrieben wurde (Theo- 
bald 1999 und in diesem Heft). Na- 

werden, die erzwungene wie auch 
freiwillig gewählte Statuspassagen 
zwischen (verschiedenen Formen der) 
Erwerbsarbeit, Familienarbeit, Qualifi- 
zierung, Bürgerarbeit und dem Ruhe- 
stand ermöglichen und akzeptabel 
ausgestalten. Hierzu gibt es durchaus 
ernstzunehmende Ansätze in der Ar- 
beitsmarktforschung, insbesondere 
Günther Schmid am WZB Berlin mit 
seiner Theorie der ,,Übergangsarbeits- 
märkte" (vgl. Schmid 1994, 1997; 
Bothfeld 2000, Klammer 2001). 
Zweck wäre es also, ein plurales Ge- 
flecht von Existenzssicherungsop- 
tionen für die Individuen bereitzu- 
stellen, mit denen sie sich dann die 
materielle Grundlage ihrer postmo- 
dernen Patchwork-Biographien eini- 
germaßen aktiv und selbstbestimmt 
schaffen können. SPW 

abzuschaffen. halb aufaekündiat haben, weil sie türlich kann man solche Prozesse 
< - 

Gleichzeitig muss nicht mehr miteinander auskommen. nicht einfach übertragen, zu unter- Literatur 
Berghahn. Sabine, 1997: Die Verrechtlichung 

eine wirklich Der auf dem Papier recht dichte schiedlich sind die sozial- und rechts- des Privaten allaemeines Verhänanis 

individuelle Exi- Teppich der Unterhaltstatbestände kulturellen und politischen Rahmen- oder Chance fur bessere Geschlechte~er- 

stenzsicherung für wurde geschaffen, als man noch mit 
Frauen und Männer Vollbeschäftigung oder ihrer Wiederer- 
geschaffen werden. langung rechnete. Inzwischen passt 

auch diese Prämisse nicht mehr. Schei- 
dungsunterhalt ist zum Ausfallbürgen 
für strukturelle Arbeitsmarktprobleme 
von Frauen geworden. Dieser Zweck 
wird praktisch nicht oder nur schlecht 
erfüllt. Vielfach muss dann doch die 
Sozialhilfe einspringen. Scheidungsun- 
terhalt ist also als Existenzsicherung 
weder effektiv noch gerecht. 

4. Eine fällige Konsequenz ist, das 
Prinzip der Ehegattensubsidiarität 

bedingungen. Auch ist die historische 
Ungleichzeitigkeit von großer Bedeu- 
tung, da zukünftige Strukturreformen 
auf ganz andere makroökonomische 
und globale kapitalistische Regimebe- 
dingungen stoßen. Nach dem Ende 
der fordistischen Wachstumsphase 
und angesichts der Sozialstaatskrise 
sind alle sozialstaatlichen Erweiterun- 
gen politisch prekär geworden. 

In der Arbeitsmarktpolitik würde 
die Umstellung auf eine individuelle 
und zugleich geschlechteregalitäre Exi- 
stenzsicherung ebenfalls erhebliche 

hältnisse? In: Kerchnerwilde (Hg.): Staat 
und Privatheit. S. 189-222. 

dies 1999: Soll der Gesetzgeber in diefamilia- 
re Arbeitsteilung eingreifen? In: Stolz-WiI- 
lig/ Veil (Hg.): Es rettet uns kein hoh'res 
Wesen . . Feministische Perspektiven der 
Arbeitsgesellschaft, 8. 1 12-137. 

dies. Sabine, 2000: Ehegattensubsidiaritat 
und Gleichberechtigung. In: STREIT - 
feministische Rechtszeitschrift, S .  152- 
159. 

Bothfeld, Silke, 2000: Beschaftigungsbrucken 
und Übergangsarbeitsmärkte - eine neue 
Balance zwischen Risiko und Sicherheit? 
In: Fechter/ Krannich (Hg ): Jahrbuch der 
Hessischen Gesellschaft für Demokratie 
und Okologie, Band 2. S. 49-72. 

Iänaerfristia abzubauen und iraend- staatliche Anstrenaunaen erfordern. Dingelde~, Irene, 2000: EinkommensteuerSy- 
< < 

wann gan;abzuschaffen. ~leighzei- denen die derzeitigen Trends zum Ab- und familiale Erwerbsmuster im 
europaischen Vergleich. In: dies. (Hg.): Er- 
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maßnahmen eine wirklich individuelle allem muss dabei ein ,,Gender Mainst- ministische Spurensuche in der Non-Pro- 
Existenzsicherung für Frauen und reaming" stattfinden, d.h. der Ge- fit.ökonomie, s.241.274 

Männer geschaffen werden. schlechteraspekt muss von Anfang an dies U a.: WSI-~rauen~atenReport. 2000. 
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fur Frauen im internationalen Vergleich. 

chen Gleichberechtigung von Frauen schaffen und die Sicherung für die In: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 36. 
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Iänaerfristiae Abschaffuna. Das wür- sern. müssten massive Hilfen zur Er- und Machtbarrieren. FrauenpOlitik in der 
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erst recht von eheähnlichen Partnerin- erziehuna, auch durch Weiterciualifi- 21 5-237 
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nen und Partnern entfallen würden. zierung, bereitgestellt werden.' Dazu Schmid* lgg7: übergangsarbeits- 
markte als neue Strategie der Arbeits- 

Das große Problem wäre, den Über- würde auch der deutliche Ausbau von marktpolitik, In: (Hq.) Jahrbuch Ar. 
gang zu gestalten und die alternati- öffentlichen oder öffentlich geför- beit und Technik Bonn, S. 170-1 81 
ven Sicherunqen auszubauen. derten Dienstleistunqen für die priva- Stolz-Willig, Brigitte. 2001 In welcher Gesell- - 

Tendenzen zum Abbau abgeleite- ten Haushalte gehören, nicht allein schaftleben wir eigentlich' In Dies (Hg.): 
Arbeit und Demokratie. Solidaritatspoten- 

ter Sicherungen für Frauen gibt es ja zur Kinderbetreuung. Zudem müs- 
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nenrenten. Ansonsten sieht es aber schaffen, ausgebaut und abgesichert lifikation und Wohlfahrtsstaat. 

Am 1 I .  - 12. Mai 200 1 fand in  Berlin anläßlich des Armuts- und Reichtumsberichts der Bundesregierung die Tagung des 
Forums Demokratische Linke 2 1 , Selbstbestimmt leben - und so arbeiten" statt. Das dort von Dr: Paul Nolte gehaltene 
Referat möchten wir an dieser Stelle dokumentieren, da es auf dieser Tagung einhellig positiv beurteilt wurde. 

Meine Damen und Herren, 

Sie haben mich freundlicherweise 
nach Berlin eingeladen, um zu lhnen 
über das Problem einer neuen Klas- 
sengesellschaft in Deutschland zu 
sprechen. Der Zeitpunkt könnte für 
die Tagung und für das Thema nicht 
besser gewählt sein, denn vor zwei- 
einhalb Wochen hat die Bundesregie- 
rung den ersten Armuts- und Reich- 
tumsbericht vorgelegt. Der Bericht 
hat eine beträchtliche Resonanz in 
der Öffentlichkeit erfahren und ge- 
holfen, das Bewusstsein für die Reali- 
täten sozialer Ungleichheit in unserer 
Gesellschaft zu schärfen -jedenfalls 
ist zu hoffen, dass die Wirkung nach- 
haltiger sein wird, als es die kurzlebi- 
gen Aufmerksamkeitszyklen der Me- 
diendemokratie allzu oft zulassen. Die 
Chancen dafür sind gut, denn viele 
Zeichen deuten darauf hin, dass die 
sozialen Realitäten und Konflikte un- 
serer Gesellschaft, anders als das lan- 
ge der Fall war, in den kommenden 
Jahren wieder einen Schwerpunkt der 
öffentlichen und politischen Debatten 
bilden werden. Darauf komme ich am 
Schluss noch einmal zurück. 

Mein Geschäft ist es jedoch nicht, 
diesen politischen Debatten vorzu- 
greifen oder gar Sie politisch belehren 
zu wollen. Ich stehe als Wissenschaft- 
ler vor ihnen, der aus seiner Perspekti- 
ve zu analysieren versucht, dabei aber 
aus dem Elfenbeinturm herausschaut 
und seine eigene Rolle als Zeitgenosse 
nicht verleugnet. Anders als die Pro- 
grammankündigung es lhnen ver- 
spricht, bin ich noch nicht einmal So- 
ziologe, sondern Historiker - darüber 
können Sie jetzt enttäuscht sein, weil 
sie im folgenden eine Flucht in die 
Vergangenheit befürchten müssen; 
oder befriedigt, denn wann verirrt 
sich in unseren Tagen schon einmal 

Die neue Klassengesellschaft 
in Deutschland 

Soziale Ungleichheit, Konsum und Kultur 

Von Paul Nolte 

ein Vertreter dieser Spezies zur SPD, 
und gar zu deren linkem Flügel? Aber 
welche politischen Konsequenzen Sie 
aus dem ziehen, was ich lhnen vortra- 
ge, muss ich ganz lhnen überlassen; 
je nach politischem Standort werden 
diese Konsequenzen sicherlich sehr 
unterschiedlich aussehen können. - 
Nach diesen Vorbemerkungen nun 
aber zur Sache; ich möchte Ihnen, in 
zugespitzter Form, sieben Thesen an- 
bieten und jeweils kurz erläutern; 
dann können wir im Anschluss dar- 
über diskutieren. 

1. 
Ich beginne, wie es sich für einen Hi- 
storiker gehört, mit einem Blick zu- 
rück: Der Massenkonsum und der 
Massenwohlstand, wie er sich in den 
ersten drei Jahrzehnten der Bonner 
Republik herausgebildet hat, hat das 
soziale Schichtungssystem in 
Deutschland fundamental verändert 
und damit auch zu einer Abschlei- 
fung im öffentlichen Bewusstsein 
über soziale Ungleichheit beigetra- 
gen. Das heißt also zweierlei: Einmal 
vollzog sich in diesen ,,goldenenn 
Jahrzehnten eine historisch singuläre, 
breitenwirksame Wohlstandsvermeh- 
rung. Das klassische proletarische Le- 
bensschicksal von materieller Karg- 
heit, Existenznot und Unsicherheit ge- 
hört seither weitgehend der Vergan- 
genheit an. Ebenso löste sich der 
enge Zusammenhang von Alter und 
Armut, das Schicksal der Verarmung 
im Alter, ganz überwiegend auf (- 
was nicht bedeutet, dass es nicht wei- 
terhin arme Alte gibt!). Gleichzeitig 
schrumpften soziale Abstände in vie- 
len Bereichen ein ganzes Stück weit 
zusammen; die relative Gehaltsdiffe- 
renz zwischen einem Professor und 
einer Verkäuferin oder einem Fachar- 
beiter verminderte sich über die Jahr- 
zehnte ganz erheblich. Auch in der 

ländlichen Gesellschaft, die häufig 
vergessen wird, wurde die hier noch 
länger andauernde Armut und Karg- 
heit durch den Anschluss an die zu- 
erst städtisch geprägte Konsumgesell- 
schaft erfolgreich verdrängt. All das 
ist und bleibt ein historischer Fort- 
schritt ersten Ranges; man muss kein 
konservativer Beschöniger sein, um 
das anzuerkennen und zu würdigen. 

Zum anderen aber verschwand 
mit der materiellen Knappheit und 
,,Proletarität" auch das Bewusstsein 
für soziale Differenzen - öffentlich 
und kollektiv ebenso wie privat und 
individuell; mehr noch: es scheint so, 
als sei das Bewusstsein von Wohl- 
stand und Egalisierung seit den 50er 
Jahren der realen Verbesserung und 
Angleichung von Lebenslagen noch 
vorausgeeilt. (Manche Historiker se- 
hen darin, mit guten Gründen, auch 
ein Nachwirken der nationalsozialisti- 
schen Volksgemeinschaft mit ihrer 
Homogenitätsutopie.) Bereits zu Be- 
ginn der 50er Jahre sprach der Sozio- 
loge Helmut Schelsky in einer einfluss- 
reich gewordenen Wendung von der 
,,nivellierten Mittelstandsgesell- 
schaft", die sich in der Bundesrepu- 
blik herausbilde, und er meinte damit 
die relative Angleichung von Einkom- 
men und Lebenschancen in einer 
breiten, bürgerlich-kleinbürgerlichen 
,,Mitte". Gesellschaftliches ,,Obenn 
und ,,Unten" trafen sich gewisserma- 
ßen in dem dicken Bauch jener ,,Zwie- 
bel", als die man sich die westdeut- 
sche Gesellschaft vorstellte. Dass 
Wahrnehmung und Wirklichkeit, 
Ideologie und Realität auseinander 
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klafften und trotz Wohlstandsver- 
mehrung und relativer Einkommens- 
angleichung erhebliche soziale Unter- 
schiede blieben, geriet in dem selbst- 
zufriedenen bundesrepublikanischen 
Sozialbewusstsein oft in Vergessen- 
heit. Oder das Wissen darum wurde 
in Residualbereiche verdrängt: Dafür 
waren die Gewerkschaften zuständig, 
und wenn sie darüber sprachen, hör- 
te man eher peinlich berührt zu. - 
Man muss, so glaube ich, diese Vor- 
geschichte mindestens der letzten 50 
Jahren kennen, um den heutigen Um- 
gang mit dem Problem der Klassen- 
gesellschaft in Deutschland verstehen 
zu können. 

2.  
Der langfristige Trend zu einer grö- 
ßeren sozialen Egalisierung, zu einer 
Abschmelzung von Unterschieden 
des Einkommens und des Vermö- 
gens, aber auch von Status und Sozi- 
alprestige, ist seit etwa 1980 in vie- 
len westlichen Ländern gebremst 
oder sogar umgekehrt worden. In 
den USA und in Großbritannien ist 
das offensichtlich, aber auch für 
West-Deutschland trifft es zu. Die 
zeitliche Koinzidenz mit konservati- 
ver und neoliberaler Regierungspoli- 
tik, von den ,,Reaganomics" bis zu 
Thatcher und Kohl, ist kein Zufall, 
wenngleich die Zusammenhänge 
wohl komplizierter sind, als viele auf 
der Linken sie gelegentlich darstel- 
len. Jedenfalls wirkten viele Kräfte in 
die Richtung einer wieder stärkeren 
Akzentuierung von sozialer Un- 
gleichheit: Am unteren Ende der Ge- 
sellschaft die Massenarbeitslosigkeit, 
die individuell immer häufiger Dauer- 
arbeitslosigkeit war, Veränderungen 
in den Familienstrukturen - Stich- 
wort: ,,single mothers", und neue 
Einwanderung; auch wenn in 
Deutschland das Phänomen einer re- 
gelrechten ,,underclass", wie in den 
USA, ausblieb. - Am oberen Ende 
der Skala konnten, praktisch überall 
außerhalb des (höheren) öffentli- 
chen Dienstes, überproportionale 
Einkommenszuwächse erzielt wer- 
den, teils in ihrer Wirkung verdop- 
pelt durch parallele Steuererleichte- 
rungen. Man wird noch genauer er- 
forschen müssen, wie auch die Me- 
chanismen der Vererbung in der viel- 
zitierten ,,Erbengeneration" zu einer 
Verstärkung vorhandener sozialer 
Ungleichheit beitrugen. Von all dem 
profitierten freilich nicht nur wenige 
Millionäre, sondern eine durchaus 
breite Schicht der neuen professio- 
nellen Eliten. Das waren dann, in der 

neuen, eigentümlich nebulösen 
Sprache mancher politischen Partei- 
en, die ,,Leistungsträger" oder ,,Lei- 
stungsbereiten". - Kritisch begann 
man etwa in derselben Zeit, um die 
Mitte der 80er Jahre, von der ,,Zwei- 
drittelgesellschaft'' zu sprechen: 
Zwei Drittel gehörten dazu, ein Drit- 
tel war und blieb ausgeschlossen, 
vor allem als Dauerarbeitslose und 
Sozialhilfeempfänger - ob es sich da- 
bei in Wirklichkeit eher um ein Viertel 
oder ein Fünftel handelte, tut hier 
nichts zur Sache. Der Begriff der 
,,Zweidrittelgesellschaft" hat ja auch 
durchaus eine gewisse Popularität 
erlangt, aber zu wirklichen politi- 
schen Konsequenzen hat er nicht ge- 
führt. Man könnte sogar sagen: Er 
hat dazu beigetragen, das Problem 
von Klassen und sozialer Ungleich- 
heit in gewisser Weise auf Arbeitslo- 
sigkeit und Sozialhilfebedürftigkeit 
engzuführen, so als seien die zwei 
Drittel der regulären Arbeitsplatzbe- 
sitzer einander prinzipiell gleich - 
von der Friseurin und dem Müllwer- 
ker bis zum Zahnarzt und mittelstän- 
dischen Unternehmer; so, als sei die 
durch staatliche Daueralimentierung 
gezogene Trennlinie die einzige noch 
verbliebene ,,Klassengrenze" in unse- 
rer Gesellschaft. 

3. 
Dagegen nun meine dritte These: 
Jenseits solcher Armutslagen haben 
sich, besonders in den 90er Jahren, 
neue Klassenlinien in unserer Gesell- 
schaft stillschweigend etabliert, die 
sich in Alltagsleben und Kultur, in 
Konsum und Medien manifestieren. 
Der französische Soziologe Pierre 
Bourdieu hat schon vor längerer Zeit 
von den ,,feinen Unterschieden" ge- 
sprochen, mit denen die Oberschich- 
ten seines Landes ihre ,,Distinktion", 
ihre Abgrenzung vom gemeinen 
Volk, durch spezifischen Güter- und 
Kulturkonsum behaupten. In 
Deutschland, wie in anderen westli- 
chen Ländern, beobachten wir jetzt 
ähnliches, und es ist inzwischen zu 
einem Prinzip geworden, das die Ge- 
sellschaft insgesamt, nicht mehr nur 
ihre Spitze, strukturiert. Hier ,,Pre- 
miummarken", dort ,,Discountarti- 
kel": Selbst bei simplen Dingen wie 
Lebensmitteln geht diese Schere aus- 
einander, und während die einen 
,,Markenbewusstsein" demonstrie- 
ren können, werden die anderen zu 
,,Schnäppchenjägern". Eine umfas- 
sende Bestandsaufnahme dieser 
neuen Kultur- und Konsumklassen- 
gesellschaft fehlt noch, aber sie hat 

sich fast überall eingenistet: Bei den 
Autos, die man fährt; bei den Reisen, 
die man unternimmt; jeder kann 
wohl aus eigener Erfahrung weitere 
Beispiele ergänzen. In der Wohl- 
standsgesellschaft können sich viele 
vieles leisten; also kommt es darauf 
an, wie, in welcher Kategorie man es 
sich leistet. Der amerikanische Jour- 
nalist David Brooks hat kürzlich in ei- 
nem amüsanten Buch den aufwändi- 
gen Konsum und Lebensstil der von 
ihm so genannten neuen Elite der 
,,Bobos", der ,,Bourgeois Bohemi- 
ans", beschrieben. Nicht ganz so lu- 
stig wäre wohl ein ähnlicher Blick an 
das untere Ende der Gesellschaft. Ich 
will hier nur noch ein Beispiel, das 
mir gleichwohl zentral erscheint, 
nennen: nämlich den Bereich der 
Massenmedien, genauer: des Fernse- 
hens. Wir haben in den letzten Jah- 
ren viel über das Privatfernsehen dis- 
kutiert und oft  seine mangelnde 
Qualität beklagt, aber nur höchst sel- 
ten ist klipp und klar dies gesagt wor- 
den: Die Ausdifferenzierung des 
kommerziellen Fernsehens bzw. sei- 
nes Konsums hat sich maßgeblich 
entlang von Klassenlinien vollzogen; 
mit der RTL-Familie und SAT 1 ist ein 
spezielles Unterschichten-Fernsehen 
installiert worden; die gesendete 
,,Bild-Zeitung". Dabei ist die Klassen- 
differenzierung des Medienkonsums 
weitaus folgenreicher als der Kauf 
solcher oder solcher Lebensmittel, 
weil sie ,,Rückkopplungseffekte" hat: 
Sprache und Bildungsniveau der Me- 
dien prägen ihre Konsumenten, und 
damit besteht die Gefahr einer Ein- 
kapselung, einer Abschottung von 
Klassenkulturen, die es bei der Allein- 
herrschaft des öffentlich-rechtlichen 
Fernsehens so nicht gab. Von den 
besonderen, und teils abgesonder- 
ten, Kultur- und Konsumpraktiken 
von Immigranten und ethnischen 
Minderheiten, die ja zum größten 
Teil ebenfalls der Unterschicht ange- 
hören, habe ich dabei noch gar nicht 
gesprochen. 

4. 
Der neue Armuts- und Reichtumsbe- 
richt zeigt es sehr deutlich: Der Osten 
Deutschlands hat seit 1990 in vielen 
Bereichen erheblich aufgeholt, aber 
es bleiben große Unterschiede beste- 
hen: hinsichtlich der Einkommens- 
struktur, und noch mehr der Vermö- 
gensverteilung; aber auch hinsichtlich 
der formalen Bildungsqualifikationen 
der Bevölkerung, die immer noch ei- 
nen ganz wesentlichen Einflussfaktor 
für das Erreichen gesicherter und hö- 

Fazit zum Thema ,,Intervention in 
die familiäre Arbeitsteilung": Staatli- 
che Interventionen zur Förderung 
egalitärer Verhältnisse im Privaten 
sollten erwogen werden, müssen 
aber behutsam und gut abgestimmt 
sein. Nicht nur ihre verfassungsrecht- 
liche Dimension kann in einer libera- 
len Demokratie mit einer pluralisti- 
schen Gesellschaft problematisch 
sein, auch ihre gesellschafts- und ge- 
rade frauenpolitische Akzeptanz 
muss vorab ausgelotet werden. 

3. Ein egalitätsförderlicher Umbau 
des Sozialsystems muss die Interde- 
pendenzen zwischen Familienrecht 
und Sozialrecht berücksichtigen, da- 
bei Elemente mittelbarer Dis- 
kriminierung aufspüren und deren 
Ursachen abbauen. Eine wesentliche 
Ursache für die Asymmetrie in der Exi- 
stenzsicherung von Frauen und Män- 
nern wird von dem Prinzip der Ehe- 
gattensubsidiarität gesetzt und auf- 
rechterhalten. 

Obwohl heute alle relevanten 
rechtlichen Bestimmungen - jeden- 
falls von ihrer Bedeutung her, wenn 
auch leider nicht sprachlich - ge- 
schlechtsneutral formuliert sind, so 
existieren traditionelle geschlechtspo- 
lare Zuschreibungen und Funktionali- 
sierungen ,,unter der Oberfläche" 
fort. Sie sind eingeschrieben in die 
Gesamtstruktur und den Aufbau des 
Systems der Existenzsicherung. Auch 
dies kann man als strukturelle Inter- 
vention des Staates auffassen. 

Wer sich als erwachsene Person 
nicht durch Erwerbsarbeit oder Ver- 
mögen selbst unterhalten kann, wird, 
soweit er nicht entsprechende An- 
sprüche gegen die Sozialversicherung 
(bei Arbeitslosigkeit, Alter, Invalidität, 
Krankheit, Unfall oder Pflegebedürf- 
tigkeit) besitzt, auf Verwandten- oder 
Ehegattenunterhalt verwiesen. Erst 
wenn dieser nicht geleistet wird oder 
nicht ausreicht, um das Existenzmini- 
mum zu sichern, springt der Staat mit 
subsidiären Sozialleistungen ein 
(Berghahn 2000). 

Da das Erwerbsleben eine gleich- 
berechtigte Teilhabe an Jobs und Ein- 
kommen für Frauen bislang hartnäk- 
kig verweigert, derartige Beschäfti- 
gungszeiten aber wiederum Voraus- 
setzung für die nicht-subsidiären Lei- 
stungen der Sozialversicherung sind, 
haben Frauen weniger und geringere 
Sozialversicherungsansprüche (Klam- 
mer u.a. 2000). Andererseits sind sie 
- bedingt durch Arbeitslosigkeit, 
durch vielfältige Diskriminierungen, 
durch häufige Erwerbslosigkeit we- 
gen der Betreuung eines Kleinkindes 

und durch Altersarmut aufgrund 
kumulierter Sicherungslücken - stär- 
ker auf Kompensation des Ausfalls 
von Erwerbseinkommen angewiesen. 
Man verweist sie daher öfter als Män- 
ner auf subsidiäre Sozialleistungen 
bzw. privatrechtlichen Unterhalt. 

Der Verwandtenunterhalt für Er- 
wachsene wurde gesetzgeberisch 
nach und nach eingeschränkt, Siche- 
rung durch Unterhalt meint daher bei 
volljährigen Personen jenseits der Be- 
rufsausbildung praktisch fast nur den 
Ehegatten- und Geschiedenenunter- 
halt. Neuerdings ist sogar noch der 
Unterhalt für die mit dem Vater nicht 
verheiratete Mutter eines gemeinsa- 
men Kindes hinzugekommen ( 5  
161 51 BGB). Die Unterhaltstabestän- 
de wiederum entwickeln häufig eine 
eigene antiegalitäre Dynamik: Der 
Ehegattenunterhalt schafft und ze- 
mentiert eine persönliche Abhängig- 
keit, aus der es oft keine Rückkehr in 
die selbständige Existenzsicherung 
gibt, u.a. deshalb weil diese Frauen 
als versorgt gelten. Weder die Struk- 
turen des Arbeitsmarktes noch die 
staatliche Arbeitsmarkt- und Beschäf- 
tigungspolitik leisten effektive Hilfe 
zur Wiedererlangung wirtschaftlicher 
Eigenständigkeit. 

Im Gegenteil: Frauen kommen 
i.d.R. nicht mehr in den Genuß von 
ABM und anderen beschäftigungs- 
fördernden Maßnahmen, wenn sie 
nach Auslaufen des Arbeitslosengeldes 
mangels Bedürftigkeit keine Arbeitslo- 
senhilfe mehr erhalten. Andererseits 
werden i.d.R. nur Langzeitarbeitslose 
in derartige Maßnahmen vermittelt. Es 
hat zwar bei der Anrechnung von Part- 
nereinkommen bei der Arbeitslosenhil- 
fe durch das entsprechende Urteil des 
BVerfG von 1992 kleine Verbesserun- 
gen gegeben, und es gibt auch im re- 
formierten SGB III Ausnahmebe- 
stimmungen für besonders schwer ver- 
mittelbare Arbeitnehmergruppen und 
besonders strukturschwache Gebiete, 
dies ändert aber nur wenig an der sy- 
stematischen Schieflage. Die Erweite- 
rung der Ehegattensubsidiarität auf 
,,eheähnliche" Paare wirft ein bezeich- 
nendes Licht auf die Motivstruktur des 
Gesetzgebers bei der Privilegierung der 
Ehe: Weil man die Eheleute auch wei- 
terhin verpflichten möchte, füreinan- 
der einzuspringen, müssen nicht ver- 
heiratet zusammenlebende Paare die 
gleichen Lasten tragen wie Eheleute, 
ohne entsprechende Unterhaltsan- 
Sprüche und Steueworteile zu erlan- 
gen. Das soll verhindern, dass Men- 
schen noch massenhafter auf die Idee 
kommen, nicht zu heiraten, damit sie 

sich auch die Einstandspflichten spa- 
ren. 

Einstandspflichten wären nicht so 
schlimm für die Betroffenen, wenn sie 
nur von kurzer Dauer wären und man 
die Zementierung der Abhängigkeit 
durch sinnvolle Lebensgestaltung ver- 
meiden könnte. Aber so ist die Wirk- 
lichkeit meist nicht. In unserem Ar- 
beits- und Sozialsystem bestehen für 
Frauen größere Risiken, aus dem Er- 
werbssystem herauszufallen oder gar 
nicht erst bzw. wieder hereinzukom- 
men. Dies ist strukturell angelegt, 
ebenso wie das Fehlen von adäquater 
Absicherung spezifisch weiblicher 
Existenzrisiken, etwa in der Kleinkind- 
phase. Die hier angebotene System- 
Notlösung, nämlich Sozialhilfe plus 
Erziehungsgeld, wird zwar immer 
häufiger bewusst in Anspruch ge- 
nommen, ist aber eine geschlechts- 
spezifisch und sozial diskriminierende 
kärgliche Alternative zur persönlichen 
Abhängigkeit vom Ehemann oder Le- 
bensgefährten. 

Die Ehegattensubsidiarität verhin- 
dert also, dass Frauen sich als unab- 
hängige Individuen mit dem An- 
spruch auf individuelle Chancen- 
gleichheit bei der Existenzsicherung 
fühlen können. Fast alle staatlichen 
und privatwirtschaftlichen Instanzen 
gehen in einer Art double-bind-Logik 
davon aus, dass Frauen, wenn sie 
nicht von selbst auf dem Arbeitsmarkt 
reüssieren, nur einen einigermaßen 
verdienenden Partner finden müssen, 
dann brauche man sich um ihre Exi- 
stenzsicherung nicht mehr zu sorgen. 
Theoretisch gilt dies natürlich auch 
für Männer, die aus dem System her- 
ausfallen. Ihre Zahl wird sich in Zu- 
kunft sicherlich vermehren, aber dies 
ist kein geschlechterpolitischer Trost. 
Denn der Missstand ist der häufig ir- 
reversible Ausschlussmechanismus. 

Es liegt der Verdacht nahe, dass es 
sich bei der Ehegattensubsidiarität im 
Sozialrecht um mittelbare Diskrimi- 
nierung handelt. Hier werden signifi- 
kant mehr Frauen als Männer in die 
persönliche Abhängigkeit vom Ehe- 
partner oder eheähnlichen Partner 
gedrängt. Ob sich dies durch nicht 
geschlechtsstereotype Argumente 
rechtfertigen lässt, scheint fraglich, 
denn das System mit seinen 
Interdependenzen zwischen Familien- 
und Sozialrecht stammt in seinen 
Grundlinien aus dem 19. Jahrhundert 
und korreliert mit einer traditionellen 
patriarchalischen Geschlechterord- 
nung (Berghahn 1997). Im 
ursprünglichen BGB von 1896 ent- 
sprach der Ehegattenunterhalt der 

Eine wesentliche 
Ursache für die 
asymmetrische 
Existenzsicherung 
von Frauen und 
Männern wird von 
der Ehegattensubsi- 
diarität gesetzt und 
aufrechterhalten. 
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eingreifen? Die herrschende Mei- 
nung über die Auslegung des Famili- 
en- und Eheschutzes ist nach wie vor 
konservativ geprägt. Das Bundesver- 
fassungsgericht hat zwar bereits in 
den fünfziger Jahren festgestellt, 
dass es gegen den Gleichberechti- 
gungsgrundsatz und die eheliche 
Autonomie verstößt, wenn die Frau 
durch steuerliche Regelungen 
,,edukativ" in den Haushalt zurück- 
geführt wird. Konservative Interpre- 
ten würden im Konfliktfall sicherlich 
davon ausgehen, dass das Gegenteil 
ebenso unzulässig sei, nämlich die 
Frau in die Erwerbsarbeit zu zwingen 
und den Eheleuten zur egalitären 
Aufteilung der Familienarbeit zu ver- 
pflichten. 

Tatsächlich dürfte es darauf an- 
kommen, wie zwingend Regelungen 
sind, wie ausnahmslos und intensiv 
der Eingriff in die Gestaltungsfreiheit 
der Eheleute sein würde. Ich habe an 
anderer Stelle Beispiele von Interven- 
tionen ausführlicher erörtert (Berg- 
hahn 1999), nämlich einerseits die 
gesetzliche Verankerung einer eheli- 
chen Pflicht zur egalitären Teilung der 
Familienarbeit und andererseits den 
Druck auf die Väter zur obli- 
gatorischen Übernahme eines Teils 
des Erziehungsurlaubs, der neuer- 
dings ,,Elternzeit" heißt. 

Eine gesetzliche Pflicht zur egalitä- 
ren Familienarbeit wäre zwar ein di- 
rekter Eingriff in die Gestaltungsauto- 
nomie der Eheleute, wäre aber verfas- 
sungsrechtlich zulässig, soweit er die 
Pflicht nur als regulatives Ideal formu- 
liert und die einverständliche Zuwi- 
derhandlung ohne unmittelbare 
Sanktion bleibt. Denn angesichts des 
gleichstellungsfördernden Staatsziels 
(Art. 3 Abs. 2 GG) dürfte die Kollision 
mit dem Abwehrrecht der Ehe (Art. 6 
Abs. 1 GG) zugunsten des ersteren zu 
lösen sein. Demnach dürfte der Ge- 
setzgeber durchaus seiner Erwartung 
einer partnerschaftlichen Ehe Aus- 
druck verleihen, um Frauen bei der 
Durchsetzung ihrer privaten Teilhabe- 
ansprüche an den gesellschaftlichen 
Möglichkeiten zu unterstützen. Aller- 
dings bliebe die gesetzlich verankerte 
Ehepflicht zur solidarischen Auf- 
teilung der Reproduktionsarbeit zu- 
nächst rein symbolisch. 

Anders sähe es bei der obligatori- 
schen Übernahme eines Teils der EI- 
ternzeit durch den Vater aus. Diese 
Forderung -verschiedentlich in SPD- 
und Gewerkschaften erhoben - ist 
auf den ersten Blick sehr plausibel. 
Wenn Väter mindestens einen er- 
heblichen Teil der Elternzeit überneh- 
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men sollten, etwa ein Drittel, und 
wenn anderenfalls der restliche Teil 
der Freistellung verfiele, dann müs- 
sten die Arbeitgeber ihre Sicht än- 
dern. Denn dann träfe das Handikap, 
wegen Erziehungszeit auszufallen, 
nicht mehr nur Frauen im gebärfähi- 
gen Alter, sondern auch Männer, so- 
gar in einem größeren Alterszeit- 
raum. Außerdem würden sich Väter 
dann intensiver mit ihren Kindern und 
den Desideraten der Reprodukti- 
onssphäre befassen, was sie mögli- 
cherweise auch über die Zeit ihres en- 
geren ,,Vaterurlaubs" hinaus beibe- 
halten würden. 

Eine solche gesetzgeberische 
Maßnahme wäre keine direkte Inter- 
vention in die Gestaltungsautonomie 
der Eltern, sondern lediglich eine edu- 
kativ gemeinte Voraussetzung zum 
Bezug einer Sozialleistung bzw. zur 
Wahrnehmung einer arbeitsrechtli- 
chen Freistellung. Damit wäre sie 
verfassungsrechtlich wenig proble- 
matisch. Politisch wäre sie dennoch 
wohl kaum funktional. Viele Betroffe- 
ne würden diese Regelung als autori- 
täre Einmischung empfinden. Gerade 
Frauen würden sich vielfach als Leid- 
tragende sehen, zum einen, wenn sie 
gerne selbst die ganze Elternzeit in 
Anspruch nehmen wollen, zum ande- 
ren wenn sie es büßen müssten, dass 
ihr Ehemann nicht willens oder nicht 
in der Lage ist, sein So11 an Kleinkind- 
erziehung zu übernehmen. Das Bei- 
spiel Österreich zeigt, dass dort die 
obligatorische Übernahme der ,,Ka- 
renzzeit" durch den Vater (ab dem 
18. bis zum 24. Lebensmonat) als 
staatliche Sparmaßnahme verstanden 
wurde, was zu entsprechenden Prote- 
sten führte. 

Sehr viel sinnvoller als eine solche 
restriktive Intervention sind Maßnah- 
men zur Attraktivitätssteigerung von 
Erziehungsarbeit für Väter. Dabei 
spielt der Einkommensersatz in dieser 
Phase die Hauptrolle. Der Staat müß- 
te also wesentlich höhere Einkom- 
menssubstitute zur Verfügung stel- 
len, und das ist schwer durchsetzbar. 
Die Reform des Erziehungsgeldes und 
Erziehungsurlaubs (jetzt: Elternzeit) in 
2000 versuchte nahezu ohne höhe- 
ren Mitteleinsatz auszukommen. Es 
wurden wenigstens erhöhte Leistun- 
gen bei verkürztem Bezug möglich 
gemacht und ein Anspruch auf Teil- 
zeitarbeit für beide Eltern eingeführt. 
Das sind Fortschritte. Einen Sprung- 
haften Anstieg der Inanspruchnahme 
durch Väter werden sie jedoch nicht 
hervorrufen. Dafür müsste zweifellos 
mehr Geld eingesetzt werden. 
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herer sozialer Positionen darstellen. 
Aber es ist naiv und Augenwischerei, 
von einer simplen ,,Angleichung der 
Lebensverhältnisse" zu sprechen, 
oder nur warten zu wollen, bis sich 
auch im Osten, möglicherweise im 
Verlaufe einer Generation, dem We- 
sten entsprechende Vermögen akku- 
muliert haben. Das ist jedenfalls dann 
vordergründig, wenn man sich wei- 
gert, die spezifische Sozialstruktur der 
ehemaligen DDR zur Kenntnis zu neh- 
men. Mit anderen Worten: Auch die 
Lage in den neuen Ländern ist nicht 
einfach ein Regionalproblem, son- 
dern eine ,,Klassenfrage". Man muss 
dafür wiederum zurück gehen bis in 
die unmittelbare Nachkriegszeit, vor 
allem die 50er Jahre, als die gebilde- 
ten selbständigen Mittelschichten in 
erheblichem Umfang aus der DDR ab- 
wanderten und eine tendenziell pro- 
letarisch-kleinbürgerlicher Bevölke- 
rung zurück ließen. ironischerweise 
wurde diese Fluchtbewegung durch 
die Wirtschafts- und Sozialpolitik des 
SED-Regimes, die auf eine gesell- 
schaftliche Egalisierung auf niedri- 
gem Niveau hinauslief, noch unter- 
stützt. Wir wissen, dass die Westmi- 
gration seit 1989, nach dem Fall der 
Mauer, diese sozialstrukturelle Prä- 
gung der ostdeutschen Gesellschaft 
noch einmal verstärkt hat. Wenn 
Wolfgang Thierse den Osten ,,auf der 
Kippe" sieht und dafür viel Kritik auch 
aus der eigenen Partei geerntet hat, 
so würde ich antworten der Osten ist 
in der Tat ,,auf der Kippe", aber nicht 
so sehr akut, sondern gewissermaßen 
,,chronisch" und sozialstrukturell. Das 
macht die Lösung des Problems frei- 
lich nicht leichter. In gewisser Weise 
müsste man sogar sagen: Die neuen 
Länder brauchen mehr soziale Diffe- 
renzierung, nämlich ein starkes Bür- 
gertum, eine gebildete Mittelschicht. 
Das hat wiederum viel mit der ,,Kul- 
tur" der Klassen zu tun, von der ich 
vorhin sprach. Der Kultursoziologe 
Wolfgang Engler hat von der ,,Meck- 
lenburgisierung" der Ostdeutschen 
gesprochen und meinte damit den 
Verlust differenzierter und ,,zivilisier- 
ter" Verhaltensweisen in der DDR-Ge- 
sellschaft. Auch Rechtsextremismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Gewalt 
können ohne bestimmte Klassen- 
strukturen nicht richtig verstanden 
werden. 

5. 
In den letzten Jahren und Jahrzehn- 
ten -wieder könnte man sagen: seit 
etwa 1980 - haben wir es weitge- 
hend verlernt, nüchtern, offen und 

mit klarer Begrifflichkeit von sozialer 
Ungleichheit in unserer Gesellschaft 
zu reden. Nicht zuletzt die Politik hat 
es verlernt - oder schärfer gesagt: Die 
Thematisierung sozialer Unterschiede 
und der Klassengesellschaft ist in der 
politischen Sprache ziemlich erfolg- 
reich verdrängt worden. Den neomar- 
xistischen Jargon der 60er und 70er 
Jahre wollte man los sein, aber dabei 
ist das Kind mit dem Bade ausge- 
schüttet worden. Bestenfalls ver- 
schämt oder wie durch eine dichte 
Nebelwand werden die Unterschich- 
ten dann als „der kleine Mann", „der 
einfache Mann" usw. benannt. Natür- 
lich steckt dahinter auch eine sachlich 
begründete Verlegenheit: Von der 
,,Arbeiterklasse" mag und kann man 
nicht mehr reden (jedenfalls nicht im 
Sinne der hauptsächlich unterprivile- 
gierten Gruppe), weil die soziale und 
ökonomische Strukturvon Armut und 
Unterprivilegierung sich, wie schon 
gesagt, seit der Zeit der frühen Bun- 
desrepublik radikal gewandelt hat. 
Vielleicht haben uns auch die zustän- 
digen Wissenschaften, nicht zuletzt 
die Soziologie, ein bisschen im Stich 
gelassen - oder sogar in die Irre ge- 
führt: Denn so treffend Begriffe wie 
,,lndividualisierungn und ,,Bastelbio- 
graphie" manche Tendenzen seit den 
80er Jahren auf den Punkt bringen, 
suggerieren sie doch eine Gesellschaft 
der fröhlichen Einzelgänger, in der je- 
der seines Glückes Schmied ist. Es hat 
aber nicht jeder die gleiche Chance 
gehabt, sich zu ,,individualisieren". 
Die strukturelle Dimension von Unter- 
privilegierung, die kollektive Dimensi- 
on und Erfahrung von Ungleichheit, 
das nach wie vor Hineingeborenwer- 
den in schlechte (oder gute) Verhält- 
nisse und Chancen ist dabei aus dem 
Blick geraten. 

Aber das erstaunlichere Phäno- 
men ist doch wohl die Art und Weise, 
wie die politischen Parteien in ihrer 
Rhetorik die Ungleichheit weichge- 
spült haben. Ich renne damit bei Ih- 
nen offene Türen ein, aber es ist 
durchaus einmal eine wissenschaftli- 
che Untersuchung wert, wie die FDP 
seit den 80er Jahren versucht hat, sich 
als Klassenpartei des ,,Mittelstandesu 
- heutzutage häufig ein Euphemis- 
mus für die Oberschicht - zu profilie- 
ren, während sie von ihrer angepeil- 
ten Klientel als den ,,Leistungsträ- 
gern", den ,,Leistungsbereiten" oder 
den ,,Besserverdienenden" sprach, 
ohne damit auf entschiedeneren Wi- 
derspruch zu stoßen. Denn damit war 
die leistungsbereite Verkäuferin oder 
der ehrgeizige Maurergeselle ja offen- 

sichtlich nicht gemeint. - Wer es den- 
noch wagt, von ungleicher Chancen- 
oder gar Einkommens- und Vermö- 
gensverteilung zu sprechen, erhält 
entweder das Etikett des bemitlei- 
denswerten Sozialarbeiters aufge- 
klebt, oder es wird gleich die rhetori- 
sche Keule mit Namen ,,Du schürst 
den Sozialneid!" ausgepackt. Walter 
Dirks hat in den 50er Jahren einmal 
gesagt: Wir müssen die Nebel durch- 
stoßen, die der Erkenntnis unserer ge- 
sellschaftlichen Realität im Wege lie- 
gen. Dem ist auch heute, ein halbes 
Jahrhundert später, nichts hinzuzufü- 
gen. 

6. 
Wir reden heute wieder viel von der 
,,Zivilgesellschaft" und von dem Bür- 
gerengagement, durch das die Zivil- 
gesellschaft erst zu konstituieren und 
zu sichern ist. Dabei wird oft verges- 
sen: Zivilgesellschaft und Klassenge- 
sellschaft stehen in vielfältigen, auch 
widersprüchlichen Wechselbeziehun- 
gen miteinander. Oder anders gesagt: 
Man kann von Zivilgesellschaft nicht 
reden, ohne auch von sozialer Un- 
gleichheit zu sprechen. Zwischen bei- 
dem gibt es, auch historisch gesehen, 
einen engen, positiven Zusammen- 
hang - ob Sie das nun gerne hören 
oder nicht: Das Projekt der modernen 
Zivilgesellschaft ist nicht zufällig 
gleichzeitig mit der kapitalistischen 
Klassengesellschaft entstanden. Das 
kapitalistische Marktprinzip förderte 
und verallgemeinerte Verhaltensre- 
geln der Höflichkeit, der Anerken- 
nung des Anderen, der Partizipation 
usw., welche nach wie vor zur Grund- 
ausstattung auch der politischen Zivil- 
gesellschaft gehören. Und es gibt bis 
heute ernst zu nehmende Wissen- 
schaftler, die sagen würden, das eine 
funktionierende Zivilgesellschaft vor 
allem von der Existenz und politi- 
schen Wachheit einer gebildeten Mit- 
telklasse, mag sie auch eine Minder- 
heit der Gesellschaft darstellen, ab- 
hängig ist. - Aber es gibt natürlich 
auch eine andere Seite: Zivilgesell- 
schaft kann in einem Umfeld krasser 
sozialer Ungleichheiten und unüber- 
brückbarer Klüfte nicht existieren. Zur 
Zivilgesellschaft gehört, mit anderen 
Worten, Inklusion nicht nur im Sinne 
politischer Partizipationsrechte (wie 
des allgemeinen und gleichen Wahl- 
rechts), sondern auch im Sinne einer 
materiellen Teilhabe am allgemeinen 
Wohlstand der Gesellschaft; auch: im 
Sinne von sozialen Differenzen, deren 
Abstand noch nachvollziehbar und 
kulturell vermittelbar ist. Zu ihr gehört 
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auch die Fähigkeit einer Gesellschaft, 
über die Klassengrenzen hinweg noch 
miteinander sprechen, noch kommu- 
nizieren zu können. Und man kann 
kritisch fragen, ob diese Fähigkeit an- 
gesichts einer immer deutlicher in 
Klassensegmente aufgeteilten Medi- 
ennutzung - und der buchstäblich 
unterschiedlichen Sprache, die dort 
gesprochen wird - nicht inzwischen 
verloren zu gehen droht. Darin liegt 
nicht nur( eine Herausforderung an 
die Bildungsschichten. Es stellt auch - 
und wir sollten uns nicht scheuen, 
das offen auszusprechen - eine Zu- 
mutung an die bildungsfernen Unter- 
schichten dar, ihre kulturelle Literari- 
tät nicht völlig im Bermudadreieck 
von Bild-Zeitung, RTL I I  und SMS- 
Kurzdeutsch zu verlieren. - Man 
könnte dieses große Thema des Ver- 
hältnisses von Zivilgesellschaft und 
Klassengesellschaft noch weiter aus- 
führen, zum Beispiel unter dem Stich- 
wort der ,,Gewalt": Zivilität erfordert 
den Verzicht auf Gewalt und hat inso- 
fern mit gewaltbereiten Sozialmilieus 
sehr viel zu tun; auch jenseits der al- 
ten Streitfrage, ob daran „die Gesell- 
schaft" schuld sei. Am Ende aber wird 
man wohl in jedem Fall feststellen 
müssen: Eine radikal „von oben" ega- 
lisierte Gesellschaft fördert das Ziel ei- 
ner Bürgergesellschaft, das hat das 
,,Experiment" der DDR gezeigt, wohl 
nicht - auf das richtige Mischungsver- 

hältnis kommt es also an 

7. und letztens: 
Ich deutete es bereits an: Fragen von 
Arm und Reich, von sozialer Ungleich- 
heit und Klassenstruktur, überhaupt 
der gesellschaftlichen Verfasstheit irn 
weiteren Sinne, werden in den kom- 
menden Jahren die öffentliche und 
politische Agenda wieder stärker, und 
verdientermaßen stärker, bestimmen, 
als das seit den späten 70er Jahren in 
Deutschland häufig der Fall gewesen 
ist. Das ist, so hoffe ich, weder akade- 
mische Apodiktik noch bloßes 
Wunschdenken. Es gibt vielmehr An- 
zeichen für diese Wendung, und die 
intensiven Debatten über die Bedeu- 
tung der Familie und über familienpo- 
litische Sozialreformen, die jetzt in 
Gang gekommen sind, sind ein wich- 
tiges Beispiel dafür. Wir fangen an - 
obwohl wir hier, zugegeben, noch 
ganz am Anfang stehen -, die klas- 
senprägende und milieukonstituie- 
rende Kraft der neuen Massenkultur, 
wie sie sich seit den 80er Jahren her- 
ausgebildet hat, zu verstehen: vom 
Privatfernsehen über bestimmte For- 
men des Freizeitverhaltens - man 
denke nur an die pinkfarbenen Jog- 
ginganzüge aus Ballonseide - bis zum 
Einkaufsverhalten und Handytelefo- 
nieren. Auch im akademischen Be- 
reich, an den Universitäten, unter In- 
tellektuellen scheint sich eine Wende 

zu vollziehen. Nach der dogmati- 
schen Einkapselung des Neomarxis- 
mus in den 70er Jahren galten solche 
Themen häufig als verpönt und „un- 
cool", und mit dem politischen Schei- 
tern des marxistischen Realsozialismus 
und seiner Egalisierungsdiktaturen vor 
zehn Jahren konnte man erst recht das 
Gefühl haben, von der Klassengesell- 
schaft nun lieber nicht mehr reden zu 
sollen. Inzwischen ist es eher umge- 
kehrt: Der zeitliche Abstand erlaubt es, 
sich solchen Fragen auf neue, unbe- 
fangene Weise zu nähern. Auch hat 
sich an den Universitäten der Elan der 
,,kulturalistischen Wende" ein wenig 
erschöpft, also jener Grundstimmung, 
die an Deutungen und Erfahrungen, 
an Texten und Erinnerungen mehr in- 
teressiert war als an der ach so schnö- 
den gesellschaftlichen Wirklichkeit. Zu 
all diesen Verschiebungen trägt auch 
ein Generationswechsel bei: Die Nach- 
68er lassen sich weder ideologisch ver- 
einnahmen noch von ihren Gegnern 
so leicht unter ldeologieverdacht stel- 
len. Eine neue Ära des Klassenkampfes 
wird deshalb nicht anbrechen. Aber 
mit einem schärferen Bewusstsein für 
die Strukturen und Mechanismen der 
deutschen Klassengesellschaft wäre 
uns allen schon viel geholfen, weil erst 
das die Grundlage für eine ebenso en- 
gagierte wie sachlich nüchterne Politik 
sein kann. 

Forum DL2l 

In der letzten Ausgabe des ,, Newsletter" von Forum DL 2 1 haben wir rnit Beiträgen von Wolfgang Thierse und Rolf Schwa- 
nitz die Diskussion um die wirtschaflliche Entwicklung in den neuen Bundesländern eröffnet. Die Debatte setzen wir hier 
rnit einem Beitrag von Klaus Wiesehügel, MdB und Vorsitzender der /G BAU fort. 

Weichenstellung für langfristig 
ü berlebensfä hige 
Wirtschaftsstruktur notwenig 
Von Klaus Wiesehügel 

W olfgang Thierse hatte Ich verstehe aber gut, dass ostdeut- 
recht, als er vor einigen sche Politiker auf diese Zuspitzung teil- 

Monaten die wirtschaftli- weise heftig reagiert haben. Viele von 
che und soziale Lage in Ostdeutsch- ihnen arbeiten aufopferungsvoll, um 
land auf der Kippe sah. Ostdeutschland nach vorne zu bringen 

und empfinden Wolfgang ThiersesThe- 

Klaus Wiesehugel, MdB und Vorsitzender der /G BAU 
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se als Mißachtung u n d  Geringschät- 
zung ihrer persönlichen Leistung und streiten, dass sich seit dem Beitritt in 
des von ihnen bisher schon Erreichten. Ostdeutschland viel getan hat und es 

Darum ging und geht es aber auch viele positive Entwicklungen 
überhaupt nicht. Ich will gar nicht be- und Ansätze gegeben hat und gibt. 

spw Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 119, 2001 

ieser Artikel befasst sich mit D' dem aus geschlechterpoliti- 
scher Sicht fälligen Umbau 

des Sozialsystems. Kern dieser in vier 
Thesen zusammengefasstren Kritik ist 
das für allzu selbstverständlich gehal- 
tene Prinzip der Ehegattensubsi- 
diarität. 

1. Es gibt keine wirklich staatsfreie 
Privatheit. Die Geschlechte~erhältnis- 
se werden nachhaltig von Rechts- 
und institutionellen Systemstrukturen 
geprägt, die trotz formaler Ge- 
schlechtsneutralität noch immer tra- 
ditionelle geschlechterpolitische 
Weichenstellungen enthalten. 

Geschlechterverhältnisse werden 
als etwas vornehmlich Privates emp- 
funden. Hier geht es um die Verhält- 
nisse zwischen Frauen und Männern, 
auch zwischen Angehörigen dessel- 
ben Geschlechts, sowohl in persönli- 
cher wie auch in kollektiver Hinsicht. 
In Gesellschaften mit liberaler derno- 
kratischer Verfassung muss sich der 
Staat mit Eingriffen in die Privat- und 
Intimsphäre von Menschen zurück- 
halten, als Beispiele dieser ,,staats- 
freien" Sphäre gelten Ehe und Fami- 
lie, geschützt in Art. 6 Abs. 1 des 
Grundgesetzes. 

Tatsächlich aber gibt es keine 
wirklich staatsfreie Sphäre und keine 
rechtsfreien Bereiche (Berg ha hn 
1997). Staatliche Interventionen fin- 
den gerade im Bereich von Ehe, Fa- 
milie und Geschlechterbeziehungen 
statt, man denke nur an das Ehe- und 
Familienrecht des BGB, wie es am 
1 . I  ,1900 in Kraft getreten ist. Es wur- 
de erst in der Bundesrepublik liberali- 
siert und zögerlich an den 
Gleichberechtigungsgrundsatz des 
Art. 3 Abs. 2 GG angepaßt. Aber 
auch die faktischen und rechtlichen 
Strukturen des Erwerbslebens und 
des Systems der sozialen Sicherung 
stellen sich als strukturelle Be- 
einflussungen von privaten Entschei- 
dungen der Lebensgestaltung von 
Frauen, Männern und Paaren dar. Da- 
bei geht es auch um die staatlich prä- 
ferierte Aufteilung von Erwerbsarbeit 
und Familienarbeit. 

2. Intendierte staatliche Interven- 
tionen zur egalitären Beeinflussung 
der familiären Arbeitsteilung können 
notwendig und sinnvoll sein, stoßen 
aber an enge Grenzen. 

Das bundesdeutsche Geschlech- 
terregime gilt im internationalen Ver- 
gleich als konse~atives,,starkes Fami- 
lienernährer-Modell" (Stolz-Willig 
2001 ; Ostner 1995). Im Vergleich zu 
anderen Wohlfahrtstaaten ist hier die 
Arbeitsmarktindividualisierung von 

Frauen in nur wenig fortgeschritten 
(Klammer u.a. 2000, 45 ff.). Sozial- 
staatlich und familienrechtlich geför- 
dert wird der - zumindest zeitweise - 
vollständige oder erhebliche Rückzug 
aus dem Erwerbsleben zugunsten un- 
bezahlter und durch den Ehemann fi- 
nanzierter Reproduktionsarbeit. Steu- 
er- und Sozialrecht machen es für 
Frauen unattraktiv, sich der Doppel- 
belastung auszusetzen, wenn Kinder 
im Haushalt leben (Dingeldey 2000). 
Denn an der Aufteilung der reproduk- 
tiven Arbeit, sprich Hausarbeit und 
Kindererziehung, hat sich trotz 
familienrechtlicher Reformen und öf- 
fentlicher Thematisierung nur wenig 
verändert. Die ganz überwiegende 
Hauptlast der familiären Arbeit tragen 
nach wie vor Frauen. 

Da Struktu~eränderungen in die- 
sem Bereich nur ähnlich funktionieren 
können wie kommunizierende Röh- 
ren, ist es plausibel, dass ein nachhal- 
tiges Vordringen von Frauen in die Er- 
werbswelt nur möglich wird, wenn 
sie einen Teil der reproduktiven Auf- 
gaben abgeben können. Das gilt je- 
denfalls für Frauen, die mit einem 
Partner zusammenleben und Kinder 
haben. Umgekehrt bedeutet das aber 
auch, dass Männer von ihrem aus- 
schließlich erwerbs- und be- 
rufszentrierten Tun ablassen und grö- 
ßere Teile der Familienarbeit überneh- 
men müssen. Die ldealvorstellung 
wäre also ein Halbe-Halbe von beiden 
Geschlechtern in beiden Bereichen. 

Verfassungsrechtlich ist zu fragen, 
inwieweit der Staat ein solches 
partnerschaftliches Ideal zum Leitbild 
und zur konzeptionellen Grundlage 
von Reformen machen darf. Das alte 
Leitbild der Hausfrauenehe wurde 
durch das 1. Eherechtsreformgesetz 
von 1976 abgeschafft. An seine Stelle 
trat aber ausdrücklich kein neues Leit- 
bild. Seitdem versuchen Gesetzge- 
bung und Rechtsprechung sowohl 
das eine als auch das andere zu 
ermöglichen. Tatsächlich aber gibt es 
keine Leitbild-Neutralität, denn die 
Hausfrauenehe wird faktisch noch im- 
mer stärker gefördert als die partner- 
schaftliche Ehe. Man denke nur an 
das Ehegattensplitting. Der Zweite 
Senat des Bundesverfassungsgerichts 
hat in seinen (familienpolitisch sehr 
gerühmten) Entscheidungen vom 
10.1 1 . I  998 die Hausfrauenehe in be- 
zug auf kindbezogene steuerliche 
Freibeträge wieder aufgewertet und 
damit die vom Ersten Senat Anfang 
der achtziger Jahre vorgenommene 
Stärkung alleinerziehender Mütter 
zurückgenommen. 

nisse und staatliche 
Intervention 

Von Sabine Berghahn 

Wie auch bei anderen Anlässen 
sichtbar wird, scheint es das Anliegen 
konservativer Kreise zu sein, die Ehe 
vor ihrer ,,Entprivilegierung" gegen- 
über anderen Lebensformen zu ret- 
ten. Dies ist nicht allein dem christli- 
chen Wertehintergrund geschuldet, 
sondern hängt ebenso damit zusam- 
men, dass man mit einer Zementie- 
rung der Ehe und ihrer sozioöko- 
nomischen Strukturen auch eine we- 
sentliche Veränderung in den Ge- 
schlechterverhältnissen verhindern 
kann. Es war kein Zufall, dass es zwar 
in der Verfassungsdebatte in der 
Gemeinsamen Kommission von Bun- 
destag und Bundesrat gelang, den 
Art. 3 Abs. 2 GG um ein Staatsziel der 
Gleichstellungsförderung zu erwei- 
tern, nicht aber den Art. 6 Abs. 1 
(Schutz der Ehe und Familie) zu refor- 
mieren (Rudolph 1996). Die geforder- 
te Entprivilegierung der Ehe wäre 
stärker „ans Eingemachte gegangen" 
als die Kompromissformel des neuen 
Staatsziels. Gerettet werden soll die 
privilegierte Ehe vor allem wegen ih- 
rer sozioökonomischen Struktu- 
rierungsfunktion für die Exi- 
stenzsicherung der Gesellschaftsmit- 
glieder. Und dabei steht letztlich wie- 
der die Erhaltung der Hausfrauenehe 
im Hintergrund, zumindest für einen 
Teil der Bevölkerung und Wählerklien- 
tel. Die Bedürfnisse der Hausfrauen- 
ehe sind dann wiederum Alibi, um 
Forderungen nach der konsequenten 
Förderung wirklich partnerschaftli- 
cher und gleichzeitig individuell 
eigenständiger Existenzsicherungs- 
modelle abzuweisen. 

Zurück zur verfassungsrechtli- 
chen Frage: Kann und soll der Staat, 
vor allem der Gesetzgeber, zugun- 
sten der Gleichstellung intervenieren, 
z.B. in die familiäre Arbeitsteilung 

Die Geschlechterver- 
hältnisse werden von 
Rechts- und institu- 
tionellen System- 
strukturen geprägt, 
die trotz formaler 
Geschlechtsneutrali- 
tät traditionelle 
geschlechterpoliti- 
sche Weichenstel- 
lungen enthalten. 

Dr. Sabine Berghahn ist Privatdozentin an der FU Berlin, Fachbereich Politik- 
und Sozialwissenschaften, 080-Suhr-lnstitut. 
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auf dem Produktionsfaktoren dort ge- 
kauft werden, wo sie am billigsten sind 
(global sourcing) und Waren dort abge- 
setzt werden, wo sie den besten Preis er- 
zielen (global marketing). Die Idee ist, 
durch einen effizienten Einsatz von Kapi- 
tal, Arbeit und Intelligenz aus der Natur 
das Maximum herauszuholen. Kurz: 
eine ökologisch-soziale Raubökonomie, 
die an die Grenzen der ökologischen 
und sozialen Belastbarkeit geht. Das 
herrschende Prinzip ist die Durchsetzung 
der größtmöglichen aktuellen Rendite 
von Kapitalanlagen. Die zentrale Bedeu- 
tung liegt bei Fonds, deren Manager ein 
System von ,,~rbitrage-Ökonomie" auf- 
bauen, die die Gewinne aus den Unter- 
schieden in den gesetzlichen, sozialen 
und ökologischen Normen ziehen. Ge- 
rechtigkeit muss sich mit den Konse- 
quenzen des globalen Sozialdumpings 
auseinandersetzen und nach einer sozi- 
alverträglichen Weltwirtschaftsordnung 
fragen. Gerechtigkeit muss die Tendenz 
der ökologischen Zerstörung begreifen 
als die Gefährdung der Lebensbedin- 
gungen künftiger Generationen und 
eine ökologische Generationengerech- 
tigkeit einklagen. 

Neue Produktionskonzepte, neue 
Schlüsseltechnologien, die Subsumption 
der Lernpotenziale der Menschen unter 
das Kapital führen zu einer neuen Steige- 
rung der Arbeitsproduktivität, aber der 
Zwang der kapitalistischen Produktions- 
weise steht den Möglichkeiten entgegen 
die Früchte der Produktivitätssteigerung 
human und naturgemäß zur menschli- 
chen und ökologischen Reproduktion 
einzusetzen. Zunehmende Zerstörung 
der Umwelt durch Produktion und Kon- 
sum sind die Folge. 

Diese Entwicklung führt dazu, dass 
praktisch alle Lebensbereiche kommer- 
zialisiert werden. Das umfasst auch Be- 
reiche, die bisher miteinbezogene Ge- 
sellschaftlichkeit repräsentierten, wie 
Kommunikation, Kultur und Unterhal- 
tung; Kapitalisierung und Inbesitznah- 
me der zentralen Funktionen des Men- 
schen über lnternetzugang und Verfü- 
gungsgewalt über das geistige Eigen- 
tum durch das Kapital; Kapitalisierung 
des ,,biosn der Menschen und der au- 
ßermenschlichen Natur durch Gentech- 
nologie und Lebenswissenschaften. 
Durch diese Unterwerfung des Lebens- 
zusammenhangs wird die gesamte Ge- 
sellschaft nach dem Prinzip der relativen 
Mehrwertproduktion formiert. Produkt 
dieser Entwicklung ist der flexible 
Mensch in einer individualisierten Kon- 
kurrenzgesellschaft. 
Das Zusammenwirken der drei ange- 
sprochenen Tendenzen bewirkt, dass 
derjenige, der im öffentlichen Raum 

ohne ausreichende Zahlungsfähigkeit 
ist, quasi als überflüssig aus der Gesell- 
schaft herausfallt, so wie er vorausge- 
hend als überflüssig aus dem Arbeits- 
Prozess herausgefallen ist. Unter dem 
Aspekt der Grundwerte Freiheit, Ge- 
rechtigkeit und Solidarität tritt deshalb 
das Individuum als ,,Manager seines ei- 
genen Lebens" ins Zentrum linker Stra- 
tegie: es wird um die Voraussetzung ei- 
gener Autonomie in der Gesellschaft 
gehen. Damit wird einerseits die Siche- 
rung, Förderung und Entwicklung der 
eigenen Potenziale zur Gestaltung des 
eigenen Lebens in die Gesellschaft zu- 
rückgeholt. Grundlage der Gerechtig- 
keit ist die Existenzsicherung aller Ge- 
sellschaftsmitglieder, Erhaltung und 
Weiterentwicklung der Sozialressour- 
cen, Chancengleichheit im Zugang zu 
den Sozialressourcen der Gesellschaft. 
Im Kontext der ökologischen Betrach- 
tung geht es auch um die Reproduktion 
der Natur als Grundlage der Existenzsi- 
cherung künftiger Generationen. 

In dieser Konstellation erhält die ge- 
sellschaftliche Organisation der Arbeit 
besondere Bedeutung. Dadurch, dass 
der Produzent tendenziell an den eige- 
nen Reproduktionsbedingungen mitar- 
beitet, nimmt der Aspekt der konkreten 
Arbeit gegenüber der abstrakten Arbeit 
an Bedeutung zu. Aber auch als Konsu- 
ment fragen die Arbeiter nach der Qua- 
lität der Produkte, wenn sie wissen, dass 
die Reproduktion der Natur die Basis des 
eigenen Wohlstands ist, da die Repro- 
duktionskosten der Natur den eigenen 
Anteil am Nettoprodukt mindern. 

Die Orientierung auf das freie und 
gleiche Individuum, das fähig ist, ge- 
meinsam mit anderen die gemeinsame 
Sache zu regeln, gibt der Linken im Dis- 
kussionsprozess eine wichtige Aufgabe, 
die Köpfe der Menschen auf einen so- 
zialen, ökologischen, ökonomischen 
KuItu rkampf vorzu bereiten. Mit der Ver- 
gesellschaftung der Reproduktion ist es 
notwendig die gesellschaftliche Funkti- 
on des Staates zurückzugewinnen. Das 
heißt keineswegs Lösungen durch 
staatliche Bürokratie zu erreichen, son- 
dern die Möglichkeiten zu Selbstregu- 
lierungen zu erweitern, wie es im Berli- 
ner Programm formuliert ist: ,,Gleiche 
Lebenschancen bedeuten nicht Gleich- 
förmigkeit, sondern Entfaltungsräume 
fur individuelle Neigungen und Fähig- 
keiten aller" 

Zusammengefasst: Unter der Ab- 
sicht, die Grundwerte im Lichte des ge- 
sellschaftlichen Wandels zu überden- 
ken ergibt sich als größte Herausforde- 
rung das Primat der Politik unter dem 
Aspekt der Gerechtigkeit neu zu formu- 
lieren. SPW 

Alarmierende Entwicklungen 
Aber es sind objektive Entwicklungen 
eingetreten, die die alarmierenden 
Äußerungen Thierses voll gerechtfer- 
tigt erscheinen lassen. 

Die ostdeutsche Wirtschaft ist von 
einem selbstragenden Aufschwung 
heute weiter entfernt als Mitte der 
neunziger Jahre. Viele ostdeutsche Ju- 
gendliche, aber auch ältere Arbeitneh- 
mer und Arbeitslose haben das Gefühl 
einer zunehmenden Perspektivlosigkeit 
mit dramatischen Konsequenzen für 
ihre gewerkschaftliche Aktivität und 
ihre politische Orientierung. 

Die Ursachen dafür sind viel- 
schichtig und reichen u.a. von rück- 
läufigen Investitionen der öffentli- 
chen Hand über die Lehrstellensituati- 
on bis zum tatsächlichen Einkom- 
mensrückgang für viele durch Absin- 
ken in Arbeitslosenhilfe bzw. Tarif- 
flucht und -bruch in immer mehr Be- 
trieben. 

Eine Fortsetzung des Solidarpak- 
tes nach 2004 ist zwar notwendig, 
um einen noch größeren Abschwung 
zu verhindern, der zu einem deut- 
schen Mezzogiorno führen würde. 
Aber ohne zusätzliche Maßnahmen 
auf anderen Gebieten wird er sich als 
Tropfen auf den heissen Stein erwei- 
sen. 

Gerade in der ostdeutschen Bau- 
wirtschaft hält der Arbeitsplatzabbau 
ungebrochen an. Und woher soll 
neue Beschäftigung kommen, wenn 
der starke Rückgang der öffentlichen 
lnvestitionen weiter anhält? Im letz- 
ten Jahr gingen sie im Osten um 7% 
zurück, während sie im Westen um 
3% stiegen. 

Notwendige Maßnahmen 
Zwar wurde mit den bisherigen Auf- 
bauprogrammen die Infrastruktur in 
vielen Orten verbessert. Das darf aber 
nicht darüber hinweg täuschen, dass 
es hier nach wie vor gewaltigen Aus- 
bau- und Erhaltungsbedarf gibt, der 
umgehend angepackt werden muß. 

Nötig wären auch größere Kapa- 
zitäten bei der anwendungsorientier- 
ten, betriebsnahen Forschung. 

Die allgemeine Lage auf dem ost- 
deutschen Lehrstellenmarkt ist be- 
sorgniserregend. Betriebliche Ausbil- 
dung fristet nach wie vor ein Schat- 
tendasein. Im gerade laufenden Aus- 
bildungsjahr haben nur 100.000 von 
224.000 ostdeutschen Bewerbern 
eine betriebliche Ausbildungsstelle 
finden können. Der Rest wanderte 
entweder in den Westen ab (2000 
schon gut 15.000), wurde bei außer- 
betrieblichen Ausbildungsträgern un- 

tergebracht oder blieb unvermittelt. 
Auch wenn ein außerbetrieblicher 
Ausbildungsgang besser ist als über- 
haupt keine Ausbildung, sind die Per- 
spektiven für die Absolventen solcher 
Ausbildungsgänge düster. 

Die gut qualifizierten Arbeitskräf- 
te, die Ostdeutschland für eine nach- 
haltige Entwicklung braucht, können 
aber nicht überwiegend in außerbe- 
trieblichen Ausbildungsstätten ausge- 
bildet werden. Hier sind Wirtschaft 
und Landespolitiker gemeinsam ge- 
fordert. 

Insbesondere in der Bauwirtschaft 
gibt es für Betriebe überhaupt keinen 
nachvollziehbaren Grund, nicht aus- 
zubilden. Durch das Umlageverfahren 
in der Bauwirtschaft entstehen dem 
Betrieb praktisch keine eigenen zu- 
sätzlichen Kosten. Wieso ostdeutsche 
Betriebe sich hier bisher damit begnü- 
gen, nur in die Umlage einzuzahlen, 
statt von den Ausbildungsmitteln 
auch etwas zu erhalten, vermag ich 
schlicht nicht zu begreifen. Hier könn- 
te und sollte durch Länder, Kommu- 
nen und Arbeitsverwaltung noch 
mehr Überzeugungsarbeit bei den 
Baubetrieben geleistet werden, zurnal 
die öffentliche Hand durch mehr be- 
triebliche Ausbildungsstellen am Bau 
direkt finanziell entlastet würde. 

Die vielerorts eingerissene Praxis, 
stattdessen durch Mobilitätshilfen noch 
die Abwanderung der Flexibelsten einer 
ganzen Generation in den Westen zu 
fördern, ist kontraproduktiv. Wer zur 
Ausbildung weggeht, wird im Normal- 
fall nicht zurückkommen: warum soll 
man sich mit niedrigerem Ostlohn und 
höheren Arbeitsplatzrisiko zufriedenge- 
ben, wenn der erste Schritt in den We- 
sten schon gemacht ist. 

Und wie soll es zu einer gesun- 
den, durch regionale Kaufkraft ge- 
stützten Wirtschaftsentwicklung 
kommen, wenn Einkommen stagnie- 
ren oder durch Tarifflucht sogar zu- 
rückgehen? 

Das scheinrationale Handeln ost- 
deutscher Unternehmer im Wettbe- 
werb - die eigenen Produktionsko- 
sten über den Einkaufspreis für Arbeit 
mithilfe untertariflicher Bezahlung 
oder unbezahlter Überstunden zu 
drücken - und die mit sonst angeb- 
lich drohende Arbeitslosigkeit dazu 
erpresste Belegschaft ergeben ge- 
samtwirtschaftlich einen Negativef- 
fekt für Kaufkraft und Beschäftigung. 

Hauptursache für schlechte 
Entwicklung 
Die mittlerweile weitverbreitete unter- 
tarifliche Bezahlung und unbezahlten 

Überstunden in Ostdeutschland sind 
das Gegenteil von Arbeitsplatzsiche- 
rung: fehlende Kaufkraft und unter- 
bleibende Neueinstellungen sorgen 
insgesamt für immer höhere Arbeits- 
losigkeit. 

Hierin besteht aus meiner Sicht 
eine der Hauptursachen der schlech- 
ten Entwicklung. 

Wenn in den Grenzregionen we- 
gen Niedrigsteinkommen auch noch 
in Tschechien und Polen eingekauft 
wird, fehlt im Inland die Nachfrage im 
Handel. 

Wer ein Armenhaus und Alters- 
heim Ostdeutschland und die Ab- 
wanderung guter Kräfte verhindern 
will, muß sich deshalb vorrangig für 
die Einhaltung der Tarife einsetzen. 

Wenn hier nicht eine Trendwende 
rechtzeitig vor der EU-Erweiterung er- 
zielt wird, werden die Folgen gravie- 
rend sein. ,,Wir können nur billig" 
mag als Rezept für den Media-Markt 
taugen, nicht aber für die ostdeut- 
sche Wirtschaft. Denn billig können 
andere noch viel besser. Nicht durch 
Niedriglöhne, sondern nur durch ei- 
nen Mix aus steigender lokaler Kauf- 
kraft, guter Infrastruktur, Innovation, 
guter Ausbildung und Qualität wird 
eine gesunde und langfristig überle- 
bensfähige Wirtschaftsstruktur in 
Ostdeutschland entstehen. Um die 
Weichen in diese Richtung zu stellen, 
ist es höchste Zeit. Forum ~ ~ 2 1  
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Zuwanderung aus humanitären 
Gründen 
Von Rüdiger Veit 

I n den vergangenen vierzig Jahren 
sind nach Deutschland mehr als 30 
Millionen zu- und mehr als 21 Mil- 

lionen Menschen abgewandert. Das 
sind in dieser Zeit etwa 9 Millionen 
Menschen, die per Saldo bei uns ge- 
blieben sind. Allerdings gab es bei- 
spielsweise mit 1997 oder 1998 auch 
Jahre, in denen mehr Menschen mit 
ausländischem Pass Deutschland ver- 
lassen haben, als zu uns gekommen 
sind. 

Deutschland ist eine Einwande- 
rungsland 
Allein schon angesichts dieser Zahlen 
muss es verwundern, wie langsam 
zum Beispiel bei der CDUICSU die Er- 
kenntnis in die Köpfe getröpfelt ist, 
dass Deutschland nun einmal ein Ein- 
wanderungsland ist. 

Und auch in Zukunft werden wir 
wegen des sich ergebenden Rück- 
gangs der Bevölkerung ab dem Jahre 
201 0 und der dann nicht mehr aus- 
reichend zur Verfügung stehenden 
Arbeitskräfte auf Einwanderung - ju- 
ristisch definiert als auf Dauer ange- 
legte Zuwanderung - angewiesen 
sein, um die vor allem ab 201 5 sogar 
dramatische demographische Ent- 
wicklung wenigstens etwas abzu- 
mildern. 

Ein weiteres Vorurteil sollte drin- 
gend korrigiert werden: Die Zuwan- 
derung in Deutschland vollzieht sich 
nicht ungesteuert und schon gar 
nicht gesetzlich ungeregelt. Denn es 
gibt eine Vielzahl von Vorschriften, 
die Zuwanderung aus ganz unter- 
schiedlichen Gründen schon jetzt re- 
geln. Genannt seien hier 5 10 AuslG 
in Verbindung mit der Arbeitsaufent- 
haltsverordnung, die 55 17 ff AuslG 
für den Familiennachzug, Art. 16a 
GG, die 55 30 ff, 51 bis 55 AuslG und 
das Kontingentflüchtlingsgesetz (Hu- 
mAG) für die Aufnahme von Flücht- 
lingen sowie Art. 11 6 GG in Verbin- 
dung mit dem Bundesvertriebe- 
nengesetz für die Aussiedlerauf- 
nahme. 

Rüdiger Veit, Mdß ist stellveriretender innenpolitischer Sprecher 
der SPD-Bundestagsfraktion 

Zuwanderung im europäischen 
Kontext 
Wenn wir von Zuwanderung aus hu- 
manitären Gründen oder zum Zwek- 
ke der Familienzusammenführung re- 
den, so kann dies nur bedeuten, dass 
das vorab angesprochene Rechtssy- 
stem sinnvoll ergänzt, unter voller 
Wahrung der bisherigen humanitären 
Grundsätze konzeptionell neu 
(zusammen)gefasst wird und hierbei 
etwa noch bestehende (Schutz-)Lük- 
ken geschlossen werden. Dies muss 
im europäischen Kontext geschehen, 
d.h. orientiert am Amsterdamer Ver- 
trag, den Beschlüssen von Tampere 
und den hierauf fußenden Richtlini- 
enentwürfen der Europäischen Kom- 
mission. 

Elemente einer neuen Zuwande- 
rungspolitik 
Der Rechtsanspruch auf Familienzu- 
sammenführung für die Kernfamilie, 
die Heraufsetzung des Nachzugsal- 
ters auf 18 Jahre sowie ein erleichter- 
ter Zuzug für weitere Verwandte in 
Härtefällen. 

Die gerade im europäischen Ver- 
gleich in Deutschland noch bestehen- 
de Schutzlücke in Fällen nichtstaatli- 
cher oder geschlechtsspezifischer Ver- 
folgung muss gesetzlich geschlossen 
werden. 

Verwaltung und Rechtssprechung 
sollten bei der Anwendung der 
Menschenrechtskonvention an die 
Spruchpraxis des Europäischen Ge- 
richtshofs für Menschenrechte eben- 
falls durch Gesetzesänderung gebun- 
den werden. 

Eine Änderung, d.h. (noch weite- 
re) Verkürzung von Fristen und 
Rechtsmittelmöglichkeiten im Bereich 
des Ausländer- und Asylverfahrens- 
rechts ist abzulehnen. 

In Deutschland geborene oder 
aufgewachsene Kinder müssen vor 
Ausweisung geschützt werden. 

Im gesamten Bereich des Auslän- 
der- und Asylverfahrensrechtes muss 
es ein Ende haben mit dem sich für 
viele hier aufhaltende Menschen per- 
spektiv- und eigentlich sinnlosen An- 
einanderreihen von kurzfristigen Dul- 
dungen z. T. über viele Jahre hinweg. 
An ihre Stelle müssen nach längstens 

einem Jahr Aufenthaltstitel treten, die 
sie zur Arbeitsaufnahme und zum 
Aufbau einer lntegrationskarriere be- 
fähigen. 

Und auch diejenigen, die zum Bei- 
spiel als Bürgerkriegsflüchtlinge nur 
vorübergehend in Deutschland 
Schutz suchen, sollten vom ersten 
Tage an ihren Lebensunterhalt durch 
Arbeit bestreiten können, um von 
staatlicher Unterstützung möglichst 
unabhängig zu sein. 

Politisch hochstrittig wird - auch 
in den eigenen Reihen - die Frage be- 
antwortet werden, ob und unter wel- 
chen Voraussetzungen sich in 
Deutschland bereits langjährig auf- 
haltende Menschen, die alleinstehend 
oder einschließlich ihrer hier ge- 
borenen und aufgewachsenen Kinder 
auch schon eine erhebliche Integrati- 
onsleistung durch Arbeit und Ausbil- 
dung erbracht haben, einen verfestig- 
ten Aufenthaltsstatus und damit eine 
Perspektive für den dauernden Ver- 
bleib bei uns erhalten können. In die- 
sem Punkt ist der von der AsJ 1998 
vorgelegte Gesetzentwurf viel zu re- 
striktiv und wird der Frage nicht ge- 
recht, warum wir nach Kräften weiter 
Menschen abschieben, die wir wo- 
möglich anschließend aus dem Aus- 
land zurückholen wollen oder sogar 
müssen! 

Auch muss ein Wechsel des Auf- 
enthaltszwecks ausländerrechtlich 
möglich sein (zum Beispiel bei Stu- 
denten nach Hochschulabschluss im 
Übergang zur Berufsausübung), ohne 
dass die Betreffenden vorher auszu- 
reisen gezwungen sind. 

Schließlich brauchen wir eine Här- 
tefallregelung (z.Z. 5 30 AuslG), die 
diesen Namen wirklich verdient und 
den Ausländerbehörden das erforderli- 
che Ermessen in Einzelfällen einräumt. 
Meines Erachtens ist dies der Bildung 
irgendwelcher Härtefallkontingente, 
über die (wer und nach wessen Anhö- 

THEORIE & STRATEGIE 

Berli 

- Gerechtigkeit sichert 

Gerechtigkeit griindet in der gleichen Wurde aller Men- Wir Sozialdemokraten stellen auch im 21. Jahrhundert Ge- 
sehen, sie verlangt die gleiche Freiheit, Gleichheit vor dem rechtigkeit in  das Zentrum unserer Politik Gerechtigkeit 
Gesetz, gleiche Chancen der politischen und sozialen Teil- beruht auf der Wurde aller Menschen. Sieverlangt Freiheit, 
habe Sie verlangt die gesellschaftliche Gleichheit von Gleichheit vor dem Gesetz, gleiche Chancen der politischen 
Mann und Frau. und sozialen Teilhabe und der sozialen Sicherunq Sie ver- 
Gerechtigkeit erfordert mehr Gleichheit in der Verteilung langt die gesellschaftliche Gleichheit von Mann und Frau. 
von Einkommen. Eiaentum und Macht. aber auch in Zu- Gerechtiakeit fordert eineaktive Rollevon Staat und Gesell- . . ,  4 

gang zu Bildung, Ausbildung und Kultur. schaft ein 
Gleiche Lebenschancen bedeuten nicht Gleichformigkeit, Gerechtigkeit heißt heute, Bedingungen zu schaffe, die der 
sondern Entfaltungsraum fur individuelle Neigungen und Vielfalt unterschiedlicher Lebensentwurfe gerecht werden. 
Fähigkeiten aller. Das schließt die Teilhabe an Einkommen, Eigentum und 
Gerechtigkeit, das Recht auf gleiche Lebenschancen, muss Macht ein Gerechtigkeit heißt auch, menschenwurdige 
mit den Mitteln staatlicher Macht angestrebt werden. Lebensbedingungen zu gewahrleisten, wo Chancen nicht 

,,Gerechtigkeit heißt heute, Bedingun- 
gen zu schaffen, die der Vielzahl der un- 
terschiedlichen Lebensentwürfe gerecht 
werden ... Gerechtigkeit heißt auch, 
menschenwürdige Lebensbedingungen 
zu gewährleisten, wo Chancen nicht rea- 
lisiert werden können ... Gerechtigkeit 
heißt heute daher vor allem Zugangsof- 
fenheit, Chancengleichheit und eine Po- 
litik der zweiten Chancen" eine Antwort 
geben kann. 

Die richtige programmatische 
Schlussfolgerung ist meines Erachtens: 
der gleiche Anspruch auf Förderung der 
Potenziale des Einzelnen auf dem höch- 
sten Stand der wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse und die Gewährleistung der 
dafür geeigneten Infrastruktur. Statt auf 
die zweite Chance zu warten gehört zur 
Gerechtigkeitspolitik die Bedingung 
präventiver Politik. Das heißt etwa, dass 
zur Förderung derjenigen, die es 
schwerer haben, mehr Ressourcen auf- 
gewendet werden müssen, damit sie in 
einer individualisierten Gesellschaft glei- 
che Lebenschancen haben. Chancen- 
gleichheit zu gewährleisten kann 
durchaus ungleiche Behandlung bei der 

Gewährleistung öffentlicher Unterstüt- 
zung bedeuten. 

Am Beispiel des Bildungs- und des 
Gesundheitssystems lässt sich belegen, 
dass die Chancengleichheit im Zugang 
zu zusätzlichen Privilegierungen derje- 
nigen mit besserer Ausgangslage be- 
deutet. 

Weder Berliner Programm, noch 
aber die bisherige Diskussion um die 
Anpassung der Grundwerte an den ge- 
sellschaftlichen Wandel -obwohl das ja 
eine Hauptbegründung für die pro- 
grammatische Erneuerung der SPD ist - 
leisten die Anpassung des Grundwerts 
Gerechtigkeit an die postfordistische, 
neue Ökonomie . 

Dadurch gerät die Programmde- 
batte in das Dilemma der alten Antwort 
zur Herstellung gerechter Verhältnisse: 
Wachstumspolitik zur Herstellung von 
Vollbeschäftigung als Basis des Wohl- 
stands zur für die neue Ökonomie cha- 
rakteristischen Aushöhlung der indu- 
striellen Erwerbsarbeit und der andau- 
ernden Massenarbeitslosigkeit. 

Ursache ist die fehlende Analyse der 
Wirkkräfte des nur neue Herausforde- 

rungen benennenden gesellschaftli- 
chen Wandels. Da die SPD bisher in der 
Programmdebatte offensichtlich diese 
Analyse scheut, bietet sich für die Linke 
die Aufgabe zur analytischen Auseinan- 
dersetzung mit dem gesellschaftlichen 
Wandel zu zwingen. Dazu ist es not- 
wendig, zunächst einige Grundaussa- 
gen zu machen, um dann Diskussions- 
richtungen für ein zukünftiges Pro- 
gramm zu benennen: 

Auch die neue Ökonomie ist eine 
kapitalistische Ökonomie. Deshalb be- 
deutet die Auseinandersetzung mit 
dem gesellschaftlichen Wandel die Aus- 
einandersetzung mit den Entwick- 
lungstendenzen des globalen Kapitalis- 
mus. 

Durch die Internationalisierung der 
Kapitalmärkte, insbesondere der Devi- 
senmärkte, gewinnt die Zirkulations- 
sphäre dominierende Bedeutung. In d ie  
Sem Weltmodell der wirtschaftlichen 
Globalisierung erscheint die Erde als ein 
homogener Raum, durchgängig, durch- 
lässig, in dem Güter und Kapital unge- 
hindert zirkulieren können. Man stelle sie 
sich als einen einzigen Marktplatz vor, 

SDW. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 119, 2001 



THEORIE & STRATEGIE 

F b r u m O  0 C C ii G 
b e m b k r a t i s c h e  0 
L i n k e  0 0 0 O  0 0 

@ @ ( I @ d @ ( b @ @ @ @ @ @ d , ( b @ @ @ @ @ @ @  

2 1 0 0 0 0 i ) C z ' ! ?  

scher Wandel, Wissen, lnformation und 
eine allgemeine Ableitung von aus der 
jeweiligen Herausforderung abgeleite- 
ten Politikforderungen. Es fällt auf, dass 
die ökologische Entwicklung und die 
Frage der ethischen Begrenzung techni- 
scher Entwicklungen bei den Herausfor- 
derungen fehlt und das nicht einmal 
der Versuch einer kritischen Analyse der 
Zusammenhänge und Widersprüch- 
lichkeiten des gesellschaftlichen Wan- 
dels versucht wird. 

Fehlende Analyse der kapitalisti- 
schen Produktionsweise, die auch die 
neuen Herausforderungen des gesell- 
schaftlichen Wandels durchdringt, ver- 
schleiert dass dieTendenz zur Ungleich- 
heit auch fortbesteht, wenn die Chan- 
cengleichheit des Zugangs durchge- 
setzt sein sollte. Deshalb wird Politik der 
Gerechtigkeit aktive Politik gegen Ar- 
mut sein müssen. Individualisierung 
wirft die Frage nach dem Recht auf die 
gerechte Förderung aller Lernpotenzia- 
le auf, die Globalisierung und auch die 
Europäisierung des Kapitals verschärft 
die Ungleichheit zwischen den Völkern. 
Die kapitalistische Produktion gefährdet 
für künftige Generationen die Lebens- 
grundlagen und stellt die Frage nach 
der Generationengerechtigkeit auch als 
eine ökologische Frage, die Neue Wirt- 
schaft verändert Arbeitswelt und Ar- 
beitsverhältnisse und stellt die Frage 
nach dem Zusammenhang der Gesell- 
schaft neu. 

Diese wenigen Anmerkungen mö- 
gen genügen um deutlich zu machen, 
dass die SPD-Programmdiskussion in 
der Gefahr ist, hinter den analytischen 
Stand des Berliner Programms zurück 
zu fallen (Vielleicht ist es eine List der 
Geschichte, dass der Beschluss des Par- 
teitages für ein neues Parteiprogramm 
viele führende Sozialdemokraten dazu 
bringt, endlich mal das Berliner Partei- 
Programm zu lesen). 

Die Frage nach der Gerechtigkeit 
wird sowohl neu gestellt, aber auch die 
alte Frage nach Armut und Reichtum 
bleibt aktuell. Die sozialdemokratisch 
geführte Bundesregierung hat selbst 
wesentlich dazu beigetragen, die Frage 
wieder auf die Agenda zu setzen, in- 
dem sie einen Armuts- und Reichtums- 
bericht vorgelegt hat. 

Die materielle Komponente der Ar- 
mut betrifft 113 der Haushalte in 
Deutschland. Sie beziehen reguläres 
Einkommen, das geringer ist als die 
Hälfte des Durchschnittseinkommens, 
der sogenannten Armutsschwelle. Nur 
mit Hilfe sozialer Transfers entkamen 
1998 zwei Drittel der Geringverdiener 
dem Bereich der relativen Armut. Ein 
weiteres Viertel der deutschen Haushal- 

te kam mit ihrem Gesamteinkommen 
nicht aus dem sogenannten ,,prekären 
Bereich" heraus, der zwischen 50 O/O 

und 75 O/O des Durchschnittseinkom- 
mens liegt. Die besonders Betroffenen 
ergeben sich aus der Sozialhilfestatistik: 
Langzeitarbeitslose, alleinerziehende 
Frauen. Von den rd. drei Mio. Sozialhil- 
feempfängern in 1998 waren 1 , I  Mio. 
Kinder. 

Dieser Bericht stellt die allgemeinen 
Verteilungsfragen wieder auf die Tages- 
ordnung, da er in seinem Reichtumsteil 
Daten über den recht großen Vertei- 
lungsspielraum liefert. 

Wenn das Bundeskanzleramt im 
Vorwort zum Bericht den Handlungs- 
bedarf durch Bezugnahme auf statisti- 
sche Kategorien außerhalb der Armuts- 
forschung wegdefiniert, bestätigt sie 
nur die Aussage des Armutsforschers 
Stefan Leibfried (FR 25.04.2001): Die 
deutsche Gesellschaft ist ausgeprägt 
arm an moralischer Ökonomie". 

Da davon auszugehen ist, dass die- 
se Ungleichheit in der Gesellschaft an 
Einkommen, Vermögen und Lebens- 
chancen nur durch eine grundsätzliche 
Umverteilung des gesellschaftlichen 
Reichtums zu mildern ist, gehört in eine 
sozialdemokratische Programmaussa- 
ge zum Grundwert Gerechtigkeit zu- 
mindest wieder die eliminierte Passage 
des Berliner Programms ,,Gerechtigkeit 
erfordert mehr Gleichheit in der Vertei- 
lung von Einkommen, Eigentum und 
Macht" und ,,Gerechtigkeit, das Recht 
auf gleiche Lebenschancen muss mit 
den Mitteln staatlicher Macht ange- 
strebt werden". 

Zu fragen ist, ob die Formulierung 
unter den Bedingungen ausreicht, die 
im Leitantrag angesprochen werden 
mit der Formulierung ,,Materielle Not 
existiert auch in einer individualisierten 
Gesellschaft, sie ist jedoch nicht mehr 
die einzige Dimension von Ungerech- 
tigkeit. Gleiche Lebenschancen beruht 
heutevor allem auf gleichen Zugang zu 
Bildung, lnformation und Arbeit." 

Die Armut, wie sie im Bericht der 
Bundesregierung belegt ist, hat unter 
den Bedingungen der ,,neuen Wirt- 
schaft", der Globalisierung und den 
Mechanismen des share-holder-Kapita- 
lismus (der gehört nach dem Text des 
Leitantrages im Unterschied zum Berli- 
ner Programm nicht zu den Herausfor- 
derungen des gesellschaftlichen Wan- 
dels!) andere Konsequenzen. Über die 
bekannten Armutsfolgen hinaus erfolgt 
in der individualisierten Gesellschaft, in 
der nur zählt, wer ökonomisch an ihr 
teilnehmen kann, Ausgrenzung und 
psychische Verelendung. Diese bedroht 
letztlich den Zusammenhalt der Gesell- 

schaft und das politische Gemeinwe- 
sen. 

Verwahrlosung droht, wenn beson- 
dere Ereignisse in die materiell bedingten 
Armutskonstellationen eingreifen und 
nach unten gerichtete Armutskreisläufe 
auslösen. Kinder sind von diesen Ar- 
mutsspiralen besonders betroffen. Oft 
werden sie in diese Situationen hineinge 
woden, ohne Hoffnung auf Aufstieg. 
Die Ergebnisse der Bildungsforschung 
zeigen, dass für diese Kinder die Benach- 
teiligung größtenteils festgeschrieben 
ist. So hat die Schuleingangsuntersu- 
chung aller Schülerlnnen für die 5.Klasse 
in Hamburg die Frage untersucht, ,,wel- 
cher Zusammenhang besteht zwischen 
außerschulischen Faktoren wie dem all- 
gemeinen Lernpotenzial, dem Sozialsta- 
tuts, der Muttersprache oder dem Ge- 
schlecht mit den erhobenen Aspekten 
der Lernausgangslage?". Ergebnis: Be- 
deutsam sind vor allem die soziokulturel- 
len Merkmale des Bildungsstands (Buch- 
bestand, Bildungsabschlüsse der Eltern) 
und der Ausländeranteil. Trotz Bildungs- 
reform der 70er Jahre sind in Hamburg 
die ,,soziale Landkarte" und die ,,Bi+ 
dungslandkarte" identisch. Alarmierend 
ist, dass das Bildungssystem die Start- 
chancen kaum verändert und sich die 
Lage für die Kellerkinder des Bildungssy- 
stems bei der Zuweisung von Lebens- 
chancen verschlechtert hat. 

Der Mikrozensus 1998 zeigt im Ver- 
gleich zum Jahr 1991, dass im Armuts- 
zusammenhang die wichtigste Gruppe 
der jungen Menschen ohne Berufsaus- 
bildung zwischen dem 20. und dem 
30. Lebensjahr sind. Das waren 1998 
rd. 1,5 Mio. - rund 15 O/O des Jahr- 
gangs, 1991 waren es rd. 1 1 %. In die- 
ser Gruppe befinden sich 10,5 % deut- 
sche und 39,6 O/O ausländische Ausbil- 
dungslose. 

Besondere Beachtung kommt auch 
der Gruppe von Schülerlnnen zu, die 
die Hauptschule ohne Abschluss verlas- 
sen. Studien belegen auch hier die Kor- 
relation mit der sozialen Lage der Fami- 
lien, insbesondere ihrer Nationalität. 
Ausländer ohne Hauptschulabschluss: 
16.3 O h  aller Ausländer des Jahrgangs, 
Deutsche nur 7,7 % aller deutschen 
Schulabgänger. Die Benachteiligung 
setzt sich im Arbeitsleben fort: Die Er- 
werbslosigkeit der Erwerbsbevölkerung 
ohne Schulabschluss beträgt 26,9 O/O 

der Erwerbsbevölkerung, mit minde- 
stens Fachhochschulabschluss nur 3 %. 

So bildet sich als Surrogat kapitalisti- 
scher Widersprüche eine Unterschicht, 
für die die Systemfrage lautet: gehöre ich 
dazu oder gehöre ich nicht dazu? Die 
Frage ist, ob diesen Tendenzen von Un- 
gleichheit gegenüber die Formulierung 

rung oder Ratschlag?) in einer Gna- 
dengewährung ähnlichen Weise ent- 
scheidet, eindeutig vorzuziehen. 

Bei alledem kann und soll es sich - 
soweit schon vorhanden, also auch 
weiterhin - um Rechtsansprüche han- 
deln, die sich einer wie immer gearte- 
ten Quotierung, Kontingentierung 
oder zahlenmäßigen Begrenzung im 

D ie unmittelbare Demokratie 
auf Bundesebene als Ergän- 

zung der repräsentativen De- 
mokratie des Grundgesetzes ist nicht 
nur wünschenswert, sondern not- 
wendig. Sie ist eine Möglichkeit weg 
von der ,,Zuschauerdemokratie" zu 
kommen, macht Politik lebendiger 
und führt zu mehr Akzeptanz des de- 
mokratischen Systems der Bundesre- 
publik. 

Man muß und darf keine Angst 
vor plebiszitären Elementen in unse- 
rem politischen System haben, denn 
überall wo diese Möglichkeit besteht, 
gab es bisher noch keinen Durch- 
bruch irgendeines Radikalismus bzw. 
radikaler inhaltlicher Forderungen. In 
der Schweiz wurden bisher alle frem- 
denfeindlichen Vorstöße abgelehnt. 
Positive politische Entwicklungen in 
Bayern, die über das Parlament nicht 
möglich waren, wurden durch Volks- 
entscheide durchgesetzt: 

christliche Gemeinschaftsschule 
statt Bekenntnisschule - 1968 

Rundfunkfreiheit - 1973 
neues Abfallrecht - 1990 
Einführung kommunaler Bürger- 

entscheide - 1995 
Abschaffung des Senats - 1998 
Darüber hinaus sollten Volksent- 

scheide nur über Gesetzesentwürfe 
stattfinden, damit werden Auseinan- 
dersetzung im Abstimmungskampf 
rationaler als bloße Parolen im Wahl- 

Verhältnis zur Arbeitsmigration im 
engeren Sinne völlig entziehen. 

Unter humanitären Gesichtspunk- 
ten verbleiben nach alledem wohl nur 
noch zwei Fallgruppen: drittstaats- 
angehörige Opfer von Naturkatastro- 
phen oder drittstaatsangehörige 
Schwerstkranke, die in ihrer Heimat 
nicht behandelt werden können. Ob 

diese in Höhe einer bestimmten an 
der Anzahl der Arbeitszuwanderer zu 
bemessenden Quote aufgenommen 
werden sollen oder ob hierfür die an- 
lass- bzw. einzelfallbezogenen 
Möglichkeiten des derzeit geltenden 
Rechtes schon ausreichend sind, be- 
darf einer gesonderten Diskussion. 

Das muss so bleiben! Forum ~ ~ 2 1  

II Mehr Demokratie wagen" 
Unmittelbare Demokratie auch auf Bundesebene 

von Klaus Hahnzog* 

kampf. Vom Start über die Unter- 
schriftensammlung für das Volksbe- 
gehren bis zur eigentlichen Abstim- 
mung vergeht in der Regel weit über 
ein Jahr. In diesen verschiedenen Sta- 
dien sind alle Seiten gefordert Farbe 
zu bekennen, die für oder gegen eine 
Sache engagiert sind. 

Jedoch darf das Instrument keine 
zu hohen Hürden aufweisen. Ein Bei- 
spiel hierfür sind die viel diskutierten 
Quoren. Es wäre denkbar wie in der 
Schweiz eine völlige Quorenfreiheit 
einzuführen. Auch in Bayern gab es 
keine solchen von 1946 bis 1999. Erst 
ab 1999 wurde eine Einschränkung 
für verfassungsändernde Gesetzent- 
würfe- und zwar nur für diese- nach 
einem Urteil des Bayerischen Verfas- 
sungsgerichtshofes verfügt: ein 25% 
Zustimmungsquorum. 

Auf Grundlage eines von mir in 
die ad-hoc-Arbeitsgruppe ,,Beteili- 
gungsrechte" des Parteivorstands ein- 
gebrachten und allein vertretenen 
Modells beschloß der Parteivorstand 
am 19. März 2001: 

,,Verhandlungen mit anderen Par- 
teien auf der Grundlage eines Beteili- 
gungsquorums von mindestens 20% 
der Wahlberechtigten (Volksent- 
scheid bei Gesetzesänderungen) bzw. 
40% der Wahlberechtigten (Volksent- 
scheid über zulässige Verfassungsän- 
derungen) aus mindestens 213 der 
Länder zu beginnen." 

Die anderen Varianten der ad- 
hoc-Arbeitsgruppe betrugen bei ein- 
fachen Gesetzen 50°h, alternativ 66% 
Beteiligung der Wahlberechtigten, bei 
Verfassungsänderungen jeweils 66%. 

Am Beispiel einfacher Gesetzvor- 
haben wird klar, daß schon ein Betei- 
ligungsquorum von 50% eine fast un- 
überwindliche Hürde wäre: 

Keiner der bayerischen Volksent- 
scheide wäre dann gültig gewesen 

die Beteiligung bei Volksentschei- 
den ist in aller Regel geringer als bei 
Wahlen 

statt einer Diskussion wird von 
den Gegnern oft die Strategie des Tot- 
schweigen~ und Boykotts gewählt, 
d.h. ein Kernpunkt der unmittelbaren 
Demokratie, der politische Diskurs un- 
ter den Bürgerinnen und Bürgern, 
entfällt. 

Solch hohe Hürden würden von 
vielen durchschaut und führten, 
wenn sie praktiziert würden nicht zu 
mehr politischem Interesse, sondern 
zu Frust und Distanz gegenüber der 
repräsentativen Demokratie und den 
sie tragenden Parteien. 

Dazu ein Beispiel: Bei rund 60 Mil- 
lionen Wahlberechtigten auf Bundes- 
ebene beteiligen sich 25 Millionen. 20 
Millionen stimmen mit „Ja" und 5 
Millionen mit ,,Nein8'. Das Ergebnis 
bei einem Beteiligungsquorum von 
50 %, wäre zwar eine überwältigende 
quantitative und qualitative Mehrheit, 
aber insgesamt ungültig, weil die 
Mindestbeteiligung von über 30 Mil- 
lionen Wahlberechtigten nicht er- 
reicht wäre. 

Die Zeit ist reif, der Forderung von 
Willy Brandt ,,Mehr Demokratie wa- 
gen" in einem wichtigem Punkt Le- 
ben zu verleihen. Forum ~ ~ 2 1  

Literaturhinweis: HeußnerIJung (Hrsg.): 
,.Mehr Direkte Demokratie wagen"; Ol- 
zog Verlag. M~inchen 1999. Mit Beitra- 
gen u.a. von Hans-Jochen Vogel, Klaus 
Hahnzog. 
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Der nordische Weg 
Einleitung zum Schwerpunkt 

Von Reinhold Rünker und  Felix Welt1 

m 31. März 2001 veranstaltete ,,ProMS Nord" eine A Tagung im Kieler Landeshaus, um die Frage zu be- 
arbeiten, ob die skandinavischen Staaten einen 

besonderen Weg des sozialstaatlichen Umbaus gehen 
bzw. gegangen sind und was davon gegebenenfalls zu ler- 
nen sei. 

Mit  dieser Tagung setzt der regionale Arbeitszusam- 
menhang aus dem Umfeld der spw einen sozialpolitischen 
Diskurs fort, den wir auf der spw-Herbsttagung 2000 in 
Dezember (vgl. die Dokumentation der wesentlichen Bei- 
träge in spw 117, 1/2001) mit Wissenschaftlerlnnen und 
Politikerlnnen unterschiedlicher Provenienz begonnen ha- 
ben. Die Debatte verblieb in Hannover jedoch - trotz Ein- 
geständnis von Globalisierungstendenzen - letztlich im na- 
tionalstaatlichen Raum. 

Ohnehin ist es problematisch, sich andere Länder zum 
,,Vorbild" zu nehmen. Derartige Modelle sind häufigen 
Konjunkturen unterworfen und dienen nur allzuoft der Le- 
gitimation von Positionen, für die sich keine Begründung 
aus dem eigenen (nationalstaatlichen) Umfeld findet. 

Eine anderes Zauberwort ist das internationale bzw. 
europäische Benchmarking, bei dem sich die einzelnen 
Nationalstaaten zumeist ohne Berücksichtigung ihrer spe- 
zifischen Verfasstheit, ihrer sozio-kulturellen und polit-öko- 
nomischen Rahmenbedingungen nur an Hand nackter 
Zahlen verglichen werden, um den Primus der jeweiligen 
Kategorie zu küren, dessen Verhaltsweisen dann von den 
,,Plätzen" schnellstens adaptiert werden sollen. 

Die Kieler Tagung wollte derlei Vorbild- oder Benchmar- 
king-Debatten unterlassen, ohne jedoch auf eine Verdich- 
tung der skandinavischen Erfahrungen für eine sozialpoli- 
tische Reformpolitik in Deutschland zu verzichten. So geht 
es also nicht darum, ein neues Modell ,,Skandinavien" aus- 
zurufen, sondern zu fragen, welche Elemente der verschie- 
denen skandinavischen Politiken herauszudestillieren sind, 
um sie für die Verhältnisse in Deutschland nutzbar zu ma- 
chen. 

In Kiel hat Werner Kindsmüller, vormaliger SPD-Landes- 
geschäftsführer in Schleswig-Holstein und nun seit einigen 
Wochen Staatssekretär für Europa- und Bundesangelegen- 
heiten in Nordrhein-Westfalen, das Einleitungsreferat ge- 
halten. Seines Erachtens gründet der erfolgreiche Umbau 
des nordischen Wohlfahrtsstaates vor allem in seiner Prin- 
zipientreue für ,,Freiheit, Gleichheit und Solidarität bei 
gleichzeitiger radikaler Reform der Systeme" (S. 20). Erfolg 
beschreibt er in Begriffen aus dem Wörterbuch der ,,globa- 
len Wissensgesellschaft": Internetnutzung, Mobile Telefo- 
nie, FuE-Ausgaben, etc.. 

Die beiden dann folgenden Beiträge wurden für diesen 
Heftschwerpunkt eingeworben und bieten zwei wichtige 

Reinhold Runker, Historiker, arbeitet als Organisationsberater und lebt in Leichlingen, 
Dr. Felix Welt;, Jurist, arbeitet als Wissenschafilicher Assistent an der Universität Kiel und lebt in 
Lubeck, belde sind Mitglieder des spw-Arbe~tsausschusses 
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Ergänzungen: Detlef Schlockermann weist auf die histori- 
sche Entstehung des schwedischen Volksheims auch als 
ideologische Klammer in Zeiten des ökonomischen und 
sozio-kulturellen Übergangs in den 30er Jahren des letzten 
Jahrhunderts hin. Trotz aller Reformen und Veränderun- 
gen, die das Volksheim realpolitisch erfahren hat, übt es 
doch weiterhin eine integrierende gesellschaftliche Funkti- 
on aus. Der Historiker und Journalist verweist außerdem 
auf die industriepolitische Implikation der schwedischen 
Lohnpolitik, die seit den 1950er Jahren ganz bewusst als 
Instrument der ,,Marktbereinigung" eingesetzt wurde 

Wolfgang Biermann, Abteilungsleiter beim SPD-Partei- 
vorstand und dort einer der besten Kenner der norwegi- 
schen Politik, stellt dar, wie Norwegen auch in der Rezessi- 
on der 1980er nicht der neoliberalen Rosskur folgte, son- 
dern seine sozialtstaatlichen Leistungen ausweitete, jedoch 
auf die Wechselwirkungen unterschiedlicher Reformschrit- 
te achtete, um Wachstum und Strukturwandel auf die 
Sprünge zu helfen. Auch am Beispiel Norwegens wird 
deutlich, dass eine gleichberechtigte Verteilung der Er- 
werbsarbeit zwischen den Geschlechtern eine Schlüssel- 
größe für Beschäftigung und Wachstum sein kann. 

Auf diesen Zusammenhang verweisen auch die Beiträ- 
ge von Gisela Pettersson und Hildegard Theobald. Gisela 
Pettersson legt den Schwerpunkt auf die schwedische Sozi- 
alstaatsentwicklung in den 1990erJahren. Ihre wesentliche 
Erkenntnis liegt darin, dass eine konsequent auf die Gleich- 
berechtigung der Geschlechter orientierte Politik enorme 
Wachstumspotenziale für Beschäftigung und Lebensquali- 
tät besitzt. Das in Schweden realisierte Reformkonzept be- 
inhalte zudem eine Umverteilung zwischen den Klassen 
und den Generationen. 

Quer durch alle nationalen Beschreibungen ziehen sich 
die Aussagen einer ausgewogenen Reichtumsverteilung in 
den skandinavischen Ländern sowie die Bedeutung einer 
aktiven Arbeitsmarktpolitik. Auch Thorsten Braun hält die 
ausgeglichene Einkommensverteilung Dänemarks für ein 
zentrales Moment der sozialstaatlichen Stabilität. Darüber 
hinaus erläutert er, wie sich die Arbeitsmarktpolitik Däne- 
marks zu einer der tragenden Säule des sozialstaatlichen 
Umbaus entwickelt hat. In seinem Artikel wird ein weiterer 
Aspekt angesprochen, der auch in anderen Beiträgen die- 
ser spw berührt wird, nämlich die von Zwang und Freiwil- 
ligkeit in der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik (vgl. Brodkorb 
und Deml in diesem Heft in der RubrikTheorie & Strategie). 

Einen Vergleich schwedischer und deutscher Politik hat 
Hildegard Theobald vorgenommen und untersucht das 
Verhältnis von Geschlecht, Qualifikation und Beschäfti- 
gungsstruktur. Theobalds wesentliche Erkenntnisse lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: Während in Deutschland 
Frauen erst ab einer Fachhochschulausbildung zu mehr als 
die Hälfte erwerbstätig sind, sind in Schweden auch Frau- 
en ohne formale bzw. mit einfacher Ausbildung bereits zu 
43 O h  erwerbstätig (1 9,6 % in D). Der zentrale Schlüssel 
hierfür liege in der Ausweitung sozialer Dienstleistungen, 
die in Deutschland zumeist zwar auch von Frauen, jedoch 
unbezahlt, weil im familiären Zusammenhang geleistet 
werden. 

Was lassen sich für Erkenntnisse aus den dargelegten 
Beiträge für eine radikalreformerische Position für die deut- 
sche Linke extrahieren? 

Agrund der unterschiedlichen kulturellen und histori- 
schen Traditionen war und ist das gesellschaftliche Feld für 
,,Sozialstaatlichkeit" in den nordischen Ländern besser be- 
stellt ist als in Deutschland. Das beginnt - bezogen auf die 
erste Hälfte des 20. Jahrhunderts - mit der Ausdehnung 

THEORIE & STRATEGIE 

I m April 2000 startete die SPD den 
öffentlichen Prozess für ein neues 
Grundsatzprogramm mit dem er- 

sten von drei Foren zum Thema 
,,Grundwerte heute". Im Mittelpunkt 
des 1. Forums stand der Grundwert Ge- 
rechtigkeit. Scharping stellte die Grund- 
werte unter den Modernisierungsimpe- 
rativ des beschleunigten gesellschaftli- 
chen Wandels: wer den beschleunigten 
gesellschaftlichen Wandel nicht zur 
Kenntnis nehme, sei ein Ignorant oder 
Ideologe, wer ihn schlicht laufen lasse, 
Opportunist. Dagegen habe Politik die 
Aufgabe den Wandel zu gestalten. Für 
die SPD seien Freiheit und Gerechtigkeit 
keine alternativen Pole: Gerechtigkeit 
gestalte die Bedingungen für Freiheit. 
Wolfgang Clement will die traditionel- 
len Werte für die Stürme der globalen 
Wirtschaft wetterfest machen. Er emp- 
fiehlt den Weg eines prinzipientreuen 
Pragmatismus, der die Chancengleich- 
heit beim Zugang erhöhen, aber be- 
grenzte Ungleichheit im Ergebnis ver- 
tragen müsse, der über Wachstum Be- 
schäftigung und Wohlstand schaffe 
und dabei Leistung und Gerechtigkeit 
unter einen Hut bringen müsse. Bil- 
dung sei der Schlüssel auf diesem Weg, 
bei dem der moderne Sozialstaat den 
Einzelnen zwar schützen, zugleich aber 
in die Pflicht nehmen solle. 

Das damalige Medienecho spitzte 
zu: Gerechtigkeit = Gleichheit im Zu- 
gang, nicht im Ergebnis; Absage an 
Umverteilung, oder in der Frankfurter 
Rundschau: Zu Gerechtigkeit fällt der 
SPD nur Wachstum ein. 

Die Frage ist, ob gegenüber dem 
damaligen Zeitpunkt der SPD zu Ge- 
rechtigkeit mehr eingefallen ist. 

Vor allem die Grundwertekommis- 
sion mit Wolfgang Thierse als Vorsit- 
zenden reklamierte die Gerechtigkeits- 
frage als zentrale Frage der Programm- 
debatte und klagt Gleichheitsgarantien 
der Gesellschaft als Maß und Ausdruck 
innergesellschaftlicher Solidarität und 
Menschlichkeit ein. Er fragt: ,,Stellt sich 
heute tatsächlich die Frage, ein größe- 
res Maß an Ungleichheiten in einem 
zeitgemäßen Gerechtigkeitsbegriff zu- 
zulassen?" (FR 20.06.2000) Er setzt sich 
deutlich ab von allen Formulierungen, 
die die SPD in die Nähe bringen könn- 
ten zum neoliberalen Credo ,,wer sozia- 
le Gerechtigkeit will, muss Ungleichheit 
zulassen, weil er damit Wachstum för- 
dert." Dagegen sei Gerechtigkeit als 
Maßstab für Politik irr globalen Zusam- 
menhang und im Zukunftszusammen- 
hang nachhaltiger Entwicklung zu defi- 
nieren. Michael Müller diagnostiziert 
die ,,Demontage des sozialen als Krank- 
heit unserer Zeit" und plädiert für die 

Neubelebung der kritischen Theorie als 
Methode zur Gewinnung einer weiter- 
entwickelten Moderne (FR 
31.03.2001). Wichtiger Schlüssel, um 
eine Hegemonie des Sozialen zu errei- 
chen seien das Leitbild und die Konzep- 
te der Nachhaltigkeit. 

Die Antwort auf unsere Frage nach 
dem, was der SPD seit April 2000 mehr 
zu Gerechtigkeit eingefallen ist, ist auf 
Indizien angewiesen, da der Zwischen- 
bericht der Programmkommission für 
den Parteitag 2001 vorgesehen ist. Des- 
halb muss sich die Aufmerksamkeit dar- 
auf richten, ob die Leitanträge zum Par- 
teitag die Gerechtigkeitsfrage weiter- 
führen. 

Erstes Dokument, das eine Über- 
prüfung erlaubt, ist der Entwurf des 
Leitantrages ,,Sicherheit im Wandel". 
Die Botschaft des Antrages lautet: Zur 
Orientierung der Menschen im gesell- 
schaftlichem Wandel wird die SPD eine 
integrierte Politik der Modernisierung 
und sozialer Verantwortung praktizie- 
ren, die Wachstum, Beschäftigung, Bil- 
dung, Qualifikation, Selbstbestimmung 
mit Teilhabe sowie Gerechtigkeit und 
Solidarität verknüpft. In diesem Zusam- 
menhang wird sozialdemokratische Re- 
formpolitik definiert: Wohlstand si- 
chern, Teilhabe ermöglichen und Ge- 
rechtigkeit gewährleisten. Dabei sollen 
die sozialdemokratischen Grundwerte 
Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität 
die Funktion von Prüfsteinen und Zielen 
haben, an denen richtige und falsche 
Schritte der Politik unterschieden wer- 
den können. Dazu müssen sie im Lichte 
veränderter Realitäten auf neue Heraus- 
forderungen bezogen und zeitgemäß 
interpretiert werden. 

Was heißt das nun für den Grund- 
wert Gerechtigkeit? Ich stelle zum Ver- 
gleich den Antragstext und den Text des 
Berliner Grundsatzprogramms gegen- 
über (s. Kasten S. 45) 

Es fällt auf, dass die Forderung nach 
mehr Gleichheit in der Verteilung von 
Einkommen, Eigentum und Macht und 
beim Zugang zur Bildung, Ausbildung 
und Kultur des Berliner Programms auf- 
gegeben ist. ,,Sicherheit im Wandel" 
begnügt sich mit der Teilhabe an Ein- 
kommen, Eigentum und Macht und 
der Gewährleistung menschenwürdi- 
ger Lebensbedingungen, wo Chancen 
nicht realisiert werden können. Neu 
und weiterführend ist die Aussage, dass 
materielle Not nicht mehr die einzige 
Dimension von Ungerechtigkeit sei. 
Deshalb beruhten gleiche Lebenschan- 
cen vor allem auf dem gleichen Zugang 
zu Bildung, Information und Arbeit. 

Im Lichte der veränderten Realitäten 
wird Erneuerungsbedarf des Sozialstaa- 

SPD auf der Suche 
nach einem neuen 

Programm 
Von Horst Peter 

tes konstatiert. Ziel ist der unterstützen- 
de und aktivierende Sozialstaat: För- 
dern und Fordern, Leistung und Gegen- 
leistung, Hilfe für diejenigen, die darauf 
angewiesen sind. Der Sozialstaat siche- 
re den Anspruch auf zweite Chancen. 
Zur Absicherung der großen Lebensrisi- 
ken solle niemand überfordert werden, 
jeder müsse aber auch Verantwortung 
für sich und seine soziale Absicherung 
übernehmen. Eine wichtige Schlussfol- 
gerung aus der Aussage, dass materiel- 
le Not nicht mehr die einzige Dimensi- 
on von Ungerechtigkeit sei, zieht der 
Leitantrag für die Familien- und Bil- 
dungspolitik: Wenn wir Kindern und ih- 
ren Eltern wirkungsvoll helfen wollen, 
müssen wir die Infrastruktur zur Unter- 
stützung der Erziehungsarbeit weiter- 
entwickeln und ein Netz von Kinderbe- 
treuungseinrichtungen für alle Alters- 
stufen schaffen." Damit rückt staatliche 
lnfrastrukturpolitik im sozialräumlichen 
Bezug ins Zentrum der Programmdis- 
kussion im Hinblick auf die Grundwerte 
Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität. 

Fraglich bleibt, ob die Veränderun- 
gen im Verständnis von Gerechtigkeit 
und Sozialstaat tatsächlich aus dem ge- 
sellschaftlichen Wandel zwingend fol- 
gen oder den strategischen Wünschen 
folgen, die sogenannte neue Mitte zu 
besetzen und Positionen des Schröder- 
Blair-Papiers in das neue Grundsatzpro- 
gramm verdeckt einzuführen. 

Im Unterschied zum Berliner Pro- 
gramm, wo im Kapitel „Die Welt, in der 
wir leben" eine kritische Analyse der 
Wirklichkeit geleistet wurde, die auch 
der gegenwärtigen Situation gerecht 
wird, verzichtet der Leitantrag auf eine 
kritische Analyse des konstatierten ge- 
sellschaftlichen Wandels. Der Leitantrag 
beschrankt sich auf eine Benennung 
von Herausforderungen wie Individuali- 
sierung, Globalisierung und Europäisie- 
rung, Deutsche Vereinigung, Beschleu- 
nigung, Neue Wirtschaft, Demografi- 
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fassender Reformvorschlag vorgelegt. 
Statt einer Chance sieht die Friedens- 
bewegung darin aber wieder nur die 
Tendenz zur Militarisierung. Eine Re- 
form, die über den Report hinaus 
geht, und die VN so handlungsfähig 
machen würde, dass Alleingänge der 
Staaten aufgrund der Untätigkeit des 
Sicherheitsrates nicht mehr nötig 
sind, müsste m.E. das Ziel sein. 

Das Friedens- Was wäre wenn es ein UNO-Man- 
Memorandum bietet dat für den Kosovo-Krieg gegeben 

reichlich Anlass für hätte? Dann hätte ein Vol kerrechts- 
kritische Diskussio- bruch zwar unterbleiben konnen - 

nen, nicht zuletzt hatte die Friedensbewegung dann 
über die Publikation aber weniger intensiv protestiert? 

selbst Selbst wenn es den ,,Hufeisenplan" 
und das ,,Racak-Massaker" so nicht 
gegeben haben mag, ändert das 
doch nichts daran, dass es massive 
Menschenrechtsverletzungen gab, 
wie auch das lnternationale Straftri- 
bunal für Ex-Jugoslawien in seiner Ar- 
beit belegt. Wie mit solchen Proble- 
men umgegangen werden soll, wird 
in dem Memorandum nicht weiter 
behandelt. Die Plausibilität des lapi- 
daren Hinweises, dass eine alternative 
Konfliktlösung möglich gewesen 
wäre, wenn man sie gewollt und 
rechtzeitig eingeleitet hätte, Iässt sich 
ohne weitere Nachweise nicht über- 
prüfen. (Irr übrigen werden die tat- 
sächlichen nicht-militärischen Bemü- 
hungen der Staaten zur Konfliktbe- 

wältigung, z.B. der Stabilitätspakt, 
nicht erwähnt.) Somit ist das morali- 
sche Dilemma durch diese Verweise 
nicht aufgehoben. Wenn man die Au- 
torität der Vereinten Nationen schon 
bedingungslos anerkennt, dann er- 
scheint es doch auch als legitim, die 
Bundeswehr für ,,humanitäre Einsät- 
ze" fit zu machen, sei es nun als Kata- 
strophenhelfer, Peacekeeper, Peace- 
builder oder Peaceenforcer, solange 
diese Missionen von den Vereinten 
Nationen veranlasst werden. Über das 
,,robuste Peacekeeping", bzw. das 
Peaceenforcement und die Art der Be- 
teiligung kann natürlich gestritten 
werden. 

Wenn schon erkannt wird, dass 
die Großmächte im Sicherheitsrat 
häufig das Geschehen bestimmen, 
muss die Frage legitim sein, o b  bei 
massiven Menschenrechtsverletzun- 
gen der Menschenrechtsschutz nicht 
in den Aufgabenbereich regionaler 
Organisationen gestellt werden sollte. 
Zumindest sollte man dies diskutieren 
(dürfen), bevor man es ablehnt. Der 
Friedensratschlag stellt fast verwun- 
dert fest, dass über die neuen Einsatz- 
optionen der Bundeswehr Einigkeit 
herrscht und führt dies auf die man- 
gelnde öffentliche Auseinanderset- 
zung zurück. Es ist aber zu vermuten, 
dass diese Einigkeit auch ein Spiegel 
der Gesellschaft ist. und die Friedens- 
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bewegung, zumindest in der radika- 
len Ablehnung dieser Optionen, sich 
in einer marginalen Minderheitsposi- 
t ion befindet. 

Ressourcen massiv zur Vorberei- 
tung der Landesverteidigung zu ver- 
schwenden, scheint in der Tat ver- 
fehlt. Auch das Memorandum fordert 
in dieser Hinsicht weitergehende Ein- 
sparungen. Die Problematik, wie sich 
gesellschaftlicher Widerstand dage- 
gen überwinden Iässt (,,Standortde- 
batte", Arbeitsplätze, fehlgeschlage- 
neverkäufe von Liegenschaften etc.) 
bleibt bedauerlicherweise ausgeblen- 
det. 

Weitere Themen sind u.a. die be- 
unruhigende Entwicklung der Militär- 
ausgaben, die Raketenabwehrpläne 
der USA, die Waffenexporte Deutsch- 
lands, Frauen in der Bundeswehr (im- 
mer unter Ablehnung aller ,,Elemen- 
te, die ihr eine strukturelle Intewenti- 
ons- und Angriffsfähigkeit verlei- 
hen"), atomwaffenfreie Zonen in  
Deutschland und Europa, den Atom- 
waffensperrvertrag, Landminen, der 
Internationale Strafgerichtshof, 
Kriegsgegner vor Gericht, die schnelle 
Eingreiftruppe der EU sowie die simu- 
lierten Gerichtsverfahren der ,,Tribu- 
nale über den NATO-Krieg". Diese Tri- 
bunale waren m.E. jedoch von An- 
fang an darauf ausgelegt, die eigenen 
Überzeugungen zu bestätigen. Die 
Wahl eines rechtsförmigen Verfah- 
rens suggeriert eine Gerichtsbarkeit, 
die sie nicht besitzen und somit eine 
eher vorgespiegelte Autorität und Le- 
gitimität. Man mag sie immerhin da- 
durch rechtfertigen, dass sie die Dis- 
kussion anregen, aber auch dazu 
dürften andere Mittel geeigneter sein. 

Wie diese ausschnitthaften Aus- 
führungen schon gezeigt haben, lässt 
sich, von einigen Konfliktbeschreibun- 
gen abgesehen, kaum ein Passus 
ohne Vorbehalte unterschreiben. Po- 
sitiv gewendet: Das Friedens-Memo- 
randum bietet mithin reichlich Anlass 
für kritische Diskussionen, nicht zu- 
letzt über die Publikation selbst (siehe 
auch www.friedensratschlag.de). 
Über das Ziel, einer möglichst friedli- 
chen Welt sind wir uns einig, auch 
darüber, dass man das Handeln der 
Regierungen äusserst kritisch beglei- 
ten muss. So sehr sich die Friedensbe- 
wegung auch als Trägerin einer Auf- 
klarungsmission verstehen mag, sollte 
sie doch danach streben, eine mög- 
lichst differenzierte Weltsicht zu ent- 
wickeln und zu diesem Zwecke ver- 
mehrt auch Fakten zur Kenntnis neh- 
men, die sich in ein einmal etabliertes 
Weltbild nicht einpassen wollen. S ~ W  

des Sozialstaates im Zuge der fordistischen Reproduktion 
und zweiten Industrialisierung in Deutschland durch eine 
autoritär-faschistisches Regime, während in den skandina- 
vischen Ländern diese Phase durch sozialdemokratische 
Regierungen in Zusammenarbeit m i t  wesentlichen Teilen 
des Bürgertums, den großen Industrie- und Gewerk- 
schaftsverbänden organisiert wurde. Auch in der skandina- 
vischen Begründung für die Wohlfahrtsstaatsentwicklung 
gab es zweifellos ,,völkische Aspekte", doch fanden sie ihre 
Aufhebung in einer demokratischen Grundstruktur, wäh- 
rend das Völkische der Sozialstaatlichkeit in Deutschland 
die Kehrseite von Zwang, Ausgrenzung und Massenmord 
wurde. Hinzu kommt vor diesem Hintergrund, dass in 
Skandinavien die Fragen von Solidarität und Eigenverant- 
wortung, gesellschaftlichen Rechten und Pflichten eine 
ganz andere Konnontation haben als in Deutschland. Die 
Kollektivität deutscher Sozialstaatlichkeit hat insofern im  
Alltagsbewußtsein den Hauch von Befehl und Gehorsam, 
während die Kollektivität Skandinaviens Sozialstaatlichkeit 
wesentlich stärker auch als Möglichkeit der Entfaltung des 
Einzelnen in der Gemeinschaft beinhaltet. 

Doch hüten wir uns vor einer Glorifizierung skandinavi- 
scher Verhältnisse. Wer allein schon die schwedischen Ro- 
mane von Sjöwall/Wahlöö aus den 1960erl70er Jahren, die 
von Henning Mankell aus den 1990er, oder aber die des 
norwegischen Schriftstellers Knut Faldbakken liest, erkennt 
moralische Rigidität, seelische Vereinsamung, und Aus- 
grenzung Andersartiger, die auch dem skandinavischem 
Wohlfahrtsmodell innewohnen. Auch Skandinavien ist kei- 
ne Insel der Glückseligkeit. 

Kommen wir  zu einem zweiten wesentlichen Unter- 
schied in der jüngsten Vergangenheit: weder Schweden, 
noch Norwegen, Dänemark oder Finnland, hatten in den 
1980erl90er Jahren eine neokonservative Regierung, die 
mehr als eine Wahlperiode dem Mainstream der neokon- 
sewativen Welle Reagans und Thatchers folgend den radi- 
kalen Abbau der Gesellschaft zum Ziel hatte. Nun war si- 
cher auch den Regierungen Kohl seit 1982 nicht zu unter- 
stellen, dass sie die gleichen Konzepte wie in den USA oder 
England umgesetzt hätten. Ähnlich war oftmals aber zu- 
mindest die Rhetorik, während die praktische Politik des 
,,muddling through" eher eine stückchenweise Deformati- 
on, denn die Zerstörung der gewachsenen sozialstaatli- 
chen Strukturen darstellte. Trotzdem: der sozialstaatsfeind- 
liche Gestus der Regierungsparteien, die forcierte Kritik der 
Unternehmensverbände und das schrittweise Einlenken so- 
zialdemokratischer Teile auf diese Linie haben dazu beige- 
tragen, dass der deutsche Sozialstaat - unabhängig von 
seinen Leistungen und Notwendigkeiten - quasi ,,sturm- 
reif" geschossen wurde. 

In Skandinavien war zwar auch die neo-konservative 
Politik darauf ausgerichtet, den Sozialstaat ,,zurück zu stut- 
zen", in ihrer Mehrheit hat sie aber an der wohlfahrtsstaat- 
lichen Grundsstruktur der skandinavischen Gesellschaft - 
mit  wenigen Ausnahmen - keinen Zweifel gelassen. Bei ei- 
nem solchen Verständnis einer gesellschaftlich integrieren- 
den Funktion des Staates ist eine Weiterentwicklung von 
Sozialstaatlichkeit eher möglich als i m  deutschen Fall. 

Was lehrt uns das also? 
Erstens: Übernehmen wir Reformelemente der skandinavi- 
schen Politik- wofür wir nachdrücklich etwa in der Arbeits- 
marktpolitik oder gerade auch bei der Gleichbereichtigung 
von Männern und Frauen i m  Erwerbsleben plädieren-, so 
müssen wir deutlich mehr Ressorucen darauf verwenden, 
über diese Reformvorhaben zu sprechen, für sie zu werben 
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und ihren Gehalt an individueller Freiheit in der Kollektivität 
des Sozialstaats herauszustellen. 

Zweitens: Wir sollten uns bei der Frage nach individuel- 
len Rechten und Pflichten nicht ins neoliberale Bockshorn 
jagen lassen: weder ist jeder seines eigenen Glückes 
Schmied, noch gilt das paternalistische ,,solange Du Deine 
Füße unter meinen Tisch stellst...". Moderne Sozialstaat- 
lichkeit erkennt heute mehr denn je an, dass individuelle 
Entfaltung und kollektive Absicherung einander bedingen 
sowie Rechte und Pflichten mit sich bringen. Sozialstaat ist 
kein Selbstbedienungsladen, sondern eine Versicherung 
auf Gegenseitigkeit, die nur dann auch funktioniert, wenn 
sich möglichst alle daran halten. 

Das heißt drittens, dass Sozialstaatlichkeit weiter verall- 
gemeinert werden muss. Sei es durch eine Ausdehnung 
der Sozialversicherungspflicht auf alle Teile der Bevölke- 
rung oder durch eine Veränderung der Finanzierungs- 
grundlage insgesamt, die für eine gleichmäßige und ge- 
rechte Belastung aller Gesellschaftsteilnehmer sorgt. Je 
mehr aus der Sozialversicherung ,,entlassenM werden, de- 
sto mehr untergräbt der Sozialstaat seine eigene Substanz. 

Das bedeutet viertens, dass in Deutschland auch in 
Zukunft ein Mehr an Sozialstaatlichkeit erreicht werden 
kann. Die Einbeziehung weiter Teile der Bevölkerung in 
alle Sparten der Sozialversicherung kann nicht nur zu ei- 
ner Senkung der Beiträge, sondern muss auch zu einer 
Ausweitung sozialer Dienstleistungen, U. a. in der Repro- 
duktion (Kinderbetreuung, Erziehung, Gesundheitsvor- 
sorge, etc.) und einer aktiveren Arbeitsmarktpolitik oder 
auch der Sicherung der Altersversorgung genutzt wer- 
den. 

Eine solche Ausweitung und z. B Vergesellschaftung 
heute privat-familiär erbrachter Dienstleistungen muss 
dabei keineswegs m i t  einem Mehr an Bürokratie und 
Zwang einher gehen. Und es ist nicht gesagt, dass alle 
wohlfahrtsstaatlichen Maßnahmen im  engeren Sinne 
,,staatlich8' organisiert werden müssen, sie müssen jedoch 
in jedem Fall staatlich festgelegten Mindeststandards ent- 
sprechen und demokratisch kontrollierbar sein. Es geht 
also auch u m  eine Umverteilung, die eine individuelle 
Entfaltung sicher stellt. Und das ist etwas anderes als das 
Verstandnis vom sozialen ,,Netz3' als Hängematte oder 
Sprungtuch. SPW 
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Der skandinavische Weg - 
von der deutschen Politik 
aus betrachtet 
- Konsequenzen für Sozialpolitik unter den Bedingungen einer 
globalisierten lnformationsgesellschaft - 

von Werner Kindsmüller 

Vorbemerkung: 

den traditionellen Fundamenten der kollektiven Systeme 
fußen dürfe und stattdessen individuellen Lösungen Raum 
bieten müsse. Überhaupt sei der Sozialstaat zu teuer, inef- 
fektiv behindere die Initiative 

Die Entwicklung in den skandinavischen Ländern be- 
legt, dass der Sozialstaat auch - und gerade- in der globa- 
len lnformationsgesellschaft eine notwendige Bedingung 
für wirtschaftliche Innovationsfähigkeit und für soziale De- 
mokratie ist. Der Erfolg der skandinavischen Volkswirt- 

schaften beruht auf einer un- 

Die Entwicklung in den skandinavi- vergleichlichen politischen 
Prinzipientreue für die klassi- 

schen Ländern belegt, dass der Sozial- schen Ziele Freiheit, Gleichheit 

auch - und gerade - in der und Solidarität bei gleichzeiti- 
ger radikalen Reform der Syste- 

globalen Informationsgesellschaft me, 

eine notwendige Bedingung für wirt- Skandinavien hat wieder 
Konjunktur in Deutschland und 

schaftliche Innovationsfähigkeit und darüber hinaus. In der sechzi- 

für soziale Demokratie ist. ger Jahren galt das schwedi- 
sche Modell der Linken als Vor- 
bild für einen dritten Weg zwi- 

schen Kapitalismus und Kommunismus. Allmählich setzte 
die Ikonejedoch Patina an. In den neunziger Jahren traf die 
große ökonomische Krise die Volkswirtschaften Schwedens 
und Finnlands so heftig, dass tiefgreifende Reformen der 
Wirtschaft und der sozialen Systeme unabweisbar wurden. 

Anders als für die Linke war Schweden für die Konser- 
vativen dagegen immer ein abschreckendes Beispiel. Die 
nordischen Nachbarn waren ein Exempel für Gleichmache- 
rei, eine unverschämt hohe Steuerbelastung und gesell- 
schaftspolitische Experimente, die man hier zulande ver- 
pönte. 

Heute schwärmt man selbst in Wirtschaftskreisen über 
die erfolgreiche Verbindung von wirtschaftlichem Wachs- 
tum, Innovation und sozialer Balance, zu denen die Refor- 
men der 90er Jahre in den skandinavischen Ländern ge- 
führt hat. So schreibt das Handelsblatt: „Die Volkswirt- 
schaft im hohen Norden Europas befindet sich in einer 

Werner Kindsmüller, nordrhe~n-westfälischer Staatssekretar fur Bundes und 
Europaangelegenheiten, Düsseldorf 

DER NORDISCHE WEG INTERNATIONALE POLITIK 

Aufschwungphase wie schon lange nicht mehr." 
(22.5.2000) Die Financial Times lobt die Erfolge Schwe- 
dens und Finnlands auf dem Weg in die Informationsge- 
sellschaft: ,,Sweden - together with Finland - is leading Eu- 
rope when it Comes to the development of the mobil inter- 
net, broadband internet banking and e-commerce". 
(4.02.2000) 

I. Das skandinavische Model l  des Wohlfahrtstaates 
Die skandinavischen Länder Schweden, Finnland, Norwe- 
gen und Dänemark haben mit unterschiedlichen Ausprä- 
gungen in den Jahren vor dem zweiten Weltkrieg einen in 
Europa einzigartigen Wohlfahrtstaat verwirklicht. Am mar- 
kantesten findet sich diese Entwicklung in Schweden. Sie 
ist gekennzeichnet durch: 

eine egalitäre Verteilung des Volkseinkommens, 
dem Ziel der Vollbeschäftigung, 
einen großen und einflussreichen öffentlichen Sektor, 
eine strategische Allianz zwischen Regierung, Gewerk- 

schaften und den Arbeitgebern. 
Dieser Korporatismus, der in Schweden auf eine Verein- 

barung aus dem Jahre 1938 (Geist von Saltjöbaden) zu- 
rückgeht, hat den lnteressensgruppen einen starken Ein- 
fluss auf die Politik gesichert und zugleich zur wirtschaftli- 
chen und politischen Stabilität beigetragen. 

Es wäre verkürzt, das skandinavische Modell des Wohl- 
fahrtsstaates mit einer sozialstaatlichen Form des Interes- 
senausgleichs zwischen Kapital und Arbeit zur Stabilisie- 
rung der Reproduktionsverhältnisse im Kapitalismus 
gleichzusetzen. Vielmehr handelt es sich beim skandinavi- 
schen Modell des Wohlfahrtstaats um eine spezifische so- 
ziale Konstruktion zur Verwirklichung von Demokratie, 
Wohlstand und soziale Sicherheit durch Konsens. 

Das skandinavische Modell des Wohlfahrtstaats wurde 
in den dreißiger Jahren nach den dramatischen Erfahrun- 
gen der Weltwirtschaftskrise entwickelt. So gesehen war es 
die historische Alternative zu der autoritären Antwort auf 
die Wirtschaftskrise in Mitteleuropa, die in Deutschland, 
Frankreich und Italien zu autoritären und faschistischen 
Regimes geführt hat. 

Sieht man einmal von Japan ab, so hat wohl kein ande- 
res Land innerhalb einer so kurzen Zeitspanne einen so ge- 
waltigen Schritt von einem armen, unterentwickelten, 
kleinbäuerlichen Land zu einer der reichsten Gesellschaften 
der Erde gemacht. Noch um die Wende zum 20. Jahrhun- 
dert waren Hunderttausende von Schweden zur Auswan- 
derung genötigt, weil das Land die Menschen nicht mehr 
ernähren konnte. 

Die skandinavische Erfolgsgeschichte begann in den 
dreißiger Jahren und dauerte insgesamt etwa sechzig Jah- 
re. Der eigentliche Erfolg der skandinavischen Länder be- 
gann aber nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und 
brachte den skandinavischen Ländern Wohlstand für eine 
breite Mehrheit, Demokratie und Teilhabe sowie soziale Si- 
cherheit. 

Was waren die Voraussetzungen für den skandinavi- 
schen Erfolg? Nicht ein einzelnes Merkmal ist zu nennen 
sondern eine günstige politische Konstellation: 

Der Zweite Weltkrieg, in dem die skandinavischen Län- 
der neutral waren verursachte nur geringe Zerstörung. Die 
Industrie blieb weitestgehend intakt. 

Eine homogene und gut organisierte Gesellschaft er- 
leichterte die Realisierung jener spezifischen sozialen Kon- 
struktion, die man als das Volksheim bezeichnet. 

Das stabile politische System Schwedens hat wesentlich 
zum Erfolg beigetragen. Es ist bemerkenswert, dass 

z um dritten Mal wird aus den 
Reihen der Friedensbewegung 
ein Memorandum veröffent- 

licht, [Bundesausschuss Friedensrat- 
schlag (Hrsg.): Friedens-Memoran- 
dum 2001, Kassel 20011 das das 
Kriegs- und Konfliktgeschehen des 
vorherigen Jahres bilanzieren und die 
Außenpolitik von NATO, EU und Bun- 
desregierung kritisch beurteilen will. 
Die politische Einfärbung der Schrift 
wird gleich zu Beginn in der Begriffs- 
wahl deutlich: ,,völkerrechtswidriger 
NATO-Krieg gegen das ehemalige Ju- 
goslawien" statt ,,Kosovokrieg", „An- 
griffskrieg" statt ,,Humanitäre Inter- 
vention", ohne diese Begrifflichkeiten 
zunächst zu diskutieren. Insofern ist 
es leicht verständlich, dass sich Frie- 
densforscher bzw. Politikwissen- 
schaftler häufig von den ,,Friedensbe- 
wegten" unterschieden wissen wol- 
len. Obwohl es sowohl unter Frie- 
densbewegten wie auch Friedensfor- 
schern die unterschiedlichsten Typen 
gibt, ist der Ausdruck ,,Friedensbe- 
wegte" häufig ein für jede Diskussion 
gefürchtetes Synonym der Irrationali- 
tät und Selbstgerechtigkeit. Wie man- 
che radikalen Pazifisten zieht man 
sich mit Betonung des Gebots der 
Nichteinmischung (welches jedoch 
auch Diktatoren gern heranziehen) 
auf eine verkürzte gesinnungsethi- 
sche Position zurück. So kann man 
sich unschwer aus den Dingen her- 
aushalten und Militäreinsätze grund- 
weg ablehnen: Auch Peacekeeping- 
Einsätze werden nicht erwogen, ein- 
zig die Landesverteidigung wird nicht 
ausgeschlossen; weniger Soldaten 
würden dazu aber genügen. 

Bereits im Vorwort wird von der 
,,kritischen Friedenswissenschaft" ge- 
fordert, den empirischen Nachweis zu 

liefern, dass mit lnterventionen und 
Kriegen weder die Durchsetzung von 
Menschenrechten noch ein nachhalti- 
ger Frieden erreicht werden kann. 
Wie aber soll ein solcher Nachweis 
aussehen? Dazu müssten noch eini- 
ge, wie zu vermuten steht ,,Humani- 
täre" lnterventionen durchgeführt 
und deren Auswirkungen empirisch 
untersucht werden. Das kann ja wohl 
kaum im Interesse der Friedensbewe- 
gung sein. Eine kritische Analyse, die 
die Friedensforschung auch in Bezug 
auf den Kosovo seriös leisten kann - 
ich verweise exemplarisch auf die Ar- 
beiten des Balkanexperten Matthias 
Karadi -verzichtet auf Vorverurteilun- 
gen und versucht alle Argumente zu 
beleuchten, statt auszublenden, was 
nicht ins Bild passt. Im Friedens-Me- 
morandum allerdings werden die Ka- 
tastrophen und Putsche des Jahres 
2000 pauschal dem Einfluss des 
,,NATO-Krieges gegen Jugoslawien" 
sowie der Globalisierung angelastet. 

Dann folgt ein ,,kursorischer und 
unvollständiger Blick auf das Weltge- 
schehen des Jahres 2000". Die Aus- 
wahl bleibt zwar unbegründet, aber 
es handelt sich durchweg um interes- 
sante Themen. Leider werden nur sel- 
ten Quellen bzw. Literatur angege- 
ben, selbst bei Zahlenmaterial. Zu- 
mindest eine angefügte Liste der 
Quellen auf die Bezug genommen 
wird, wäre zu erwarten gewesen. 

Den Anfang macht der Nahost- 
Konflikt. Die ,,Bedingungen für einen 
nachhaltigen Frieden" am Ende des 
Beitrags, sind allerdings allesamt For- 
derungen an die israelische Regie- 
rung; Zugeständnisse im Gegenzug 
werden nicht verlangt. Dies reduziert 
die Erfolgsaussichten solcher Forde- 
rungen, so wünschenswert ihre Um- 

Friedens- 
memorandum 2001 

Ein Anlass zur kritischen Diskussion 

Von Patricia Schneider 

setzung auch wäre. Weiter geht es 
mit 2- bis 3-seitigen Konfliktbeschrei- 
bungen im Hinblick auf Kongo, Sierra 
Leone, Algerien, Kaschmir, Philippi- 
nen, Fidschi und Salomonen, Kolum- 
bien, Russland/Tschetschenien, Jugo- 
slawien, Spanien, Äthiopienl~ritrea 
und Nordirland, die dem Zeitungsle- 
ser die Zusammenhänge und Hinter- 
gründe verstehen helfen könnten. 
Dann soll ein Nachweis für die ,,Mili- 
tarisierung" der UNO erbracht wer- 
den. Im Zusammenhang mit den Irak- 
Sanktionen wird beklagt, dass diese in 
einen Massenmord münden würden, 
belegt durch die hohe Kindersterb- 
lichkeit. Dass aber Nahrungsmittel 
und humanitäre Güter weiterhin er- 
worben werden dürfen, Hussein wei- 
ter goldene Paläste baut und immer 
noch nicht bereit ist, die UN-lnspekto- 
ren, die seinem ABC-Programm nach- 
spüren sollen, wieder ins Land zu las- 
sen (es konnten zuvor etliche Funde 
gemacht werden), scheint nicht ein- 
mal erwähnenswert. Immerhin wird 
die Aufmerksamkeit auf die wenig be- 
kannte Problematik der Westsahara 
gerichtet, ein Verdienst von Werner 
Ruf, Professor für Internationale Poli- 
tik in Kassel, der ausführlich zitiert 
wird. Dieser beklagt die Flucht der 
Vereinten Nationen aus der Verant- 
wortung und fordert ein Embargo, 
andere Sanktionen und die Gewähr- 
leistung der Durchführung einer 
Volksabstimmung, die m.E. ohne Ab- 
sicherung durch eine Peacekeeping- 
Mission nicht zu gewährleisten wäre. 

Eben um die Vereinten Nationen 
in die Lage zu versetzten, effektiver 
und unabhängiger von den Groß- 
mächten zu arbeiten, letztes Jahr mit 
dem Brahimi-Report wurde ein um- 

Eine kritische 
Analyse, die die 
Friedensforschung 
auch in Bezug auf 
den Kosovo seriös 
leisten kann verzich- 
tet auf Vorveruflei- 
lungen, statt 
auszublenden, was 
nicht ins Bild passt. 

Patricia Schneider ist Friedensforscherin und lebt in Hamburg 

4 1 spw Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 1 1  9. 2001 



DER NORDISCHE WEG DER NORDISCHE W E G  

der Zugang zu dem Tätigkeitsfeld für Interessierte ohne 
formale Qualifikation (SCB 2000). Wie sich die Zulassung 
privater Anbieter und die neuen Steuerungsmodelle auf 
die Arbeitssituation der Beschäftigten auswirkt, kann 
noch nicht detailliert bewertet werden. Erkennbar ist je- 
doch, daß auch bei dem geringen Anteil privater Dienst- 
leister von derzeit knapp 10%. sich die Prämissen von Ko- 
stenersparnissen und (privater) Konkurrenz in einer weite- 
ren Arbeitsverdichtung und belastenderen Arbeitssituati- 

on für alle Beschäftigte in der 

In Schweden bildet die Anerkennung ambulanten 
niederschlaqen (SOU 2000:3). 

eines universalen Bürgerrechts auf so- Für die Nutzer bzw. Nutze- 

ziale ~~t~~~~~~ die ~ ~ ~ ~ d l ~ ~ ~  für die rinnen zeigt sich vor allem eine 
stärkere Begrenzung der Dienst- 

Expansion sozialer Dienstleistungen. leistungen auf originäre Pflege. 
aufgaben - eine Entwicklung 

die schon in den 80er Jahren begann und sich in den 90er 
Jahren verstärkte. Die restriktivere Verteilung vornehmlich 
von Haushaltsdienstleistungen betraf die Pflegebedürftigen 
unabhängig von ihrer sozioökonomischen Position oder Ge- 
schlechtszugehörigkeit. Insofern weisen die staatlich finan- 
zierten Dienstleistungen keine ungleichen Verteilungen auf. 
Ungleichheiten entstehen jedoch einerseits dadurch, daß 
wohlhabendere Personen leichter die reduzierten Dienstlei- 
stungen auf einem privaten Markt hinzukaufen können. 
Hinzu kommt andererseits, daß Frauen durch ihre Lebenser- 

wartung und 

Tabelle 2: Frauenbeschäftigungsquote im 
gesellschaftsbezogenen Dienstleistungsbereich 
nach Qualifikationsniveau (in %) 

Deutschland Schweden 
(West) 

Qualifikat- B.-Quote B.-Quote 
ionsniveau- 1989 1990 

Qualifikationsniveau 

Niveau 1 : Ohne formale, 
einfache Berufsausbildung 

Niveau 2 Qualifizierte 
Berufsausbildung 

Niveau 3.  Nicht-universitarer 
Hochschulabschluß 

N~veau 4: Universitatsabschluss 

1 

2 

3 

4 

Total 

durch ihre Le- 
benssituation 
stärker als 
Männer auf so- 
ziale Dienste 
a n g e w i e s e n  
sind. Sie pfle- 
gen bspw. häu- 
figer als Män- 
ner ihre Ehe- 
partner und 
werden dabei 
jetzt weniger 
durch soziale 
Dienste unter- 
stützt (Szebe- 
hely 1999; 
2000 ). Die 
weitgehenden 
kommunalen 
Entscheidungs- 
befugnisse ha- 
ben zwischen 
den Kommu- 
nen eine sehr 
ungleiche Be- 
willigung von 
Dienstleistun- 

durchschnitt 1 g%, mit Schwankungen von 5.52% zwischen 
den Kommunen. Diese Differenzen liegen im wesentlichen 
in der unterschiedlichen Generosität der Kommunen be- 
gründet und nicht in ihrer ökonomischen Situation (Tryde- 
gard 2000). 

19.6 

27.1 

57 7 

77 9 

28.9 

Fazit 
Die Ausführungen zeigen, daß die Konsequenzen wohl- 
fahrtsstaatlicher Politiken aus einer Geschlechter- und 
sozialen Perspektive betrachtet werden müssen. Der 
Wohlfahrtsstaat ist in beiden Ländern ein wichtiger Ar- 
beitgeber für Frauen. Entscheidend für den Länderver- 
gleich werden hier soziale Differenzen zwischen Frauen. 
Durch die Expansion der Kinder- und Altenbetreuung in 
Schweden seit den 60er Jahren konnten auch Frauen 
mit einer Qualifikation unterhalb der Hochschulebene 

, 

einen Zugang zu einer qualifizierten und regulären Tä- 
tigkeit auf dem Arbeitsmarkt finden. Dies ist trotz Perso- 
nalabbaus im sozialen Dienstleistungsbereich nach wie 
vor unbestritten. Eine Debatte zur Etablierung eines 
Niedriglohnsegments auf dem Arbeitsmarkt im Bereich 
sozialer Dienstleistungen, wie sie in Deutschland geführt 
wird. wäre vor diesem Hintergrund in Schweden nicht 
denkbar. 

Die restriktivere Verteilung sozialer Dienstleistungen in 
Schweden im Verlauf der 90er Jahre hat zwar nicht zu ei- 
ner ungleichen Verteilung staatlich finanzierter Dienstlei- 
stungen nach Geschlecht oder sozioökonomischen Positi- 
on geführt. Die unterschiedlichen Möglichkeiten privat 
Dienstleistungen hinzuzukaufen bzw. der vor allem aus ei- 
ner Geschlechterperspektive unterschiedliche Bedarf an so- 
zialen Dienstleistungen bergen jedoch auf lange Sicht die 
Gefahr einer Verstärkung von sozialer und geschlechtsspe- 
zifischer Ungleichheiten. Verstärkt wird dies durch die Dif- 
ferenzen zwischen den Kommunen. Vergleichbare Proble- 
me stellen sich in Deutschland auch durch die Konstruktion 
der Pflegeversicherung, denn die lediglich anvisierte Basis- 
absicherung wirft Fragen nach einer sozial gerechten und 
am Bedarf der Pflegebedürftigen orientierten Pflegelei- 
stung auf. SPW 

43.0 

49 7 

70  2 

73.0 

50.7 
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Schweden von 1946 bis 1986 nur drei Ministerpräsidenten 
hatte, darunter Tage Erlander und Olof Palme, beide mit ei- 
nem weit über Schweden hinausreichenden Charisma aus- 
gestattet. Die Sozialdemokraten regieren in Schweden 
siebzig Jahre fast ununterbrochen. 

Nicht zuletzt ein breites Einverständnis für ethische Be- 
griffe wie Freiheit und Gleichheit erleichterten die Etablie- 
rung eines Systems der sozialen Demokratie. 

II. Die Krise der neunziger Jahre 
Mi t  Beginn der neunziger Jahre geriet das schwedische 
Volksheim allerdings unter erheblichen Druck. Schweden 
als exportorientiertes Land wurde in besonderer Weise von 
der Weltwirtschaftskrise getroffen. Ein enormes Anwach- 
sen der Arbeitslosigkeit in Schweden, dem die schwedische 
Regierung mit einer Politik des Deficit- spending begegne- 
te, trieb die Kosten für den Wohlfahrtsstaat in die Höhe. 
Verschuldung, höhere Inflation und unter dem Druck spe- 
kulativer Finanzmärkte eine beispiellose Abwertung der 
schwedischen Krone waren die Folge. Die Arbeitslosigkeit 
stieg auf zweistellige Ziffern an. 

Hinzu kam, dass sich seit den siebziger Jahren auch in 
Schweden die Struktur der Arbeitsmärkte verschoben hat- 
te. Die klassische Industriearbeiterschaft, Basis für die ein- 
flussreichen Gewerkschaften, verlor an Bedeutung. Neue 
Angestelltengruppen und ein neuer Mittelstand stellten 
das Monopol der Gewerkschaften in Frage. Insbesondere 
die egalitäre Lohnpolitik geriet in die Kritik. 

Konflikt ist dem Volksheim fremd. Seit den 30er Jahren 
war man gewohnt, dass die Kompromissbereitschaft der 
Arbeiterbewegung (Gewerkschaften und Sozialdemokra- 
ten) und der großen Körperschaften und Interessensgrup- 
pen der schwedischen Industrie den sozialen Frieden ga- 
rantierten. Auch die Unternehmer waren bis in die 90er 
Jahre bereit, um den Preis stabiler Verhältnisse eine zentra- 
le und egalitäre Lohnpolitik zu akzeptieren. Diese Harmo- 
nie gründete auf dem Bewusstsein, dass ein kleines Land 
wie Schweden nur dann in einer großen und wettbewerbs- 
orientierten Welt überleben kann, wenn alle am gleichen 
Strang ziehen. 

In der Wirtschaftskrise der neunziger Jahre kündigen 
die Arbeitgeber das System der zentralen Lohnpolitik auf 
und zerbrachen somit ihr enges Bündnis mit den Gewerk- 
schaften (LO). 

Ähnliche Entwicklungen verzeichneten die Volkswirt- 
schaften in Dänemark und in Finnland. In Finnland kam 
noch hinzu, dass durch den Zerfall der Sowjetunion der 
größte Handelspartner ausfiel. Die Arbeitslosigkeit in Finn- 
land stieg Anfang der neunziger Jahre auf fast zwanzig 

der Identität der Schweden verwurzeltes System grundle- 
gend zu verändern. Eine politisch höchst riskante Operati- 
on, wie die Einbußen der Sozialdemokraten bei den Wah- 
len der 90er Jahre zeigten. 

III. Der Umbau des skandinavischen Wohlfahrts- 
staatsystems 
Neben der Aufkündigung der zentralen Lohnpolitik durch 
die Arbeitgeber bedeuteten die Eingriffe des Staates in die 
Tarifautonomie einen radikalen Bruch mit der schwedi- 
schen Tradition einer konsensorientierten Wirtschafts- und 
Sozialpolitik. Für schwedische Verhältnisse, erhebliche Ei- 
genbeteiligungen bei der Finanzierung der sozialen Siche- 
rungssysteme und eine Sen- 

kung der Leistungen trugen Das skandinavische Modell des 
zur Stabilisierung des Budgets 
bei. Wohlfahrtstaats war die historische 

Gleichzeitig stellten sich Alternative zu der autoritären Antwort 
Wirtschaft und Gesellschaft 
den veränderten internationa- auf die Wirtschaftskrise in Mitteleuro- 

len Bedingungen. Die ldee des pa, die in Deutschland, Frankreich und 
schwedischen Nationalstaats Italien zu autoritären und faschisti- 
war Ende der achtziger Jahre 
zunehmend fragil geworden. schen Regimes geführt hat. 
Die Globalisierung der Wirt- 
schaft, die Heterogenisierung der Bevölkerung durch zu- 
nehmende Einwanderung und die Veränderungen, die auf 
die globale Kommunikation und den Beitritts Schwedens 
zur Europäischen Union (1 995) zurückgehen, veränderten 
innerhalb eines Zeitraums von weniger Jahren das Koordi- 
natensystem Schwedens grundlegend. Schweden reagier- 
te darauf mit einer unvergleichlichen Modernisierung der 
Wirtschaft. 

Das Bemerkenswerte ist allerdings, dass im Gegensatz 
zu Großbritannien die Fundamente des Wohlfahrtsstaats 
nicht zertrümmert worden sind, sondern dass sie neu gefe- 
stigt wurden. Im Unterschied beispielsweise zu Deutsch- 
land, in der in den neunziger Jahren die Lohnquote dra- 
stisch gesunken ist und die Einkommensverhältnisse zwi- 
schen Arm und Reich immer weiter auseinander klafften, 
blieb Schwedens Einkornmensverteilung vergleichsweise 
egalitär. Heute liegt die Arbeitslosigkeit in den skandinavi- 
schen Ländern am unteren Ende der europäischen Rangli- 
ste. Das Volkseinkommen gehört nach wie vor zu den 
höchsten in Europa, wenn gleich die Spreizung heute hö- 
her ist als noch vor der Krise der neunziger Jahre. Das Sy- 

Prozent an 
Wie in anderen europaischen Landern standen die 

skandinavischen Staaten vor einem tiefgreifenden Wandel & 
des gesamten wirtschaftlichen und sozialen Systems. Aber 
im Unterschied zu Großbritannien folgte der Norden Euro- 
pas weder der Austeritätspolitik Margret Thatchers noch 
dem muddling through Helmut Kohls. Vielmehr ergriffen 
der sozialdemokratische Ministerpräsident lngvar Carlson, 
der konservative Karl Bildt und der sozialdemokratische Fi- 
nanzminister und spätere Ministerpräsident Göran Persson 
couragiert Reformen, die die alte skandinavische ldee von 
Gleichheit und Solidarität auf eine neue, solide Basis stellen 
sollte und das Land in die globale lnformationsgesellschaft 
führte. Tiefgreifende Reformen an der Grundkonstruktion 
des schwedischen Wohlfahrtsstaates wurden durchge- 
führt. In weniger als fünf Jahren gelang es ein seit sechzig 
Jahren tief in der schwedischen Gesellschaft im Denken, in 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 
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stem der sozialen Sicherung ist nach wie vor vorbildlich 
und: Die Wirtschaft in den skandinavischen Ländern zählt 
zu den innovationsfreudigsten der Welt. 

Die Brüche in der Gesellschaft konnten nicht vollstän- 
dig gekittet werden. Aber in den großen gesellschaftlichen 
Fragen ist Schweden nach wie vor sehr konsensorientiert. 
Der tiefgreifende Umbruch des skandinavischen Systems in 
der ersten Hälfte der neunziger Jahre markiert gleichzeitig 
den Übergang vom industriekapitalistischen System zum 
dienstleistungs- und wissensbasierten Kapitalismus. Und 
gerade sehen wir, dass es sich für Schweden ausgezahlt 
hat, dass das Land einen besonderen Wert auf die Förde- 
rung der Humanressourcen und eine egalitäre Politik ge- 
legt hat. Denn die skandinavischen Länder haben durch 
eine aktive Beschäftigungs- und Bildungspolitik darauf ge- 
setzt, dass soziale Exklusion im Übergang zur Informati- 
onsgesellschaft vermieden wird und möglichst allen Men- 
schen Zugang zu gesellschaftlichen Chancen ermöglicht 
wird. Dies gilt auch für die Frauen. Nirgendwo in Europa ist 
die Frauenerwerbsquote so hoch wie im Norden. Und nir- 
gendwo ist es Frauen besser gelungen auch in Führungs- 
positionen in Wirtschaft und Politik zu gelangen. 

Dies skandinavische Politik eines radikalen Umbaus, bei 
Beibehaltung der alten Werte hat sich ausgezahlt. Die 
skandinavischen Staaten können heute auf eine breite 
Qualifikationsbasis und eine innovative Basis zurückgreifen 
und sie soziale Gleichheit wie nirgendwo anders verwirk- 
licht. 

IV. Skandinaviens Weg in die globale Wissensgesell- 
Schaft 
Die skandinavischen Staaten haben sich mittlerweile an die 
Spitze der Wissensgesellschaft gepirscht. In manchen Ge- 
bieten, haben sie sogar die Vereinigten Staaten hinter sich 
gelassen: 

Bei der lnternetnutzung liegt Schweden vor Finnland, 
Norwegen und Dänemark an der Weltspitze. 

Bei der Verbreitung von Mobiltelefonen nimmt Schwe- 
den vor Finnland die ersten Plätzen ein. 

Die Aufwendungen für Forschung und Entwicklung 
betragen in Schweden 4 % des Bruttosozialprodukt, ge- 

folgt von Finnland (3 %). 
Deutschland liegt bei 2,5 %, Die skandinavischen Länder haben 
die USA bei 2,7 o,o, der OECD- 

durch eine aktive Beschäftigungs- und Durchschnitt beträgt 2 %. 

Bildungspolitik darauf gesetzt, dass Nach dem anerkannten 
Information-Society-Index (ISI) 

soziale Exklusion im Ubergang Zur In- der anband von dreiundzwan- 

formationsgesellschaft vermieden zig Variablen wie Bildungsab- 
schlüsse, lnternetnutzung am 

wird und möglichst allen Menschen Arbeitsplatz, Zahl der Zeitungs- 

Zuaana zu aesellschaftlichen Chancen abonnenten, Verbreitung der 
d d  2 

ermöglicht wird. 
IT-Infrastruktur etc. die wich- 
tigsten Parameter einer Infor- 
mationsgesellschaft aufweist, 

liegt Schweden vor USA, Finnland, Norwegen und Däne- 
mark auf dem ersten Platz. 

Laut dem lnnovationsanzeiger der Europäischen Union 
sind die skandinavischen Staaten, gefolgt von Deutschland 
am innovativsten. 

Die skandinavischen Länder haben den höchsten Anteil 
an Beschäftigten in Dienstleistungsberufen mit hohem 
Technologieanteil. Sie führen bei Hochtechnologiepaten- 
ten, sie wenden mehr für Innovationen am Umsatz auf als 
alle anderen OECD-Staaten und sie verfügen über den 
höchsten Anteil der IKT-Märkte am Bruttoinlandsprodukt. 
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In den skandinavischen Ländern hat sich in den letzten 
Jahren eine unkomplizierte und pragmatische Zusammen- 
arbeit zwischen Universitäten und Unternehmen herausge- 
bildet. Die Schnittstelle Wirtschaft und Wissenschaft ist 
vorbildlich. 

V. Erkenntnisse und Schlussfolgerungen für eine 
linke Politik für die globale Wissensgesellschaft 
Wenn es richtig ist, dass wir auf dem Weg in die Wissens- 
gesellschaft sind, müssen wir uns fragen, was macht künf- 
tig den Wettbewerbsvorteil der einen Region gegenüber 
anderen aus. Dazu einige Thesen: 

1. Globalisierung wird die Unterschiede zwischen den 
verschiedenen Teilen der Welt auch in Europa einebnen. 
Globalisierung und Regionalisierung sind Zwillinge. Eine 
globale Wissensgesellschaft kommt ohne Territorialität 
nicht aus. Die Vorstellung von globalen Nomaden von Wis- 
sensarbeitern, die losgelöst von jeglicher Territorialität, egal 
ob aus Kalifornien, Kalkutta oder aus Kleinkleckersdorf pro- 
duzieren, ist genauso realitätsfremd wie die Annahme, die 
Wissensproduzenten würden sich alle dort zusammen fin- 
den, wo die Steuersätze am niedrigsten sind. Auch die 
Wissensökonomie ist standortgebunden. Die Frage also ist, 
welche Standorte werden bevorzugt werden? Was sind die 
Standortbedingungen für Wissensökonomie? Man muss 
an die alte Erkenntnis von Karl Polanyi erinnern, der bereits 
in den vierziger Jahren des 20. Jahrhunderts darauf hinge- 
wiesen hat, dass alle Ökonomie sozial und kulturell - und 
ich füge hinzu regional - eingebettet ist. 

2. lnnovation wird für die Wirtschaft und deren Wett- 
bewerbsfähigkeit zur Schlüsselfrage. Allerdings ist Innova- 
tion nicht nur eine technologische Frage, als die sie gele- 
gentlich in Deutschland noch missverstanden wird. Inno- 
vationszyklen werden immer kürzer, die Systeme, also Bil- 
dung, Verwaltung und Politik müssen deshalb künftig im- 
mer schneller in der Lage, lnnovation zu unterstützen statt 
sind zu behindern. Die lnnovationsfreundlichkeit, die inno- 
vativeness, einer Gesellschaft wird zur wichtigsten Bedin- 
gung für eine nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit. 

3. Die New Economy braucht Leute, die in der Lage 
sind, neue Lösungen, neue Ideen zu produzieren und kom- 
plexe Probleme in den Griff zu bekommen. In der Wissens- 
Ökonomie werden schneller als bisher errungene Vorteile 
wieder entwertet und Standortvorteile marginalisiert, 
wenn die Regionen nicht nachhaltig innovativ sind. Das ist 
das Paradoxe: Gerade deshalb ist paradoxerweise langfri- 
stiges Denken erforderlich. Wir brauchen nachhaltigen 
Umgang mit dem Humankapital. Daraus resultieren spezi- 
fische Anforderungen an unsere Lernfähigkeit, unsere 
Lernkultur. Wir brauchen eine Lernkultur, eine Innovations- 
kultur, die ein systematisches Umfeld für lnnovation dar- 
stellt. Dies erfordert weit mehr als nur gute schulische An- 
gebote. Wir brauchen eine Lernkultur, die die Menschen 
ermutigt, offen, neugierig, tolerant und kritisch zu sein. 
Nachhaltiges Lernen setzt einen stock of knowledge vor- 
aus, der nur entsteht, wo ein breiter Zugang zum Lernen 
für möglichst viele gefördert wird. Wichtig ist auch, dass 
Lernghettos wie Schulen und Universitäten aufgebrochen 
werden. Weiterbildung muss zur Lebensaufgabe werden. 
Humankapital ist die einzige Ressource aus der neue Lö- 
sungen entstehen. 

Eine Lerngesellschaft kann nur in einer funktionieren- 
den, auf sozialen Ausgleich basierenden Gesellschaft er- 
folgreich stattfinden. Der Wissensarbeiter der New Econo- 
my ist nicht der einsame Forscher im Labor, sondern er ist 
ein hochinteraktiver, kommunikativer, lernender, sich aus- 
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Dienstleistungsbereichs für die Frauenerwerbstätigkeit (vgl. Pflegedienste der 
Theobald 1999). Es stellt sich die Frage, in welchem Zu- A n g e h ö r i g e n  - 
sammenhang die Qualifikation der Frauen, ihre lntegration pflege vorzogen 
in den Arbeitsmarkt und die Expansion sozialer Dienstlei- ( J  o h a n s s o n 
stungen stehen. Dazu wird im folgenden die Beschäfti- 
gung von Frauen in dem Tätigkeitsfeld in Abhängigkeit von 
ihrem Qualifikationsniveau betrachtet. Herangezogen wer- 
den dazu Angaben vom Ende der 80er JahreIAnfang der 
90er Jahre, die den Zusammenhang in beiden Ländern auf- 
zeigen können. 

Die Zahlen der obigen Tabelle reflektieren, daß nicht nur 
die quantitative Expansion des sozialen Dienstleistungsbe- 
reichs entscheidend wird für die Arbeitsmarktintegration 
von Frauen, sondern auch die Ausformung der Beschäfti- 
gung (vgl. Tabelle 2): In beiden Ländern existiert ein Arbeits- 
marktsegment für Hochschulabsolventinnen, die bspw. als 
Lehrerin oder Ärztin, in dem Bereich tätig sind. Nur in 
Schweden finden zudem Frauen mit einer Qualifikation un- 
terhalb der Hochschulebene einen Zugang zum Arbeits- 
markt. Dies betrifft Bereiche wie Kinder- oder Altenbetreu- 
ung, die in Schweden in weit größerem Ausmaß als in 
Deutschland vergesellschaftet sind und damit als Erwerbsar- 
beit begriffen werden. Die Länderdifferenzen bildeten sich 
zwischen den 60er und Ende der 80er Jahre heraus, wobei 
sie in den 90er Jahren trotz Veränderungen in der 
Erwerbsbeteiligung in ihren Grundzügen konstant blieben. 
In den 90er Jahren sank in Schweden für Frauen und Män- 
ner die Erwerbsbeteiligung, was im besonderem Ausmaß 
Frauen und Männer ohne formale Qualifikation betraf. 

Soziale Dienstleistungen im Kontext von sozialer- 
und Geschlechtergleichheit 
Form und Ausmaß der Vergesellschaftung sozialer Dienst- 
leistungen in beiden Ländern werden durch sozial- und 
geschlechterpolitische Grundsatzentscheidungen be- 
stimmt. In Schweden bildet die Anerkennung eines univer- 
salen Bürgerrechts auf soziale Betreuung seit den 60er Jah- 
ren die Grundlage für die Expansion sozialer Dienstleistun- 
gen. Kennzeichnend dafür war die Verteilung sozialer 
Dienstleistungen nach dem Bedürfnisprinzip, die Finanzie- 
rung über Steuermittel und die Organisation der Dienstlei- 
stungen unter Regie des öffentlichen Diensts. Entscheiden- 
de Impulse erhielt die Expansion sozialer Dienstleistungen 
zudem aus der in den 60er Jahren beginnenden Auseinan- 
dersetzung um die lntegration der Frauen in den Arbeits- 
markt. Die gesellschaftliche Akzeptanz der Frauenerwerbs- 
tätigkeit unterstützte maßgeblich den Ausbau sozialer 
Dienstleistungen, die zunehmend als staatliche Aufgabe 
und nicht mehr familiäre definiert wurde. 

Unter Regie des öffentlichen Diensts wurde seit den 
60er Jahren sukzessive eine professionelle Kinder- und Al- 
tenbetreuung aufgebaut. Dies führte über verschiedene 
Stufen der Regulierung von Qualifikationsanforderungen, 
der Arbeitsorganisationen und -bedingungen zur Eta- 
blierung eines regulären Arbeitsmarktsegments. Bis Ende 
der 80er Jahre war ein Arbeitsbereich entstanden, der in 
seiner sozialen Absicherung und Bezahlung vergleichbar 
mit anderen Bereichen des Arbeitsmarkts ist. Die überwie- 
gende Mehrheit der nach wie vor nahezu ausschließlich 
weiblichen Beschäftigten verfügte nun Ende der 80er Jah- 
re über eine Berufsqualifikation unterhalb der Hochschu- 
le, 10% über einen Hochschulabschluß und Ca. 30% über 
keine formale Berufsausbildung (SCB 1990;1993) Gleich- 
zeitig mit der Etablierung des Tätigkeitsfelds veränderten 
sich die Einstellung der älteren Generation, die seit den 
80er Jahren mehrheitlich die Pflege durch öffentliche 

1997) 
In den 90er 

Jahren wurde der 
soziale Dienstlei- 
stungsbereich er- 
heblichen Re- 
strukturierungs- 
anstrengungen 
ausgesetzt. Öko- 
nomisch begrün- 
dete Argumente, 
wie die Notwen- 
digkeit von Ko- 
stenersparnissen 
und Effektivität, 
fanden zuneh- 
mend Gehör in 
der politischen 
Debatte. Die öko- 
nomischen Ziele 
sollten durch 
neue Finanzie- 
rungs- und Steue- 
rungsmodelle so- 
wie durch die Zu- 
lassung von priva- 
ten Anbietern 
und damit einher- 
gehender Konkur- 

Tabelle 1 Erwerbsquote von Frauen (25-64 Jahre) in  
Abhangigkeit vom Qualifikationsniveau (in %) 

Niveau 1 Ohne formale, einfache 
Berufsausbildung 

Niveau 2: Qualifizierte Berufsausbildung 

Niveau 3: Nicht-universitarer 
Hochschulabschluß 

Niveau 4 Universitatsabschluß 

Total: Erwerbsquote fur Frauen insgesamt 

Quelle OECD (1995,1998) Education at a glance, Paris 

Qualifi- 
kations- 
niveau 

Schw. 

1992 

1996 

D 

1992 
(Nur 
West) 

1996 

renzen realisiert werden. Nicht in Frage gestellt wurde die 
Zielsetzung des universellen Wohlfahrtsstaats, der eine ad- 
äquate Betreuung der Bürger und Bürgerinnen im Alter ga- 
rantieren soll, die solidarische Finanzierung über Steuer- 

1 

81,O 

71 .O 

46 1 

45.0 

mittel und die lntegration der Frauen in den Arbeitsmarkt 
Die Dezentralisierung weiterer wichtiger Befugnisse an die 
Kommunen im Jahr 1992, wie die Entscheidung über Pro- 

2 

91 2 

85.0 

67.3 

69.0 

duktion und Zuteilung von sozialen Dienstleistungen; die 
Zulassung von Anbietern, die Einführung neuer Steue- 
rungsmodelle sowie Festlegung der Höhe der Gebühren 
sollte diese Zielsetzungen unterstützen. 

3 

93.9 

8 9  0 

80.9 

82.0 

Die Restrukturierungen erbrachten sowohl für die Be- 
schäftigten als auch für die Nutzer und Nutzerinnen er- 
hebliche Konsequenzen. Kennzeichen für die Verände- 
rung aus der Perspektive der Beschäftigten sind Personal- 

4 

9 4  1 

92.0 

82.4 

83.0 

reduktion, erhöhte Qualifikationsanforderungen und Ar- 
beitsverdichtung. Zwischen 1990-95, der Zeitperiode des 

Total 

89.1 

83.0 

64.2 

65.0 

intensivsten Personalabbaus wurden 5% des Personals in 
der Altenbetreuung reduziert 

Igg5). Diese Angaben In Schweden wurden die Frauen infol- 
unterschätzen dabei noch die 
entstehenden ~ ~ h ~ b ~ l ~ ~ ~ ~ ~ .  ge der Expansion sozialer Dienstlei- 
gen, da aufgrund des Betten- stungen seit den 60er Jahren in den 
abbaus im Krankenhäusern, 
die Anzahl ambulant zu ver. Arbeitsmarkt integriert. 
sorgender (älterer) Personen 
angestiegen ist. Durch eine Erhöhung der Qualifikation 
der Beschäftigten sollte trotz des Personalabbaus ein 
hochwertiges Betreuungsangebot aufrechterhalten wer- 
den. Die Personalreduktion betraf dann verstärkt Beschäf- 
tigte ohne formale Qualifikation und wurde realisiert 
durch Frühpensionierung bzw. die Auflage an jüngere Be- 
schäftigte sich fortzubilden. Erheblich erschwert hat sich 

spw. Zeitschrift fur Sozialist~sche Politik und Wirtschaft, Heft 119, 2001 
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wegung zwischen den einzelnen Teilarbeitsmärkten sind 
relativ niedrig. Das Marginalisierungsrisiko für die soge- 
nannten ,,Risikogruppen" am Arbeitsmarkt wird dadurch 
reduziert 

Die Weiterentwicklung der dänischen Arbeitsmarktpo- 
litik baut auf einem ressourcenorientierten Ansatz auf. 
Ausgangspunkt für weitere Reformschritte sind die vor- 
handenen Kompetenzen und Qualifikationen der Arbeits- 

losen und Beschäftiqten. 

Die Ausgaben für aktive arbeitsmarkt- aktive Ausgestaltung 
der dänischen Arbeitsmarkt~o- 

politische Maßnahmen, gemessen als litik bietet auch für die Reform 

Anteil am BSP, sind von 1985 bis 1998 der deutschen ArbeitsmarktpO- 
litik interessante Ansatzpunkte. 

deutlich angestiegen Einige der dänischen Instru- 
mente, wie beispielsweise 

Jobrotation und individuelle Handlungspläne für Arbeitslo- 
se, sind schon in Deutschland implementiert oder zumin- 
dest intensiv diskutiert worden. Der Blick über die Landes- 
grenze scheint also durchaus angebracht zu sein, um Inspi- 

rationen für eine Neuorientierung der deutschen Arbeits- 
marktpolitik zu sammeln. SPW 
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Frauenerwerbstätigkeit, Geschlecht und Qualifika- Geschlecht,Qualifikation tion - 

und Wohlfahrtsstaat 
Von Hildegard Theobald 

Soziale Dienstleistungen und die Frage der Gleich- 
heit 

raditionelletweisefokussierte die Wohlfahrtsstaatsfor- T schung auf die soziale Frage, d.h. die sozialen Risken, 
die entstanden sind mit der Industrialisierung im letz- 

ten Jahrhundert und ihre Regulierungen durch staatliche- 
bzw. Versicherungsleistungen. Demgegenüber hat die fe- 
ministische Forschung seit Ende der 70er Jahren die Bedeu- 
tung des Wohlfahrtsstaats für die soziale Lage der Frauen 
bzw. für das Geschlechterverhältnis in ihren Analysen erar- 
beitet. Kennzeichnend für die feministische Forschung ist, 
daß soziale Ungleichheit auch zwischen Frauen nur wenig 
systematisch erforscht wurde und erst in jüngerer Zeit be- 
achtet wird (vgl. Gottschall 2000). 

Die folgenden Ausführungen analysieren die Konse- 
quenzen der veränderten Wohlfahrtsstaatspolitiken in 
Schweden im Verlauf der 90er Jahre aus der Perspektive 
beider Aspekte gesellschaftlicher Gleichheit - der sozialen 
und der Geschlechtergleichheit. Im Fokus steht der soziale 
Dienstleistungsstaat und damit die Bedeutung des Wohl- 
fahrtsstaats als Arbeitgeber und als Lieferant sozialer 
Dienstleistungen. Welche Konsequenzen die Veränderun- 
gen gewinnen, wird wesentlich bestimmt durch die Wohl- 
fahrtsstaatsentwicklung seit den 60er Jahren. Die Ansätze 
und Konsequenzen der Wohlfahrtsstaatspolitik der 90er 
Jahre werden daher vor dem Hintergrund der Expansion 
seit den 60er Jahren betrachtet. 

Dr. Hildegard Theobald arbeitet am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) 

Der Zusammenhang zwischen Iänderspezifischen Wohl- 
fahrtsstaatspolitiken, der Expansion sozialer Dienstleistun- 
gen und der Höhe der Frauenerwerbstätigkeit ist seit den 
80er Jahren ein zentraler und kontrovers diskutierter Be- 
fund in der wissenschaftlichen und politischen Debatte. Als 
wesentlich für die Entstehung der Unterschiede zwischen 
den Wohlfahrtsstaaten gilt dabei die Frage, in welchem 
gesellschaftlichem Bereich Betreuungstätigkeiten ausge- 
führt werden sollen. Esping-Andersen (1 990) charakteri- 
siert in seinem Ansatz Wohlfahrtsstaatsregime entspre- 
chend ihrer Aufgabenteilung zwischen Familie, Staat und 
Markt und verbindet sie mit grundlegenden Formen der 
Integration der Frauen in den Arbeitsmarkt. 

Als Repräsentanten zweier idealtypischer Regime, dem 
sozialdemokratischen und konservativen, sieht er Schwe- 
den und Deutschland (West). In Schweden wurden die 
Frauen infolge der Expansion sozialer Dienstleistungen un- 
ter staatlicher Regie seit den 60er Jahren in den Arbeits- 
markt integriert. Dies wird erkennbar an der hohen Frauen- 
erwerbsquote und vor allem ihrer ausgeprägten Beschäfti- 
gung im (öffentlichen) sozialen Dienstleistungsbereich. In 
Deutschland (West) hingegen, werden noch viele Betreu- 
ungsaufgaben im Rahmen der Familie wahrgenommen, 
was mit einer niedrigen Frauenerwerbsquote einhergeht. 

Internationale Arbeitsmarktstatistiken, die seit Mitte 
der 90er Jahre qualifikationsspezifische Quoten zur Er- 
werbsintegration von Frauen (und Männern) nachweisen, 
erfordern eine Differenzierung dieser Aussage. Die Quoten 
verweisen darauf, daß die Länderunterschiede in der Höhe 
der Frauenerwerbsquote einem erheblichen Qualifikations- 
einfluß unterliegen: Während in allen OECD-Ländern Frau- 
en mit einem Hochschulabschluß zumeist einer Erwerbsar- 
beit nachgehen, trifft dies für Frauen mit einer Qualifikati- 
on unterhalb der Hochschulebene bzw. ohne formale Qua- 
lifikation nur in Ländern mit einer hohen Frauenerwerbs- 
quote zu (OECD 1995;1998). Exemplarisch dafür stehen 
die Werte für Deutschland und Schweden in der untenste- 
henden Tabelle (vgl. Tabelle 1). 

Der deutlich erkennbare Qualifikationseinfluß erfordert 
eine differenziertere Analyse der Funktion des sozialen 

tauschender Teamplayer. Die Lerngesellschaft braucht in- 
novative Milieus, diese wiederum brauchen lebendige, 
funktionierende Gesellschaften. 

Die globale Wissensökonomie braucht mehr Differenz. 
Aus der Differenz entsteht Produktivität in der Wissensge- 
sellschaft. Auch für die Wissensökonomie gilt: Ökonomie 
nutzt die Unterschiede. Wer in einer so schnell sich verän- 
dernden Welt als Produzent von Wissensprodukten ,,vor- 
ne" bleiben will, braucht eine Umwelt, die Ideen hervor- 
bringt, die andere noch nicht haben. Diese Umwelt muss 
durch Vielfalt, Heterogenität und Differenz - aber nicht 
durch Einheit, Homogenität und Uniformität geprägt sein. 
Sie braucht aber gleichwohl einen gesellschaftlichen Rah- 
men, in dem sich diese Individualität abspielt. Das Bezo- 
gensein auf den Anderen, die soziale Demokratie bleibt ein 
Konstituens der lnformationsgesellschaft. 

6. Deshalb brauchen wir künftig eine Kultur der Ver- 
änderung. Eine Gesellschaft, in der Veränderung nicht mit 
Angst gepaart ist sondern als Chance etwas Neues zu er- 
fahren verstanden wird: Interesse, Neugierde, Experimen- 
tierfreudigkeit und Risikofreudigkeit. Eine Lerngesellschaft 
in diesem Verständnis setzt einen funktionierenden Sozial- 
staat voraus. Denn, wer experimentierfreudig sein soll, 
muss sich auf ein Netz sozialer Sicherheit verlassen können, 
falls er mal vom Drahtseil stürzt. Nur wenn wir den Men- 
schen die Angst um ihre materielle und soziale Existenz 
nehmen, werden wir mehr entrepreneural spirit erwarten 
dürfen. Jeder muss wissen, dass er eine zweite und dritte 
Chance besitzt. Im Übrigen: die skandinavische Lernkultur 
ist im Vergleich zu Deutschland fehlerfreundlicher. Wäh- 
rend man bei uns den Schuldigen sucht, fragt man in 
Skandinavien, was wir daraus lernen können. Wer Angst 
vor Fehlern hat, wird aber immer das Risiko scheuen. Eine 
Gesellschaft, die diese Lehre nicht zieht, bleibt hinter ihren 
Möglichkeiten und wird deshalb auch ökonomisch nicht 
ganz vorne mitspielen können. 

I nteressierte Sozialdemokraten halten den schwedischen 
Wohlfahrtsstaat für die gelungendste Synthese aus Re- 
formismus und sozialistischem Impetus sozialdemokra- 

tischer Politik. Die dabei zugewiesenen Attribute sind viel- 
fältig. Schweden, so der Tenor, sei das Musterland eines 
freiheitlichen und vor allem demokratischen Sozialismus; 
gleichsam der viel zitierte ,,dritte Weg" zwischen Kapitalis- 
mus und Sozialismus. 

Das schwedische Wohlfahrtsmodell scheint ihnen da- 
bei Recht zu geben. Über vierzig Jahre sozialdemokratische 
Regierungsmehrheit (1 932-1 976) haben zu dem wohl ein- 
zigartigsten Staatsmodell Europas geführt. Die Gewerk- 
schaft, in Schweden der ,,zweite Arm der Arbeiterbewe- 
gung", hatte zeitweise einen Organisationsgrad von mehr 
als 80%. Die Mitgliedschaft ist fast oberste Bürgerpflicht. 
Die L0 (Landsorganisationen i Sverige), der mächtige 
Dachverband der schwedischen Gewerkschaften, erscheint 
deshalb manchem nicht ganz zu Unrecht als ,,Zweite 
Staatskirche". Institutionalisierung und Verrechtlichung 
sind überall sichtbar. 

Industrielle Beziehungen, Staats- und Gesellschaftsver- 
standnis bilden am schwedischen Beispiel die Grundlage 
für eine konsensorientierte Gesellschaft. Das Modell grün- 
de „auf (der) kompromissorientierte(n) Zusammenarbeit 
der drei Säulen der schwedischen Politik und Ökonomie: 

Zusammenfassung 
Die skandinavischen Länder, allen voran Schweden, haben 
im 20. Jahrhundert eine Erfolgsgeschichte geschrieben. 
Von armen Agrargesellschaften hat sich der Norden zu 
modernen lnformationsgesellschaften mit einem beispiel- 
losen Maß an Demokratie, sozialer Gleichheit und Solidari- 
tät entwickelt. Diese Länder sind heute das beste Beispiel 
dafür, dass auch kleinere Länder unter den Bedingungen 
der Globalisierung in der Lage sein können, durch eine in- 
telligente, nachhaltige Politik 
Wohlstand für eine Mehrheit 
zu sichern. 

Eine Lerngesellschaft setzt einen funk- 

Für die Linke lassen sich tionierenden Sozialstaat voraus. Wer 
daraus folgende Schlussfolge- experimentierfreudig sein soll, muss 
rungen ziehen: 

Erstens: Werte wie Gleich- sich auf ein Netz sozialer Sicherheit 
heit und Solidarität sind keine können, ~~d~~ muss wissen, 
Traditionsbestände. Sie sind 
vielmehr, so fern sie auf die dass er oder sie eine zweite und dritte 
neuen Bedingungen (s. Schwe- Chance besitzt. 
den) angepasst werden, not- 
wendige Voraussetzung für 
eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik in der Informationsge- 
sellschaft. 

Zweitens: Wissensgesellschaft ohne Sozialstaat ist 
nachhaltig nicht möglich. Solidarische Modernisierung ist 
die einzige Chance langfristig auch ökonomisch erfolgreich 
ZU sein. 

Drittens: Die moderne Wissensgesellschaft zu organisie- 
ren und konkurrenzfähig zu bleiben ist eine gesellschaftliche 
und kulturelle Aufgabe und fordert nicht nur den Staat. 

Viertens: Sozialpolitik muss in der Wissensgesell- 
schaft konzipiert werden als eine Politik, die den Men- 
schen die Angst nimmt, den Zugang für alle eröffnet 
und Befähigungen fördert. Sie muss Mobilität fördern 
und aktivieren. SPW 

Das schwedische 
I I VoI ksheim" 

Von Detlef Schlockermann 

Regierung, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisatio- 
nenn (Henningsen, 1986, S. 353). 

Dreh- und Angelpunkt ist in der Diskussion meist der 
Begriff des ,,Volksheims". Er steht, unabhängig vom politi- 
schen Lager, für den schwedischen Wohlfahrtsstaat. Nur: 
Was ist das ,,Volksheim"? In der Praxis zeigt sich schnell, 
dass dieser ideologisch besetzte Begriff nur schwer zu fas- 
sen ist. Deutlich wird er meines Erachtens nur in der geüb- 
ten Praxis schwedischer Politik. Das betrifft vor allem die 
wirtschaftspolitischen Vorstellungen und das spezifisch- 

Detlef Schlockermann, Historiker, lebt und arbeitet als Journalist in Dusseldorf 
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schwedische Tarifmodell, Dargestellt werden soll hier die 
,,Blütezeit" des schwedischen Modells, die Zeit zwischen 
1938 und 1979. 

1 .Die Volksheim-Ideologie 
Der Begriff des Volksheims (det svenska folkhem) ist für die 
schwedische Wirtschaftsdemokratie zum sinnstiftenden 
Ordnungsbegriff geworden. Bereits die sprachliche Konno- 
tation von ,,Volk8' und ,,Heim" macht deutlich, worum es 
geht: Heim bedeutet Familie, und Familie bedeutet Ge- 
meinschaftsgefühl. 

Konstituierende Elemente der Volksheim-Ideologie sind 
die Postulate von Gleichheit, Rücksicht, Zusammenarbeit 
und Hilfsbereitschaft. Es geht, im umfassenderen Sinne, 
um die Aufhebung sozialer Barrieren. 

Der Ursprung dieses Begriffs liegt dabei in einer zwar 
aufgeklärten und sozialen, aber dennoch konservativen 
Tradition. Bereits vor dem Ersten Weltkrieg prägte Rudolf 
Kjellen, schwedischer Jungkonservativer, den Begriff des 
Volksheims als Abgrenzung zum reaktionärem Großagra- 
riertum. 

Damit liegt der Begriff von seinem Ursprung her genau 
im Schnittpunkt zweier parallel ablaufender Prozesse: Die 
überkommene schwedische Agrargesellschaft befindet 
sich um die Jahrhundertwende in einem Prozess der Auflö- 
sung und wird schrittweise durch die im Zuge der industri- 
ellen Revolution sich formierende lndustriegesellschaft er- 

setzt. Die alte ständische 

Bereits vor dem Ersten Weltkrieg präg- Ordnung verschwindet, 
und derTakt der Maschine 

te Rudolf Kjellen, schwedischer hält Einzug in die schwe- 

Jung konservativer, den Begriff des dische Gesellschaft. 
In diesem Zusammen- 

Volksheims als Abgrenzung Zum hang hat das Volksheim 

reaktionärem Großagrariertum. im Sinne eines politischen 
Funktionalismus be- 
schwichtigende Funktion. 

Wenn man so will, überwölbt das Volksheim die sich aus 
der dynamischen industriellen Entwicklung ergebenden 
Ungleichheiten. 

2. Solidarische Lohnpolitik 
Die Forderung nach einer solidarischen Lohnpolitik hat in 
Schweden eine lange Tradition. Bereits 1936 auf dem Kon- 
gress der LO, dem gewerkschaftlichen Dachverband, gab es 
erste programmatische Erklärungen zu einer solidarischen 
Lohnstruktur. Zum Ziel gewerkschaftlicher und sozialdemo- 
kratischer Politik wurde sie jedoch erst durch ihre theoretische 
Fundierung in dem so genannten Rehn-Meidner-Modell; 
1951 auf dem LO-Kongress als Expertenbericht vorgelegt. 

Zu dieser Zeit basierte die schwedische Wirtschaftspolitik 
noch wesentlich auf keynesianischen Grundsätzen. Aus die- 
sem Grunde erfuhren Rehn und Meidner von Anfang an ab- 
lehnende Kritik, obwohl ihre Forderungen in der gewerk- 
schaftlichen Bewegung viel diskutiert wurden. Der damalige 
Finanzminister Skjöld hielt das vorgelegte Modell gar für das 
Dümmste, was er je gelesen habe (Guldimann (1 979). S. 42). 

Erst mit dem Kongress 1961 zur ,,koordinierten Wirt- 
schaftspolititk" und unter dem Eindruckerster, noch milder 
Rezessionen wurde es schließlich zum zentralen Programm 
der gewerkschaftlichen Bewegung. 

Solidarische Lohnpolitik 
,,Gleicher Lohn für gleiche Arbeit", so lautete der neue 
lohnpolitische Grundsatz. Nicht nur zwischen Männern 
und Frauen am Arbeitsplatz, sondern auch zwischen Un- 
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ternehmen, Branchen oder Regionen. Ziel war dabei nicht 
die (real-) sozialistische Gleichmacherei aller Lohnunter- 
schiede, also die Forderung nach gleichem Lohn für alle, 
sondern eine Lohnstruktur, die sich nach der tatsächlichen 
Art der Arbeit differenziert. Für gleichwertige Beschäfti- 
gungen sollte eine einheitliche Lohnstruktur auf dem ge- 
samten Arbeitsmarkt geschaffen werden. 

Damit verabschiedeten sich die schwedischen Gewerk- 
schaften von der im Kapitalismus geübten Praxis, die die 
Lohnstruktur von der Gewinnlage der Unternehmen ab- 
hängig macht. Gleichzeitig sollte im Sinne des Gleichheits- 
anspruchs der Tendenz des Marktes zur immer stärkeren 
Lohndifferenzierung entgegengewirkt werden. 

Zentrale Tarifverhandlungen als Voraussetzung 
Diese gesamtwirtschaftlichen Ziele machten eine stär- 

kere Zentralisierung der Tarifverhandlungen notwendig. 
Sie befanden sich jedoch zu dem Zeitpunkt in einem we- 
sentlichen Dilemma. Das bestand in der Konkurrenz zwi- 
schen Angestellten- und Arbeitergewerkschaften. Die An- 
gestelltentarife orientierten sich zu der Zeit erfolgreich an 
den Abschlüssen der erfolgreichen Industriebranchen. Da- 
durch entstanden erhebliche Ungleichheiten, teilweise zwi- 
schen Beschäftigten des gleichen Betriebes. Das logische 
Resultat war eine steigende Konkurrenz zwischen Ange- 
stellten- und Arbeitergewerkschaften und davon ausge- 
hend sich gegenseitig aufschaukelnde Tarifabschlüsse. 

Die Rolle der Arbeitgeber 
Mit den Forderungen nach in diesem Punkt mehr Lohnge- 
rechtigkeit traf sich das Interesse der SAF (Svenska Arbets- 
givereföreningen), dem zentralen schwedischen Arbeitge- 
berverband, nach einheitlichen Tarifabschlüssen und der 
Abschaffung der sich aus der bisherigen Praxis ergebenden 
Lohnspirale (Scharpf, 1987, S. 120). 

Mitte der Fünfziger Jahre forderte schließlich die SAF 
ultimativ einheitliche Lohnsteigerungen für alle Industrie- 
branchen. Mit Hilfe der L0 wurde diese zentrale Forderung 
der SAF gegenüber den Branchengewerkschaften durch- 
gesetzt, Ende der Sechziger Jahre schließlich auch gegen- 
über den Angestelltengewerkschaften. 

Damit war die erste Bedingung der solidarischen Lohn- 
politik erfüllt, das Modell zentralisierter Tarifverhandlun- 
gen. Lohnsätze für vergleichbare Arbeit konnten innerhalb 
der L0 einander angeglichen werden. Verteilungskämpfe 
unter den Einzelgewerkschaften wurden wirksam unter- 
bunden. 

Lohnsteigerungen für untere Lohngruppen 
Die zweite Bedingung war ein breiter Konsens darüber, im 
Sinne der gerechten Verteilung auch zum Teil Verzicht zu 
üben. Profitieren sollten vor allen Niedrigverdiener. Ange- 
strebt war nicht eine durchschnittliche Lohnsteigerungsra- 
te, verteilt mit der Gießkanne, sondern eine Lohnerhöhung 
mit Ausnahmeregelungen, speziell für höhere Lohngrup- 
pen. Auch dieser Konsens konnte offensichtlich hergestellt 
werden. 

,,Natürliche Auslese" 
Das Problem, das im Zuge einer solchen Politik der Lohn- 
druck für einige Betriebe gemessen an ihrer Produktivität 
und Gewinnlage zu hoch ist, für andere, erfolgreichere Be- 
triebe wiederrum so niedrig, dass sie in den Genuss erheb- 
licher Vorteile kommen, wurde von den Gewerkschafts- 
Ökonomen gar nicht erst geleugnet. Im eigentlichen Sinne 
war der Effekt sogar erwünscht. Leistungsstarke Wirt- 
schaftszweige werden in dem beschriebenen Modell durch 
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worden, die sich insbesondere an die weniger ressourcen- 
starken oder auch diskriminierten Personen wenden. An 
individuell ausgerichteten Instrumenten seien hier soge- 
nannte Mentorprojekte oder auch Tutorprojekte genannt, 
in denen die zu integrierenden Personen eine Kontaktper- 
son an dem jeweiligen Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt 
bekommen. Diese Kontaktperson, entweder Mentor oder 
auch ,,Onkel" genannt, steht den Teilnehmerlnnen für alle 
Fragen und Probleme zur Verfügung, und soll für eine rei- 
bungslose Integration am Arbeitsplatz sorgen. Erfolge 
wurden mit diesem Konzept insbesondere bei der Integra- 
tion von Einwanderlnnen und Flüchtlingen erzielt [Nielsen, 
A; Nielsen A (2001)l. 

Als weitere Ansätze zur Erhöhung der Durchlässigkeit 
des Arbeitsmarktes wurde von der Regierung die Kampa- 
gne „der geräumige Arbeitsmarkt'' (det rummelige arbe- 
jdsmarkedet) gestartet. Ziel dieser Kampagne soll die Ent- 
wicklung eines erhöhten Bewusstseins der Unternehmen 
für ihre soziale Verantwortung sein. Der Arbeitsmarkt soll 
Platz für alle bieten. Ein Ansatzpunkt dieser Kampagne 
sind Unternehmensnetzwerke, die zu einer Verbreitung 
von ,,good practice" Erfahrungen im Bereich der Personal- 
politik und zum Erfahrungsaustausch dienen. 

Figur 1 : Jobrotation 

Rotationsverlauf für Arbeitslose 

Diskussion des Rechte und Pflichtenprinzips 
Die oben beschriebene Neuorientierung der Arbeitsmarkt- 
politik mit einer Verschärfung des Pflichtenprinzips zur Teil- 
nahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen wurde 
und wird in Dänemark von verschiedenen Seiten, unter 
anderem auch von der Gewerkschaftsseite teilweise scharf 
kritisiert. Als eine der schärfsten Kritiker an der ,,Aktivlinie" 
ist hier die Landesvereinigung für Arbeitslose (Landsfore- 
ning for ledige) zu nennen, die sich selbst als Interessenor- 
ganisation für die Teilnehmerlnnen an Aktivierungsmaß- 
nahmen versteht. Als Hauptkritikpunkte in der Diskussion 
sind hier folgende zu nennen: 

Der Teilnahmenzwang an beschäftigungspolitischen 
Maßnahmen hat eine disziplinierende Wirkung. Bei Ver- 
weigerung der Teilnahme verliert man unter bestimmten 
Bedingungen die Ansprüche auf Arbeitslosengeld. Nach 
Ansicht einiger Kritiker sollen sich dieTeiInehmerlnnen hier- 
durch den Bedingungen der erhöhten Konkurrenz und 
dem Globalisierungsdruck anpassen. Die Aktivierungsan- 
gebote haben darüber hinaus eine selektive Wirkung. Die 
besten Effekte werden für die ,,stärkeren" Arbeitslosen er- 
zielt, und die Aktivierungsangebote haben einen abschrek- 
kenden und mehr kontrollierenden Charakter gegenüber 
den ,,schwächeren" Arbeitslosen. 

Der Teilnahmezwang führt nach Auffassung anderer 
Kritiker zu einer weitgehenden Entmündigung der Betrof- 
fenen. Zwangsmassnahmen lassen sich nicht mit den 
Wertvorstellungen einer demokratischen Gesellschaft ver- 

Beratung 

einen. Als Alternative wird in diesem Zusammenhang die 
Einführung von Bürgergeld diskutiert. 

Auf die fehlenden sozialen Rechte der Teilnehmerlnnen 
an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und auf die zu 
geringe Entlohnung dieser ,,Zwangsarbeit" wird von ande- 
ren Kritikern hingewiesen. Häufig wird in diesem Zusam- 
menhang auch auf teilweise sinnlose Aktivierungsmaßnah- 
men hingewiesen, in denen Teilnehmerlnnen zur Ausfüh- 
rung ,,sinnloser Arbeit" gezwungen werden. Mangelnde 
Qualität in der konkreten Ausgestaltung und bei der Be- 
treuung bei gleichzeitiger Pflicht zur Teilnahme wird als 
Hauptkritikpunkt angeführt. 

Wettbewerbsverzerrende Wirkungen durch die Sub- 
ventionierung von geschützten Arbeitsplätzen und ein ge- 
nerell zu hoher Preis der aktiven Arbeitsmarktpolitik, bei 
gleichzeitig nur begrenzten direkten arbeitsmarktpoliti- 
schen Effekten werden als weitere Kritikpunkte angeführt. 

Unterstützt wird die dänische ,,Aktivlinie" durch das 
Konzept des ,,dritten Wegs", welches als Mittelweg zwi- 
schen dem neoliberalen Grundkonzept und der staatszen- 
trierten Politik konzipiert ist. Die zentralen Werte in diesem 
Konzept, die Bedeutung für die Ausgestaltung der Arbeits- 
marktpolitik haben, sind: [Giddens (1 998)l 

Rechte sollen durch Pflichten wiedergespiegelt werden. 
Chancengleichheit für alle. 
Staat als wichtiger politischer Akteur. 
Die Rechte der Bürger waren bislang in der dänischen 

Sozialpolitikvon den Pflichten klar getrennt. Durch die Ein- 
führung der Pflichtaktivierung 
wurde dieses Prinzip grundle- 
gend geändert, und Rechte Eine Reduzierung der Arbeitslosigkeit 

t 

Rotationsverlauf für Beschäftigte 

Weiterbildung 

t 

Ausbildung 

zum Bezug von staatlichen Lei- sollte weder durch eine Senkunq der - 
stungen sollen weitgehend 
durch Pflichten wiedergespie- 

Leistungen für Arbeitslose, noch 

Praktikum 

gelt werden. ~ o b e r t  COX-hob in durch eine Senkung der Mindestlöhne 
einer Untersuchung der akti- herbeigeführt werden, 
ven Arbeitsmarktpolitik in Dä- 

Jobtraining 

nemark hervor, dass die Zielset- 
zung der Reformen in einer Änderung des sozialen Sicher- 
heitssystems ,,from safety netto trampoline" bestand [Cox, 
Robert (1 998)l. 

garantierte 
Beschaftigung 

Perspektiven der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
Trotz dieser, teilweise berechtigten, Kritikpunkte bietet die 
dänische Arbeitsmarktpolitik durch die Betonung der akti- 
ven Instrumente für die Betroffenen Arbeitslosen eine Rei- 
he von Möglichkeiten, sich wieder in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren, das Gesamtsystem Arbeitsmarkt ist dadurch 
durchlässiger geworden. Diese Flexibilität wird durch die 
relativ großzügige Ausgestaltung des Systems der sozialen 
Sicherheit, unter anderem der Sicherungsleistungen bei 
Arbeitslosigkeit, aktiv unterstützt. Die Barrieren für die Be- 
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Eine landesweit durchgeführte Untersuchung der akti- 
ven Arbeitsmarktpolitik in Dänemark hat zu einer systema- 
tischen Erfassung des Inhaltes, der Zielgruppen und der Ef- 
fekte der verschiedenen arbeitsmarktpolitischen Instru- 
mente geführt. Die Informationen wurden in einer umfas- 
senden Datenbank gesammelt, welche unter anderem eine 
Bewertung der verschiedenen arbeitsmarktpolitischen In- 
strumente ermöglicht. Welche lnstrumente sind besser, 
welche weniger gut geeignet, um die Durchlässigkeit des 
Arbeitsmarktes zu erhöhen? 

Das Gesetz zur aktiven Arbeitsmarktpolitik stellt folgen- 
de lnstrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik zur Verfü- 
gung: 

Beratungs- und Bewerbungskurse sind teilweise sehr 
unterschiedlich gestaltete Angebote für Arbeitslose. Sie 
unterscheiden sich zunächst in der Dauer, sie variierte bei 
den in die Untersuchung einbezogenen Angeboten von 
einwöchigen bis zu halbjährlichen Verläufen. Auch was die 
inhaltliche Ausgestaltung dieser Art von Angeboten anbe- 
trifft, ergab die Untersuchung große Unterschiede. In eini- 
gen Fällen wurde das Verfassen von Bewerbungsschreiben 
und das Verhalten in Bewerbungsgesprächen geschult. In 
anderen Angeboten wurden individuelle Beratungen mit 
Unterricht in verschiedenen allgemeinbildenden Fächern, 
in anderen Fällen auch kurze Praktikumphasen in privaten 
Unternehmen in den Verlauf mit einbezogen. 

Die Angebote Jobtraining, sowohl in privater als auch 
öffentlicher Regie finden sich ebenfalls in einer Vielzahl ver- 
schiedener Variationen. Eine Gemeinsamkeit aller Jobtrai- 
ningsangebote besteht darin, dass arbeitslose Personen für 
eine begrenzte Zeit, in der Regel sechs oder zwölf Monate, 
in reguläre Arbeitsfunktionen integriert werden. Arbeitge- 
ber erhalten einen Lohnkostenzuschuss, sofern es sich um 
eine reguläre Ausweitung des Personals handelt. Der Lohn- 
kostenzuschuss beträgt in etwa die Hälfte des Mindest- 
lohns (50 Dkr./Stunde = Ca. 12,50 DMIStunde). Die Ar- 
beitsverhältnisse müssen darüber hinaus den tariflichen 
Vereinbarungen entsprechen. 

Darüber hinaus lassen sich individuelle Jobtrainingsan- 
gebote unterscheiden, die sich in erster Linie an Langzeitar- 
beitslose, oder Personen mit weiteren Problemen als Ar- 
beitslosigkeit wenden. Es darf sich hierbei nur um Arbeit- 
saufgaben handeln, die zusätzlich erfolgen. Teilnehmerln- 
nen erhalten keinen Lohn, sondern einen ,,Projektbeitrag", 
der die Höhe des maximalen Arbeitslosengeldes nicht über- 
steigen darf. Die Arbeitszeit wird individuell festgelegt, im 
übrigen gelten die tariflichen Vereinbarungen. 

Individuell gestaltete Ausbildungsangebote als Ange- 
bote für Arbeitslose unterscheiden sich von herkömmli- 
chen Ausbildungsangeboten durch eine weitaus flexiblere 
Ausgestaltung. In den individuellen Ausbildungsangebo- 

ten besteht die Möglichkeit, auf die persönlichen Wünsche 
und die Bedürfnisse der Teilnehmerlnnen Rücksicht zu neh- 
men und individuell ,,maßgeschneiderte" Ausbildungsan- 
gebote anzubieten. Die Teilnehmerlnnen erhalten während 
der Teilnahme Arbeitslosengeld oder Sozialhilfe. 

Das lnstrument Jobrotation kombiniert die Integration 
von Arbeitslosen mit der Weiterbildung von Beschaftigten. 
Dieses lnstrument wird im folgenden näher betrachtet. 

Jobrotation 
Trotz der deutlich zurückgegangenen Teilnehmerlnnenzahl 
an Jobrotationsverläufen in Dänemark und einer momen- 
tan recht unsicheren juristischen Situation aufgrund eines 
Urteils des europäischen Gerichtshofes zur Jobrotation in 
Dänemark, kommt dem lnstrument auch im internationa- 
len Zusammenhang Bedeutung zu. 

P 

Das lnstrument vereint verschiedene Effekte miteinan- 
der und führt sowohl zu einer Qualifizierung der Beschäf- 
tigten, als auch einer Verbesserung der Beschäftigungs- 
möglichkeiten für Arbeitslose. Durch diese beiden Effekte 
kommt es zu einer deutlichen Erhöhung der Flexibilität auf 
dem Arbeitsmarkt zwischen verschiedenen Qualifikations- 
gruppen, aber auch zwischen Beschäftigten und Arbeitslo- 
sen. 

Im unteren Schaubild lässt sich die Grundidee der Jobro- 
tation erkennen. Diese besteht darin, das ein Unternehmen 
zunächst einmal den Qualifizierungsbedarf der Belegschaft 
ermittelt und einen Qualifizierungsplan erstellt. Gleichzeitig 
versucht das Unternehmen, eine entsprechende Anzahl 
Stellvertreterlnnen zu rekrutieren, die eine kurze Ausbildung 
bekommen, um die festangestellten Beschäftigten auf ihren 
Arbeitsplätzen ersetzen zu können. Es folgt eine kurze Prak- 
tikumsphase, woraufhin die eigentliche Rotation in Gang 
gesetzt wird. Die stellvertretende Person ersetzt den Beschäf- 
tigten auf seinem Arbeitsplatz, während diese(r) an einer 
Weiterbildungsmaßnahme teilnimmt. Die Finanzierung der 
Stellvertreterlnnen erfolgt durch einen Lohnkostenzuschuss. 
Beschäftigte in der Weiterbildungsmaßnahme bekommen 
ebenfalls einen Zuschuss, so dass das Einkommen dem Ein- 
kommen in Beschäftigung entspricht. 

Die Effekte des Instrumentes Jobrotation sind für alle 
Beteiligten positiv. Die Arbeitslosen bekommen eine Mög- 
lichkeit, sich in den Arbeitsmarkt zu integrieren, die Be- 
schäftigten haben die Möglichkeit für eine bessere Qualifi- 
zierung. Gesamtgesellschaftlich kommt es zu Ersparnissen, 
da die Arbeitslosigkeit reduziert wird. Die Unternehmen 
profitieren von einer besser qualifizierten Belegschaft und 
einer Vereinfachung der Rekrutierung von neuen Mitarbei- 
terlnnen [Uhrig, Bettina (2000)l. 

Über diese lnstrumenttypen hinausgehend, sind in Dä- 
d 

nemark auch verschiedene andere Methoden entwickelt 

erzielte Übergewinne gefördert, schwächere Unternehmen 
erhalten durch steigenden (Lohn-) Kostendruck die ,,Pro- 
duktivitätspeitsche" oder verschwinden aufgrund man- 
gelnder Marktaussichten letztlich zurecht vom Markt. 

,,Wichtig ist, dass die strukturverändernden Maßnah- 
men - und dies mit Nachdruck - schon unter einer frühe- 
ren Phase des Konjunkturaufschwungs eingesetzt werden, 
so dass die weniger lebensfähigen Unternehmen ,ausge- 
merzt' und die wirklich entwicklungsfähigen leichter groß 
und stark werden können. Der Nachfragedruck wird dann 
auch geringer, die stabilitätspolitischen Aufgaben sind 
leichter zu lösen und restriktive, entwicklungshemmende 
Maßnahmen müssen in geringerem Maße angewandt 
werden. Mit einem kleineren Teil von Arbeitskräften und 
Kapital, die in stagnativen Wirtschaftssektoren gebunden 
sind, erhält die Wirtschaft eine erhöhte internationale Kon- 
kurrenzfähigkeit, weshalb auch Rezessionsphasen in Zu- 
kunft milder verlaufen durften." (L0  1961, S. 166f., zitiert 
nach: Guldimann (1979), S. 44) 

Die solidarische Lohnpolitik war mithin auch ein struk- 
turpolitisches Instrument. Sie unterstützte nicht nur das 
Ziel der Vollbeschäftigung, sondern trug auch bei zur För- 
derung ökonomischer Effizienz. 

Tabelle 4 Entwicklung der Ausgaben fur aktive und passive Arbeitsmarktpolitik in % des Bruttosozialproduktes von 
1985 - 1998, Vergleich DanemarkIDeutschland 

Dänemark 

,,social-democratic-union-big-business-complex" 
Es ist einer der eher paradox anmutenden Umstände der 
Entwicklung des schwedischen Wohlfahrtsstaates, dass 
gerade die praktische Wirtschaftspolitik mit ihrer beschrie- 
benen solidarischen Lohnpolitik zu einem starken Mono- 
polisierungseffekt (mit) beigetragen hat. Im Ergebnis stärk- 
te sie den Einfluss großer Unternehmen. 
In diesem Sinne kann man am schwedischen Beispiel kaum 
von einer Art Staatssozialismus reden, so wie oft behaup- 
tet. Ziele der Wirtschaftspolitik nach dem Zweiten Welt- 
krieg waren: 

maximales wirtschaftliches Wachstum bei 
stabilen Preisen und einer möglichst 
ausgeglichenen Handelsbilanz. 
Auf der politischen Seite waren es: 
Vollbeschäftigung, die 
Verwirklichung der Gleichheitsforderung und die 
Entwicklung der industriellen Demokratie. 
Unter den Vorzeichen wirtschaftlichen Wachstums in 

den Nachkriegsjahren hat dieser Prozess vielleicht auch 
eine größere Bereitschaft der Unternehmen zur Teilhabe 
am wohlfahrtsstaatlichen Konzept beschert. Großunter- 
nehmen haben durch direkten wirtschaftlichen Erfolg pro- 
fitiert, Arbeitnehmer durch deren größere Bereitschaft zu 
Zugeständnissen im Sinne der industriellen Demokratie. 
Am Beispiel Schwedens spricht mancher dann auch von 
einem ,,socialdemocratic-labour-union-big-business-com- 
plex", der zumindest bis 1976 Bestand gehabt habe (Israel 
(1978), 5. 352). Dieses Zweckbündnis, ausgerichtet am 
marktwirtschaftlichen Erfolg als Basis des Wohlfahrtstaa- 
tes, trifft dann auch den Kern des schwedischen Modells 
dieser Jahre: es ist ohne jeden Zweifel marktwirtschaftlich, 
ausgerichtet an den internationalen Märkten, und hat den- 
noch vieles von dem vorweg genommen, was die ideale 
sozialistische Gesellschaft versprach. Aktiv 

Passiv 

3. Arbeitnehmerfonds 
Mit den Siebziger Jahren begann eine neuerliche Ausein- 
andersetzung um die manageriellen Vorrechte, die noch 
Grundlage waren für den berühmten historischen Kom- 
promiss aus dem Jahr 1938. So legte Rudolf Meidner 1971 
ein Arbeitnehmerfonds-Modell vor, das zum ersten mal die 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 

bisherige Verteilung der ökonomischen Macht ernsthaft in 
Frage stellte. Mittels dieser Fonds sollten die von prosperie- 
renden Betrieben und Branchen erzielten Übergewinne ab- 

1998 
1.89 
3,74 

1985 
1,06 
3.90 

Deutschland 

geschöpft werden. Sie, so die Agumentation, hätten 

Aktiv 
Passiv 

schließlich überproportional stark von der solidarischen 
Lohnpolitik profitiert. 

Die Fonds sollten drei zentralen Zielen dienen: 

1989 
1,35 
4,49 

die bisherige solidarische Lohnpolitik unterstützen 

Quelle. OECD Employment Outlook, verschiedene Jahrgange 

1985 
0,21 
1,41 

dem stetig fortschreitenden Konzentrationsprozess in 
der Industrie entgegenwirken und 

1993 
1.95 
4,89 

drittens schließlich die Position der Lohnempfänger 

1997 
1,80 
4,Ol 

1989 
0,47 
1.22 

stärken durch den anteiligen Besitz an ihren Unternehmen. 
Finanziert werden sollten diese gewerkschaftlich ver- 

walteten Fonds durch Beiträge privater Unternehmen. De- 
ren Höhe sollte sich nach ihren Profiten richten. ,In the 

1993 
0.31 
2.56 

long run' sollten auf diese Weise die Unternehmen quasi in 
die Hände der Arbeitnehmer übergehen. Damit kamen die 
Gewerkschaften der Idee der 
schrittweisen Vergesellschaf- Leistungsstarke Wirtschaftszweige 
tung von Produktionsmitteln 
schon sehr nahe, jedenfalls in werden (...) durch erzielte Über- 

1997 
0,37 
2,54 

der Theorie. Es war deshalb die gewinne gefördert, schwächere un- 
Eigentumsfrage, an der sich 
der harte bürgerliche wider. ternehmen erhalten durch steigenden 

1998 
0.45 
2,29 

stand entfachte (Lohn-) Kostend ruck die 
Doch schon bald wurde un- 

ter dem Eindruck der Krise deut. ,, Produ ktivitätspeitsche" oder ver- 

lieh, dass diese Fonds, 1983 schwinden (...) vom Markt. 
nach zwölfjähriger Debatte rea- 
lisiert, nicht ohne weiteres er- 
folgreich sein würden. Und auch jetzt ist kaum erkennbar, 
wie solche Bestrebungen realisiert werden könnten. 

4. Arbeitsmarktpolit ik 
,,Niemand hat das Recht auf Faulheit!" Ein Satz aus der Fe- 
der der Spin Doctors der deutschen Demokratie. In seiner 
Schlichtheit und Unschuld kaum zu kritisieren. Solidarität 
gilt für jene, die Hilfe benötigen, nicht für diejenigen, die 
das wohlfahrtsstaatliche System ausnutzen. Ein Leitsatz, 
den jeder unterschreiben wird. In dem konkreten politi- 
schen und ökonomischen Umfeld, in dem der Satz gefallen 
ist, erscheint er allerdings in einem anderen Licht. Arbeits- 
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lose geraten durch die öffentliche Debatte in Legitimati- 
onsprobleme. „Wer Arbeit sucht, der findet sie auch", wür- 
de der Stammtisch formulieren. In den Worten des Wirt- 
schaftsliberalismus: Arbeitslosigkeit ist letztlich freiwillig. 
Arbeit ist eine Ware wie jede andere auch. Sie wird über 
den Preis geregelt. Wer bereit ist, auch für weniger Geld zu 
arbeiten, findet also auch einen Job. 

Das schwedische Modell unterscheidet sich gerade in 
diesem Punkt vom wirtschaftsliberalen Diskurs anderer eu- 

ropäischer Staaten. Arbeitslo- 

Arbeitslosigkeit wird (...) als strukturel- wird in Modell 
als strukturelles Problem be- 

ies Problem begriffen, nicht als ver- griffen, nicht als vermeintlicher 

meintlicher Fehler des Einzelnen, an Fehler des Einzelnen, an der 
Grenze zur Strafbarkeit. 

der Grenze zur Strafbarkeit. Seit den Sechziger Jahren 
betont die schwedische Ar- 

beitsmarktpolitik im Gegensatz zur ,,Unterstützungslinie", 
d.h. der reinen Alimentierung von Arbeitslosen, die ,,Ar- 
beitslinie". Letztere umschreibt als Begriff die schwedische 
Variante der (selektiven) aktiven Arbeitsmarktpolitik, die 
auch als ,,produktive Sozialpolitik" bezeichnet wird (Es- 
ping-Andersen, 1992, S. 45). 

Im Zuge dieser Politik wird der durch die solidarische 
Lohnpolitik entstehenden Beschäftigungslosigkeit mit ei- 
nem ganzen Paket selektiver Maßnahmen begegnet. In der 
Praxis beinhaltete dieses Paket in erster Linie nachfrageori- 
entierte Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen 

Möbelwagenpol i t ik 
Ziel der solidarischen Lohnpolitik war, wie bereits beschrie- 
ben, eine fortschreitende Rationalisierung. Dieser wirt- 
schaftspolitisch begründete Strukturwandel sollte dabei 
von einem ständigen Arbeitskräftetransfer von schrump- 
fenden in erfolgreiche und damit expansive Industrien be- 
gleitet werden. Damit wurde von Arbeitern ein erhebliches 
Maß an geografischer Mobilität erwartet. Dazu gab es 
staatliche Umzugs- und Einrichtungshilfen. In der Kritik 
hieß diese Politik dann auch schnell ,,Möbelwagenpolitik", 
und das Kürzel der staatlichen Arbeitsmarktbehörde wurde 
kurzerhand neu buchstabiert: ,,AMS" - ,,alla maste söde- 
rut", zu deutsch: ,,Alle müssen nach Süden". Letzterer Aus- 
spruch war der sarkastische Hinweis auf die verstärkte Ab- 
wanderung aus den wirtschaftlich schwachen nördlichen 
Regionen in den stärker industrialisierten Süden des Landes 
(Scharpf, 1987, S. 133). 

Erst wenn alle Fortbildungs- und mobilitätsfördernden 
Maßnahmen versagten, griff schließlich die ,,Unterstüt- 
zungslinie" 

5. ... bleibt d ie  Frage nach Bezahlbarkeit 
Sie ist die Kardinalfrage in der ideologischen Auseinander- 
setzung um die Sozialpolitik. Mit den weltwirtschaftlichen 
Krisenerscheinungen schien das schwedische Modell ins 
Straucheln gekommen zu sein. Mancher sah schon die 
theoriegeschichtliche Wende und hatte es natürlich längst 
geahnt: alle politischen Theorien, die konstituierend waren 
für die Entwicklung der modernen Demokratie hätten sich 
als rückständig und überholt erwiesen. Gleich Luhmann 
glaubte man an eine Selbstüberforderung der Politik. Und 
doch war das schwedische Modell zeitweise sehr erfolg- 
reich, legt man rein wirtschaftliche Maßstäbe an. Trotz sehr 
geringer Wachstumsraten unter einem Prozent (1 975176) 
lag die Arbeitslosigkeit bei lediglich 1,6 Prozent, also nahe 
dem Zustand der Vollbeschäftigung. Noch deutlicher ist 
der Kostenvergleich. Mit Ausnahme des Jahres 1970, dem 
schwedischen Krisenjahr, lagen sie fast ausnahmlos unter 
denen der Deutschen. 

Schweden Deutschland 

Anteile der Sozialausgaben in %am BSP. Quelle: Therborn et al., 1978, S 48 

Also ist das schwedische Modell des Wohlfahrtsstaates 
keine Frage der Bezahlbarkeit, wie immer behauptet wird. 
Im Rückblick auf die Zeit bis 1979 kann man jedoch sagen, 
dass das Modell einen Rückschlag erlitten hat. Dies ist be- 
gründet in der bisherigen Praxis schwedischer Wirtschafts- 
politik. Sie beruhte letztlich auf einem konstanten wirt- 
schaftlichen Erfolg. In der Krise gibt es jedoch zwangsläufig 
weniger zu verteilen. Auseinandersetzungen häufen sich, 
Regierungen wechseln. Von einem Scheitern der Idee zu 
sprechen, scheint jedoch nicht gerechtfertigt. Denn Teil des 
für Schweden typischen Staatsverständnis ist, dass Wirt- 
schaft steuerbar ist. Nicht nur im Sinne der Verteilung, son- 
dern eben auch im Sinne notwendiger Einsparungen. Das 
dies im Vergleich zu anderen Staaten ebenfalls deutlich kon- 
fliktfreier, am gesellschaftlichen Konsens orientiert ge- 
schieht, irritiert manchen Mitteleuropäer, der beim Thema 
Tarif-, Sozial- und Wirtschaftspolitik doch immer eher an ri- 
tualisierte Streitszenarien denkt. Sie dienen immer einer fe- 
sten Klientel, was nicht nur für Politik und Wirtschaftsver- 
bände gilt, sondern auch für die Gewerkschaften. Sie haben 
ihre Rolle als bestimmender Faktor richtungsweisender ge- 
sellschaftlicher Prozesse längst verloren. SPW 
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Aktive Arbeitsmarktpolit ik seit 1993 
Mit dem Regierungswechsel im Jahr 1993, hin zu einer so- 
zialdemokratischen Regierung, hat sich die Grundausrich- 
tung der dänischen Arbeitsmarktpolitik verändert. Die dä- 
nische Sozialdemokratie hat über einen längeren Zeitraum 
die ,,passive Ausrichtung" der Arbeitsrnarktpolitik gestützt, 
erst zu Beginn der 90er Jahre kam es zu einem Paradig- 
menwechsel. Als Hauptanker der sozialdemokratischen 
Arbeitsmarktpolitik wurde ein relativ hohes Einkommens- 
niveau erhalten. Hier zeigt sich die Tradition der sozialde- 
mokratischen, auf Gleichheit ausgerichteten Einkommens- 
und Arbeitsmarktpolitik. Eine Reduzierung der Arbeitslo- 
sigkeit sollte weder durch eine Senkung der Leistungen für 
Arbeitslose, noch durch eine Senkung der Mindestlöhne 
herbeigeführt werden. Die Höhe des Arbeitslosengeldes 
beträgt 90 O h  des bisherigen Arbeitseinkommens bei einer 
oberen Grenze von 2.758 Dkr. pro Woche (ca. 730,- DM). 
Im internationalen Vergleich sind diese Leistungen damit 
relativ großzügig. Grundsätzlich kam es jedoch zu einer 
Umorientierung der dänischen Arbeitsmarktpolitik mit ei- 
nem sehr viel größerem Gewicht auf der individuellen Ver- 
antwortung der einzelnen Personen, der Betonung von 
Pflichten und der aktiven Ausrichtung der Arbeitsmarktpo- 
litik [Green-Pedersen, Christoffer (2001)l. 

Dies kommt auch in der Entwicklung der öffentlichen 
Ausgaben für aktive und passive Arbeitsmarktpolitik zum 
Ausdruck. Die Ausgaben für aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen, gemessen als Anteil am BSP, sind von 1985 
bis 1998 deutlich angestiegen. Die Anteile für passive 
Maßnahmen sind nach einem deutlichen Anstieg bis 1993 
seitdem bis 1998 unter das Niveau von 1985 gefallen. Bei 
einem deutsch -dänischen Vergleich der Ausgaben für Ar- 
beitsmarktpolitik wird deutlich, dass diese in Deutschland, 
insbesondere Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik, 

L deutlich niedriger liegen. 
Die dänische Arbeitsmarktreform von 1993 und die 

nachfolgenden Reformschritte müssen als ein umfassen- 
des, zusammenhängendes Reformpaket mit einem langfri- 
stigen Effekt auf den dänischen Arbeitsmarkt angesehen 
werden. Generell gesehen kam es zu einem Wechsel, weg 
von einem regelgesteuerten Einsatz mit ,,typischens' Einsät- 
zen zu festgelegten Zeitpunkten, hin zu einem sehr viel 
durchlässigerem System mit Schwerpunkt auf Flexibilisie- 
rung, Individualisierung und einer mehr zielgerichteten 
Aktivierung. Ausgangspunkt für den Einsatz arbeitsmarkt- 
politischer Instrumente sollen nach den durchgeführten 
Reformen die Wünsche und Voraussetzungen der einzel- 
nen Individuen auf der einen Seite, und die Erfordernisse 
des Arbeitsmarktes auf der anderen Seite sein. Im folgen- 
den eine kurze Übersicht der dänischen Arbeitsmarktrefor- 
men seit 1993. 

Diese deutlich gestiegene Anzahl von Bezieherlnnen In diesem weiteren Schritt der Arbeitsmarktreform ist 
,,passiver" Leistungen, ist als eine Art ,,Erblast8' der zu Be- eine weitere Zielausrichtung der einzelnen Maßnahmen in 
ginn der Arbeitsmarktreformen 1993 durchgeführten pas- enger Abstimmung mit dem individuellen Bedarf geplant. 
siven Maßnahmen zu sehen. Hierzu sind beispielsweise die Der Begriff ,,Aktivierungl' soll durch den Begriff ,,Kornpe- 
großzügig ausgestalteten Urlaubsregelungen, Vorruhe- tenzentwicklung" ersetzt werden, und damit auf einen res- 
standsreglungen und Übergangshilfen für Beschäftigte sourcenorientierten Ansatz in der Arbeitsmarktpolitik hin- 
zwischen 55 und 59 Jahren zu nennen. 

Trotz dieser relativ geringen Reduktion des Anteils der 
Bezieherlnnen von öffentlichen Leistungen deuten diese 
Entwicklungen auf eine relativ hohe Durchlässigkeit des 
Arbeitsmarktsystems hin. Im folgenden eine nähere Be- 
trachtung der dänischen Arbeitsmarktpolitik die hierzu, in 
einem nicht exakt zu quantifizierendem Umfang, einen 
Beitrag geleistet hat. 

weisen. 

öffentlichen Lei- 

1999 

1 58.000 

(5,4 %) 

128.000 

30.000 

78.000 

238.000 

30.000 

57 000 

37.000 

1 000 

1 13 000 

450.000 

41 4 000 

5 000 

31 000 

924.000 

25 % 

3 644 000 

Tabelle 3: Bezieherlnnen 

stungen 

Registrierte Arbeitslose 

Versicherte Arbeitslose 

Nicht-versicherte Ar- 

beitslose (Sozialhil- 

feempfanger) 

Arbeitslose in 

Aktivierung 

Zeitweilig vom Ar- 

beitsmarkt zurückge- 

zogen 

Urlaub (Erziehung, Aus- 

bildung, Sabbaturlaub) 

Krankengeld 

Erziehungsgeld 

Erwachsenenausbil- 

dungsunterstutzung 

Sozialhilfeempfangerln- 

nen die nicht der Ar- 

beitsvermittlung gemel- 

det sind 

Dauerhaft vom Ar- 

beitsmarkt zurückge- 

zogen 

Vorruhestand 

Teilru hestand 

U bergangshilfe 

Bezieherlnnen von öf -  

fentlichen Versor- 

gungsleistungen 

Anteil Bezieher1 nnen 

von öffentlichen Ver- 

sorgungsleistungen 

Bevolkerung zwischen 

15 - 66 Jahren 

Quelle: Danmark Statistik 

von 

1993 

349.000 

(1 1,4 %) 

294.000 

55.000 

1 16 000 

21 1 .OOO 

5 000 

48.000 

38 000 

120 000 

381 .OOO 

37 1.000 

6 000 

4 000 

1.057.000 

29 % 

3.588 000 
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Dänische Umbau des ,,Nordischen Tabelle 1: Übersicht über die Erwerbsbeteiligung von 
15 - 64 jährigen in % (1 999) 

Wohlfahrtsstaates" - das EU-1 5 

Frauen 

Arbeitsmarktpolitik 
Beispiel Norwegen - Ansätze für die Vereinbarkeit von Flexibilität und sozialer 

Sicherheit ? 

von Thorsten Braun Von Wolfgang Bierrnann 
Quelle: Eurostat - European Union Labour Force 
Survey 

D änemark gilt schon seit einigen Jahren als ,,good 
practice" Beispiel für den Bereich einer aktiven Ar- 
beitsmarkt- und Sozialpolitik, die als eine Alternati- 

ve zu dem neoliberalen Arbeitsmarktmodell zu sehen ist. 
Wie im weiteren erläutert wird, handelt es sich um den 
Versuch der Vereinbarkeit einer hohen Arbeitsmarktflexibi- 
lität bei gleichzeitiger Bewahrung eines relativ hohen Ni- 
veaus an sozialer Sicherheit. Eine umfassendere Studie zur 
Flexibilität und sozialer Sicherung in Dänemark unter be- 
sonderer Berücksichtigung von aktiver Arbeitsmarktpolitik 
und Weiterbildung wird Ende des Jahres 2001 im Rahmen 
eines umfassenden internationalen Forschungsprojektes 
der Hans-Böckler Stiftung erscheinen. 

terschaftsgehalts auf mindestens 42 Wochen ausschließlich 
für berufstätige Mütter, Ganztagsbetreuung in Kindergarten 
und Schule, Quotenregelungen für Führungspositionen in 
Parteien, öffentlichen Unternehmen und Verwaltungen, 
partner- und einkommensunabhängige Mindestrente. An- 
dererseits zählten zur Aktivierungsstrategie Maßnahmen zur 
Flexibilisierung des Arbeitslebens: Steuerreformen, die Anrei- 
ze für Arbeitstätigkeit der Ehepartner bieten, Senkung der 
Unternehmenssteuern bei Abschaffung nicht-investiver Ab- 
schreibungen, weitgehend unreglementierte Ladenöff- 
nungszeiten, Beseitigung von Hemmnissen zur Flexibilisie- 
rung der Arbeit (z.B. Erwerb der einkommensabhängigen 
Höchstrente bereits bei 20 Vollerwerbsjahren). 

In Dänemark ist es bereits Mitte der 90er Jahre gelun- 
gen, gemeinsam mit Gewerkschaften, Kommunen und Ar- 
beitgebern eine dezentralisierte Arbeitsmarkt-Aktivierungs- 
strategie zu entwickeln, die zu 

zu den einkommensschwächsten 20 % in der Bevölkerung 
wieder. Ein Wert von 5,2 bedeutet beispielsweise, das die 
wohlhabensten 20 % der Bevölkerung ein 5,2 mal so ho- I 

hes Einkommen haben, als dies für das einkomrnens- 
schwächste Fünftel der Bevölkerung der Fall ist. Je größer 
der Zahlenwert, desto ungleicher ist damit die Einkom- 
mensverteilung in der Gesellschaft. 

D er dänische Sozialforscher Jon Kvist verglich kürzlich 
die Debatte über den Nordischen Wohlfahrtsstaat 
mit der naturwissenschaftlichen Diskussion über 

Tabelle 2: Übersicht über die Einkommensverteilung 
(1 996) 

Entwicklung der Arbeitslosigkeit und  Einkommens- 
verteilung i n  Dänemark 
In den 70er und 80er Jahren entsprach die Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit in Dänemark weitgehend dem europäi- 
schen Trend. Mit der Ölkrise zu Beginn der 70er Jahre kam 

es zu einem kräftigen Anstieg 
der Arbeitslosenzahlen mit der 

Der Einkommensunterschied zwi- Folge einer bis zu Beginn der 

Share ratio S 80120 
die Hummel. ,,Die Hummel fliegt im Widerspruch zu jegli- 
cher naturwissenschaftlicher Gesetzmäßigkeit. In gleicher 
Weise konnten wir über Jahre hinweg vom bevorstehen- 
den Kollaps des Nordischen Wohlfahrtsmodells lesen und 

Quelle: Eurostat 

E U - 1 5  

5,2 

Im europäischen Vergleich schneidet Dänemark hierbei 
als das Land mit der am meisten ausgeglichenen Einkom- 
mensverteilung ab. Der Einkommensunterschied zwischen 
den ,,reichsten" 20 % und den ,,ärmsten" 20 % der Bevöl- 
kerung lässt sich mit dem Faktor 2.9 beziffern, und liegt 
damit deutlich unter dem deutschen Wert von 4,7 und 
dem europäischen Durchschnittswert von 5,2. 

Dieser Überblick über die aktuelle Arbeitsmarktsituati- 
on und der Einkommensverteilung in Dänemark zeigt auf, 
dass es offenbar gelungen ist, eine Verminderung der Ar- 
beitslosigkeit bei der Sicherung einer hohen Erwerbsquote 
herbeizuführen, ohne das dieses negative Verteilungswir- 
kungen zur Folge hatte. 

Das Marginalisierungsrisiko für Arbeitslose in Däne- 
mark ist in den vergangenen Jahren geringer geworden. 
In absoluten Zahlen ist die Anzahl der marginalisierten 
Personen, das heißt von Personen, die im Laufe der letz- 
ten drei Jahre zu mindestens 80 % der Zeit arbeitslos wa- 
ren, von 1994 bis 1999 von 130.000 auf 65.000 gefallen 
[Arbejdsministeriet.(1999), S. 141. Darüberhinaus ist es 
auch gelungen, einen größeren Anteil Geringqualifizier- 

I 

ter Personen in den Arbeitsmarkt zu integrieren, als dies 
beispielsweise in Deutschland der Fall ist [Emmerich, Knut 
(ZOOO), s.9.1. 

einem drastischen Rückgang Statt ,,mehr Flexibilität durch mehr Ri- 
der Lanqzeit- und Juqendar- 

DK 

2,9 

hören, von Auflösungsprozessen in Familie und Gesell- 

D 

4,7 

beitslosigkeit geführt hat, ohne siko" will das nordische System ,,mehr 
den Anspruch auf Arbeitslo- ~ l ~ ~ i b i l i ~ ä ~  durch weniger ~ i ~ i k ~ u  
sengeld zu verkürzen oder zu 

schaft, von demographischen Zeitbomben, globalem 
Wettbewerb und fehlenden Arbeits- und Sparanreizen." 
(Jon Kvist, Die nordischen Sozialstaaten im europäischen 
Kontext, in: Die Nordischen Botschaften Berlin (Hrsg), Die 
Nordischen Wohlfahrtsstaaten - Vorbild oder Auslaufmo- 
dell?, Berlin, 25. April 2001) 

90er Jahre anhaltenden Mas- 
schen den ,,reichstenn 20 O h  und den senarbeitslosiqkeit und den da- 

verringern, ihn aber mit Anrei- 
zen zur Erarbeitung eines Qualifizierungs- und Arbeits- 
plans zu koppeln. (vgl. den Beitrag von Braun in diesem 
Heft) 

,,ärmstenu 20 O h  der Bevölkerunq lieqt zugehörigen sozialen Proble- - .., 
men. Im Jahr 1993 erreichte 

mit 2,9 deutlich unter dem deutschen 
die reqistrierte Arbeitslosiqkeit 

Die Untergangsprophezeiungen stützen sich unter an- 
derem auf Elemente wie Globalisierung, Europäisierung, 
die alternde Bevölkerung, veränderte Strukturen in der Fa- 
milie und am Arbeitsmarkt sowie auf eine beinahe nicht zu 

Auf ähnliche Weise wandte die Brundtland-Regierung 
1992 im Konsens mit den Gewerkschaften die ,,Arbeitsli- Wert von 4,7. mit über 11 % einen Höhe- 

punkt, heute beträgt die offizi- 
elle Arbeitslosenquote etwa 5 

O/O. Ausgehend von diesen offiziellen Zahlen herrscht in 
Dänemark, insbesondere im Vergleich zur Arbeitsmarktsi- 
tuation in Deutschland, annähernd Vollbeschäftigung. 

Die Erwerbsbeteiligung in Dänemark, das heißt dem 
Anteil von Männern und Frauen an der Gesamtbevölke- 
rung der dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht, ist im 
europäischen Vergleich mit 81,2 O/O der Männer und 71,6 
'10 der Frauen eine der höchsten. Insbesondere der hohe 
Anteil der erwerbstätigen Frauen, der unter anderem auf 
das gut ausgebaute öffentliche System der Kinderbetreu- 
ung zurückzuführen ist, fällt im internationalen Vergleich 
positiv auf. Folgende Tabelle 1 zeigt die Erwerbsbeteilung 
im internationalen Vergleich, und im Vergleich zu Deutsch- 
land. 

Auch auf dem Gebiet der Einkornrnensverteilung unter- 
scheidet sich die dänische Gesellschaft deutlich vom Rest 
Europas. Die Zahlenwerte in der unteren Tabelle 2 spiegeln 
das Verhältnis der wohlhabensten 20 % der Bevölkerung 

nie" an, um gesellschafts- und tarifpolitische Maßnahmen 
sättigende Nachfrage nach mehr und besseren Soziallei- darauf zu prüfen, ob sie zur mehr Erwerbstätigkeit beitra- 

gen oder nicht. Der Erfolg: Ein drastischer Rückgang der 
Arbeitslosigkeit. 

stungen. Trotz der zahlreichen Untergangsprophezeiun- 
gen gibt es immer noch das Nordische Wohlfahrtsmodell- 
die Hummel fliegt ,,Nachhaltigkeit", der von Gro Harlem Brundtlands be- 

Die Frage scheint berechtigt, warum das Nordische Wohl- 
fahrtsmodell nicht zu einem Auslaufmodell geworden ist. 

rühmtem UN-Umwelt-Bericht geprägte Begriff, fordert 
,,dauerhafte Tragfähigkeit" als Grundprinzip ein, damit wir 
nicht heute auf Kosten zukünftiger Generationen leben, 

Warum die Hummel  wei ter  f l iegt 
Sozialpolitisch ist es den Nordischen Ländern gelungen, 
soziale Unterschiede zu mindern und den Schwächsten in 
der Gesellschaft dadurch zu helfen, dass alle, also auch die 
,,Bessergestellten" in das System eingebunden werden. 
Diese Strategie des Nordischen Modells zielt zugleich auf 
Aktivierung: die aktive Teilnahme, nicht zuletzt der Frauen, 
am Erwerbsleben durch verbesserte Anreize, Ressourcen 
und Möglichkeiten. (vgl. die Beiträge von Theobald und 
Pettersson in diesem Heft) 

In Norwegen verfolgte die sozialdemokratische Regie- 
rung seit vielen Jahren die sog ,,Arbeitslinie,,, d.h. eine Po- 
litik der kontinuierlichen Absprache mit Arbeitgebern und 
Gewerkschaften auf eine Priorität: Aktivierung möglichst 
vieler zur Teilhabe am Erwerbsleben, gleich ob als Selbstän- 
dige oder abhängig Beschäftigte. 

Zu den Mitteln gehörten einerseits mehr Leistungen des 
Staates, z.B.: Ausbau des vom Staat bezahlten (vollen) Mut- 

sondern deren Basis schaffen müssen. 
Inzwischen hat sogar die Industrie diesen Begriff über- 

nommen, und Dow-Jones hat einen Nachhaltigkeits-Index 
(,,Dow Jones Sustainability Group Index") entwickelt, der 
die Wechselwirkung zwischen ökologischen, ökonomi- 
schen, sozialen und gesellschaftspolitischen Faktoren als 
Indikator für die Zukunftsfähigkeit der Firmen untersucht. Entwicklung der Anzahl von  Bezieherlnnen öffent- 

licher Sozialleistungen 
Relativiert wird diese positive Entwicklung durch einen 
Blick auf die Entwicklung der Anzahl von Bezieherlnnen 
öffentlicher Sozialleistungen. Von 1993 bis 1999 ist dieser 
Anteil von Personen, trotz der deutlichen Verbesserung der 
allgemeinen Arbeitsmarktsituation, nur von 29 %auf 25 % 
der Bevolkerung zuruckgegangen. Wie in der unten ste- 
henden Tabelle deutlich wird, so ist die Anzahl der Perso- 
nen die sich zeitweilig oder dauerhaft vom Arbeitsmarkt 
zurückgezogen haben, in der betrachteten Periode von 
592.000 auf 688.000 Personen gestiegen. 

Für die Reformfähigkeit moderner Gesellschaften steht 
ein solcher Index noch aus. Allerdings hat die Europäische 
Kommission drei Schlüsselbereiche benannt, die nachhalti- 
ge Reformen erfordern: der veränderte Charakter der Ar- 
beit, die veränderte Alterstruktur in der Bevölkerung und 
die neue Balance zwischen den Geschlechtern. Das ,,Mo- 
dernisierungsprogramm" der Europäischen Kommission 

Dipl. Volkswirt Thorsten Braun, geb. 1970, arbeitet als Forschungsassistent am Institut 
Sociologisk Analyse (www sociologisk-analyse.dk, eMail tb@sociologisk-analyse.dk) 
in drhus. Danemark 
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plädiert dafür, die Sozialpolitik als produktiven Faktor an- 
zusehen, der zugleich beschäftigungsfördernd und finan- 
ziell tragfähig werden müsse 

Die Globalisierung zwingt uns, den ,,Nachhaltigkeits- 
beweis" auch in unseren Gesellschaften anzutreten. Das 
gilt insbesondere für die Wirtschafts- und Sozialpolitik als 
gesellschaftspolitisches Gestaltungsmittel. 

Sozialpolitische Maßnahmen haben eine Auswirkung 
auf die wirtschaftliche Dynamik, die demographische Ent- 
wicklung und umgekehrt. Leistungen des Sozialstaates 
sind nicht nur Kostenfaktoren, sondern können auch als 
produktive Investitionen wirken, die eine moderne Gesell- 
schaft erst zukunftsfähig machen 

Die skandinavischen Gesellschaften betrachten Sozial- 
ausgaben in erster Linie als ,,Investitionen in Humankapital", 
wie es kürzlich der schwedische Sozialforscherloakim Palme 
(übrigens Sohn von Olof Palme) auf einer Sozialstaatskonfe- 
renz der nordischen Botschaften in Berlin formulierte. 

Die ,,Wahl zwischen Karriere und Beruf" finden Frauen 
in den nordische Staaten eher absurd. Wie der norwegi- 
sche Sozialwissenschaftler Professor Stein Kuhnle berichte- 

te, wünschen weibliche Univer- 
Die ist doch kein Pro- sitätsabsolventinnen in Bergen 

,,eher drei statt zwei Kinder" 
blem. Im Gegenteil: Wer viel konsu- bei voller Berufstätigkeit. 

miert, und das sind nun mal die Deutschland hängt nach 16 
Jahren Reformstau bei der Frau- 

Reichen, zahlt auch viel Steuern. enerwerbs- und Geburtenrate 
eher auf dem Niveau von Italien, 

'Spanien, Portugal und Griechenland, den Ländern, die tradi- 
tionell am ,,HauptverdienermodeII" festhalten. Während die 
rot-grüne Bundesregierung begonnen hat, durch Steuer-, 
Renten- und andere Reformen den Sozialstaat wieder hand- 
lungsfähig zu machen, fordert ausgerechnet die CDU/CSU, 
die jahrzehntelang eine moderne Familienpolitik blockiert 
hat, demagogisch ein Familiengeld, das unbezahlbar ist und 
das Problem der Vereinbarkeit von Beruf und Familie weiter 
verschärfen würden.. 

Die nordischen Staaten haben es durch eine Reihe von 
,,aktivierenden8' Reformen geschafft, im ,,nordischen 
Wohlfahrtsstaat" hohe Sozialleistungen mit einer moder- 
nen dynamischen Wirtschaft zu koppeln, begleitet von ei- 
nem hohen Niveau der Gleichberechtigung ebenso wie ei- 
ner hohen Geburten- wie Beschäftigungsrate der Frauen. 

Ziele der Reformen im Nordischen Wohlfahrtsstaat 
seit den 60er Jahren 
Das ,,universale" nordische Modell des Wohlfahrtsstaates 
unterscheidet sich grundsätzlich vom kontinental-orientier- 
ten Modell des umlagefinanzierte Sozialversicherungssy- 
stems. Unter sozialdemokratischen Regierungen wurden in 
den 60er Jahren weitere Reformen eingeleitet 

Das ,,nordische Modell" sollte solidarischer, humaner 
und volkswirtschaftlich effektiver, besser und folgenden 
Zielen gerecht werden: 

beitragsunabhängige finanzielle und gesundheitliche 
Grundversorgung „für alle"; 

Finanzierung des Sozialstaats ,,durch alle", d.h. Ver- 
breiterung der Finanzbasis der Sozialsysteme (u.a. durch 
Verlagerung auf Steuerfinanzierung, insbes. durch Kon- 
sum- und Mehrwertsteuern); 

weitestgehend eigenständige Existenz jedes Erwachse- 
nen, d.h. schrittweiser Abbau der familienabhängigen Be- 
darfsprüfung von Ausbildungs-, Arbeitslosenhilfe oder 
Rente (begrenzte Ausnahme: Berücksichtigung der Ein- 
künfte von Ehe- oder Lebenspartnern bei der Sozialhilfe). 

hohe Ausbildungs- und Beschäftigungsquote und da- 
mit weitgehende Gleichberechtigung für Frauen; 

Ausbau der öffentlichen sozialen Dienstleistungen. 
Diese ehrgeizigen Ziele haben die ökonomische Ent- 

wicklung in Skandinavien keineswegs behindert sondern 
eher befördert. Die sozialen Systeme sind in allen nordi- 
schen Ländern ähnlich. Sie scheinen überwiegend finan- 
zierbar, sozial und ökonomisch auf Dauer ,,tragfähig" zu 
sein. 

Zwei der nordischen Staaten - Schweden und Finnland 
- haben in relativ kurzer Frist Wirtschaft und Sozialstaat 
mit Einsparungen, Steuerreform und gewissen Einschnit- 
ten, aber ohne drastischen Sozialabbau modernisiert. 

Dänemark hat seit Anfang der 90er Jahre vor allem 
durch eine Aktivierungsstrategie den Arbeitsmarkt selbst 
bei Langzeitarbeitslosen saniert. I 

Das ,,Ölland" Norwegen hatte bereits in Rezessionszei- 
ten ( !  !) der 80er Jahre schrittweise Verlängerungen des voll 
bezahlten Mutterschaftsurlaubs von berufstätigen Frauen 
auf 42 Wochen eingeführt. 

Im Ergebnis hat ein ganzes Paket von Reformen (u.a. 
Reformen der Renten, der Einkommens- und Mehrwertsteu- 
ern, Weiterbildung, der Ladenöffnungszeiten, der Gleich- 
stellungs- und Familienpolitik) in Norwegen zu einem be- 
merkenswerten volkswirtschaftlichen Effekt geführt, der auf 
Dauer den finanziellen Aufwand weit übertrifft: Norwegen 
steigerte die Frauen-Beschäfligungsquote auf 82O/0 aller ver- 
heirateten Frauen und die Geburtenrate berufstätiger Frau- 
en auf fast 2,O in 1999 (Deutschland: 1,3). 

Ähnlich sind die Trends in anderen nordischen Staaten. 
Die Alterspyramide ist damit ein längerfristig geringeres 
Problem für Beschäftigungs- und Einwanderungspolitik als 
in Deutschland. 

Das Beispiel Norwegen 
Im Folgenden sollen einige Aspekte der norwegischen So- 
zialstaatskonzeption angesprechen werden. 

Flexibilität der Arbeit 
Untersuchungen beim norwegischen (gewerkschaftsna- 
hen) Institut FAFO zeigen, dass sowohl das liberal-konser- 
vative,,Modell" als auch das ,,skandinavische Modell" die 
,,Flexibilität der Arbeit" fördern, wenn auch mit völlig ge- 
gensätzlichen gesellschaftspolitischen Folgen. 

Das liberal-konsen/ative Muster soll Flexibilität durch 
mehr Risiko" - also: mehr Unsicherheit fördern. Durch 
möglichst niedrige Sozialleistungen sollen Arbeitnehmer 
gezwungen werden, z.B. , unattraktive Arbeit oder Um- 
schulung auf neue Berufe aufzunehmen. Das Ergebnis ist, 
wie in Nordamerika, die Erweiterung der Einkommensun- 
terschiede, Verbreitung von Armut und geringere Bil- 
dungs- und Berufschancen für Arme (vgl.: Olli Kangas, So- 
ziale Unterschiede, Wirtschaftswachstum und die Stellung 
der Armen 1985-1 995, in: Die Nordischen Botschaften 
Berlin (Hrsg), Die Nordischen Wohlfahrtsstaaten - Vorbild 
oder Auslaufmodell?, Berlin, 25. April 200.) . 

Das ,,skandinavische (sozialdemokratische) Muster" soll 
durch hohe Grundversorgung und eine Reihe von Aktivie- 
rungsanreizen die Erwerbstätigkeit und Weiterbildung er- 
leichtern. Der/die Einzelne soll zwar bereit sein, zeitweise auch 
geringere Einkünfte durch Teilzeitarbeit, Umschulung, Berufs- 
wechsel in Kauf zu nehmen, aber dafür keine längerfristigen 
Nachteile bei Renten oder anderen Ansprüchen haben. 

Dieses Prinzip der Flexibilität durch mehr soziale Sicher- 
heit des einzelnen wird im wesentlichen vom gesamten 
politischen Spektrum Norwegens (wie auch in den anderen 

von Zeit, Geld und Macht auf die Sprünge zu helfen. In 
Deutschland gibt es bisher nur rund 1.5 % praktizierende 
Väter. Nur am Rande: Das Netz mit Ganztagseinrichtun- 
gen im Kindertagesstätten- und Schulbereich hat eben- 
falls keine Löcher. 

und noch mal Umverteilung: Zwei Drittel des Sozial- 
produkts werden vom Staat über Steuern eingezogen 
und an die Bevölkerung zurückverteilt. Nur der kleinere 
Teil der Steuerlast besteht dabei in einer Umverteilung 
zwischen Reichen und Armen, die größten Brocken die- 
nen vielmehr der Umverteilung zwischen verschiedenen 
Lebensphasen der Einzelnen, also von der aktiven Bevöl- 
kerung an Kinder, Jugendliche und Rentner. Nach wie vor 
gilt auch, dass in Schweden Transferzahlungen und Ein- 
kommen aus der Sozialversicherung der Besteuerung un- 
terliegen. Was nichts anderes heißt, als dass ein nicht un- 
erheblicher Teil dieser Gelder wieder an den Staat zurück- 
fließt. 

Stichwort Gleichberechtigungspolitik: Die wird offensi- 
ver als je zuvor vorangetrieben. Der Staat sieht es als seine 
Aufgabe, eindeutige Gesetze und deren strikte Einhaltung 
gegen geschlechtsspezifische Diskriminierung zu garantie- 
ren. Mitten in der Krise- 1994- kam beispielsweise die Re- 
gierungs-Richtlinie zum ,,gender mainstreaming" . Es gibt 
die Verpflichtung für öffentliche und private Arbeitgeber 
mit mehr als zehn Beschäftigten, jährliche Gleichstellungs- 
analysen und Aktionspläne zu verfassen. Eine Verschärfung 
des Gesetzes ist auf dem Weg. Interessant in diesem Zu- 
sammenhang, auf das Trauerspiel um das Gleichstellungs- 
gesetz in der Privatwirtschaft in unseren Gefilden zu schau- 
en. Aber vielleicht gibt es da unterschiedliche Auffassun- 
gen. Gleichstellungsministerin Winberg nannte kürzlich 
auf einer Konferenz in Berlin Geschlechter- und Gleich- 
stellungspolitik den ,,Motor für Wachstum und Entwick- 
lung". 

Stichwort Zuordnung der Risiken bzw. Entlastung der 
Sozialsysteme: Die Arbeitgeber haben eine direktere, auch 
finanzielle Verantwortung für eine weniger krankheitsin- 
tensive Arbeitsumwelt. Stichwort: Gute Arbeit. Sie müssen 
Aktionsprogramme zur Verbesserung der Arbeitsumwelt 
auflegen, sind für die aktive Rehabilitation ihrer Mitarbeiter 
teilweise auch finanziell verantwortlich. 

-Stichwort aktive Arbeitsmarktpolitik: Schweden ist 
wieder das OECD-Land mit den höchsten Ausgaben für 
aktive Arbeitsmarktpolitik, doppelt so hoch wie in der Bun- 
desrepublik: Stichworte: Das 100-Tage-Programm für Ju- 
gendliche. Was nichts anderes bedeutet, als dass kein Ju- 
gendlicher zwischen 20 und 24 Jahren länger als 100 Tage 
arbeitslos sein darf. 

Oder Kalmar-Modell: Arbeitsplatzsicherung durch an- 
dere Verwendung von Arbeitslosenunterstützung. 

Nirgendwo ist der Anteil der Berufstätigen aller Alters- 
gruppen am Arbeitsmarkt so hoch wie in Schweden. 

Um beim OECD-Vergleich zu bleiben: Kein anderes In- 
dustrieland buttert so massiv in Ausbildung, Forschung 
und Entwicklung, selbst während der Krisenjahre wurde 
für Universitäten und Schulen Geld zusätzlich locker ge- 
macht. Der einzige Etat, der während der Krise ungescho- 
ren davonkam, war der Bildungsetat. 

Stichwort Effizienz der Sozialsysteme: Konkret geht es 
um die Zusammenlegung verschiedener Sparten wie Kran- 
kenversicherung, Elternversicherung oder Frühpensionie- 
rungen unter einem Dach. 

Was noch auffällt an Trends und Entwicklungen: 
Der Arbeitsmarkt ist noch flexibler geworden. Durch 

Lockerung von Gesetzen Ausweitung von Befristungen, 

konjunkturabhängiger Arbeitszeit, nach wie vor aber sozi 
al- und arbeitsrechtliche Absicherung der Teilzeit. 

Keine Versuche, bestimmte Gruppen aus der 
Finanzierungs-Verantwortung für den Wohlfahrts- 
staat zu entlassen. 
Außerdem reagiert schwedische Politik schneller auf Ent- 
wicklungen: Programme und Maßnahme werden nicht für 
Jahrzehnte gemacht und -einmal beschlossen -eisern ver- 
teidigt. Vielmehr wird flexibel reagiert. Dies zeigte sich nicht 
nur, als Kürzungen beim Kinder- oder Arbeitslosengeld -als 
sich deren verheerende Wirkungen herausstellte- umgehend 
wieder zurückgenommen wurden. Dies zeigt sich auch - 
um nur ein Beispiel von mehreren zu nennen - im Umgang 
mit dem gesamten IT- und Internet-Bereich. Schweden gilt 
als New-Economy-Trendsetter, hat die meisten Internet-Fir- 
mengründungen, die höchste Computerdichte, optimal 
ausgebaute Web-Infrastruktur. Und was macht die Regie- 
rung? Sie schafft Steuervergünstigungen für alle, die sich ei- 
nen neuen Computer anschaffen. Gibt Geld an Altenheime 
und Kindergärten, damit dort der Umgang mit dem lnternet 
gelernt werden kann und steckt mehr Geld in die Forschung 
und Entwicklung der IT-Branche als die USA: 

Noch ein Wort zu den sprichwörtlich hohen Steuern in 
Schweden, die ja für Spitzenverdiener bis an die 60 % ran- 
kommen können. Die durchschnittliche Einkommensteuer 
pendelt sich bei zwischen 2 5  
und 35 Prozent ein. Was Pers- 
son anvisiert, sind Steuersen- Schweden hat Steuervergünstigungen 
kungen bei den geringen bis für neue Computer, Geld für Altenhei- 
mittleren Einkommen, wäh- 
rend er -  wie er in einem inter. me und Kindergärten, damit dort der 

viewsa9te-beidenoberen20 Umgang mit dem lnternet gelernt 
Oh der Gesellschaft, die auch 
dank eines bis vor kurzem posi- wird. 
tiven Aktienmarkts deutlich rei- 
cher geworden sind, nichts zu ändern gedenkt. Was für die 
Einkommenssteuer gilt, trifft bei der UN-Steuer allerdings 
nicht zu. Die liegt mit 28 %ziemlich tief. Generell gilt, dass 
zentrale Sozialleistungen von der Kinderbetreuung bis zur 
Altenpflege über Steuern finanziert werden und Soziallei- 
stungen - bis auf wenige Ausnahme - versteuert werden 
müssen. 

Das Kölner Max-Planck-Institut für Gesellschaftsfor- 
schung hat in einer breit angelegten internationalen Ver- 
gleichsstudie herausgefunden, dass es prinzipiell keinen 
Gegensatz zwischen internationaler Wettbewerbsfähigkeit 
und umfangreichen sozialen Sicherungssystemen geben 
muss. Dass es sogar Länder gibt, die auch unter den Bedin- 
gungen der Globalisierung ihre beschäftigungs- und sozi- 
alpolitischen Reformen verteidigt und sogar verbessert ha- 
ben. Schweden gehört dazu. Schweden boomt. Auch 
wenn die aktuellen Turbulenzen in der new economy nicht 
spurlos vorübergingen. 

Generell aber gilt: besonders der aufwendige skandina- 
vische Sozialstaat als robust gegenüber dem wirtschaftli- 
chen Druck der Globalisierung gelten muss. Über seine Zu 
kunft - so die Untersuchung -entscheide nicht der inter- 
nationale Wettbewerb, sondern eine politische Frage: ob 
die Bürger auch weiterhin vergleichsweise hohe Steuern 
auf Arbeitseinkommen akzeptieren, während hier wie 
überall die Kapitaleinkommen entlastet werden. 

Stoff für eine neue Reportage für den CNN-Reporter 
Aber vielleicht wird ihn vorher noch was anderes interessie- 
ren. Der Pappamonat. Der wird nämlich demnächst auf 
zwei Monate ausgeweitet werden. SPW 
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Höhe 5%, also eine vorübergehende Erhöhung der Ein- 
kommenssteuer. 

Leistungen innerhalb der Sozialversicherung wurden 
von ehemals 90% auf im Durchschnitt 75% herunterge- 
kürzt. Von der Elternversicherung über das Krankengeld bis 
zur Arbeitslosenunterstützung. 

Geldleistungen und Bemessungssätze wurden redu- 
ziert: Das Kindergeld beispielsweise ging von 750 auf 640 

Kronen im Monat runter, das 
Wohngeld wurde gekürzt. Am 

Fast 34 Prozent der schwedischen Vä- Bemessunqsqrundsatz, der di. 
ter elternurlauben. Das hilft der Um- rekte ~uswirkungen auf die 

Entwicklung der Pensionen, 
verteilung von Zeit, Geld und Macht oder die Höhe 
auf die Sprünge. der Sozialhilfe hat, wurde ge- 

schnipselt: Nicht mehr 100, 
sondern nur noch 60% der In- 

flationsrate wurden berücksichtigt. 
Es kamen ein Karenztag, die Selbstbeteiligung bei Arz- 

nei-, Arzt- und Krankenhauskosten erhöhte sich. 
Der Zeitraum, in der Arbeitgeber Krankengeld bezahlen 

mussten, bevor die gesetzliche Lösung greift, wurde von 
bis dato 14 auf 28 Tage ausgeweitet. 

Und so weiter. Die Regierung kürzte und schnipselte 
bei den Leistungen und fuhr die Steuerbelastungen hoch. 
Es gab niemanden, der nicht betroffen gewesen wäre. Und 
sie machte parallel dazu noch was anderes: 

Sie forcierte Reformprozesse und Gesetzesvorhaben, 
die das - wie Persson es definiert hatte - ,,Kerngeschäft 
der Wohlfahrt" neu in Schwung bringen sollten: unter 
anderem ging es darum, die Sozialkassen auf stabilere 
Beine zu stellen, neue und gute Arbeit zu schaffen sowie 
Gleichberechtigung und Chancengleichheit weiterzuent- 
wickeln. 

Bald zeichnete sich ab, dass es zu schaffen war, das ge- 
waltige Haushaltsdefizit in einen Überschuss in den öffent- 
lichen Kassen umzuwandeln. In einigen Zweigen der Sozi- 
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alversicherung gab es zweistellige Überschüsse. Ein Signal 
für Persson, Leistungskürzungen bei Gruppen wieder zu- 
rückzunehmen, die besonders hart von dem Sparkurs ge- 
troffen worden waren: So wurde das Kindergeld ebenso 
angehoben wie die Niveaus bei Elternurlaub oder Arbeits- 
losengeld. 

Der verheerenden arbeitsmarktpolitischen Entwicklung 
im öffentlichen Sektor - Zehntausende waren durch den 
Sparkurs auch gegenüber den Kommunen ihren Job losge- 
worden -wurde durch extra Zuschüsse an die Kommunen 
entgegengesteuert. 

Soweit in wenigen Strichen etwas zur gerade mal zwei 
1 

bis drei Jahre zurückliegenden Historie: Aktuell zeichnet 
sich folgendes ab: Obwohl die Kassen gut gefüllt sind, 
Schweden wirtschaftlich boomt und eine Modernisierung 
der Ökonomie recht gut geglückt ist: Wohlfahrt in Schwe- 

r 

den bedeutet nicht, das Volksheim von ehemals in den al- 
ten Grundrissen wiederherzustellen. Der Staat hat nicht 
mehr die Spendierhosen für alle an. 

Dahinter steht Perssons Philosophie, dass nur ein Staat, 
der Ordnung hat in seinem Haushalt, frei ist in seinen Ent- 
scheidungen, in die Zukunft zu investieren. Folgerichtig 
wird beispielsweise in Bildung und Gleichberechtigung ge- 
buttert, in Wachstumsbereiche wie IT oder Biotechnik. 
Persson: Wir haben den Sozialstaat getrimmt, um ihn zu 
retten, nicht um ihn abzuschaffen. 

Es geht um einen Mix aus staatlichen Leistungen und 
Eigenverantwortung, mehr Selbstbeteiligung, Privatisie- 
rungstendenzen, um Öffnung der staatlichen Systeme für 
individuelle Vermögensbildung, stärkere Zuordnung der 
Risiken, noch aktiveres - man könnte auch sagen restrikti- 
veres Umgehen mit den Mitteln für soziale Unterstüt- 
zungsleistungen. Es gibt Bereiche, in die hineingebuttert 
wird, beispielsweise in Bildung und Chancengleichheit. 
Schließlich geht es um Wachstum und Beschäftigung, um 
gesellschaftliche Reformen, um den Erhalt des Wohlfahrts- 
staates. 

Wie das in der Praxis aussehen kann? Ganz unter- 
schiedlich, wie einige Beispiele zeigen: 

Stichwort Rentenreform: von allen gewollt und mitge- 
tragen - ob Parteien oder Tarifpartner-, schließlich brüte- 
te Sachverstand auch 15 lange Jahre darüber. Die Reform 
soll resistent sein gegen arbeitsmarktpolitische, volkswirt- 
schaftliche und demografischeTurbulenzen und öffnet die 
Tur in die private Pensionsabsicherung, in die kapitalinten- 
sive Anlage. Die Einkommenspensionen basieren auf ei- 
nem festen Beitrag von 18,5 Prozent des Einkommens. 16 
O h  gehen in eine Art direktes Verteilungssystem von den 
Beschäftigen direkt an die Pensionäre, die restlichen 2,5 % 
in die sog. Prämienpension, also in die private Pensions- 9 

absicherung. Das Geld kann individuell angelegt oder in 
einen Fonds fließen, ist ab dem 61. Lebensjahr bean- 
spruchbar und kann auch vererbt werden. Weiterhin gibt 
es eine Grundsicherung in Form einer Garantierente. Die 

I 

beitragsfinanzierte Einkommenspension teilen sich Arbeit- 
nehmer und Arbeitgeber fifty-fifty. 

Stichwort Umverteilung: Während der Krise und auch 
jetzt gab und gibt es keine Versuche, vom Grundsatz her 
auf Umverteilung angelegte Politikrichtungen zu ändern. 
Elternurlaub beispielsweise in seiner Substanz ist nicht 
nur nach wie vor unangetastet und sichert den Eltern eine 
80-prozentige Einkommenskompensation, sondern er 
wurde weiterentwickelt mit dem Pappamonat. Das Er- 
gebnis bisher: Fast 34 Prozent der schwedischen Väter el- 
ternurlauben, eine Zahl, die das Zeug hat, gesellschaftli- 
chen Kulturwandel herbeizuführen, der Umverteilung 
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nordischen Staaten) akzeptiert. Das gewünschte Ergebnis 
ist eine relativ egalitäre, gleichwohl moderne ,,nordische" 
Gesellschaft. 

Die mit Arbeitgebern und Gewerkschaften vereinbarte 
,,Arbeitslinie" soll gewährleisten, dass das soziale Gesamt- 
System eine kontinuierliche hohe Beschäftigungsrate durch 
flexible Berufstätigkeit begünstigt, was die hohen Grund- 
versorgungskosten weiter relativiert. 

Die sozialen Kosten für die finanzielle Eigenständigkeit 
des Einzelnen, und insbesondere der Frauen, zahlen sich 
volkswirtschaftlich aus. Das Ergebnis ist eine außerordent- 
liche Beschäftigungsquote, weit höher als im EU-Durch- 
schnitt oder in Deutschland. In Norwegen 2.B. sind über 80 
Prozent aller Bürgerflnnen zwischen 16 und 67 Jahren be- 
rufstätig oder in Berufs~Weiterbildung. tragen also zum 
Sozialprodukt bei. 

Anwendungsbeispiel: Altersversorgung 
Das norwegische Rentensystems soll Lohnnebenkosten re- 
duzieren und die Menschen flexibler in ihrer Reaktion'auf 
individuelle oder konjunkturelle Bedingungen machen, da 
sie langfristig kaum Nachteile durch zeitweilig geringere 
Einkommen, Arbeitslosigkeit oder Teilzeitarbeit haben. 

Das System hat folgende Komponenten: 
Einkommensunabhängige Mindestrente bzw. ,,Volks- 

pension" (derzeit etwa 1.500 - 1700 DM pro Person in DK 
und N) fürjeden Einwohner im Rentenalter, unabhängig 
von Dauer oder Art der Berufstätigkeit. 

Einkommensbezogene öffentliche Rente für alle, die 
mindestens 40 Jahren eigenes Einkommen (gleich welcher 
Art) von mindestens 20.000 Nok (ca. DM 5.000) pro Jahr 
erzielt haben. Für die Höchstrente (66%, derzeit bis zu rund 
50.000 DM jährlicher Rente) sind in Norwegen die ,,besten 
20Iahre". nicht nur die letzen Berufsjahre, entscheidend, 
während der restlichen 20 Jahre reicht das Mindesteinkom- 
men. Anstelle von Mindesteinkommen reichen bis zu 7 Pfle- 
gejahre für Kinder oder Alte. Hierdurch sind die Menschen 
flexibel bei der Gestaltung der Lebensarbeit, ob halbtags, als 
,Familienpfleger', in Ausbildung oder mit kleineren Jobs. 

Eine überwiegend tarifveflraglich geregelte Zusatzpensi- 

Die Finanzierung des Rentensystems 
Öffentliche Renten. Die einkommens-abhängige Volks- 
pension (Grundrente) und die einkommensbezogene öf- 
fentliche (Zusatz-)Rente werden überwiegend aus dem 
Steueraufkommen bzw. steuerähnliche Abgaben finan- 
ziert. In Norwegen zahlen Arbeitnehmer zusätzlich einen 
festen Satz vom persönlichen Einkommen (7,8 %) in den 
Fond der ,,Folketrygd" (,,Volksfürsorge"), Der Satz für den 
Arbeitgeberanteil an den Sozialabgaben ist regional ge- 
staffelt und wird in Norwegen zusätzlich als Mittel der re- 
gionalen Wirtschaftsförderung angewandt. Der Arbeitge- 
beranteil ist von 14 - 0 O h  nach Regionen gestaffelt, um zu 
Investitionen in benachteiligten Gebieten anzureizen. 

Privatezusatzrenten. Die seit einigen Jahren (auch in an- 
deren nordischen Ländern eingeführte) betrieblich bzw. ta- 
rifvertraglich vereinbarte, privatrechtlich finanzierte zusätzli- 
che Altersversorgung erlaubt eine den jeweiligen Wirt- 
schaftsbedingungen im Prinzip anpassbare Regelungen. 

Anwendungsbeispiel ,,Flexibilität der Arbeit" durch 
Mutterschaftsgehalt: 
Ein Jahr staatliches Gehalt während des Mutterschaftsur- 
laubs fördert Berufstätigkeit von Frauen und hohe Gebur- 
tenrate. In Norwegen hat jede arbeitende Frau Anspruch auf 

bezahlten Mutterschaftsurlaub für mindestens 42 Wochen 
(1 00 O/O des Gehalts), 52 Wochen (80 % des Gehalts) oder 
eine Streckung auf einem ,,ZeitkontoS') bis zu drei Jahre, um 
zeitweise halbtags mit entsprechendem Zuschuß zu arbei- 
ten. Männer müssen mindestens 4 Wochen des ,,Mutter- 
schaftsurlaubs" übernehmen. Dänemark, Schweden und 
Finnland haben vergleichbare Regelungen. 

Die hohen Kosten für vollbezahltem Mutterschaftsur- 
laub, das Rentensystem und die hohe Grundsicherung zah- 
len sich volkswirtschaftlich aus: Die Wirtschaft kann für ei- 
nen flexibleren Arbeitsmarkt leichter und mehr Arbeitsplät- 
ze schaffen, mehr Frauen tragen durch flexible Teilzeit oder 
Vollzeitarbeit zum Bruttosozialprodukt bei. 

Wie Joakim Palme auf der nordischen Sozialstaatskon- 
ferenz berichtete, wird die Aktivierung zur Erwerbsarbeit 
nicht nur durch Ganztagsbetreuung in Schule und Kinder- 
garten unterstützt. In Finnland und Schweden gebe es das 
,,Recht des Kindes auf Betreuung'' nicht nur durch öffent- 
liche Betreuungseinrichtungen, sondern auch durch Zu- 
schüsse zur privaten Betreuung. 

Im Ergebnis bleiben Frauen meist auch bei zwei oder drei 
Kindern aktiv berufstätig und haben nicht die in Deutsch- 
land verbreiteten Dequalifizierungs- und Wiedereingliede- 
rungsprobleme nach der Aufzucht der Kinder. Das Flexibili- 
tätsrisiko bleibt erträglich selbst für diejenigen, die nie oder 
nur sporadisch eigenes Einkommen hatten (2.B. Hausfrau- 
en), weil niemand unter den 1.500,- DM-Satz bei der Rente 
fallen kann. 

Finanzierungsbasis des Nordischen Wohlfahrtsstaa- 
tes 
Die Form der Finanzierung der Sozialausgaben ist ver- 
gleichsweise irrelevant für die Gesamtheit des Steuer- und 
Abgaben-Niveaus (Internes FAFO Arbeitspapier 311 996). 
Auch die Kosten des nordischen und des kontinentaleuro- 

Die drei  Haupttypen von Sozialstaatsmodellen 

Sozialversicherung 

zur Sicherung des Exis 

Abb. 1: Funküonsprofile unterschiedlicher Typen des Sozialstaats 
Quel le:  Fr i tz  W. S c h a r p f ,  S o z i a l s t a a t e n  i n  der Global is ierungsfal le? L e h r e n  a u s  
d e m  i n t e r n a t i o n a l e n  Vergle ich Max-Planck- Inst i tut  fur  Gesel lschaftsforschung,  Koln 
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päischen Modells sind vergleichweise ähnlich (siehe auch 
Grafik 2 und 3). 

Bei den Skandinaviern sind hohe Konsumsteuern,.d.h. 
die Mehrwertsteuer (23.25%) - neben anderen hohen 
Konsumsteuern und Abgaben z.B. für Autos - eine zentra- 
le Basis des modernen Sozialstaats. Ist eine solch hohe 
Konsumsteuer fast nicht ein Schlag in das Gesicht der Ar- 
men? . Der ehemalige dänische Finanzminister Mogens 
Lykketoft antwortete auf diese Frage: ,,Eine solche Diskus- 
sion hatten wir auch. Aber die Mehrwertsteuer ist nur 
dann eine Steuer gegen die Armen, wenn wir die Armen in 
der Armut lassen. Wenn wir ein hohes Grundniveau für alle 
sichern, ist die Mehrwertsteuer doch kein Problem. Im Ge- 
genteil: Wer viel konsumiert, und das sind nun mal die Rei- 
chen, zahlt auch viel Steuern.'' 

Der Grundgedanke: Die stärkere Finanzierung des 
Wohlfahrtsstaates durch Konsumsteuern ist nicht nur für 
die Staatseinnahmen attraktiv. Sie legt auch einen Teil des 
Schwarzen Arbeitsmarktes lahm: Wer viel Geld verdient, 
ob legal oder illegal, will konsumieren. Hohe Konsumsteu- 
ern und Luxussteuern treffen auch diejenigen, die weniger 
oder gar keine Einkommenssteuer zahlen. 

Mit  anderen Worten: Über die hohen Konsumsteuern 
zahlen alle ihren Anteil in das gesamte staatliche Siche- 
rungssystem. Damit zahlen ,,Reiche" wie ,,Schwarzarbei- 
ter" einen Beitrag ins System. Die Konsum- und Luxussteu- 
ern enthalten eine Reihe ökologischer und anderer Elemen- 
te wie hohe Steuern und Abgaben für Privat-PKW, Alkohol, 
Mineralölsteuer, CO2-Abgaben. Unter der Voraussetzung 
der hohen Grundversorgung wirkt die Betonung der Kon- 
sumsteuer sowohl als ökonomischer Anreiz für alle als 
auch als Finanzierungsgarantie des Sozialstaats. Sie ist da- 
mit in Skandinavien für fast alle politischen Lager akzepta- 

bel qeworden.Darüber hinaus 

Insgesamt haben die ,,nordischen In Norwegen durch die 
Senkung der Lohn- und Ein- 

Wohlfahrtsstaaten" durch Reformen kommenssteuern bei gleichzei- 

mehr Arbeitsplätze ohne ernsthaften tigem Wegfall zahlreicher Ab- 
schreibungsmöglichkeiten Lei- 

Sozialabbau geschaffen stung durch lohnabhängige 

Arbeit ebenso wie Selbständig- 
keit interessanter gemacht werden. Die Steuerreform in 
Norwegen Anfang der 90er Jahre reduzierte die maximale 
Lohn- und Einkommensteuer von 72 auf 50 %, die Unter- 
nehmenssteuer von 50 auf 28 % (bei drastischer Reduzie- 
rung nicht-investiver Abschreibungen). Untersuchungen 
nach der Steuerreform zeigten eine wachsende Ablehnung 
der Schwarzarbeit in der norwegischen Bevölkerung 

Fazit 
Es lohnt sich, die nordischen Erfahrungen unter dem 
Aspekt der ,,Zukunft des Sozialstaats" unter folgenden Ge- 
sichtspunkten auswerten: 

die Kosten-Nutzen-Wirkung von Einzelreformen (z.B. 
Kosten von Mutterschaftsgehalt an berufstätige Mütter vs. 
Nutzen durch Beschäftigungseffekt) 

die dynamischen Wechselwirkungen zwischen Maß- 
nahmen der Finanz-, Wirtschafts-, Sozial- und Frauenpoli- 
tik 

die mögliche Übertragbarkeit von bestimmten Refor- 
men oder Prinzipien auf die unterschiedlichen nationalen 
Bedingungen etwa in Deutschland und Skandinavien. 

Hinzu kommt, dass Reformen hierzulande werden oft 
nur innerhalb des bestehenden Einzelsystems diskutiert 
und weniger in ihrer Wechselwirkung mit verschiedenen 
Reformmaßnahmen (Rente, Sozialhilfe, Arbeitslosenversi- 

cherung, Steuer, Öffnungszeiten usw.). Anders in Skandi- 
navien, deshalb dazu abschließend einige Beispiele 

Wirtschafts- und Sozialpolitik, Öffnungszeiten und 
Ausländerintegration 
Norwegen hat positive Erfahrungen mit liberalisierten La- 
denöffnungszeiten (z.T. beschränkt auf kleinere Läden) ge- 
macht. Die hohe Grundversorgung und die einfacherer Er- 
werbung ,,hoher8' Pensionspunkte macht viele Leute offe- 
ner für Teilzeitarbeitsplätze, die durch die freien Öffnungs- 
zeiten geschaffen werden. 

Zugleich wirken sie integrativ Statt mit Sozialhilfe ver- 
dienen viele Einwandererfamilien ihren Unterhalt mit bis 
spät abends geöffneten Läden., was zugleich auch kultu- 
rellen Traditionen entspricht (Läden als Kommunikations- 
ort). Dieser lntegrationseffekt wird in Norwegen verstärkt 
durch das Recht auf 600 Unterrichtsstunden kostenlosen 
Sprachunterricht und das Recht auf Staatsbürgerschaft 
(nach 7 Jahren Aufenthalt). Untersuchungen der Osloer 
Polizei zu Folge ist die Kriminalitätsrate dieser Gruppe von 
Einwanderern geringer als bei Norwegern. 

Regionalisierung der Sozial- und Wirtschaftspolitik: 
In Dänemark und Norwegen ist es gelungen, unbürokra- 
tisch ,,unattraktive" Regionen wirtschaftlich profitabel zu 
machen: 

Norwegen ist in bestimmte Zonen eingeteilt, in denen 
u.a. die Lohnnebenkosten bzw. Sozialabgaben der Unter- 
nehmen von 14 bis zu null Prozent gestaffelt sind oder z.B. 
Rückzahlungsraten für Studien-/Ausbildungskredite für 
dort angesiedelte Arbeitnehmer reduziert werden. 

In Dänemark wurde die Arbeitsverwaltung dezentrali- 
siert, regionale Arbeitsmarksräte aus Vertretern der Kom- 
munen, der Gewerkschaften und Unternehmen gebildet, 
um Qualifizierung von Arbeitslosen und Schaffung von Ar- 
beitsplätzen sowie staatliche Hilfen vor Ort zu koordinie- 
ren. 

Insgesamt haben die ,,nordischen Wohlfahrtsstaaten" 
durch Reformen mehr Arbeitsplätze ohne ernsthaften Sozi- 
alabbau geschaffen. Der Sozialstaat finanziert sich nicht 
überwiegend durch Lohnnebenkosten, sondern durch die 
Steuern mit einem hohen Anteil an Konsumsteuern und 
Abgaben aller Einwohner. Das macht ihn vergleichsweise 
unabhängiger von wechselndem Grad der Vollbeschäfti- 

gung. 
Anstelle des ,,nordischen Modells" gibt es auch noch 

eine andere Alternative zur Verbreiterung der Finanzie- 
rungsbasis des Sozialstaates: das ,,Schweizer" Modell mit 
einer ,,Pflichtversicherung für alle" (Arbeitnehmer wie Selb- 
ständige, unabhängig von der Einkommenshöhe). 

In seiner Gesamtheit von Wirtschafts-, Finanz- und So- 
zialpolitik ist es dem Modell des ,,Nordischen Wohlfahrts- 
staates" unter in Jahrzehnten nur kurz unterbrochener so- 
zialdemokratischer Führung gelungen, Sicherheit im Wan- 
del zu gestalten: Soziale Sicherheit, Hurnanisierung wie Fle- 
xibilisierung der Arbeit und Effizienz der Volkswirtschaft. 

Allerdings nicht alles ist übertragbar und auch nicht 
wünschbar. Negatives Beispiel: Das norwegische staatliche, 
zentralistische Gesundheitssystem ist zwar ,,billiger" (ca. 7% 
des BSP in N vs. 1 1% in D); es ist bis auf gewisse Eigenantei- 
le ,,kostenlos", also ohne separate Versicherungsbeiträge. 
Fehlerhafte Planung und Ideologie (,,Mehr Angebot schafft 
nur mehr Bedarf") hatten aber eine erhebliche Unterversor- 
gung zur Folge, unter denen das Gesundheitsystem seit Jah- 
ren leidet. Ähnliches gilt für Dänemark in abgeschwächtem 
Ausmaß. SPW 

E igentlich sollten es nur die üblichen 1.30 im Nach- 
richtenblock werden. Das Land der EU-Ratspräsi- 
dentschaft im Sauseschritt. Dass der amerikanische 

Fernsehkanal CNN schließlich weltweit ein 20-Minuten- 
Porträt über Schweden ausstrahlte, hatte mit etwas zu tun, 
was der CNN-Reporter während seiner Recherchen ent- 
deckt und einfach nicht fassen konnte: Da gab es doch tat- 
sächlich ein Land, in dem Männer sich zuhause um ihren 
Nachwuchs kümmern, den Familieneinkauf erledigen, 
Windeln wickeln und Märchen vorlesen und - kaum zu 
glauben - auch noch Geld dafür kriegen. Und damit nicht 
genug: Selbst konservative Politiker scheinen das toll zu fin- 

J 

den, vor allem aber die Unternehmer. Die ermuntern ihre 
männlichen Angestellten sogar - egal auf welcher Hierar- 
chie-Ebene-, sich ihre Flügel als Väter nicht stutzen zu las- 

I 
Sen und gefälligst etwas in Anspruch zu nehmen, was auf 
den Namen ,,Pappamonat" hört. 

Nicht nur ein amerikanischer CNN-Reporter kann da ins 
Staunen kommen. ,,Pappamonat"? Wer denkt denn an so 
was? Vor allem in einer Zeit, die nur so brummt vor ökono- 
mischen Veränderungen und den Auswirkungen der Glo- 
balisierung. 

Aber so sind sie nun mal, die Schweden. Die denken an 
so was. Sogar in Krisenzeiten. Denn just in den Jahren, als 
das 8.9 Millionen-Volk arbeitsmarktpolitisch den drama- 
tischsten Einbruch in der Nachkriegszeit mit all seinen Ne- 
benwirkungen durchlebte, kam innerhalb des Elternur- 
laubs der ,,Pappamonat" als Rechtsanspruch. Und vielleicht 
als Synonym dafür, welche Teile des Wohlfahrtsstaates im 
gesellschaftlichen Konsens als unverzichtbar gelten, auch 
in Krisenzeiten gesichert und weiterentwickelt werden sol- 
len. Aber der Reihe nach. 

Die zentrale Frage, um die es vor allem ab 1991 ging, 
als die Krise über Schweden zusammenschlug, lautete: 
Kann das System der generellen Wohlfahrt, das sich aus 
dem weltweit größten öffentlichen Dienstleistungssektor, 
einem das ganze Leben und alle Menschen umfassenden 
Sozialleistungsgebäude und einem auf Umverteilung an- 
gelegten Steuersystem zusammensetzt, angesichts ökono- 
mischer Entwicklungen, die den Staatshaushalt in tiefe De- 
fizite stürzen lassen, angesichts starker Strukturverände- 
rungen in der Wirtschaft, überhaupt noch funktionieren? 

Oder anders herum gefragt. Ist nicht gerade der Proto- 
typ des generellen Wohlfahrtsstaates die Ursache der Kri- 
se? Zu teuer, zu ineffizient, zu allumfassend? Musste es 
nicht so kommen wie es kam? Hatte Schweden sozial- 
staatsmässig nicht über seine Verhältnisse gelebt? Also 
runter mit der Wohlfahrt, damit es gesamtgesellschaftlich 
wieder aufwärts gehen kann? 

Als nach drei bürgerlichen Jahren 1994 die Sozialde- 
mokraten zurück an die Regierung kamen, lag die Arbeits- 
losigkeit bei 8 %, jede vierte Krone im Staatshaushalt mus- 
ste über Kredite finanziert, 200 Kronen vom Kindergeld 
oder 3000 Kronen des Lohnes einer Krankenschwester am 
internationalen Kapitalmark geliehen werden. 

Die neue Regierung zog die Notbremse und setzte sich 
ehrgeizige Ziele: Halbierung der Arbeitslosigkeit bis zum 
Jahr 2000, Haushaltskonsolidierung via Rosskur. Und sie 
sagte ummissverständlich, wie das passieren sollte: 

Durch Steuererhöhungen und Leistungs-Kürzungen, 
wobei das oberste Fünftel an der Spitze der Einkommens- 
pyramide zwei Fünftel der Sanierungslasten zu tragen 
habe. 

Ministerpräsident Persson wurde daraufhin in auslandi- 
schen Zeitungen, in deren Erscheinungsländern teilweise 
noch nicht mal die Hälfte der schwedischen Leistungsni- 

veaus nach Kürzung zu sichten war bzw. überhaupt keine 
vergleichbaren Sozialleistungen der ,,brutalste Haushalts- 
sanierer der Welt" gescholten. Parteifreunde nannten ihn - 
die sinkenden Popularitätsziffern für die Sozialdemokratie 
machten ihnen zu schaffen-, den ,,widerlichsten Drecks- 
kerl, den wir je in der Arbeiterbewegung hatten". Aber der 
ehemalige Finanzminister ließ sich nicht beirren auf seinem 
Weg der Sanierung. Dies getreu dem Motto - wie er in ei- 
nem ,,Spiegel"-Interview verriet: „Sei rüde, sei ehrlich, 
mach es schnell". Und Persson wurde nicht müde, den 
Schweden zu erklären, worum es gehe: 

Um den Erhalt und die Weiterentwicklung des Kerns 
staatlicher Wohlfahrt in Zeiten der Globalisierung. Und die- 
sen Kern definierte die Regierung in erster Linie mit der Bil 
dung, dem Gesundheitsbereich und Einrichtungen für Kin- 
der und Ältere, mit öffentlich finanzierter Arbeit und 
Dienstleistung. Darüberhinaus 
sei Wohlfahrt mehr als traditio- Gleichberechtigungspolitik: wird of- 
nelle Wohlfahrtspolitik, viel- 
mehr handele es um eine fetlsiver als Je Zuvor vorangetrieben - 
integrativund emanzipatorisch als , , ~ ~ t ~ ~  für wachstum und ~ ~ t -  
angelegte Gesellschaft mit ei- 
nem sicheren Alltag, kürzeren 
Arbeitszeiten, ohne Diskrimi- 
nierung, mit Gleichberechtigung und einer lebenden De- 
mokratie. Worauf es ankomme: gerechte Verteilung, 
Wachstum und Beschäftigung. 

Im Herbst 1997 lag die Arbeitslosigkeit in Schweden 
bereits bei 6.8 Prozent, 1998 waren die öffentlichen Finan- 
zen nahezu ausgeglichen. Was war konkret in der Zwi- 
schenzeit passiert. Einige Schlaglichter: 

Die Regierung führte eine eine sog. ,,värnskatt" für all 
jene ein, die mehr als 221.500 skr. - rd. 46.000 M a r k  im 
Jahr verdienen. Eine Art Solidaritätszuschlag, befristet, 

Gisela Pettersson, Journalistin & Autorin, lebt in Hamburg 
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päischen Modells sind vergleichweise ähnlich (siehe auch 
Grafik 2 und 3). 

Bei den Skandinaviern sind hohe Konsumsteuern,.d.h. 
die Mehrwertsteuer (23.25%) - neben anderen hohen 
Konsumsteuern und Abgaben z.B. für Autos - eine zentra- 
le Basis des modernen Sozialstaats. Ist eine solch hohe 
Konsumsteuer fast nicht ein Schlag in das Gesicht der Ar- 
men? . Der ehemalige dänische Finanzminister Mogens 
Lykketoft antwortete auf diese Frage: ,,Eine solche Diskus- 
sion hatten wir auch. Aber die Mehrwertsteuer ist nur 
dann eine Steuer gegen die Armen, wenn wir die Armen in 
der Armut lassen. Wenn wir ein hohes Grundniveau für alle 
sichern, ist die Mehrwertsteuer doch kein Problem. Im Ge- 
genteil: Wer viel konsumiert, und das sind nun mal die Rei- 
chen, zahlt auch viel Steuern.'' 

Der Grundgedanke: Die stärkere Finanzierung des 
Wohlfahrtsstaates durch Konsumsteuern ist nicht nur für 
die Staatseinnahmen attraktiv. Sie legt auch einen Teil des 
Schwarzen Arbeitsmarktes lahm: Wer viel Geld verdient, 
ob legal oder illegal, will konsumieren. Hohe Konsumsteu- 
ern und Luxussteuern treffen auch diejenigen, die weniger 
oder gar keine Einkommenssteuer zahlen. 

Mit  anderen Worten: Über die hohen Konsumsteuern 
zahlen alle ihren Anteil in das gesamte staatliche Siche- 
rungssystem. Damit zahlen ,,Reiche" wie ,,Schwarzarbei- 
ter" einen Beitrag ins System. Die Konsum- und Luxussteu- 
ern enthalten eine Reihe ökologischer und anderer Elemen- 
te wie hohe Steuern und Abgaben für Privat-PKW, Alkohol, 
Mineralölsteuer, CO2-Abgaben. Unter der Voraussetzung 
der hohen Grundversorgung wirkt die Betonung der Kon- 
sumsteuer sowohl als ökonomischer Anreiz für alle als 
auch als Finanzierungsgarantie des Sozialstaats. Sie ist da- 
mit in Skandinavien für fast alle politischen Lager akzepta- 

bel qeworden.Darüber hinaus 

Insgesamt haben die ,,nordischen In Norwegen durch die 
Senkung der Lohn- und Ein- 

Wohlfahrtsstaaten" durch Reformen kommenssteuern bei gleichzei- 

mehr Arbeitsplätze ohne ernsthaften tigem Wegfall zahlreicher Ab- 
schreibungsmöglichkeiten Lei- 

Sozialabbau geschaffen stung durch lohnabhängige 

Arbeit ebenso wie Selbständig- 
keit interessanter gemacht werden. Die Steuerreform in 
Norwegen Anfang der 90er Jahre reduzierte die maximale 
Lohn- und Einkommensteuer von 72 auf 50 %, die Unter- 
nehmenssteuer von 50 auf 28 % (bei drastischer Reduzie- 
rung nicht-investiver Abschreibungen). Untersuchungen 
nach der Steuerreform zeigten eine wachsende Ablehnung 
der Schwarzarbeit in der norwegischen Bevölkerung 

Fazit 
Es lohnt sich, die nordischen Erfahrungen unter dem 
Aspekt der ,,Zukunft des Sozialstaats" unter folgenden Ge- 
sichtspunkten auswerten: 

die Kosten-Nutzen-Wirkung von Einzelreformen (z.B. 
Kosten von Mutterschaftsgehalt an berufstätige Mütter vs. 
Nutzen durch Beschäftigungseffekt) 

die dynamischen Wechselwirkungen zwischen Maß- 
nahmen der Finanz-, Wirtschafts-, Sozial- und Frauenpoli- 
tik 

die mögliche Übertragbarkeit von bestimmten Refor- 
men oder Prinzipien auf die unterschiedlichen nationalen 
Bedingungen etwa in Deutschland und Skandinavien. 

Hinzu kommt, dass Reformen hierzulande werden oft 
nur innerhalb des bestehenden Einzelsystems diskutiert 
und weniger in ihrer Wechselwirkung mit verschiedenen 
Reformmaßnahmen (Rente, Sozialhilfe, Arbeitslosenversi- 

cherung, Steuer, Öffnungszeiten usw.). Anders in Skandi- 
navien, deshalb dazu abschließend einige Beispiele 

Wirtschafts- und Sozialpolitik, Öffnungszeiten und 
Ausländerintegration 
Norwegen hat positive Erfahrungen mit liberalisierten La- 
denöffnungszeiten (z.T. beschränkt auf kleinere Läden) ge- 
macht. Die hohe Grundversorgung und die einfacherer Er- 
werbung ,,hoher8' Pensionspunkte macht viele Leute offe- 
ner für Teilzeitarbeitsplätze, die durch die freien Öffnungs- 
zeiten geschaffen werden. 

Zugleich wirken sie integrativ Statt mit Sozialhilfe ver- 
dienen viele Einwandererfamilien ihren Unterhalt mit bis 
spät abends geöffneten Läden., was zugleich auch kultu- 
rellen Traditionen entspricht (Läden als Kommunikations- 
ort). Dieser lntegrationseffekt wird in Norwegen verstärkt 
durch das Recht auf 600 Unterrichtsstunden kostenlosen 
Sprachunterricht und das Recht auf Staatsbürgerschaft 
(nach 7 Jahren Aufenthalt). Untersuchungen der Osloer 
Polizei zu Folge ist die Kriminalitätsrate dieser Gruppe von 
Einwanderern geringer als bei Norwegern. 

Regionalisierung der Sozial- und Wirtschaftspolitik: 
In Dänemark und Norwegen ist es gelungen, unbürokra- 
tisch ,,unattraktive" Regionen wirtschaftlich profitabel zu 
machen: 

Norwegen ist in bestimmte Zonen eingeteilt, in denen 
u.a. die Lohnnebenkosten bzw. Sozialabgaben der Unter- 
nehmen von 14 bis zu null Prozent gestaffelt sind oder z.B. 
Rückzahlungsraten für Studien-/Ausbildungskredite für 
dort angesiedelte Arbeitnehmer reduziert werden. 

In Dänemark wurde die Arbeitsverwaltung dezentrali- 
siert, regionale Arbeitsmarksräte aus Vertretern der Kom- 
munen, der Gewerkschaften und Unternehmen gebildet, 
um Qualifizierung von Arbeitslosen und Schaffung von Ar- 
beitsplätzen sowie staatliche Hilfen vor Ort zu koordinie- 
ren. 

Insgesamt haben die ,,nordischen Wohlfahrtsstaaten" 
durch Reformen mehr Arbeitsplätze ohne ernsthaften Sozi- 
alabbau geschaffen. Der Sozialstaat finanziert sich nicht 
überwiegend durch Lohnnebenkosten, sondern durch die 
Steuern mit einem hohen Anteil an Konsumsteuern und 
Abgaben aller Einwohner. Das macht ihn vergleichsweise 
unabhängiger von wechselndem Grad der Vollbeschäfti- 

gung. 
Anstelle des ,,nordischen Modells" gibt es auch noch 

eine andere Alternative zur Verbreiterung der Finanzie- 
rungsbasis des Sozialstaates: das ,,Schweizer" Modell mit 
einer ,,Pflichtversicherung für alle" (Arbeitnehmer wie Selb- 
ständige, unabhängig von der Einkommenshöhe). 

In seiner Gesamtheit von Wirtschafts-, Finanz- und So- 
zialpolitik ist es dem Modell des ,,Nordischen Wohlfahrts- 
staates" unter in Jahrzehnten nur kurz unterbrochener so- 
zialdemokratischer Führung gelungen, Sicherheit im Wan- 
del zu gestalten: Soziale Sicherheit, Hurnanisierung wie Fle- 
xibilisierung der Arbeit und Effizienz der Volkswirtschaft. 

Allerdings nicht alles ist übertragbar und auch nicht 
wünschbar. Negatives Beispiel: Das norwegische staatliche, 
zentralistische Gesundheitssystem ist zwar ,,billiger" (ca. 7% 
des BSP in N vs. 1 1% in D); es ist bis auf gewisse Eigenantei- 
le ,,kostenlos", also ohne separate Versicherungsbeiträge. 
Fehlerhafte Planung und Ideologie (,,Mehr Angebot schafft 
nur mehr Bedarf") hatten aber eine erhebliche Unterversor- 
gung zur Folge, unter denen das Gesundheitsystem seit Jah- 
ren leidet. Ähnliches gilt für Dänemark in abgeschwächtem 
Ausmaß. SPW 

E igentlich sollten es nur die üblichen 1.30 im Nach- 
richtenblock werden. Das Land der EU-Ratspräsi- 
dentschaft im Sauseschritt. Dass der amerikanische 

Fernsehkanal CNN schließlich weltweit ein 20-Minuten- 
Porträt über Schweden ausstrahlte, hatte mit etwas zu tun, 
was der CNN-Reporter während seiner Recherchen ent- 
deckt und einfach nicht fassen konnte: Da gab es doch tat- 
sächlich ein Land, in dem Männer sich zuhause um ihren 
Nachwuchs kümmern, den Familieneinkauf erledigen, 
Windeln wickeln und Märchen vorlesen und - kaum zu 
glauben - auch noch Geld dafür kriegen. Und damit nicht 
genug: Selbst konservative Politiker scheinen das toll zu fin- 
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den, vor allem aber die Unternehmer. Die ermuntern ihre 
männlichen Angestellten sogar - egal auf welcher Hierar- 
chie-Ebene-, sich ihre Flügel als Väter nicht stutzen zu las- 

I 
Sen und gefälligst etwas in Anspruch zu nehmen, was auf 
den Namen ,,Pappamonat" hört. 

Nicht nur ein amerikanischer CNN-Reporter kann da ins 
Staunen kommen. ,,Pappamonat"? Wer denkt denn an so 
was? Vor allem in einer Zeit, die nur so brummt vor ökono- 
mischen Veränderungen und den Auswirkungen der Glo- 
balisierung. 

Aber so sind sie nun mal, die Schweden. Die denken an 
so was. Sogar in Krisenzeiten. Denn just in den Jahren, als 
das 8.9 Millionen-Volk arbeitsmarktpolitisch den drama- 
tischsten Einbruch in der Nachkriegszeit mit all seinen Ne- 
benwirkungen durchlebte, kam innerhalb des Elternur- 
laubs der ,,Pappamonat" als Rechtsanspruch. Und vielleicht 
als Synonym dafür, welche Teile des Wohlfahrtsstaates im 
gesellschaftlichen Konsens als unverzichtbar gelten, auch 
in Krisenzeiten gesichert und weiterentwickelt werden sol- 
len. Aber der Reihe nach. 

Die zentrale Frage, um die es vor allem ab 1991 ging, 
als die Krise über Schweden zusammenschlug, lautete: 
Kann das System der generellen Wohlfahrt, das sich aus 
dem weltweit größten öffentlichen Dienstleistungssektor, 
einem das ganze Leben und alle Menschen umfassenden 
Sozialleistungsgebäude und einem auf Umverteilung an- 
gelegten Steuersystem zusammensetzt, angesichts ökono- 
mischer Entwicklungen, die den Staatshaushalt in tiefe De- 
fizite stürzen lassen, angesichts starker Strukturverände- 
rungen in der Wirtschaft, überhaupt noch funktionieren? 

Oder anders herum gefragt. Ist nicht gerade der Proto- 
typ des generellen Wohlfahrtsstaates die Ursache der Kri- 
se? Zu teuer, zu ineffizient, zu allumfassend? Musste es 
nicht so kommen wie es kam? Hatte Schweden sozial- 
staatsmässig nicht über seine Verhältnisse gelebt? Also 
runter mit der Wohlfahrt, damit es gesamtgesellschaftlich 
wieder aufwärts gehen kann? 

Als nach drei bürgerlichen Jahren 1994 die Sozialde- 
mokraten zurück an die Regierung kamen, lag die Arbeits- 
losigkeit bei 8 %, jede vierte Krone im Staatshaushalt mus- 
ste über Kredite finanziert, 200 Kronen vom Kindergeld 
oder 3000 Kronen des Lohnes einer Krankenschwester am 
internationalen Kapitalmark geliehen werden. 

Die neue Regierung zog die Notbremse und setzte sich 
ehrgeizige Ziele: Halbierung der Arbeitslosigkeit bis zum 
Jahr 2000, Haushaltskonsolidierung via Rosskur. Und sie 
sagte ummissverständlich, wie das passieren sollte: 

Durch Steuererhöhungen und Leistungs-Kürzungen, 
wobei das oberste Fünftel an der Spitze der Einkommens- 
pyramide zwei Fünftel der Sanierungslasten zu tragen 
habe. 

Ministerpräsident Persson wurde daraufhin in auslandi- 
schen Zeitungen, in deren Erscheinungsländern teilweise 
noch nicht mal die Hälfte der schwedischen Leistungsni- 

veaus nach Kürzung zu sichten war bzw. überhaupt keine 
vergleichbaren Sozialleistungen der ,,brutalste Haushalts- 
sanierer der Welt" gescholten. Parteifreunde nannten ihn - 
die sinkenden Popularitätsziffern für die Sozialdemokratie 
machten ihnen zu schaffen-, den ,,widerlichsten Drecks- 
kerl, den wir je in der Arbeiterbewegung hatten". Aber der 
ehemalige Finanzminister ließ sich nicht beirren auf seinem 
Weg der Sanierung. Dies getreu dem Motto - wie er in ei- 
nem ,,Spiegel"-Interview verriet: „Sei rüde, sei ehrlich, 
mach es schnell". Und Persson wurde nicht müde, den 
Schweden zu erklären, worum es gehe: 

Um den Erhalt und die Weiterentwicklung des Kerns 
staatlicher Wohlfahrt in Zeiten der Globalisierung. Und die- 
sen Kern definierte die Regierung in erster Linie mit der Bil 
dung, dem Gesundheitsbereich und Einrichtungen für Kin- 
der und Ältere, mit öffentlich finanzierter Arbeit und 
Dienstleistung. Darüberhinaus 
sei Wohlfahrt mehr als traditio- Gleichberechtigungspolitik: wird of- 
nelle Wohlfahrtspolitik, viel- 
mehr handele es um eine fetlsiver als Je Zuvor vorangetrieben - 
integrativund emanzipatorisch als , , ~ ~ t ~ ~  für wachstum und ~ ~ t -  
angelegte Gesellschaft mit ei- 
nem sicheren Alltag, kürzeren 
Arbeitszeiten, ohne Diskrimi- 
nierung, mit Gleichberechtigung und einer lebenden De- 
mokratie. Worauf es ankomme: gerechte Verteilung, 
Wachstum und Beschäftigung. 

Im Herbst 1997 lag die Arbeitslosigkeit in Schweden 
bereits bei 6.8 Prozent, 1998 waren die öffentlichen Finan- 
zen nahezu ausgeglichen. Was war konkret in der Zwi- 
schenzeit passiert. Einige Schlaglichter: 

Die Regierung führte eine eine sog. ,,värnskatt" für all 
jene ein, die mehr als 221.500 skr. - rd. 46.000 M a r k  im 
Jahr verdienen. Eine Art Solidaritätszuschlag, befristet, 

Gisela Pettersson, Journalistin & Autorin, lebt in Hamburg 
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Höhe 5%, also eine vorübergehende Erhöhung der Ein- 
kommenssteuer. 

Leistungen innerhalb der Sozialversicherung wurden 
von ehemals 90% auf im Durchschnitt 75% herunterge- 
kürzt. Von der Elternversicherung über das Krankengeld bis 
zur Arbeitslosenunterstützung. 

Geldleistungen und Bemessungssätze wurden redu- 
ziert: Das Kindergeld beispielsweise ging von 750 auf 640 

Kronen im Monat runter, das 
Wohngeld wurde gekürzt. Am 

Fast 34 Prozent der schwedischen Vä- Bemessunqsqrundsatz, der di. 
ter elternurlauben. Das hilft der Um- rekte ~uswirkungen auf die 

Entwicklung der Pensionen, 
verteilung von Zeit, Geld und Macht oder die Höhe 
auf die Sprünge. der Sozialhilfe hat, wurde ge- 

schnipselt: Nicht mehr 100, 
sondern nur noch 60% der In- 

flationsrate wurden berücksichtigt. 
Es kamen ein Karenztag, die Selbstbeteiligung bei Arz- 

nei-, Arzt- und Krankenhauskosten erhöhte sich. 
Der Zeitraum, in der Arbeitgeber Krankengeld bezahlen 

mussten, bevor die gesetzliche Lösung greift, wurde von 
bis dato 14 auf 28 Tage ausgeweitet. 

Und so weiter. Die Regierung kürzte und schnipselte 
bei den Leistungen und fuhr die Steuerbelastungen hoch. 
Es gab niemanden, der nicht betroffen gewesen wäre. Und 
sie machte parallel dazu noch was anderes: 

Sie forcierte Reformprozesse und Gesetzesvorhaben, 
die das - wie Persson es definiert hatte - ,,Kerngeschäft 
der Wohlfahrt" neu in Schwung bringen sollten: unter 
anderem ging es darum, die Sozialkassen auf stabilere 
Beine zu stellen, neue und gute Arbeit zu schaffen sowie 
Gleichberechtigung und Chancengleichheit weiterzuent- 
wickeln. 

Bald zeichnete sich ab, dass es zu schaffen war, das ge- 
waltige Haushaltsdefizit in einen Überschuss in den öffent- 
lichen Kassen umzuwandeln. In einigen Zweigen der Sozi- 
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alversicherung gab es zweistellige Überschüsse. Ein Signal 
für Persson, Leistungskürzungen bei Gruppen wieder zu- 
rückzunehmen, die besonders hart von dem Sparkurs ge- 
troffen worden waren: So wurde das Kindergeld ebenso 
angehoben wie die Niveaus bei Elternurlaub oder Arbeits- 
losengeld. 

Der verheerenden arbeitsmarktpolitischen Entwicklung 
im öffentlichen Sektor - Zehntausende waren durch den 
Sparkurs auch gegenüber den Kommunen ihren Job losge- 
worden -wurde durch extra Zuschüsse an die Kommunen 
entgegengesteuert. 

Soweit in wenigen Strichen etwas zur gerade mal zwei 
1 

bis drei Jahre zurückliegenden Historie: Aktuell zeichnet 
sich folgendes ab: Obwohl die Kassen gut gefüllt sind, 
Schweden wirtschaftlich boomt und eine Modernisierung 
der Ökonomie recht gut geglückt ist: Wohlfahrt in Schwe- 
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den bedeutet nicht, das Volksheim von ehemals in den al- 
ten Grundrissen wiederherzustellen. Der Staat hat nicht 
mehr die Spendierhosen für alle an. 

Dahinter steht Perssons Philosophie, dass nur ein Staat, 
der Ordnung hat in seinem Haushalt, frei ist in seinen Ent- 
scheidungen, in die Zukunft zu investieren. Folgerichtig 
wird beispielsweise in Bildung und Gleichberechtigung ge- 
buttert, in Wachstumsbereiche wie IT oder Biotechnik. 
Persson: Wir haben den Sozialstaat getrimmt, um ihn zu 
retten, nicht um ihn abzuschaffen. 

Es geht um einen Mix aus staatlichen Leistungen und 
Eigenverantwortung, mehr Selbstbeteiligung, Privatisie- 
rungstendenzen, um Öffnung der staatlichen Systeme für 
individuelle Vermögensbildung, stärkere Zuordnung der 
Risiken, noch aktiveres - man könnte auch sagen restrikti- 
veres Umgehen mit den Mitteln für soziale Unterstüt- 
zungsleistungen. Es gibt Bereiche, in die hineingebuttert 
wird, beispielsweise in Bildung und Chancengleichheit. 
Schließlich geht es um Wachstum und Beschäftigung, um 
gesellschaftliche Reformen, um den Erhalt des Wohlfahrts- 
staates. 

Wie das in der Praxis aussehen kann? Ganz unter- 
schiedlich, wie einige Beispiele zeigen: 

Stichwort Rentenreform: von allen gewollt und mitge- 
tragen - ob Parteien oder Tarifpartner-, schließlich brüte- 
te Sachverstand auch 15 lange Jahre darüber. Die Reform 
soll resistent sein gegen arbeitsmarktpolitische, volkswirt- 
schaftliche und demografischeTurbulenzen und öffnet die 
Tur in die private Pensionsabsicherung, in die kapitalinten- 
sive Anlage. Die Einkommenspensionen basieren auf ei- 
nem festen Beitrag von 18,5 Prozent des Einkommens. 16 
O h  gehen in eine Art direktes Verteilungssystem von den 
Beschäftigen direkt an die Pensionäre, die restlichen 2,5 % 
in die sog. Prämienpension, also in die private Pensions- 9 

absicherung. Das Geld kann individuell angelegt oder in 
einen Fonds fließen, ist ab dem 61. Lebensjahr bean- 
spruchbar und kann auch vererbt werden. Weiterhin gibt 
es eine Grundsicherung in Form einer Garantierente. Die 
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beitragsfinanzierte Einkommenspension teilen sich Arbeit- 
nehmer und Arbeitgeber fifty-fifty. 

Stichwort Umverteilung: Während der Krise und auch 
jetzt gab und gibt es keine Versuche, vom Grundsatz her 
auf Umverteilung angelegte Politikrichtungen zu ändern. 
Elternurlaub beispielsweise in seiner Substanz ist nicht 
nur nach wie vor unangetastet und sichert den Eltern eine 
80-prozentige Einkommenskompensation, sondern er 
wurde weiterentwickelt mit dem Pappamonat. Das Er- 
gebnis bisher: Fast 34 Prozent der schwedischen Väter el- 
ternurlauben, eine Zahl, die das Zeug hat, gesellschaftli- 
chen Kulturwandel herbeizuführen, der Umverteilung 
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nordischen Staaten) akzeptiert. Das gewünschte Ergebnis 
ist eine relativ egalitäre, gleichwohl moderne ,,nordische" 
Gesellschaft. 

Die mit Arbeitgebern und Gewerkschaften vereinbarte 
,,Arbeitslinie" soll gewährleisten, dass das soziale Gesamt- 
System eine kontinuierliche hohe Beschäftigungsrate durch 
flexible Berufstätigkeit begünstigt, was die hohen Grund- 
versorgungskosten weiter relativiert. 

Die sozialen Kosten für die finanzielle Eigenständigkeit 
des Einzelnen, und insbesondere der Frauen, zahlen sich 
volkswirtschaftlich aus. Das Ergebnis ist eine außerordent- 
liche Beschäftigungsquote, weit höher als im EU-Durch- 
schnitt oder in Deutschland. In Norwegen 2.B. sind über 80 
Prozent aller Bürgerflnnen zwischen 16 und 67 Jahren be- 
rufstätig oder in Berufs~Weiterbildung. tragen also zum 
Sozialprodukt bei. 

Anwendungsbeispiel: Altersversorgung 
Das norwegische Rentensystems soll Lohnnebenkosten re- 
duzieren und die Menschen flexibler in ihrer Reaktion'auf 
individuelle oder konjunkturelle Bedingungen machen, da 
sie langfristig kaum Nachteile durch zeitweilig geringere 
Einkommen, Arbeitslosigkeit oder Teilzeitarbeit haben. 

Das System hat folgende Komponenten: 
Einkommensunabhängige Mindestrente bzw. ,,Volks- 

pension" (derzeit etwa 1.500 - 1700 DM pro Person in DK 
und N) fürjeden Einwohner im Rentenalter, unabhängig 
von Dauer oder Art der Berufstätigkeit. 

Einkommensbezogene öffentliche Rente für alle, die 
mindestens 40 Jahren eigenes Einkommen (gleich welcher 
Art) von mindestens 20.000 Nok (ca. DM 5.000) pro Jahr 
erzielt haben. Für die Höchstrente (66%, derzeit bis zu rund 
50.000 DM jährlicher Rente) sind in Norwegen die ,,besten 
20Iahre". nicht nur die letzen Berufsjahre, entscheidend, 
während der restlichen 20 Jahre reicht das Mindesteinkom- 
men. Anstelle von Mindesteinkommen reichen bis zu 7 Pfle- 
gejahre für Kinder oder Alte. Hierdurch sind die Menschen 
flexibel bei der Gestaltung der Lebensarbeit, ob halbtags, als 
,Familienpfleger', in Ausbildung oder mit kleineren Jobs. 

Eine überwiegend tarifveflraglich geregelte Zusatzpensi- 

Die Finanzierung des Rentensystems 
Öffentliche Renten. Die einkommens-abhängige Volks- 
pension (Grundrente) und die einkommensbezogene öf- 
fentliche (Zusatz-)Rente werden überwiegend aus dem 
Steueraufkommen bzw. steuerähnliche Abgaben finan- 
ziert. In Norwegen zahlen Arbeitnehmer zusätzlich einen 
festen Satz vom persönlichen Einkommen (7,8 %) in den 
Fond der ,,Folketrygd" (,,Volksfürsorge"), Der Satz für den 
Arbeitgeberanteil an den Sozialabgaben ist regional ge- 
staffelt und wird in Norwegen zusätzlich als Mittel der re- 
gionalen Wirtschaftsförderung angewandt. Der Arbeitge- 
beranteil ist von 14 - 0 O h  nach Regionen gestaffelt, um zu 
Investitionen in benachteiligten Gebieten anzureizen. 

Privatezusatzrenten. Die seit einigen Jahren (auch in an- 
deren nordischen Ländern eingeführte) betrieblich bzw. ta- 
rifvertraglich vereinbarte, privatrechtlich finanzierte zusätzli- 
che Altersversorgung erlaubt eine den jeweiligen Wirt- 
schaftsbedingungen im Prinzip anpassbare Regelungen. 

Anwendungsbeispiel ,,Flexibilität der Arbeit" durch 
Mutterschaftsgehalt: 
Ein Jahr staatliches Gehalt während des Mutterschaftsur- 
laubs fördert Berufstätigkeit von Frauen und hohe Gebur- 
tenrate. In Norwegen hat jede arbeitende Frau Anspruch auf 

bezahlten Mutterschaftsurlaub für mindestens 42 Wochen 
(1 00 O/O des Gehalts), 52 Wochen (80 % des Gehalts) oder 
eine Streckung auf einem ,,ZeitkontoS') bis zu drei Jahre, um 
zeitweise halbtags mit entsprechendem Zuschuß zu arbei- 
ten. Männer müssen mindestens 4 Wochen des ,,Mutter- 
schaftsurlaubs" übernehmen. Dänemark, Schweden und 
Finnland haben vergleichbare Regelungen. 

Die hohen Kosten für vollbezahltem Mutterschaftsur- 
laub, das Rentensystem und die hohe Grundsicherung zah- 
len sich volkswirtschaftlich aus: Die Wirtschaft kann für ei- 
nen flexibleren Arbeitsmarkt leichter und mehr Arbeitsplät- 
ze schaffen, mehr Frauen tragen durch flexible Teilzeit oder 
Vollzeitarbeit zum Bruttosozialprodukt bei. 

Wie Joakim Palme auf der nordischen Sozialstaatskon- 
ferenz berichtete, wird die Aktivierung zur Erwerbsarbeit 
nicht nur durch Ganztagsbetreuung in Schule und Kinder- 
garten unterstützt. In Finnland und Schweden gebe es das 
,,Recht des Kindes auf Betreuung'' nicht nur durch öffent- 
liche Betreuungseinrichtungen, sondern auch durch Zu- 
schüsse zur privaten Betreuung. 

Im Ergebnis bleiben Frauen meist auch bei zwei oder drei 
Kindern aktiv berufstätig und haben nicht die in Deutsch- 
land verbreiteten Dequalifizierungs- und Wiedereingliede- 
rungsprobleme nach der Aufzucht der Kinder. Das Flexibili- 
tätsrisiko bleibt erträglich selbst für diejenigen, die nie oder 
nur sporadisch eigenes Einkommen hatten (2.B. Hausfrau- 
en), weil niemand unter den 1.500,- DM-Satz bei der Rente 
fallen kann. 

Finanzierungsbasis des Nordischen Wohlfahrtsstaa- 
tes 
Die Form der Finanzierung der Sozialausgaben ist ver- 
gleichsweise irrelevant für die Gesamtheit des Steuer- und 
Abgaben-Niveaus (Internes FAFO Arbeitspapier 311 996). 
Auch die Kosten des nordischen und des kontinentaleuro- 

Die drei  Haupttypen von Sozialstaatsmodellen 

Sozialversicherung 

zur Sicherung des Exis 

Abb. 1: Funküonsprofile unterschiedlicher Typen des Sozialstaats 
Quel le:  Fr i tz  W. S c h a r p f ,  S o z i a l s t a a t e n  i n  der Global is ierungsfal le? L e h r e n  a u s  
d e m  i n t e r n a t i o n a l e n  Vergle ich Max-Planck- Inst i tut  fur  Gesel lschaftsforschung,  Koln 
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plädiert dafür, die Sozialpolitik als produktiven Faktor an- 
zusehen, der zugleich beschäftigungsfördernd und finan- 
ziell tragfähig werden müsse 

Die Globalisierung zwingt uns, den ,,Nachhaltigkeits- 
beweis" auch in unseren Gesellschaften anzutreten. Das 
gilt insbesondere für die Wirtschafts- und Sozialpolitik als 
gesellschaftspolitisches Gestaltungsmittel. 

Sozialpolitische Maßnahmen haben eine Auswirkung 
auf die wirtschaftliche Dynamik, die demographische Ent- 
wicklung und umgekehrt. Leistungen des Sozialstaates 
sind nicht nur Kostenfaktoren, sondern können auch als 
produktive Investitionen wirken, die eine moderne Gesell- 
schaft erst zukunftsfähig machen 

Die skandinavischen Gesellschaften betrachten Sozial- 
ausgaben in erster Linie als ,,Investitionen in Humankapital", 
wie es kürzlich der schwedische Sozialforscherloakim Palme 
(übrigens Sohn von Olof Palme) auf einer Sozialstaatskonfe- 
renz der nordischen Botschaften in Berlin formulierte. 

Die ,,Wahl zwischen Karriere und Beruf" finden Frauen 
in den nordische Staaten eher absurd. Wie der norwegi- 
sche Sozialwissenschaftler Professor Stein Kuhnle berichte- 

te, wünschen weibliche Univer- 
Die ist doch kein Pro- sitätsabsolventinnen in Bergen 

,,eher drei statt zwei Kinder" 
blem. Im Gegenteil: Wer viel konsu- bei voller Berufstätigkeit. 

miert, und das sind nun mal die Deutschland hängt nach 16 
Jahren Reformstau bei der Frau- 

Reichen, zahlt auch viel Steuern. enerwerbs- und Geburtenrate 
eher auf dem Niveau von Italien, 

'Spanien, Portugal und Griechenland, den Ländern, die tradi- 
tionell am ,,HauptverdienermodeII" festhalten. Während die 
rot-grüne Bundesregierung begonnen hat, durch Steuer-, 
Renten- und andere Reformen den Sozialstaat wieder hand- 
lungsfähig zu machen, fordert ausgerechnet die CDU/CSU, 
die jahrzehntelang eine moderne Familienpolitik blockiert 
hat, demagogisch ein Familiengeld, das unbezahlbar ist und 
das Problem der Vereinbarkeit von Beruf und Familie weiter 
verschärfen würden.. 

Die nordischen Staaten haben es durch eine Reihe von 
,,aktivierenden8' Reformen geschafft, im ,,nordischen 
Wohlfahrtsstaat" hohe Sozialleistungen mit einer moder- 
nen dynamischen Wirtschaft zu koppeln, begleitet von ei- 
nem hohen Niveau der Gleichberechtigung ebenso wie ei- 
ner hohen Geburten- wie Beschäftigungsrate der Frauen. 

Ziele der Reformen im Nordischen Wohlfahrtsstaat 
seit den 60er Jahren 
Das ,,universale" nordische Modell des Wohlfahrtsstaates 
unterscheidet sich grundsätzlich vom kontinental-orientier- 
ten Modell des umlagefinanzierte Sozialversicherungssy- 
stems. Unter sozialdemokratischen Regierungen wurden in 
den 60er Jahren weitere Reformen eingeleitet 

Das ,,nordische Modell" sollte solidarischer, humaner 
und volkswirtschaftlich effektiver, besser und folgenden 
Zielen gerecht werden: 

beitragsunabhängige finanzielle und gesundheitliche 
Grundversorgung „für alle"; 

Finanzierung des Sozialstaats ,,durch alle", d.h. Ver- 
breiterung der Finanzbasis der Sozialsysteme (u.a. durch 
Verlagerung auf Steuerfinanzierung, insbes. durch Kon- 
sum- und Mehrwertsteuern); 

weitestgehend eigenständige Existenz jedes Erwachse- 
nen, d.h. schrittweiser Abbau der familienabhängigen Be- 
darfsprüfung von Ausbildungs-, Arbeitslosenhilfe oder 
Rente (begrenzte Ausnahme: Berücksichtigung der Ein- 
künfte von Ehe- oder Lebenspartnern bei der Sozialhilfe). 

hohe Ausbildungs- und Beschäftigungsquote und da- 
mit weitgehende Gleichberechtigung für Frauen; 

Ausbau der öffentlichen sozialen Dienstleistungen. 
Diese ehrgeizigen Ziele haben die ökonomische Ent- 

wicklung in Skandinavien keineswegs behindert sondern 
eher befördert. Die sozialen Systeme sind in allen nordi- 
schen Ländern ähnlich. Sie scheinen überwiegend finan- 
zierbar, sozial und ökonomisch auf Dauer ,,tragfähig" zu 
sein. 

Zwei der nordischen Staaten - Schweden und Finnland 
- haben in relativ kurzer Frist Wirtschaft und Sozialstaat 
mit Einsparungen, Steuerreform und gewissen Einschnit- 
ten, aber ohne drastischen Sozialabbau modernisiert. 

Dänemark hat seit Anfang der 90er Jahre vor allem 
durch eine Aktivierungsstrategie den Arbeitsmarkt selbst 
bei Langzeitarbeitslosen saniert. I 

Das ,,Ölland" Norwegen hatte bereits in Rezessionszei- 
ten ( !  !) der 80er Jahre schrittweise Verlängerungen des voll 
bezahlten Mutterschaftsurlaubs von berufstätigen Frauen 
auf 42 Wochen eingeführt. 

Im Ergebnis hat ein ganzes Paket von Reformen (u.a. 
Reformen der Renten, der Einkommens- und Mehrwertsteu- 
ern, Weiterbildung, der Ladenöffnungszeiten, der Gleich- 
stellungs- und Familienpolitik) in Norwegen zu einem be- 
merkenswerten volkswirtschaftlichen Effekt geführt, der auf 
Dauer den finanziellen Aufwand weit übertrifft: Norwegen 
steigerte die Frauen-Beschäfligungsquote auf 82O/0 aller ver- 
heirateten Frauen und die Geburtenrate berufstätiger Frau- 
en auf fast 2,O in 1999 (Deutschland: 1,3). 

Ähnlich sind die Trends in anderen nordischen Staaten. 
Die Alterspyramide ist damit ein längerfristig geringeres 
Problem für Beschäftigungs- und Einwanderungspolitik als 
in Deutschland. 

Das Beispiel Norwegen 
Im Folgenden sollen einige Aspekte der norwegischen So- 
zialstaatskonzeption angesprechen werden. 

Flexibilität der Arbeit 
Untersuchungen beim norwegischen (gewerkschaftsna- 
hen) Institut FAFO zeigen, dass sowohl das liberal-konser- 
vative,,Modell" als auch das ,,skandinavische Modell" die 
,,Flexibilität der Arbeit" fördern, wenn auch mit völlig ge- 
gensätzlichen gesellschaftspolitischen Folgen. 

Das liberal-konsen/ative Muster soll Flexibilität durch 
mehr Risiko" - also: mehr Unsicherheit fördern. Durch 
möglichst niedrige Sozialleistungen sollen Arbeitnehmer 
gezwungen werden, z.B. , unattraktive Arbeit oder Um- 
schulung auf neue Berufe aufzunehmen. Das Ergebnis ist, 
wie in Nordamerika, die Erweiterung der Einkommensun- 
terschiede, Verbreitung von Armut und geringere Bil- 
dungs- und Berufschancen für Arme (vgl.: Olli Kangas, So- 
ziale Unterschiede, Wirtschaftswachstum und die Stellung 
der Armen 1985-1 995, in: Die Nordischen Botschaften 
Berlin (Hrsg), Die Nordischen Wohlfahrtsstaaten - Vorbild 
oder Auslaufmodell?, Berlin, 25. April 200.) . 

Das ,,skandinavische (sozialdemokratische) Muster" soll 
durch hohe Grundversorgung und eine Reihe von Aktivie- 
rungsanreizen die Erwerbstätigkeit und Weiterbildung er- 
leichtern. Der/die Einzelne soll zwar bereit sein, zeitweise auch 
geringere Einkünfte durch Teilzeitarbeit, Umschulung, Berufs- 
wechsel in Kauf zu nehmen, aber dafür keine längerfristigen 
Nachteile bei Renten oder anderen Ansprüchen haben. 

Dieses Prinzip der Flexibilität durch mehr soziale Sicher- 
heit des einzelnen wird im wesentlichen vom gesamten 
politischen Spektrum Norwegens (wie auch in den anderen 

von Zeit, Geld und Macht auf die Sprünge zu helfen. In 
Deutschland gibt es bisher nur rund 1.5 % praktizierende 
Väter. Nur am Rande: Das Netz mit Ganztagseinrichtun- 
gen im Kindertagesstätten- und Schulbereich hat eben- 
falls keine Löcher. 

und noch mal Umverteilung: Zwei Drittel des Sozial- 
produkts werden vom Staat über Steuern eingezogen 
und an die Bevölkerung zurückverteilt. Nur der kleinere 
Teil der Steuerlast besteht dabei in einer Umverteilung 
zwischen Reichen und Armen, die größten Brocken die- 
nen vielmehr der Umverteilung zwischen verschiedenen 
Lebensphasen der Einzelnen, also von der aktiven Bevöl- 
kerung an Kinder, Jugendliche und Rentner. Nach wie vor 
gilt auch, dass in Schweden Transferzahlungen und Ein- 
kommen aus der Sozialversicherung der Besteuerung un- 
terliegen. Was nichts anderes heißt, als dass ein nicht un- 
erheblicher Teil dieser Gelder wieder an den Staat zurück- 
fließt. 

Stichwort Gleichberechtigungspolitik: Die wird offensi- 
ver als je zuvor vorangetrieben. Der Staat sieht es als seine 
Aufgabe, eindeutige Gesetze und deren strikte Einhaltung 
gegen geschlechtsspezifische Diskriminierung zu garantie- 
ren. Mitten in der Krise- 1994- kam beispielsweise die Re- 
gierungs-Richtlinie zum ,,gender mainstreaming" . Es gibt 
die Verpflichtung für öffentliche und private Arbeitgeber 
mit mehr als zehn Beschäftigten, jährliche Gleichstellungs- 
analysen und Aktionspläne zu verfassen. Eine Verschärfung 
des Gesetzes ist auf dem Weg. Interessant in diesem Zu- 
sammenhang, auf das Trauerspiel um das Gleichstellungs- 
gesetz in der Privatwirtschaft in unseren Gefilden zu schau- 
en. Aber vielleicht gibt es da unterschiedliche Auffassun- 
gen. Gleichstellungsministerin Winberg nannte kürzlich 
auf einer Konferenz in Berlin Geschlechter- und Gleich- 
stellungspolitik den ,,Motor für Wachstum und Entwick- 
lung". 

Stichwort Zuordnung der Risiken bzw. Entlastung der 
Sozialsysteme: Die Arbeitgeber haben eine direktere, auch 
finanzielle Verantwortung für eine weniger krankheitsin- 
tensive Arbeitsumwelt. Stichwort: Gute Arbeit. Sie müssen 
Aktionsprogramme zur Verbesserung der Arbeitsumwelt 
auflegen, sind für die aktive Rehabilitation ihrer Mitarbeiter 
teilweise auch finanziell verantwortlich. 

-Stichwort aktive Arbeitsmarktpolitik: Schweden ist 
wieder das OECD-Land mit den höchsten Ausgaben für 
aktive Arbeitsmarktpolitik, doppelt so hoch wie in der Bun- 
desrepublik: Stichworte: Das 100-Tage-Programm für Ju- 
gendliche. Was nichts anderes bedeutet, als dass kein Ju- 
gendlicher zwischen 20 und 24 Jahren länger als 100 Tage 
arbeitslos sein darf. 

Oder Kalmar-Modell: Arbeitsplatzsicherung durch an- 
dere Verwendung von Arbeitslosenunterstützung. 

Nirgendwo ist der Anteil der Berufstätigen aller Alters- 
gruppen am Arbeitsmarkt so hoch wie in Schweden. 

Um beim OECD-Vergleich zu bleiben: Kein anderes In- 
dustrieland buttert so massiv in Ausbildung, Forschung 
und Entwicklung, selbst während der Krisenjahre wurde 
für Universitäten und Schulen Geld zusätzlich locker ge- 
macht. Der einzige Etat, der während der Krise ungescho- 
ren davonkam, war der Bildungsetat. 

Stichwort Effizienz der Sozialsysteme: Konkret geht es 
um die Zusammenlegung verschiedener Sparten wie Kran- 
kenversicherung, Elternversicherung oder Frühpensionie- 
rungen unter einem Dach. 

Was noch auffällt an Trends und Entwicklungen: 
Der Arbeitsmarkt ist noch flexibler geworden. Durch 

Lockerung von Gesetzen Ausweitung von Befristungen, 

konjunkturabhängiger Arbeitszeit, nach wie vor aber sozi 
al- und arbeitsrechtliche Absicherung der Teilzeit. 

Keine Versuche, bestimmte Gruppen aus der 
Finanzierungs-Verantwortung für den Wohlfahrts- 
staat zu entlassen. 
Außerdem reagiert schwedische Politik schneller auf Ent- 
wicklungen: Programme und Maßnahme werden nicht für 
Jahrzehnte gemacht und -einmal beschlossen -eisern ver- 
teidigt. Vielmehr wird flexibel reagiert. Dies zeigte sich nicht 
nur, als Kürzungen beim Kinder- oder Arbeitslosengeld -als 
sich deren verheerende Wirkungen herausstellte- umgehend 
wieder zurückgenommen wurden. Dies zeigt sich auch - 
um nur ein Beispiel von mehreren zu nennen - im Umgang 
mit dem gesamten IT- und Internet-Bereich. Schweden gilt 
als New-Economy-Trendsetter, hat die meisten Internet-Fir- 
mengründungen, die höchste Computerdichte, optimal 
ausgebaute Web-Infrastruktur. Und was macht die Regie- 
rung? Sie schafft Steuervergünstigungen für alle, die sich ei- 
nen neuen Computer anschaffen. Gibt Geld an Altenheime 
und Kindergärten, damit dort der Umgang mit dem lnternet 
gelernt werden kann und steckt mehr Geld in die Forschung 
und Entwicklung der IT-Branche als die USA: 

Noch ein Wort zu den sprichwörtlich hohen Steuern in 
Schweden, die ja für Spitzenverdiener bis an die 60 % ran- 
kommen können. Die durchschnittliche Einkommensteuer 
pendelt sich bei zwischen 2 5  
und 35 Prozent ein. Was Pers- 
son anvisiert, sind Steuersen- Schweden hat Steuervergünstigungen 
kungen bei den geringen bis für neue Computer, Geld für Altenhei- 
mittleren Einkommen, wäh- 
rend er -  wie er in einem inter. me und Kindergärten, damit dort der 

viewsa9te-beidenoberen20 Umgang mit dem lnternet gelernt 
Oh der Gesellschaft, die auch 
dank eines bis vor kurzem posi- wird. 
tiven Aktienmarkts deutlich rei- 
cher geworden sind, nichts zu ändern gedenkt. Was für die 
Einkommenssteuer gilt, trifft bei der UN-Steuer allerdings 
nicht zu. Die liegt mit 28 %ziemlich tief. Generell gilt, dass 
zentrale Sozialleistungen von der Kinderbetreuung bis zur 
Altenpflege über Steuern finanziert werden und Soziallei- 
stungen - bis auf wenige Ausnahme - versteuert werden 
müssen. 

Das Kölner Max-Planck-Institut für Gesellschaftsfor- 
schung hat in einer breit angelegten internationalen Ver- 
gleichsstudie herausgefunden, dass es prinzipiell keinen 
Gegensatz zwischen internationaler Wettbewerbsfähigkeit 
und umfangreichen sozialen Sicherungssystemen geben 
muss. Dass es sogar Länder gibt, die auch unter den Bedin- 
gungen der Globalisierung ihre beschäftigungs- und sozi- 
alpolitischen Reformen verteidigt und sogar verbessert ha- 
ben. Schweden gehört dazu. Schweden boomt. Auch 
wenn die aktuellen Turbulenzen in der new economy nicht 
spurlos vorübergingen. 

Generell aber gilt: besonders der aufwendige skandina- 
vische Sozialstaat als robust gegenüber dem wirtschaftli- 
chen Druck der Globalisierung gelten muss. Über seine Zu 
kunft - so die Untersuchung -entscheide nicht der inter- 
nationale Wettbewerb, sondern eine politische Frage: ob 
die Bürger auch weiterhin vergleichsweise hohe Steuern 
auf Arbeitseinkommen akzeptieren, während hier wie 
überall die Kapitaleinkommen entlastet werden. 

Stoff für eine neue Reportage für den CNN-Reporter 
Aber vielleicht wird ihn vorher noch was anderes interessie- 
ren. Der Pappamonat. Der wird nämlich demnächst auf 
zwei Monate ausgeweitet werden. SPW 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 119. 2001 
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Foto: Christian Kiel (Berlin) 

Dänische Umbau des ,,Nordischen Tabelle 1: Übersicht über die Erwerbsbeteiligung von 
15 - 64 jährigen in % (1 999) 

Wohlfahrtsstaates" - das EU-1 5 

Frauen 

Arbeitsmarktpolitik 
Beispiel Norwegen - Ansätze für die Vereinbarkeit von Flexibilität und sozialer 

Sicherheit ? 

von Thorsten Braun Von Wolfgang Bierrnann 
Quelle: Eurostat - European Union Labour Force 
Survey 

D änemark gilt schon seit einigen Jahren als ,,good 
practice" Beispiel für den Bereich einer aktiven Ar- 
beitsmarkt- und Sozialpolitik, die als eine Alternati- 

ve zu dem neoliberalen Arbeitsmarktmodell zu sehen ist. 
Wie im weiteren erläutert wird, handelt es sich um den 
Versuch der Vereinbarkeit einer hohen Arbeitsmarktflexibi- 
lität bei gleichzeitiger Bewahrung eines relativ hohen Ni- 
veaus an sozialer Sicherheit. Eine umfassendere Studie zur 
Flexibilität und sozialer Sicherung in Dänemark unter be- 
sonderer Berücksichtigung von aktiver Arbeitsmarktpolitik 
und Weiterbildung wird Ende des Jahres 2001 im Rahmen 
eines umfassenden internationalen Forschungsprojektes 
der Hans-Böckler Stiftung erscheinen. 

terschaftsgehalts auf mindestens 42 Wochen ausschließlich 
für berufstätige Mütter, Ganztagsbetreuung in Kindergarten 
und Schule, Quotenregelungen für Führungspositionen in 
Parteien, öffentlichen Unternehmen und Verwaltungen, 
partner- und einkommensunabhängige Mindestrente. An- 
dererseits zählten zur Aktivierungsstrategie Maßnahmen zur 
Flexibilisierung des Arbeitslebens: Steuerreformen, die Anrei- 
ze für Arbeitstätigkeit der Ehepartner bieten, Senkung der 
Unternehmenssteuern bei Abschaffung nicht-investiver Ab- 
schreibungen, weitgehend unreglementierte Ladenöff- 
nungszeiten, Beseitigung von Hemmnissen zur Flexibilisie- 
rung der Arbeit (z.B. Erwerb der einkommensabhängigen 
Höchstrente bereits bei 20 Vollerwerbsjahren). 

In Dänemark ist es bereits Mitte der 90er Jahre gelun- 
gen, gemeinsam mit Gewerkschaften, Kommunen und Ar- 
beitgebern eine dezentralisierte Arbeitsmarkt-Aktivierungs- 
strategie zu entwickeln, die zu 

zu den einkommensschwächsten 20 % in der Bevölkerung 
wieder. Ein Wert von 5,2 bedeutet beispielsweise, das die 
wohlhabensten 20 % der Bevölkerung ein 5,2 mal so ho- I 

hes Einkommen haben, als dies für das einkomrnens- 
schwächste Fünftel der Bevölkerung der Fall ist. Je größer 
der Zahlenwert, desto ungleicher ist damit die Einkom- 
mensverteilung in der Gesellschaft. 

D er dänische Sozialforscher Jon Kvist verglich kürzlich 
die Debatte über den Nordischen Wohlfahrtsstaat 
mit der naturwissenschaftlichen Diskussion über 

Tabelle 2: Übersicht über die Einkommensverteilung 
(1 996) 

Entwicklung der Arbeitslosigkeit und  Einkommens- 
verteilung i n  Dänemark 
In den 70er und 80er Jahren entsprach die Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit in Dänemark weitgehend dem europäi- 
schen Trend. Mit der Ölkrise zu Beginn der 70er Jahre kam 

es zu einem kräftigen Anstieg 
der Arbeitslosenzahlen mit der 

Der Einkommensunterschied zwi- Folge einer bis zu Beginn der 

Share ratio S 80120 
die Hummel. ,,Die Hummel fliegt im Widerspruch zu jegli- 
cher naturwissenschaftlicher Gesetzmäßigkeit. In gleicher 
Weise konnten wir über Jahre hinweg vom bevorstehen- 
den Kollaps des Nordischen Wohlfahrtsmodells lesen und 

Quelle: Eurostat 

E U - 1 5  

5,2 

Im europäischen Vergleich schneidet Dänemark hierbei 
als das Land mit der am meisten ausgeglichenen Einkom- 
mensverteilung ab. Der Einkommensunterschied zwischen 
den ,,reichsten" 20 % und den ,,ärmsten" 20 % der Bevöl- 
kerung lässt sich mit dem Faktor 2.9 beziffern, und liegt 
damit deutlich unter dem deutschen Wert von 4,7 und 
dem europäischen Durchschnittswert von 5,2. 

Dieser Überblick über die aktuelle Arbeitsmarktsituati- 
on und der Einkommensverteilung in Dänemark zeigt auf, 
dass es offenbar gelungen ist, eine Verminderung der Ar- 
beitslosigkeit bei der Sicherung einer hohen Erwerbsquote 
herbeizuführen, ohne das dieses negative Verteilungswir- 
kungen zur Folge hatte. 

Das Marginalisierungsrisiko für Arbeitslose in Däne- 
mark ist in den vergangenen Jahren geringer geworden. 
In absoluten Zahlen ist die Anzahl der marginalisierten 
Personen, das heißt von Personen, die im Laufe der letz- 
ten drei Jahre zu mindestens 80 % der Zeit arbeitslos wa- 
ren, von 1994 bis 1999 von 130.000 auf 65.000 gefallen 
[Arbejdsministeriet.(1999), S. 141. Darüberhinaus ist es 
auch gelungen, einen größeren Anteil Geringqualifizier- 

I 

ter Personen in den Arbeitsmarkt zu integrieren, als dies 
beispielsweise in Deutschland der Fall ist [Emmerich, Knut 
(ZOOO), s.9.1. 

einem drastischen Rückgang Statt ,,mehr Flexibilität durch mehr Ri- 
der Lanqzeit- und Juqendar- 

DK 

2,9 

hören, von Auflösungsprozessen in Familie und Gesell- 

D 

4,7 

beitslosigkeit geführt hat, ohne siko" will das nordische System ,,mehr 
den Anspruch auf Arbeitslo- ~ l ~ ~ i b i l i ~ ä ~  durch weniger ~ i ~ i k ~ u  
sengeld zu verkürzen oder zu 

schaft, von demographischen Zeitbomben, globalem 
Wettbewerb und fehlenden Arbeits- und Sparanreizen." 
(Jon Kvist, Die nordischen Sozialstaaten im europäischen 
Kontext, in: Die Nordischen Botschaften Berlin (Hrsg), Die 
Nordischen Wohlfahrtsstaaten - Vorbild oder Auslaufmo- 
dell?, Berlin, 25. April 2001) 

90er Jahre anhaltenden Mas- 
schen den ,,reichstenn 20 O h  und den senarbeitslosiqkeit und den da- 

verringern, ihn aber mit Anrei- 
zen zur Erarbeitung eines Qualifizierungs- und Arbeits- 
plans zu koppeln. (vgl. den Beitrag von Braun in diesem 
Heft) 

,,ärmstenu 20 O h  der Bevölkerunq lieqt zugehörigen sozialen Proble- - .., 
men. Im Jahr 1993 erreichte 

mit 2,9 deutlich unter dem deutschen 
die reqistrierte Arbeitslosiqkeit 

Die Untergangsprophezeiungen stützen sich unter an- 
derem auf Elemente wie Globalisierung, Europäisierung, 
die alternde Bevölkerung, veränderte Strukturen in der Fa- 
milie und am Arbeitsmarkt sowie auf eine beinahe nicht zu 

Auf ähnliche Weise wandte die Brundtland-Regierung 
1992 im Konsens mit den Gewerkschaften die ,,Arbeitsli- Wert von 4,7. mit über 11 % einen Höhe- 

punkt, heute beträgt die offizi- 
elle Arbeitslosenquote etwa 5 

O/O. Ausgehend von diesen offiziellen Zahlen herrscht in 
Dänemark, insbesondere im Vergleich zur Arbeitsmarktsi- 
tuation in Deutschland, annähernd Vollbeschäftigung. 

Die Erwerbsbeteiligung in Dänemark, das heißt dem 
Anteil von Männern und Frauen an der Gesamtbevölke- 
rung der dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht, ist im 
europäischen Vergleich mit 81,2 O/O der Männer und 71,6 
'10 der Frauen eine der höchsten. Insbesondere der hohe 
Anteil der erwerbstätigen Frauen, der unter anderem auf 
das gut ausgebaute öffentliche System der Kinderbetreu- 
ung zurückzuführen ist, fällt im internationalen Vergleich 
positiv auf. Folgende Tabelle 1 zeigt die Erwerbsbeteilung 
im internationalen Vergleich, und im Vergleich zu Deutsch- 
land. 

Auch auf dem Gebiet der Einkornrnensverteilung unter- 
scheidet sich die dänische Gesellschaft deutlich vom Rest 
Europas. Die Zahlenwerte in der unteren Tabelle 2 spiegeln 
das Verhältnis der wohlhabensten 20 % der Bevölkerung 

nie" an, um gesellschafts- und tarifpolitische Maßnahmen 
sättigende Nachfrage nach mehr und besseren Soziallei- darauf zu prüfen, ob sie zur mehr Erwerbstätigkeit beitra- 

gen oder nicht. Der Erfolg: Ein drastischer Rückgang der 
Arbeitslosigkeit. 

stungen. Trotz der zahlreichen Untergangsprophezeiun- 
gen gibt es immer noch das Nordische Wohlfahrtsmodell- 
die Hummel fliegt ,,Nachhaltigkeit", der von Gro Harlem Brundtlands be- 

Die Frage scheint berechtigt, warum das Nordische Wohl- 
fahrtsmodell nicht zu einem Auslaufmodell geworden ist. 

rühmtem UN-Umwelt-Bericht geprägte Begriff, fordert 
,,dauerhafte Tragfähigkeit" als Grundprinzip ein, damit wir 
nicht heute auf Kosten zukünftiger Generationen leben, 

Warum die Hummel  wei ter  f l iegt 
Sozialpolitisch ist es den Nordischen Ländern gelungen, 
soziale Unterschiede zu mindern und den Schwächsten in 
der Gesellschaft dadurch zu helfen, dass alle, also auch die 
,,Bessergestellten" in das System eingebunden werden. 
Diese Strategie des Nordischen Modells zielt zugleich auf 
Aktivierung: die aktive Teilnahme, nicht zuletzt der Frauen, 
am Erwerbsleben durch verbesserte Anreize, Ressourcen 
und Möglichkeiten. (vgl. die Beiträge von Theobald und 
Pettersson in diesem Heft) 

In Norwegen verfolgte die sozialdemokratische Regie- 
rung seit vielen Jahren die sog ,,Arbeitslinie,,, d.h. eine Po- 
litik der kontinuierlichen Absprache mit Arbeitgebern und 
Gewerkschaften auf eine Priorität: Aktivierung möglichst 
vieler zur Teilhabe am Erwerbsleben, gleich ob als Selbstän- 
dige oder abhängig Beschäftigte. 

Zu den Mitteln gehörten einerseits mehr Leistungen des 
Staates, z.B.: Ausbau des vom Staat bezahlten (vollen) Mut- 

sondern deren Basis schaffen müssen. 
Inzwischen hat sogar die Industrie diesen Begriff über- 

nommen, und Dow-Jones hat einen Nachhaltigkeits-Index 
(,,Dow Jones Sustainability Group Index") entwickelt, der 
die Wechselwirkung zwischen ökologischen, ökonomi- 
schen, sozialen und gesellschaftspolitischen Faktoren als 
Indikator für die Zukunftsfähigkeit der Firmen untersucht. Entwicklung der Anzahl von  Bezieherlnnen öffent- 

licher Sozialleistungen 
Relativiert wird diese positive Entwicklung durch einen 
Blick auf die Entwicklung der Anzahl von Bezieherlnnen 
öffentlicher Sozialleistungen. Von 1993 bis 1999 ist dieser 
Anteil von Personen, trotz der deutlichen Verbesserung der 
allgemeinen Arbeitsmarktsituation, nur von 29 %auf 25 % 
der Bevolkerung zuruckgegangen. Wie in der unten ste- 
henden Tabelle deutlich wird, so ist die Anzahl der Perso- 
nen die sich zeitweilig oder dauerhaft vom Arbeitsmarkt 
zurückgezogen haben, in der betrachteten Periode von 
592.000 auf 688.000 Personen gestiegen. 

Für die Reformfähigkeit moderner Gesellschaften steht 
ein solcher Index noch aus. Allerdings hat die Europäische 
Kommission drei Schlüsselbereiche benannt, die nachhalti- 
ge Reformen erfordern: der veränderte Charakter der Ar- 
beit, die veränderte Alterstruktur in der Bevölkerung und 
die neue Balance zwischen den Geschlechtern. Das ,,Mo- 
dernisierungsprogramm" der Europäischen Kommission 

Dipl. Volkswirt Thorsten Braun, geb. 1970, arbeitet als Forschungsassistent am Institut 
Sociologisk Analyse (www sociologisk-analyse.dk, eMail tb@sociologisk-analyse.dk) 
in drhus. Danemark 
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lose geraten durch die öffentliche Debatte in Legitimati- 
onsprobleme. „Wer Arbeit sucht, der findet sie auch", wür- 
de der Stammtisch formulieren. In den Worten des Wirt- 
schaftsliberalismus: Arbeitslosigkeit ist letztlich freiwillig. 
Arbeit ist eine Ware wie jede andere auch. Sie wird über 
den Preis geregelt. Wer bereit ist, auch für weniger Geld zu 
arbeiten, findet also auch einen Job. 

Das schwedische Modell unterscheidet sich gerade in 
diesem Punkt vom wirtschaftsliberalen Diskurs anderer eu- 

ropäischer Staaten. Arbeitslo- 

Arbeitslosigkeit wird (...) als strukturel- wird in Modell 
als strukturelles Problem be- 

ies Problem begriffen, nicht als ver- griffen, nicht als vermeintlicher 

meintlicher Fehler des Einzelnen, an Fehler des Einzelnen, an der 
Grenze zur Strafbarkeit. 

der Grenze zur Strafbarkeit. Seit den Sechziger Jahren 
betont die schwedische Ar- 

beitsmarktpolitik im Gegensatz zur ,,Unterstützungslinie", 
d.h. der reinen Alimentierung von Arbeitslosen, die ,,Ar- 
beitslinie". Letztere umschreibt als Begriff die schwedische 
Variante der (selektiven) aktiven Arbeitsmarktpolitik, die 
auch als ,,produktive Sozialpolitik" bezeichnet wird (Es- 
ping-Andersen, 1992, S. 45). 

Im Zuge dieser Politik wird der durch die solidarische 
Lohnpolitik entstehenden Beschäftigungslosigkeit mit ei- 
nem ganzen Paket selektiver Maßnahmen begegnet. In der 
Praxis beinhaltete dieses Paket in erster Linie nachfrageori- 
entierte Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen 

Möbelwagenpol i t ik 
Ziel der solidarischen Lohnpolitik war, wie bereits beschrie- 
ben, eine fortschreitende Rationalisierung. Dieser wirt- 
schaftspolitisch begründete Strukturwandel sollte dabei 
von einem ständigen Arbeitskräftetransfer von schrump- 
fenden in erfolgreiche und damit expansive Industrien be- 
gleitet werden. Damit wurde von Arbeitern ein erhebliches 
Maß an geografischer Mobilität erwartet. Dazu gab es 
staatliche Umzugs- und Einrichtungshilfen. In der Kritik 
hieß diese Politik dann auch schnell ,,Möbelwagenpolitik", 
und das Kürzel der staatlichen Arbeitsmarktbehörde wurde 
kurzerhand neu buchstabiert: ,,AMS" - ,,alla maste söde- 
rut", zu deutsch: ,,Alle müssen nach Süden". Letzterer Aus- 
spruch war der sarkastische Hinweis auf die verstärkte Ab- 
wanderung aus den wirtschaftlich schwachen nördlichen 
Regionen in den stärker industrialisierten Süden des Landes 
(Scharpf, 1987, S. 133). 

Erst wenn alle Fortbildungs- und mobilitätsfördernden 
Maßnahmen versagten, griff schließlich die ,,Unterstüt- 
zungslinie" 

5. ... bleibt d ie  Frage nach Bezahlbarkeit 
Sie ist die Kardinalfrage in der ideologischen Auseinander- 
setzung um die Sozialpolitik. Mit den weltwirtschaftlichen 
Krisenerscheinungen schien das schwedische Modell ins 
Straucheln gekommen zu sein. Mancher sah schon die 
theoriegeschichtliche Wende und hatte es natürlich längst 
geahnt: alle politischen Theorien, die konstituierend waren 
für die Entwicklung der modernen Demokratie hätten sich 
als rückständig und überholt erwiesen. Gleich Luhmann 
glaubte man an eine Selbstüberforderung der Politik. Und 
doch war das schwedische Modell zeitweise sehr erfolg- 
reich, legt man rein wirtschaftliche Maßstäbe an. Trotz sehr 
geringer Wachstumsraten unter einem Prozent (1 975176) 
lag die Arbeitslosigkeit bei lediglich 1,6 Prozent, also nahe 
dem Zustand der Vollbeschäftigung. Noch deutlicher ist 
der Kostenvergleich. Mit Ausnahme des Jahres 1970, dem 
schwedischen Krisenjahr, lagen sie fast ausnahmlos unter 
denen der Deutschen. 

Schweden Deutschland 

Anteile der Sozialausgaben in %am BSP. Quelle: Therborn et al., 1978, S 48 

Also ist das schwedische Modell des Wohlfahrtsstaates 
keine Frage der Bezahlbarkeit, wie immer behauptet wird. 
Im Rückblick auf die Zeit bis 1979 kann man jedoch sagen, 
dass das Modell einen Rückschlag erlitten hat. Dies ist be- 
gründet in der bisherigen Praxis schwedischer Wirtschafts- 
politik. Sie beruhte letztlich auf einem konstanten wirt- 
schaftlichen Erfolg. In der Krise gibt es jedoch zwangsläufig 
weniger zu verteilen. Auseinandersetzungen häufen sich, 
Regierungen wechseln. Von einem Scheitern der Idee zu 
sprechen, scheint jedoch nicht gerechtfertigt. Denn Teil des 
für Schweden typischen Staatsverständnis ist, dass Wirt- 
schaft steuerbar ist. Nicht nur im Sinne der Verteilung, son- 
dern eben auch im Sinne notwendiger Einsparungen. Das 
dies im Vergleich zu anderen Staaten ebenfalls deutlich kon- 
fliktfreier, am gesellschaftlichen Konsens orientiert ge- 
schieht, irritiert manchen Mitteleuropäer, der beim Thema 
Tarif-, Sozial- und Wirtschaftspolitik doch immer eher an ri- 
tualisierte Streitszenarien denkt. Sie dienen immer einer fe- 
sten Klientel, was nicht nur für Politik und Wirtschaftsver- 
bände gilt, sondern auch für die Gewerkschaften. Sie haben 
ihre Rolle als bestimmender Faktor richtungsweisender ge- 
sellschaftlicher Prozesse längst verloren. SPW 
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Aktive Arbeitsmarktpolit ik seit 1993 
Mit dem Regierungswechsel im Jahr 1993, hin zu einer so- 
zialdemokratischen Regierung, hat sich die Grundausrich- 
tung der dänischen Arbeitsmarktpolitik verändert. Die dä- 
nische Sozialdemokratie hat über einen längeren Zeitraum 
die ,,passive Ausrichtung" der Arbeitsrnarktpolitik gestützt, 
erst zu Beginn der 90er Jahre kam es zu einem Paradig- 
menwechsel. Als Hauptanker der sozialdemokratischen 
Arbeitsmarktpolitik wurde ein relativ hohes Einkommens- 
niveau erhalten. Hier zeigt sich die Tradition der sozialde- 
mokratischen, auf Gleichheit ausgerichteten Einkommens- 
und Arbeitsmarktpolitik. Eine Reduzierung der Arbeitslo- 
sigkeit sollte weder durch eine Senkung der Leistungen für 
Arbeitslose, noch durch eine Senkung der Mindestlöhne 
herbeigeführt werden. Die Höhe des Arbeitslosengeldes 
beträgt 90 O h  des bisherigen Arbeitseinkommens bei einer 
oberen Grenze von 2.758 Dkr. pro Woche (ca. 730,- DM). 
Im internationalen Vergleich sind diese Leistungen damit 
relativ großzügig. Grundsätzlich kam es jedoch zu einer 
Umorientierung der dänischen Arbeitsmarktpolitik mit ei- 
nem sehr viel größerem Gewicht auf der individuellen Ver- 
antwortung der einzelnen Personen, der Betonung von 
Pflichten und der aktiven Ausrichtung der Arbeitsmarktpo- 
litik [Green-Pedersen, Christoffer (2001)l. 

Dies kommt auch in der Entwicklung der öffentlichen 
Ausgaben für aktive und passive Arbeitsmarktpolitik zum 
Ausdruck. Die Ausgaben für aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen, gemessen als Anteil am BSP, sind von 1985 
bis 1998 deutlich angestiegen. Die Anteile für passive 
Maßnahmen sind nach einem deutlichen Anstieg bis 1993 
seitdem bis 1998 unter das Niveau von 1985 gefallen. Bei 
einem deutsch -dänischen Vergleich der Ausgaben für Ar- 
beitsmarktpolitik wird deutlich, dass diese in Deutschland, 
insbesondere Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik, 

L deutlich niedriger liegen. 
Die dänische Arbeitsmarktreform von 1993 und die 

nachfolgenden Reformschritte müssen als ein umfassen- 
des, zusammenhängendes Reformpaket mit einem langfri- 
stigen Effekt auf den dänischen Arbeitsmarkt angesehen 
werden. Generell gesehen kam es zu einem Wechsel, weg 
von einem regelgesteuerten Einsatz mit ,,typischens' Einsät- 
zen zu festgelegten Zeitpunkten, hin zu einem sehr viel 
durchlässigerem System mit Schwerpunkt auf Flexibilisie- 
rung, Individualisierung und einer mehr zielgerichteten 
Aktivierung. Ausgangspunkt für den Einsatz arbeitsmarkt- 
politischer Instrumente sollen nach den durchgeführten 
Reformen die Wünsche und Voraussetzungen der einzel- 
nen Individuen auf der einen Seite, und die Erfordernisse 
des Arbeitsmarktes auf der anderen Seite sein. Im folgen- 
den eine kurze Übersicht der dänischen Arbeitsmarktrefor- 
men seit 1993. 

Diese deutlich gestiegene Anzahl von Bezieherlnnen In diesem weiteren Schritt der Arbeitsmarktreform ist 
,,passiver" Leistungen, ist als eine Art ,,Erblast8' der zu Be- eine weitere Zielausrichtung der einzelnen Maßnahmen in 
ginn der Arbeitsmarktreformen 1993 durchgeführten pas- enger Abstimmung mit dem individuellen Bedarf geplant. 
siven Maßnahmen zu sehen. Hierzu sind beispielsweise die Der Begriff ,,Aktivierungl' soll durch den Begriff ,,Kornpe- 
großzügig ausgestalteten Urlaubsregelungen, Vorruhe- tenzentwicklung" ersetzt werden, und damit auf einen res- 
standsreglungen und Übergangshilfen für Beschäftigte sourcenorientierten Ansatz in der Arbeitsmarktpolitik hin- 
zwischen 55 und 59 Jahren zu nennen. 

Trotz dieser relativ geringen Reduktion des Anteils der 
Bezieherlnnen von öffentlichen Leistungen deuten diese 
Entwicklungen auf eine relativ hohe Durchlässigkeit des 
Arbeitsmarktsystems hin. Im folgenden eine nähere Be- 
trachtung der dänischen Arbeitsmarktpolitik die hierzu, in 
einem nicht exakt zu quantifizierendem Umfang, einen 
Beitrag geleistet hat. 

weisen. 

öffentlichen Lei- 

1999 

1 58.000 

(5,4 %) 

128.000 

30.000 

78.000 

238.000 

30.000 

57 000 

37.000 

1 000 

1 13 000 

450.000 

41 4 000 

5 000 

31 000 

924.000 

25 % 

3 644 000 

Tabelle 3: Bezieherlnnen 

stungen 

Registrierte Arbeitslose 

Versicherte Arbeitslose 

Nicht-versicherte Ar- 

beitslose (Sozialhil- 

feempfanger) 

Arbeitslose in 

Aktivierung 

Zeitweilig vom Ar- 

beitsmarkt zurückge- 

zogen 

Urlaub (Erziehung, Aus- 

bildung, Sabbaturlaub) 

Krankengeld 

Erziehungsgeld 

Erwachsenenausbil- 

dungsunterstutzung 

Sozialhilfeempfangerln- 

nen die nicht der Ar- 

beitsvermittlung gemel- 

det sind 

Dauerhaft vom Ar- 

beitsmarkt zurückge- 

zogen 

Vorruhestand 

Teilru hestand 

U bergangshilfe 

Bezieherlnnen von öf -  

fentlichen Versor- 

gungsleistungen 

Anteil Bezieher1 nnen 

von öffentlichen Ver- 

sorgungsleistungen 

Bevolkerung zwischen 

15 - 66 Jahren 

Quelle: Danmark Statistik 

von 

1993 

349.000 

(1 1,4 %) 

294.000 

55.000 

1 16 000 

21 1 .OOO 

5 000 

48.000 

38 000 

120 000 

381 .OOO 

37 1.000 

6 000 

4 000 

1.057.000 

29 % 

3.588 000 
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Eine landesweit durchgeführte Untersuchung der akti- 
ven Arbeitsmarktpolitik in Dänemark hat zu einer systema- 
tischen Erfassung des Inhaltes, der Zielgruppen und der Ef- 
fekte der verschiedenen arbeitsmarktpolitischen Instru- 
mente geführt. Die Informationen wurden in einer umfas- 
senden Datenbank gesammelt, welche unter anderem eine 
Bewertung der verschiedenen arbeitsmarktpolitischen In- 
strumente ermöglicht. Welche lnstrumente sind besser, 
welche weniger gut geeignet, um die Durchlässigkeit des 
Arbeitsmarktes zu erhöhen? 

Das Gesetz zur aktiven Arbeitsmarktpolitik stellt folgen- 
de lnstrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik zur Verfü- 
gung: 

Beratungs- und Bewerbungskurse sind teilweise sehr 
unterschiedlich gestaltete Angebote für Arbeitslose. Sie 
unterscheiden sich zunächst in der Dauer, sie variierte bei 
den in die Untersuchung einbezogenen Angeboten von 
einwöchigen bis zu halbjährlichen Verläufen. Auch was die 
inhaltliche Ausgestaltung dieser Art von Angeboten anbe- 
trifft, ergab die Untersuchung große Unterschiede. In eini- 
gen Fällen wurde das Verfassen von Bewerbungsschreiben 
und das Verhalten in Bewerbungsgesprächen geschult. In 
anderen Angeboten wurden individuelle Beratungen mit 
Unterricht in verschiedenen allgemeinbildenden Fächern, 
in anderen Fällen auch kurze Praktikumphasen in privaten 
Unternehmen in den Verlauf mit einbezogen. 

Die Angebote Jobtraining, sowohl in privater als auch 
öffentlicher Regie finden sich ebenfalls in einer Vielzahl ver- 
schiedener Variationen. Eine Gemeinsamkeit aller Jobtrai- 
ningsangebote besteht darin, dass arbeitslose Personen für 
eine begrenzte Zeit, in der Regel sechs oder zwölf Monate, 
in reguläre Arbeitsfunktionen integriert werden. Arbeitge- 
ber erhalten einen Lohnkostenzuschuss, sofern es sich um 
eine reguläre Ausweitung des Personals handelt. Der Lohn- 
kostenzuschuss beträgt in etwa die Hälfte des Mindest- 
lohns (50 Dkr./Stunde = Ca. 12,50 DMIStunde). Die Ar- 
beitsverhältnisse müssen darüber hinaus den tariflichen 
Vereinbarungen entsprechen. 

Darüber hinaus lassen sich individuelle Jobtrainingsan- 
gebote unterscheiden, die sich in erster Linie an Langzeitar- 
beitslose, oder Personen mit weiteren Problemen als Ar- 
beitslosigkeit wenden. Es darf sich hierbei nur um Arbeit- 
saufgaben handeln, die zusätzlich erfolgen. Teilnehmerln- 
nen erhalten keinen Lohn, sondern einen ,,Projektbeitrag", 
der die Höhe des maximalen Arbeitslosengeldes nicht über- 
steigen darf. Die Arbeitszeit wird individuell festgelegt, im 
übrigen gelten die tariflichen Vereinbarungen. 

Individuell gestaltete Ausbildungsangebote als Ange- 
bote für Arbeitslose unterscheiden sich von herkömmli- 
chen Ausbildungsangeboten durch eine weitaus flexiblere 
Ausgestaltung. In den individuellen Ausbildungsangebo- 

ten besteht die Möglichkeit, auf die persönlichen Wünsche 
und die Bedürfnisse der Teilnehmerlnnen Rücksicht zu neh- 
men und individuell ,,maßgeschneiderte" Ausbildungsan- 
gebote anzubieten. Die Teilnehmerlnnen erhalten während 
der Teilnahme Arbeitslosengeld oder Sozialhilfe. 

Das lnstrument Jobrotation kombiniert die Integration 
von Arbeitslosen mit der Weiterbildung von Beschaftigten. 
Dieses lnstrument wird im folgenden näher betrachtet. 

Jobrotation 
Trotz der deutlich zurückgegangenen Teilnehmerlnnenzahl 
an Jobrotationsverläufen in Dänemark und einer momen- 
tan recht unsicheren juristischen Situation aufgrund eines 
Urteils des europäischen Gerichtshofes zur Jobrotation in 
Dänemark, kommt dem lnstrument auch im internationa- 
len Zusammenhang Bedeutung zu. 

P 

Das lnstrument vereint verschiedene Effekte miteinan- 
der und führt sowohl zu einer Qualifizierung der Beschäf- 
tigten, als auch einer Verbesserung der Beschäftigungs- 
möglichkeiten für Arbeitslose. Durch diese beiden Effekte 
kommt es zu einer deutlichen Erhöhung der Flexibilität auf 
dem Arbeitsmarkt zwischen verschiedenen Qualifikations- 
gruppen, aber auch zwischen Beschäftigten und Arbeitslo- 
sen. 

Im unteren Schaubild lässt sich die Grundidee der Jobro- 
tation erkennen. Diese besteht darin, das ein Unternehmen 
zunächst einmal den Qualifizierungsbedarf der Belegschaft 
ermittelt und einen Qualifizierungsplan erstellt. Gleichzeitig 
versucht das Unternehmen, eine entsprechende Anzahl 
Stellvertreterlnnen zu rekrutieren, die eine kurze Ausbildung 
bekommen, um die festangestellten Beschäftigten auf ihren 
Arbeitsplätzen ersetzen zu können. Es folgt eine kurze Prak- 
tikumsphase, woraufhin die eigentliche Rotation in Gang 
gesetzt wird. Die stellvertretende Person ersetzt den Beschäf- 
tigten auf seinem Arbeitsplatz, während diese(r) an einer 
Weiterbildungsmaßnahme teilnimmt. Die Finanzierung der 
Stellvertreterlnnen erfolgt durch einen Lohnkostenzuschuss. 
Beschäftigte in der Weiterbildungsmaßnahme bekommen 
ebenfalls einen Zuschuss, so dass das Einkommen dem Ein- 
kommen in Beschäftigung entspricht. 

Die Effekte des Instrumentes Jobrotation sind für alle 
Beteiligten positiv. Die Arbeitslosen bekommen eine Mög- 
lichkeit, sich in den Arbeitsmarkt zu integrieren, die Be- 
schäftigten haben die Möglichkeit für eine bessere Qualifi- 
zierung. Gesamtgesellschaftlich kommt es zu Ersparnissen, 
da die Arbeitslosigkeit reduziert wird. Die Unternehmen 
profitieren von einer besser qualifizierten Belegschaft und 
einer Vereinfachung der Rekrutierung von neuen Mitarbei- 
terlnnen [Uhrig, Bettina (2000)l. 

Über diese lnstrumenttypen hinausgehend, sind in Dä- 
d 

nemark auch verschiedene andere Methoden entwickelt 

erzielte Übergewinne gefördert, schwächere Unternehmen 
erhalten durch steigenden (Lohn-) Kostendruck die ,,Pro- 
duktivitätspeitsche" oder verschwinden aufgrund man- 
gelnder Marktaussichten letztlich zurecht vom Markt. 

,,Wichtig ist, dass die strukturverändernden Maßnah- 
men - und dies mit Nachdruck - schon unter einer frühe- 
ren Phase des Konjunkturaufschwungs eingesetzt werden, 
so dass die weniger lebensfähigen Unternehmen ,ausge- 
merzt' und die wirklich entwicklungsfähigen leichter groß 
und stark werden können. Der Nachfragedruck wird dann 
auch geringer, die stabilitätspolitischen Aufgaben sind 
leichter zu lösen und restriktive, entwicklungshemmende 
Maßnahmen müssen in geringerem Maße angewandt 
werden. Mit einem kleineren Teil von Arbeitskräften und 
Kapital, die in stagnativen Wirtschaftssektoren gebunden 
sind, erhält die Wirtschaft eine erhöhte internationale Kon- 
kurrenzfähigkeit, weshalb auch Rezessionsphasen in Zu- 
kunft milder verlaufen durften." (L0  1961, S. 166f., zitiert 
nach: Guldimann (1979), S. 44) 

Die solidarische Lohnpolitik war mithin auch ein struk- 
turpolitisches Instrument. Sie unterstützte nicht nur das 
Ziel der Vollbeschäftigung, sondern trug auch bei zur För- 
derung ökonomischer Effizienz. 

Tabelle 4 Entwicklung der Ausgaben fur aktive und passive Arbeitsmarktpolitik in % des Bruttosozialproduktes von 
1985 - 1998, Vergleich DanemarkIDeutschland 

Dänemark 

,,social-democratic-union-big-business-complex" 
Es ist einer der eher paradox anmutenden Umstände der 
Entwicklung des schwedischen Wohlfahrtsstaates, dass 
gerade die praktische Wirtschaftspolitik mit ihrer beschrie- 
benen solidarischen Lohnpolitik zu einem starken Mono- 
polisierungseffekt (mit) beigetragen hat. Im Ergebnis stärk- 
te sie den Einfluss großer Unternehmen. 
In diesem Sinne kann man am schwedischen Beispiel kaum 
von einer Art Staatssozialismus reden, so wie oft behaup- 
tet. Ziele der Wirtschaftspolitik nach dem Zweiten Welt- 
krieg waren: 

maximales wirtschaftliches Wachstum bei 
stabilen Preisen und einer möglichst 
ausgeglichenen Handelsbilanz. 
Auf der politischen Seite waren es: 
Vollbeschäftigung, die 
Verwirklichung der Gleichheitsforderung und die 
Entwicklung der industriellen Demokratie. 
Unter den Vorzeichen wirtschaftlichen Wachstums in 

den Nachkriegsjahren hat dieser Prozess vielleicht auch 
eine größere Bereitschaft der Unternehmen zur Teilhabe 
am wohlfahrtsstaatlichen Konzept beschert. Großunter- 
nehmen haben durch direkten wirtschaftlichen Erfolg pro- 
fitiert, Arbeitnehmer durch deren größere Bereitschaft zu 
Zugeständnissen im Sinne der industriellen Demokratie. 
Am Beispiel Schwedens spricht mancher dann auch von 
einem ,,socialdemocratic-labour-union-big-business-com- 
plex", der zumindest bis 1976 Bestand gehabt habe (Israel 
(1978), 5. 352). Dieses Zweckbündnis, ausgerichtet am 
marktwirtschaftlichen Erfolg als Basis des Wohlfahrtstaa- 
tes, trifft dann auch den Kern des schwedischen Modells 
dieser Jahre: es ist ohne jeden Zweifel marktwirtschaftlich, 
ausgerichtet an den internationalen Märkten, und hat den- 
noch vieles von dem vorweg genommen, was die ideale 
sozialistische Gesellschaft versprach. Aktiv 

Passiv 

3. Arbeitnehmerfonds 
Mit den Siebziger Jahren begann eine neuerliche Ausein- 
andersetzung um die manageriellen Vorrechte, die noch 
Grundlage waren für den berühmten historischen Kom- 
promiss aus dem Jahr 1938. So legte Rudolf Meidner 1971 
ein Arbeitnehmerfonds-Modell vor, das zum ersten mal die 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 

bisherige Verteilung der ökonomischen Macht ernsthaft in 
Frage stellte. Mittels dieser Fonds sollten die von prosperie- 
renden Betrieben und Branchen erzielten Übergewinne ab- 

1998 
1.89 
3,74 

1985 
1,06 
3.90 

Deutschland 

geschöpft werden. Sie, so die Agumentation, hätten 

Aktiv 
Passiv 

schließlich überproportional stark von der solidarischen 
Lohnpolitik profitiert. 

Die Fonds sollten drei zentralen Zielen dienen: 

1989 
1,35 
4,49 

die bisherige solidarische Lohnpolitik unterstützen 

Quelle. OECD Employment Outlook, verschiedene Jahrgange 

1985 
0,21 
1,41 

dem stetig fortschreitenden Konzentrationsprozess in 
der Industrie entgegenwirken und 

1993 
1.95 
4,89 

drittens schließlich die Position der Lohnempfänger 

1997 
1,80 
4,Ol 

1989 
0,47 
1.22 

stärken durch den anteiligen Besitz an ihren Unternehmen. 
Finanziert werden sollten diese gewerkschaftlich ver- 

walteten Fonds durch Beiträge privater Unternehmen. De- 
ren Höhe sollte sich nach ihren Profiten richten. ,In the 

1993 
0.31 
2.56 

long run' sollten auf diese Weise die Unternehmen quasi in 
die Hände der Arbeitnehmer übergehen. Damit kamen die 
Gewerkschaften der Idee der 
schrittweisen Vergesellschaf- Leistungsstarke Wirtschaftszweige 
tung von Produktionsmitteln 
schon sehr nahe, jedenfalls in werden (...) durch erzielte Über- 

1997 
0,37 
2,54 

der Theorie. Es war deshalb die gewinne gefördert, schwächere un- 
Eigentumsfrage, an der sich 
der harte bürgerliche wider. ternehmen erhalten durch steigenden 

1998 
0.45 
2,29 

stand entfachte (Lohn-) Kostend ruck die 
Doch schon bald wurde un- 

ter dem Eindruck der Krise deut. ,, Produ ktivitätspeitsche" oder ver- 

lieh, dass diese Fonds, 1983 schwinden (...) vom Markt. 
nach zwölfjähriger Debatte rea- 
lisiert, nicht ohne weiteres er- 
folgreich sein würden. Und auch jetzt ist kaum erkennbar, 
wie solche Bestrebungen realisiert werden könnten. 

4. Arbeitsmarktpolit ik 
,,Niemand hat das Recht auf Faulheit!" Ein Satz aus der Fe- 
der der Spin Doctors der deutschen Demokratie. In seiner 
Schlichtheit und Unschuld kaum zu kritisieren. Solidarität 
gilt für jene, die Hilfe benötigen, nicht für diejenigen, die 
das wohlfahrtsstaatliche System ausnutzen. Ein Leitsatz, 
den jeder unterschreiben wird. In dem konkreten politi- 
schen und ökonomischen Umfeld, in dem der Satz gefallen 
ist, erscheint er allerdings in einem anderen Licht. Arbeits- 
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schwedische Tarifmodell, Dargestellt werden soll hier die 
,,Blütezeit" des schwedischen Modells, die Zeit zwischen 
1938 und 1979. 

1 .Die Volksheim-Ideologie 
Der Begriff des Volksheims (det svenska folkhem) ist für die 
schwedische Wirtschaftsdemokratie zum sinnstiftenden 
Ordnungsbegriff geworden. Bereits die sprachliche Konno- 
tation von ,,Volk8' und ,,Heim" macht deutlich, worum es 
geht: Heim bedeutet Familie, und Familie bedeutet Ge- 
meinschaftsgefühl. 

Konstituierende Elemente der Volksheim-Ideologie sind 
die Postulate von Gleichheit, Rücksicht, Zusammenarbeit 
und Hilfsbereitschaft. Es geht, im umfassenderen Sinne, 
um die Aufhebung sozialer Barrieren. 

Der Ursprung dieses Begriffs liegt dabei in einer zwar 
aufgeklärten und sozialen, aber dennoch konservativen 
Tradition. Bereits vor dem Ersten Weltkrieg prägte Rudolf 
Kjellen, schwedischer Jungkonservativer, den Begriff des 
Volksheims als Abgrenzung zum reaktionärem Großagra- 
riertum. 

Damit liegt der Begriff von seinem Ursprung her genau 
im Schnittpunkt zweier parallel ablaufender Prozesse: Die 
überkommene schwedische Agrargesellschaft befindet 
sich um die Jahrhundertwende in einem Prozess der Auflö- 
sung und wird schrittweise durch die im Zuge der industri- 
ellen Revolution sich formierende lndustriegesellschaft er- 

setzt. Die alte ständische 

Bereits vor dem Ersten Weltkrieg präg- Ordnung verschwindet, 
und derTakt der Maschine 

te Rudolf Kjellen, schwedischer hält Einzug in die schwe- 

Jung konservativer, den Begriff des dische Gesellschaft. 
In diesem Zusammen- 

Volksheims als Abgrenzung Zum hang hat das Volksheim 

reaktionärem Großagrariertum. im Sinne eines politischen 
Funktionalismus be- 
schwichtigende Funktion. 

Wenn man so will, überwölbt das Volksheim die sich aus 
der dynamischen industriellen Entwicklung ergebenden 
Ungleichheiten. 

2. Solidarische Lohnpolitik 
Die Forderung nach einer solidarischen Lohnpolitik hat in 
Schweden eine lange Tradition. Bereits 1936 auf dem Kon- 
gress der LO, dem gewerkschaftlichen Dachverband, gab es 
erste programmatische Erklärungen zu einer solidarischen 
Lohnstruktur. Zum Ziel gewerkschaftlicher und sozialdemo- 
kratischer Politik wurde sie jedoch erst durch ihre theoretische 
Fundierung in dem so genannten Rehn-Meidner-Modell; 
1951 auf dem LO-Kongress als Expertenbericht vorgelegt. 

Zu dieser Zeit basierte die schwedische Wirtschaftspolitik 
noch wesentlich auf keynesianischen Grundsätzen. Aus die- 
sem Grunde erfuhren Rehn und Meidner von Anfang an ab- 
lehnende Kritik, obwohl ihre Forderungen in der gewerk- 
schaftlichen Bewegung viel diskutiert wurden. Der damalige 
Finanzminister Skjöld hielt das vorgelegte Modell gar für das 
Dümmste, was er je gelesen habe (Guldimann (1 979). S. 42). 

Erst mit dem Kongress 1961 zur ,,koordinierten Wirt- 
schaftspolititk" und unter dem Eindruckerster, noch milder 
Rezessionen wurde es schließlich zum zentralen Programm 
der gewerkschaftlichen Bewegung. 

Solidarische Lohnpolitik 
,,Gleicher Lohn für gleiche Arbeit", so lautete der neue 
lohnpolitische Grundsatz. Nicht nur zwischen Männern 
und Frauen am Arbeitsplatz, sondern auch zwischen Un- 
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ternehmen, Branchen oder Regionen. Ziel war dabei nicht 
die (real-) sozialistische Gleichmacherei aller Lohnunter- 
schiede, also die Forderung nach gleichem Lohn für alle, 
sondern eine Lohnstruktur, die sich nach der tatsächlichen 
Art der Arbeit differenziert. Für gleichwertige Beschäfti- 
gungen sollte eine einheitliche Lohnstruktur auf dem ge- 
samten Arbeitsmarkt geschaffen werden. 

Damit verabschiedeten sich die schwedischen Gewerk- 
schaften von der im Kapitalismus geübten Praxis, die die 
Lohnstruktur von der Gewinnlage der Unternehmen ab- 
hängig macht. Gleichzeitig sollte im Sinne des Gleichheits- 
anspruchs der Tendenz des Marktes zur immer stärkeren 
Lohndifferenzierung entgegengewirkt werden. 

Zentrale Tarifverhandlungen als Voraussetzung 
Diese gesamtwirtschaftlichen Ziele machten eine stär- 

kere Zentralisierung der Tarifverhandlungen notwendig. 
Sie befanden sich jedoch zu dem Zeitpunkt in einem we- 
sentlichen Dilemma. Das bestand in der Konkurrenz zwi- 
schen Angestellten- und Arbeitergewerkschaften. Die An- 
gestelltentarife orientierten sich zu der Zeit erfolgreich an 
den Abschlüssen der erfolgreichen Industriebranchen. Da- 
durch entstanden erhebliche Ungleichheiten, teilweise zwi- 
schen Beschäftigten des gleichen Betriebes. Das logische 
Resultat war eine steigende Konkurrenz zwischen Ange- 
stellten- und Arbeitergewerkschaften und davon ausge- 
hend sich gegenseitig aufschaukelnde Tarifabschlüsse. 

Die Rolle der Arbeitgeber 
Mit den Forderungen nach in diesem Punkt mehr Lohnge- 
rechtigkeit traf sich das Interesse der SAF (Svenska Arbets- 
givereföreningen), dem zentralen schwedischen Arbeitge- 
berverband, nach einheitlichen Tarifabschlüssen und der 
Abschaffung der sich aus der bisherigen Praxis ergebenden 
Lohnspirale (Scharpf, 1987, S. 120). 

Mitte der Fünfziger Jahre forderte schließlich die SAF 
ultimativ einheitliche Lohnsteigerungen für alle Industrie- 
branchen. Mit Hilfe der L0 wurde diese zentrale Forderung 
der SAF gegenüber den Branchengewerkschaften durch- 
gesetzt, Ende der Sechziger Jahre schließlich auch gegen- 
über den Angestelltengewerkschaften. 

Damit war die erste Bedingung der solidarischen Lohn- 
politik erfüllt, das Modell zentralisierter Tarifverhandlun- 
gen. Lohnsätze für vergleichbare Arbeit konnten innerhalb 
der L0 einander angeglichen werden. Verteilungskämpfe 
unter den Einzelgewerkschaften wurden wirksam unter- 
bunden. 

Lohnsteigerungen für untere Lohngruppen 
Die zweite Bedingung war ein breiter Konsens darüber, im 
Sinne der gerechten Verteilung auch zum Teil Verzicht zu 
üben. Profitieren sollten vor allen Niedrigverdiener. Ange- 
strebt war nicht eine durchschnittliche Lohnsteigerungsra- 
te, verteilt mit der Gießkanne, sondern eine Lohnerhöhung 
mit Ausnahmeregelungen, speziell für höhere Lohngrup- 
pen. Auch dieser Konsens konnte offensichtlich hergestellt 
werden. 

,,Natürliche Auslese" 
Das Problem, das im Zuge einer solchen Politik der Lohn- 
druck für einige Betriebe gemessen an ihrer Produktivität 
und Gewinnlage zu hoch ist, für andere, erfolgreichere Be- 
triebe wiederrum so niedrig, dass sie in den Genuss erheb- 
licher Vorteile kommen, wurde von den Gewerkschafts- 
Ökonomen gar nicht erst geleugnet. Im eigentlichen Sinne 
war der Effekt sogar erwünscht. Leistungsstarke Wirt- 
schaftszweige werden in dem beschriebenen Modell durch 
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worden, die sich insbesondere an die weniger ressourcen- 
starken oder auch diskriminierten Personen wenden. An 
individuell ausgerichteten Instrumenten seien hier soge- 
nannte Mentorprojekte oder auch Tutorprojekte genannt, 
in denen die zu integrierenden Personen eine Kontaktper- 
son an dem jeweiligen Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt 
bekommen. Diese Kontaktperson, entweder Mentor oder 
auch ,,Onkel" genannt, steht den Teilnehmerlnnen für alle 
Fragen und Probleme zur Verfügung, und soll für eine rei- 
bungslose Integration am Arbeitsplatz sorgen. Erfolge 
wurden mit diesem Konzept insbesondere bei der Integra- 
tion von Einwanderlnnen und Flüchtlingen erzielt [Nielsen, 
A; Nielsen A (2001)l. 

Als weitere Ansätze zur Erhöhung der Durchlässigkeit 
des Arbeitsmarktes wurde von der Regierung die Kampa- 
gne „der geräumige Arbeitsmarkt'' (det rummelige arbe- 
jdsmarkedet) gestartet. Ziel dieser Kampagne soll die Ent- 
wicklung eines erhöhten Bewusstseins der Unternehmen 
für ihre soziale Verantwortung sein. Der Arbeitsmarkt soll 
Platz für alle bieten. Ein Ansatzpunkt dieser Kampagne 
sind Unternehmensnetzwerke, die zu einer Verbreitung 
von ,,good practice" Erfahrungen im Bereich der Personal- 
politik und zum Erfahrungsaustausch dienen. 

Figur 1 : Jobrotation 

Rotationsverlauf für Arbeitslose 

Diskussion des Rechte und Pflichtenprinzips 
Die oben beschriebene Neuorientierung der Arbeitsmarkt- 
politik mit einer Verschärfung des Pflichtenprinzips zur Teil- 
nahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen wurde 
und wird in Dänemark von verschiedenen Seiten, unter 
anderem auch von der Gewerkschaftsseite teilweise scharf 
kritisiert. Als eine der schärfsten Kritiker an der ,,Aktivlinie" 
ist hier die Landesvereinigung für Arbeitslose (Landsfore- 
ning for ledige) zu nennen, die sich selbst als Interessenor- 
ganisation für die Teilnehmerlnnen an Aktivierungsmaß- 
nahmen versteht. Als Hauptkritikpunkte in der Diskussion 
sind hier folgende zu nennen: 

Der Teilnahmenzwang an beschäftigungspolitischen 
Maßnahmen hat eine disziplinierende Wirkung. Bei Ver- 
weigerung der Teilnahme verliert man unter bestimmten 
Bedingungen die Ansprüche auf Arbeitslosengeld. Nach 
Ansicht einiger Kritiker sollen sich dieTeiInehmerlnnen hier- 
durch den Bedingungen der erhöhten Konkurrenz und 
dem Globalisierungsdruck anpassen. Die Aktivierungsan- 
gebote haben darüber hinaus eine selektive Wirkung. Die 
besten Effekte werden für die ,,stärkeren" Arbeitslosen er- 
zielt, und die Aktivierungsangebote haben einen abschrek- 
kenden und mehr kontrollierenden Charakter gegenüber 
den ,,schwächeren" Arbeitslosen. 

Der Teilnahmezwang führt nach Auffassung anderer 
Kritiker zu einer weitgehenden Entmündigung der Betrof- 
fenen. Zwangsmassnahmen lassen sich nicht mit den 
Wertvorstellungen einer demokratischen Gesellschaft ver- 

Beratung 

einen. Als Alternative wird in diesem Zusammenhang die 
Einführung von Bürgergeld diskutiert. 

Auf die fehlenden sozialen Rechte der Teilnehmerlnnen 
an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und auf die zu 
geringe Entlohnung dieser ,,Zwangsarbeit" wird von ande- 
ren Kritikern hingewiesen. Häufig wird in diesem Zusam- 
menhang auch auf teilweise sinnlose Aktivierungsmaßnah- 
men hingewiesen, in denen Teilnehmerlnnen zur Ausfüh- 
rung ,,sinnloser Arbeit" gezwungen werden. Mangelnde 
Qualität in der konkreten Ausgestaltung und bei der Be- 
treuung bei gleichzeitiger Pflicht zur Teilnahme wird als 
Hauptkritikpunkt angeführt. 

Wettbewerbsverzerrende Wirkungen durch die Sub- 
ventionierung von geschützten Arbeitsplätzen und ein ge- 
nerell zu hoher Preis der aktiven Arbeitsmarktpolitik, bei 
gleichzeitig nur begrenzten direkten arbeitsmarktpoliti- 
schen Effekten werden als weitere Kritikpunkte angeführt. 

Unterstützt wird die dänische ,,Aktivlinie" durch das 
Konzept des ,,dritten Wegs", welches als Mittelweg zwi- 
schen dem neoliberalen Grundkonzept und der staatszen- 
trierten Politik konzipiert ist. Die zentralen Werte in diesem 
Konzept, die Bedeutung für die Ausgestaltung der Arbeits- 
marktpolitik haben, sind: [Giddens (1 998)l 

Rechte sollen durch Pflichten wiedergespiegelt werden. 
Chancengleichheit für alle. 
Staat als wichtiger politischer Akteur. 
Die Rechte der Bürger waren bislang in der dänischen 

Sozialpolitikvon den Pflichten klar getrennt. Durch die Ein- 
führung der Pflichtaktivierung 
wurde dieses Prinzip grundle- 
gend geändert, und Rechte Eine Reduzierung der Arbeitslosigkeit 

t 

Rotationsverlauf für Beschäftigte 

Weiterbildung 

t 

Ausbildung 

zum Bezug von staatlichen Lei- sollte weder durch eine Senkunq der - 
stungen sollen weitgehend 
durch Pflichten wiedergespie- 

Leistungen für Arbeitslose, noch 

Praktikum 

gelt werden. ~ o b e r t  COX-hob in durch eine Senkung der Mindestlöhne 
einer Untersuchung der akti- herbeigeführt werden, 
ven Arbeitsmarktpolitik in Dä- 

Jobtraining 

nemark hervor, dass die Zielset- 
zung der Reformen in einer Änderung des sozialen Sicher- 
heitssystems ,,from safety netto trampoline" bestand [Cox, 
Robert (1 998)l. 

garantierte 
Beschaftigung 

Perspektiven der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
Trotz dieser, teilweise berechtigten, Kritikpunkte bietet die 
dänische Arbeitsmarktpolitik durch die Betonung der akti- 
ven Instrumente für die Betroffenen Arbeitslosen eine Rei- 
he von Möglichkeiten, sich wieder in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren, das Gesamtsystem Arbeitsmarkt ist dadurch 
durchlässiger geworden. Diese Flexibilität wird durch die 
relativ großzügige Ausgestaltung des Systems der sozialen 
Sicherheit, unter anderem der Sicherungsleistungen bei 
Arbeitslosigkeit, aktiv unterstützt. Die Barrieren für die Be- 

suw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft l 19, 2001 
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wegung zwischen den einzelnen Teilarbeitsmärkten sind 
relativ niedrig. Das Marginalisierungsrisiko für die soge- 
nannten ,,Risikogruppen" am Arbeitsmarkt wird dadurch 
reduziert 

Die Weiterentwicklung der dänischen Arbeitsmarktpo- 
litik baut auf einem ressourcenorientierten Ansatz auf. 
Ausgangspunkt für weitere Reformschritte sind die vor- 
handenen Kompetenzen und Qualifikationen der Arbeits- 

losen und Beschäftiqten. 

Die Ausgaben für aktive arbeitsmarkt- aktive Ausgestaltung 
der dänischen Arbeitsmarkt~o- 

politische Maßnahmen, gemessen als litik bietet auch für die Reform 

Anteil am BSP, sind von 1985 bis 1998 der deutschen ArbeitsmarktpO- 
litik interessante Ansatzpunkte. 

deutlich angestiegen Einige der dänischen Instru- 
mente, wie beispielsweise 

Jobrotation und individuelle Handlungspläne für Arbeitslo- 
se, sind schon in Deutschland implementiert oder zumin- 
dest intensiv diskutiert worden. Der Blick über die Landes- 
grenze scheint also durchaus angebracht zu sein, um Inspi- 

rationen für eine Neuorientierung der deutschen Arbeits- 
marktpolitik zu sammeln. SPW 
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Frauenerwerbstätigkeit, Geschlecht und Qualifika- Geschlecht,Qualifikation tion - 

und Wohlfahrtsstaat 
Von Hildegard Theobald 

Soziale Dienstleistungen und die Frage der Gleich- 
heit 

raditionelletweisefokussierte die Wohlfahrtsstaatsfor- T schung auf die soziale Frage, d.h. die sozialen Risken, 
die entstanden sind mit der Industrialisierung im letz- 

ten Jahrhundert und ihre Regulierungen durch staatliche- 
bzw. Versicherungsleistungen. Demgegenüber hat die fe- 
ministische Forschung seit Ende der 70er Jahren die Bedeu- 
tung des Wohlfahrtsstaats für die soziale Lage der Frauen 
bzw. für das Geschlechterverhältnis in ihren Analysen erar- 
beitet. Kennzeichnend für die feministische Forschung ist, 
daß soziale Ungleichheit auch zwischen Frauen nur wenig 
systematisch erforscht wurde und erst in jüngerer Zeit be- 
achtet wird (vgl. Gottschall 2000). 

Die folgenden Ausführungen analysieren die Konse- 
quenzen der veränderten Wohlfahrtsstaatspolitiken in 
Schweden im Verlauf der 90er Jahre aus der Perspektive 
beider Aspekte gesellschaftlicher Gleichheit - der sozialen 
und der Geschlechtergleichheit. Im Fokus steht der soziale 
Dienstleistungsstaat und damit die Bedeutung des Wohl- 
fahrtsstaats als Arbeitgeber und als Lieferant sozialer 
Dienstleistungen. Welche Konsequenzen die Veränderun- 
gen gewinnen, wird wesentlich bestimmt durch die Wohl- 
fahrtsstaatsentwicklung seit den 60er Jahren. Die Ansätze 
und Konsequenzen der Wohlfahrtsstaatspolitik der 90er 
Jahre werden daher vor dem Hintergrund der Expansion 
seit den 60er Jahren betrachtet. 

Dr. Hildegard Theobald arbeitet am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) 

Der Zusammenhang zwischen Iänderspezifischen Wohl- 
fahrtsstaatspolitiken, der Expansion sozialer Dienstleistun- 
gen und der Höhe der Frauenerwerbstätigkeit ist seit den 
80er Jahren ein zentraler und kontrovers diskutierter Be- 
fund in der wissenschaftlichen und politischen Debatte. Als 
wesentlich für die Entstehung der Unterschiede zwischen 
den Wohlfahrtsstaaten gilt dabei die Frage, in welchem 
gesellschaftlichem Bereich Betreuungstätigkeiten ausge- 
führt werden sollen. Esping-Andersen (1 990) charakteri- 
siert in seinem Ansatz Wohlfahrtsstaatsregime entspre- 
chend ihrer Aufgabenteilung zwischen Familie, Staat und 
Markt und verbindet sie mit grundlegenden Formen der 
Integration der Frauen in den Arbeitsmarkt. 

Als Repräsentanten zweier idealtypischer Regime, dem 
sozialdemokratischen und konservativen, sieht er Schwe- 
den und Deutschland (West). In Schweden wurden die 
Frauen infolge der Expansion sozialer Dienstleistungen un- 
ter staatlicher Regie seit den 60er Jahren in den Arbeits- 
markt integriert. Dies wird erkennbar an der hohen Frauen- 
erwerbsquote und vor allem ihrer ausgeprägten Beschäfti- 
gung im (öffentlichen) sozialen Dienstleistungsbereich. In 
Deutschland (West) hingegen, werden noch viele Betreu- 
ungsaufgaben im Rahmen der Familie wahrgenommen, 
was mit einer niedrigen Frauenerwerbsquote einhergeht. 

Internationale Arbeitsmarktstatistiken, die seit Mitte 
der 90er Jahre qualifikationsspezifische Quoten zur Er- 
werbsintegration von Frauen (und Männern) nachweisen, 
erfordern eine Differenzierung dieser Aussage. Die Quoten 
verweisen darauf, daß die Länderunterschiede in der Höhe 
der Frauenerwerbsquote einem erheblichen Qualifikations- 
einfluß unterliegen: Während in allen OECD-Ländern Frau- 
en mit einem Hochschulabschluß zumeist einer Erwerbsar- 
beit nachgehen, trifft dies für Frauen mit einer Qualifikati- 
on unterhalb der Hochschulebene bzw. ohne formale Qua- 
lifikation nur in Ländern mit einer hohen Frauenerwerbs- 
quote zu (OECD 1995;1998). Exemplarisch dafür stehen 
die Werte für Deutschland und Schweden in der untenste- 
henden Tabelle (vgl. Tabelle 1). 

Der deutlich erkennbare Qualifikationseinfluß erfordert 
eine differenziertere Analyse der Funktion des sozialen 

tauschender Teamplayer. Die Lerngesellschaft braucht in- 
novative Milieus, diese wiederum brauchen lebendige, 
funktionierende Gesellschaften. 

Die globale Wissensökonomie braucht mehr Differenz. 
Aus der Differenz entsteht Produktivität in der Wissensge- 
sellschaft. Auch für die Wissensökonomie gilt: Ökonomie 
nutzt die Unterschiede. Wer in einer so schnell sich verän- 
dernden Welt als Produzent von Wissensprodukten ,,vor- 
ne" bleiben will, braucht eine Umwelt, die Ideen hervor- 
bringt, die andere noch nicht haben. Diese Umwelt muss 
durch Vielfalt, Heterogenität und Differenz - aber nicht 
durch Einheit, Homogenität und Uniformität geprägt sein. 
Sie braucht aber gleichwohl einen gesellschaftlichen Rah- 
men, in dem sich diese Individualität abspielt. Das Bezo- 
gensein auf den Anderen, die soziale Demokratie bleibt ein 
Konstituens der lnformationsgesellschaft. 

6. Deshalb brauchen wir künftig eine Kultur der Ver- 
änderung. Eine Gesellschaft, in der Veränderung nicht mit 
Angst gepaart ist sondern als Chance etwas Neues zu er- 
fahren verstanden wird: Interesse, Neugierde, Experimen- 
tierfreudigkeit und Risikofreudigkeit. Eine Lerngesellschaft 
in diesem Verständnis setzt einen funktionierenden Sozial- 
staat voraus. Denn, wer experimentierfreudig sein soll, 
muss sich auf ein Netz sozialer Sicherheit verlassen können, 
falls er mal vom Drahtseil stürzt. Nur wenn wir den Men- 
schen die Angst um ihre materielle und soziale Existenz 
nehmen, werden wir mehr entrepreneural spirit erwarten 
dürfen. Jeder muss wissen, dass er eine zweite und dritte 
Chance besitzt. Im Übrigen: die skandinavische Lernkultur 
ist im Vergleich zu Deutschland fehlerfreundlicher. Wäh- 
rend man bei uns den Schuldigen sucht, fragt man in 
Skandinavien, was wir daraus lernen können. Wer Angst 
vor Fehlern hat, wird aber immer das Risiko scheuen. Eine 
Gesellschaft, die diese Lehre nicht zieht, bleibt hinter ihren 
Möglichkeiten und wird deshalb auch ökonomisch nicht 
ganz vorne mitspielen können. 

I nteressierte Sozialdemokraten halten den schwedischen 
Wohlfahrtsstaat für die gelungendste Synthese aus Re- 
formismus und sozialistischem Impetus sozialdemokra- 

tischer Politik. Die dabei zugewiesenen Attribute sind viel- 
fältig. Schweden, so der Tenor, sei das Musterland eines 
freiheitlichen und vor allem demokratischen Sozialismus; 
gleichsam der viel zitierte ,,dritte Weg" zwischen Kapitalis- 
mus und Sozialismus. 

Das schwedische Wohlfahrtsmodell scheint ihnen da- 
bei Recht zu geben. Über vierzig Jahre sozialdemokratische 
Regierungsmehrheit (1 932-1 976) haben zu dem wohl ein- 
zigartigsten Staatsmodell Europas geführt. Die Gewerk- 
schaft, in Schweden der ,,zweite Arm der Arbeiterbewe- 
gung", hatte zeitweise einen Organisationsgrad von mehr 
als 80%. Die Mitgliedschaft ist fast oberste Bürgerpflicht. 
Die L0 (Landsorganisationen i Sverige), der mächtige 
Dachverband der schwedischen Gewerkschaften, erscheint 
deshalb manchem nicht ganz zu Unrecht als ,,Zweite 
Staatskirche". Institutionalisierung und Verrechtlichung 
sind überall sichtbar. 

Industrielle Beziehungen, Staats- und Gesellschaftsver- 
standnis bilden am schwedischen Beispiel die Grundlage 
für eine konsensorientierte Gesellschaft. Das Modell grün- 
de „auf (der) kompromissorientierte(n) Zusammenarbeit 
der drei Säulen der schwedischen Politik und Ökonomie: 

Zusammenfassung 
Die skandinavischen Länder, allen voran Schweden, haben 
im 20. Jahrhundert eine Erfolgsgeschichte geschrieben. 
Von armen Agrargesellschaften hat sich der Norden zu 
modernen lnformationsgesellschaften mit einem beispiel- 
losen Maß an Demokratie, sozialer Gleichheit und Solidari- 
tät entwickelt. Diese Länder sind heute das beste Beispiel 
dafür, dass auch kleinere Länder unter den Bedingungen 
der Globalisierung in der Lage sein können, durch eine in- 
telligente, nachhaltige Politik 
Wohlstand für eine Mehrheit 
zu sichern. 

Eine Lerngesellschaft setzt einen funk- 

Für die Linke lassen sich tionierenden Sozialstaat voraus. Wer 
daraus folgende Schlussfolge- experimentierfreudig sein soll, muss 
rungen ziehen: 

Erstens: Werte wie Gleich- sich auf ein Netz sozialer Sicherheit 
heit und Solidarität sind keine können, ~~d~~ muss wissen, 
Traditionsbestände. Sie sind 
vielmehr, so fern sie auf die dass er oder sie eine zweite und dritte 
neuen Bedingungen (s. Schwe- Chance besitzt. 
den) angepasst werden, not- 
wendige Voraussetzung für 
eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik in der Informationsge- 
sellschaft. 

Zweitens: Wissensgesellschaft ohne Sozialstaat ist 
nachhaltig nicht möglich. Solidarische Modernisierung ist 
die einzige Chance langfristig auch ökonomisch erfolgreich 
ZU sein. 

Drittens: Die moderne Wissensgesellschaft zu organisie- 
ren und konkurrenzfähig zu bleiben ist eine gesellschaftliche 
und kulturelle Aufgabe und fordert nicht nur den Staat. 

Viertens: Sozialpolitik muss in der Wissensgesell- 
schaft konzipiert werden als eine Politik, die den Men- 
schen die Angst nimmt, den Zugang für alle eröffnet 
und Befähigungen fördert. Sie muss Mobilität fördern 
und aktivieren. SPW 

Das schwedische 
I I VoI ksheim" 

Von Detlef Schlockermann 

Regierung, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisatio- 
nenn (Henningsen, 1986, S. 353). 

Dreh- und Angelpunkt ist in der Diskussion meist der 
Begriff des ,,Volksheims". Er steht, unabhängig vom politi- 
schen Lager, für den schwedischen Wohlfahrtsstaat. Nur: 
Was ist das ,,Volksheim"? In der Praxis zeigt sich schnell, 
dass dieser ideologisch besetzte Begriff nur schwer zu fas- 
sen ist. Deutlich wird er meines Erachtens nur in der geüb- 
ten Praxis schwedischer Politik. Das betrifft vor allem die 
wirtschaftspolitischen Vorstellungen und das spezifisch- 

Detlef Schlockermann, Historiker, lebt und arbeitet als Journalist in Dusseldorf 

2 3 3 8 spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 119, 2001 



stem der sozialen Sicherung ist nach wie vor vorbildlich 
und: Die Wirtschaft in den skandinavischen Ländern zählt 
zu den innovationsfreudigsten der Welt. 

Die Brüche in der Gesellschaft konnten nicht vollstän- 
dig gekittet werden. Aber in den großen gesellschaftlichen 
Fragen ist Schweden nach wie vor sehr konsensorientiert. 
Der tiefgreifende Umbruch des skandinavischen Systems in 
der ersten Hälfte der neunziger Jahre markiert gleichzeitig 
den Übergang vom industriekapitalistischen System zum 
dienstleistungs- und wissensbasierten Kapitalismus. Und 
gerade sehen wir, dass es sich für Schweden ausgezahlt 
hat, dass das Land einen besonderen Wert auf die Förde- 
rung der Humanressourcen und eine egalitäre Politik ge- 
legt hat. Denn die skandinavischen Länder haben durch 
eine aktive Beschäftigungs- und Bildungspolitik darauf ge- 
setzt, dass soziale Exklusion im Übergang zur Informati- 
onsgesellschaft vermieden wird und möglichst allen Men- 
schen Zugang zu gesellschaftlichen Chancen ermöglicht 
wird. Dies gilt auch für die Frauen. Nirgendwo in Europa ist 
die Frauenerwerbsquote so hoch wie im Norden. Und nir- 
gendwo ist es Frauen besser gelungen auch in Führungs- 
positionen in Wirtschaft und Politik zu gelangen. 

Dies skandinavische Politik eines radikalen Umbaus, bei 
Beibehaltung der alten Werte hat sich ausgezahlt. Die 
skandinavischen Staaten können heute auf eine breite 
Qualifikationsbasis und eine innovative Basis zurückgreifen 
und sie soziale Gleichheit wie nirgendwo anders verwirk- 
licht. 

IV. Skandinaviens Weg in die globale Wissensgesell- 
Schaft 
Die skandinavischen Staaten haben sich mittlerweile an die 
Spitze der Wissensgesellschaft gepirscht. In manchen Ge- 
bieten, haben sie sogar die Vereinigten Staaten hinter sich 
gelassen: 

Bei der lnternetnutzung liegt Schweden vor Finnland, 
Norwegen und Dänemark an der Weltspitze. 

Bei der Verbreitung von Mobiltelefonen nimmt Schwe- 
den vor Finnland die ersten Plätzen ein. 

Die Aufwendungen für Forschung und Entwicklung 
betragen in Schweden 4 % des Bruttosozialprodukt, ge- 

folgt von Finnland (3 %). 
Deutschland liegt bei 2,5 %, Die skandinavischen Länder haben 
die USA bei 2,7 o,o, der OECD- 

durch eine aktive Beschäftigungs- und Durchschnitt beträgt 2 %. 

Bildungspolitik darauf gesetzt, dass Nach dem anerkannten 
Information-Society-Index (ISI) 

soziale Exklusion im Ubergang Zur In- der anband von dreiundzwan- 

formationsgesellschaft vermieden zig Variablen wie Bildungsab- 
schlüsse, lnternetnutzung am 

wird und möglichst allen Menschen Arbeitsplatz, Zahl der Zeitungs- 

Zuaana zu aesellschaftlichen Chancen abonnenten, Verbreitung der 
d d  2 

ermöglicht wird. 
IT-Infrastruktur etc. die wich- 
tigsten Parameter einer Infor- 
mationsgesellschaft aufweist, 

liegt Schweden vor USA, Finnland, Norwegen und Däne- 
mark auf dem ersten Platz. 

Laut dem lnnovationsanzeiger der Europäischen Union 
sind die skandinavischen Staaten, gefolgt von Deutschland 
am innovativsten. 

Die skandinavischen Länder haben den höchsten Anteil 
an Beschäftigten in Dienstleistungsberufen mit hohem 
Technologieanteil. Sie führen bei Hochtechnologiepaten- 
ten, sie wenden mehr für Innovationen am Umsatz auf als 
alle anderen OECD-Staaten und sie verfügen über den 
höchsten Anteil der IKT-Märkte am Bruttoinlandsprodukt. 

DER NORDISCHE WEG 

In den skandinavischen Ländern hat sich in den letzten 
Jahren eine unkomplizierte und pragmatische Zusammen- 
arbeit zwischen Universitäten und Unternehmen herausge- 
bildet. Die Schnittstelle Wirtschaft und Wissenschaft ist 
vorbildlich. 

V. Erkenntnisse und Schlussfolgerungen für eine 
linke Politik für die globale Wissensgesellschaft 
Wenn es richtig ist, dass wir auf dem Weg in die Wissens- 
gesellschaft sind, müssen wir uns fragen, was macht künf- 
tig den Wettbewerbsvorteil der einen Region gegenüber 
anderen aus. Dazu einige Thesen: 

1. Globalisierung wird die Unterschiede zwischen den 
verschiedenen Teilen der Welt auch in Europa einebnen. 
Globalisierung und Regionalisierung sind Zwillinge. Eine 
globale Wissensgesellschaft kommt ohne Territorialität 
nicht aus. Die Vorstellung von globalen Nomaden von Wis- 
sensarbeitern, die losgelöst von jeglicher Territorialität, egal 
ob aus Kalifornien, Kalkutta oder aus Kleinkleckersdorf pro- 
duzieren, ist genauso realitätsfremd wie die Annahme, die 
Wissensproduzenten würden sich alle dort zusammen fin- 
den, wo die Steuersätze am niedrigsten sind. Auch die 
Wissensökonomie ist standortgebunden. Die Frage also ist, 
welche Standorte werden bevorzugt werden? Was sind die 
Standortbedingungen für Wissensökonomie? Man muss 
an die alte Erkenntnis von Karl Polanyi erinnern, der bereits 
in den vierziger Jahren des 20. Jahrhunderts darauf hinge- 
wiesen hat, dass alle Ökonomie sozial und kulturell - und 
ich füge hinzu regional - eingebettet ist. 

2. lnnovation wird für die Wirtschaft und deren Wett- 
bewerbsfähigkeit zur Schlüsselfrage. Allerdings ist Innova- 
tion nicht nur eine technologische Frage, als die sie gele- 
gentlich in Deutschland noch missverstanden wird. Inno- 
vationszyklen werden immer kürzer, die Systeme, also Bil- 
dung, Verwaltung und Politik müssen deshalb künftig im- 
mer schneller in der Lage, lnnovation zu unterstützen statt 
sind zu behindern. Die lnnovationsfreundlichkeit, die inno- 
vativeness, einer Gesellschaft wird zur wichtigsten Bedin- 
gung für eine nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit. 

3. Die New Economy braucht Leute, die in der Lage 
sind, neue Lösungen, neue Ideen zu produzieren und kom- 
plexe Probleme in den Griff zu bekommen. In der Wissens- 
Ökonomie werden schneller als bisher errungene Vorteile 
wieder entwertet und Standortvorteile marginalisiert, 
wenn die Regionen nicht nachhaltig innovativ sind. Das ist 
das Paradoxe: Gerade deshalb ist paradoxerweise langfri- 
stiges Denken erforderlich. Wir brauchen nachhaltigen 
Umgang mit dem Humankapital. Daraus resultieren spezi- 
fische Anforderungen an unsere Lernfähigkeit, unsere 
Lernkultur. Wir brauchen eine Lernkultur, eine Innovations- 
kultur, die ein systematisches Umfeld für lnnovation dar- 
stellt. Dies erfordert weit mehr als nur gute schulische An- 
gebote. Wir brauchen eine Lernkultur, die die Menschen 
ermutigt, offen, neugierig, tolerant und kritisch zu sein. 
Nachhaltiges Lernen setzt einen stock of knowledge vor- 
aus, der nur entsteht, wo ein breiter Zugang zum Lernen 
für möglichst viele gefördert wird. Wichtig ist auch, dass 
Lernghettos wie Schulen und Universitäten aufgebrochen 
werden. Weiterbildung muss zur Lebensaufgabe werden. 
Humankapital ist die einzige Ressource aus der neue Lö- 
sungen entstehen. 

Eine Lerngesellschaft kann nur in einer funktionieren- 
den, auf sozialen Ausgleich basierenden Gesellschaft er- 
folgreich stattfinden. Der Wissensarbeiter der New Econo- 
my ist nicht der einsame Forscher im Labor, sondern er ist 
ein hochinteraktiver, kommunikativer, lernender, sich aus- 
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Dienstleistungsbereichs für die Frauenerwerbstätigkeit (vgl. Pflegedienste der 
Theobald 1999). Es stellt sich die Frage, in welchem Zu- A n g e h ö r i g e n  - 
sammenhang die Qualifikation der Frauen, ihre lntegration pflege vorzogen 
in den Arbeitsmarkt und die Expansion sozialer Dienstlei- ( J  o h a n s s o n 
stungen stehen. Dazu wird im folgenden die Beschäfti- 
gung von Frauen in dem Tätigkeitsfeld in Abhängigkeit von 
ihrem Qualifikationsniveau betrachtet. Herangezogen wer- 
den dazu Angaben vom Ende der 80er JahreIAnfang der 
90er Jahre, die den Zusammenhang in beiden Ländern auf- 
zeigen können. 

Die Zahlen der obigen Tabelle reflektieren, daß nicht nur 
die quantitative Expansion des sozialen Dienstleistungsbe- 
reichs entscheidend wird für die Arbeitsmarktintegration 
von Frauen, sondern auch die Ausformung der Beschäfti- 
gung (vgl. Tabelle 2): In beiden Ländern existiert ein Arbeits- 
marktsegment für Hochschulabsolventinnen, die bspw. als 
Lehrerin oder Ärztin, in dem Bereich tätig sind. Nur in 
Schweden finden zudem Frauen mit einer Qualifikation un- 
terhalb der Hochschulebene einen Zugang zum Arbeits- 
markt. Dies betrifft Bereiche wie Kinder- oder Altenbetreu- 
ung, die in Schweden in weit größerem Ausmaß als in 
Deutschland vergesellschaftet sind und damit als Erwerbsar- 
beit begriffen werden. Die Länderdifferenzen bildeten sich 
zwischen den 60er und Ende der 80er Jahre heraus, wobei 
sie in den 90er Jahren trotz Veränderungen in der 
Erwerbsbeteiligung in ihren Grundzügen konstant blieben. 
In den 90er Jahren sank in Schweden für Frauen und Män- 
ner die Erwerbsbeteiligung, was im besonderem Ausmaß 
Frauen und Männer ohne formale Qualifikation betraf. 

Soziale Dienstleistungen im Kontext von sozialer- 
und Geschlechtergleichheit 
Form und Ausmaß der Vergesellschaftung sozialer Dienst- 
leistungen in beiden Ländern werden durch sozial- und 
geschlechterpolitische Grundsatzentscheidungen be- 
stimmt. In Schweden bildet die Anerkennung eines univer- 
salen Bürgerrechts auf soziale Betreuung seit den 60er Jah- 
ren die Grundlage für die Expansion sozialer Dienstleistun- 
gen. Kennzeichnend dafür war die Verteilung sozialer 
Dienstleistungen nach dem Bedürfnisprinzip, die Finanzie- 
rung über Steuermittel und die Organisation der Dienstlei- 
stungen unter Regie des öffentlichen Diensts. Entscheiden- 
de Impulse erhielt die Expansion sozialer Dienstleistungen 
zudem aus der in den 60er Jahren beginnenden Auseinan- 
dersetzung um die lntegration der Frauen in den Arbeits- 
markt. Die gesellschaftliche Akzeptanz der Frauenerwerbs- 
tätigkeit unterstützte maßgeblich den Ausbau sozialer 
Dienstleistungen, die zunehmend als staatliche Aufgabe 
und nicht mehr familiäre definiert wurde. 

Unter Regie des öffentlichen Diensts wurde seit den 
60er Jahren sukzessive eine professionelle Kinder- und Al- 
tenbetreuung aufgebaut. Dies führte über verschiedene 
Stufen der Regulierung von Qualifikationsanforderungen, 
der Arbeitsorganisationen und -bedingungen zur Eta- 
blierung eines regulären Arbeitsmarktsegments. Bis Ende 
der 80er Jahre war ein Arbeitsbereich entstanden, der in 
seiner sozialen Absicherung und Bezahlung vergleichbar 
mit anderen Bereichen des Arbeitsmarkts ist. Die überwie- 
gende Mehrheit der nach wie vor nahezu ausschließlich 
weiblichen Beschäftigten verfügte nun Ende der 80er Jah- 
re über eine Berufsqualifikation unterhalb der Hochschu- 
le, 10% über einen Hochschulabschluß und Ca. 30% über 
keine formale Berufsausbildung (SCB 1990;1993) Gleich- 
zeitig mit der Etablierung des Tätigkeitsfelds veränderten 
sich die Einstellung der älteren Generation, die seit den 
80er Jahren mehrheitlich die Pflege durch öffentliche 

1997) 
In den 90er 

Jahren wurde der 
soziale Dienstlei- 
stungsbereich er- 
heblichen Re- 
strukturierungs- 
anstrengungen 
ausgesetzt. Öko- 
nomisch begrün- 
dete Argumente, 
wie die Notwen- 
digkeit von Ko- 
stenersparnissen 
und Effektivität, 
fanden zuneh- 
mend Gehör in 
der politischen 
Debatte. Die öko- 
nomischen Ziele 
sollten durch 
neue Finanzie- 
rungs- und Steue- 
rungsmodelle so- 
wie durch die Zu- 
lassung von priva- 
ten Anbietern 
und damit einher- 
gehender Konkur- 

Tabelle 1 Erwerbsquote von Frauen (25-64 Jahre) in  
Abhangigkeit vom Qualifikationsniveau (in %) 

Niveau 1 Ohne formale, einfache 
Berufsausbildung 

Niveau 2: Qualifizierte Berufsausbildung 

Niveau 3: Nicht-universitarer 
Hochschulabschluß 

Niveau 4 Universitatsabschluß 

Total: Erwerbsquote fur Frauen insgesamt 

Quelle OECD (1995,1998) Education at a glance, Paris 

Qualifi- 
kations- 
niveau 

Schw. 

1992 

1996 

D 

1992 
(Nur 
West) 

1996 

renzen realisiert werden. Nicht in Frage gestellt wurde die 
Zielsetzung des universellen Wohlfahrtsstaats, der eine ad- 
äquate Betreuung der Bürger und Bürgerinnen im Alter ga- 
rantieren soll, die solidarische Finanzierung über Steuer- 

1 

81,O 

71 .O 

46 1 

45.0 

mittel und die lntegration der Frauen in den Arbeitsmarkt 
Die Dezentralisierung weiterer wichtiger Befugnisse an die 
Kommunen im Jahr 1992, wie die Entscheidung über Pro- 

2 

91 2 

85.0 

67.3 

69.0 

duktion und Zuteilung von sozialen Dienstleistungen; die 
Zulassung von Anbietern, die Einführung neuer Steue- 
rungsmodelle sowie Festlegung der Höhe der Gebühren 
sollte diese Zielsetzungen unterstützen. 

3 

93.9 

8 9  0 

80.9 

82.0 

Die Restrukturierungen erbrachten sowohl für die Be- 
schäftigten als auch für die Nutzer und Nutzerinnen er- 
hebliche Konsequenzen. Kennzeichen für die Verände- 
rung aus der Perspektive der Beschäftigten sind Personal- 

4 

9 4  1 

92.0 

82.4 

83.0 

reduktion, erhöhte Qualifikationsanforderungen und Ar- 
beitsverdichtung. Zwischen 1990-95, der Zeitperiode des 

Total 

89.1 

83.0 

64.2 

65.0 

intensivsten Personalabbaus wurden 5% des Personals in 
der Altenbetreuung reduziert 

Igg5). Diese Angaben In Schweden wurden die Frauen infol- 
unterschätzen dabei noch die 
entstehenden ~ ~ h ~ b ~ l ~ ~ ~ ~ ~ .  ge der Expansion sozialer Dienstlei- 
gen, da aufgrund des Betten- stungen seit den 60er Jahren in den 
abbaus im Krankenhäusern, 
die Anzahl ambulant zu ver. Arbeitsmarkt integriert. 
sorgender (älterer) Personen 
angestiegen ist. Durch eine Erhöhung der Qualifikation 
der Beschäftigten sollte trotz des Personalabbaus ein 
hochwertiges Betreuungsangebot aufrechterhalten wer- 
den. Die Personalreduktion betraf dann verstärkt Beschäf- 
tigte ohne formale Qualifikation und wurde realisiert 
durch Frühpensionierung bzw. die Auflage an jüngere Be- 
schäftigte sich fortzubilden. Erheblich erschwert hat sich 
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der Zugang zu dem Tätigkeitsfeld für Interessierte ohne 
formale Qualifikation (SCB 2000). Wie sich die Zulassung 
privater Anbieter und die neuen Steuerungsmodelle auf 
die Arbeitssituation der Beschäftigten auswirkt, kann 
noch nicht detailliert bewertet werden. Erkennbar ist je- 
doch, daß auch bei dem geringen Anteil privater Dienst- 
leister von derzeit knapp 10%. sich die Prämissen von Ko- 
stenersparnissen und (privater) Konkurrenz in einer weite- 
ren Arbeitsverdichtung und belastenderen Arbeitssituati- 

on für alle Beschäftigte in der 

In Schweden bildet die Anerkennung ambulanten 
niederschlaqen (SOU 2000:3). 

eines universalen Bürgerrechts auf so- Für die Nutzer bzw. Nutze- 

ziale ~~t~~~~~~ die ~ ~ ~ ~ d l ~ ~ ~  für die rinnen zeigt sich vor allem eine 
stärkere Begrenzung der Dienst- 

Expansion sozialer Dienstleistungen. leistungen auf originäre Pflege. 
aufgaben - eine Entwicklung 

die schon in den 80er Jahren begann und sich in den 90er 
Jahren verstärkte. Die restriktivere Verteilung vornehmlich 
von Haushaltsdienstleistungen betraf die Pflegebedürftigen 
unabhängig von ihrer sozioökonomischen Position oder Ge- 
schlechtszugehörigkeit. Insofern weisen die staatlich finan- 
zierten Dienstleistungen keine ungleichen Verteilungen auf. 
Ungleichheiten entstehen jedoch einerseits dadurch, daß 
wohlhabendere Personen leichter die reduzierten Dienstlei- 
stungen auf einem privaten Markt hinzukaufen können. 
Hinzu kommt andererseits, daß Frauen durch ihre Lebenser- 

wartung und 

Tabelle 2: Frauenbeschäftigungsquote im 
gesellschaftsbezogenen Dienstleistungsbereich 
nach Qualifikationsniveau (in %) 

Deutschland Schweden 
(West) 

Qualifikat- B.-Quote B.-Quote 
ionsniveau- 1989 1990 

Qualifikationsniveau 

Niveau 1 : Ohne formale, 
einfache Berufsausbildung 

Niveau 2 Qualifizierte 
Berufsausbildung 

Niveau 3.  Nicht-universitarer 
Hochschulabschluß 

N~veau 4: Universitatsabschluss 

1 

2 

3 

4 

Total 

durch ihre Le- 
benssituation 
stärker als 
Männer auf so- 
ziale Dienste 
a n g e w i e s e n  
sind. Sie pfle- 
gen bspw. häu- 
figer als Män- 
ner ihre Ehe- 
partner und 
werden dabei 
jetzt weniger 
durch soziale 
Dienste unter- 
stützt (Szebe- 
hely 1999; 
2000 ). Die 
weitgehenden 
kommunalen 
Entscheidungs- 
befugnisse ha- 
ben zwischen 
den Kommu- 
nen eine sehr 
ungleiche Be- 
willigung von 
Dienstleistun- 

durchschnitt 1 g%, mit Schwankungen von 5.52% zwischen 
den Kommunen. Diese Differenzen liegen im wesentlichen 
in der unterschiedlichen Generosität der Kommunen be- 
gründet und nicht in ihrer ökonomischen Situation (Tryde- 
gard 2000). 

19.6 

27.1 

57 7 

77 9 

28.9 

Fazit 
Die Ausführungen zeigen, daß die Konsequenzen wohl- 
fahrtsstaatlicher Politiken aus einer Geschlechter- und 
sozialen Perspektive betrachtet werden müssen. Der 
Wohlfahrtsstaat ist in beiden Ländern ein wichtiger Ar- 
beitgeber für Frauen. Entscheidend für den Länderver- 
gleich werden hier soziale Differenzen zwischen Frauen. 
Durch die Expansion der Kinder- und Altenbetreuung in 
Schweden seit den 60er Jahren konnten auch Frauen 
mit einer Qualifikation unterhalb der Hochschulebene 

, 

einen Zugang zu einer qualifizierten und regulären Tä- 
tigkeit auf dem Arbeitsmarkt finden. Dies ist trotz Perso- 
nalabbaus im sozialen Dienstleistungsbereich nach wie 
vor unbestritten. Eine Debatte zur Etablierung eines 
Niedriglohnsegments auf dem Arbeitsmarkt im Bereich 
sozialer Dienstleistungen, wie sie in Deutschland geführt 
wird. wäre vor diesem Hintergrund in Schweden nicht 
denkbar. 

Die restriktivere Verteilung sozialer Dienstleistungen in 
Schweden im Verlauf der 90er Jahre hat zwar nicht zu ei- 
ner ungleichen Verteilung staatlich finanzierter Dienstlei- 
stungen nach Geschlecht oder sozioökonomischen Positi- 
on geführt. Die unterschiedlichen Möglichkeiten privat 
Dienstleistungen hinzuzukaufen bzw. der vor allem aus ei- 
ner Geschlechterperspektive unterschiedliche Bedarf an so- 
zialen Dienstleistungen bergen jedoch auf lange Sicht die 
Gefahr einer Verstärkung von sozialer und geschlechtsspe- 
zifischer Ungleichheiten. Verstärkt wird dies durch die Dif- 
ferenzen zwischen den Kommunen. Vergleichbare Proble- 
me stellen sich in Deutschland auch durch die Konstruktion 
der Pflegeversicherung, denn die lediglich anvisierte Basis- 
absicherung wirft Fragen nach einer sozial gerechten und 
am Bedarf der Pflegebedürftigen orientierten Pflegelei- 
stung auf. SPW 

43.0 

49 7 

70  2 

73.0 

50.7 
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nachgehen) 
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Schweden von 1946 bis 1986 nur drei Ministerpräsidenten 
hatte, darunter Tage Erlander und Olof Palme, beide mit ei- 
nem weit über Schweden hinausreichenden Charisma aus- 
gestattet. Die Sozialdemokraten regieren in Schweden 
siebzig Jahre fast ununterbrochen. 

Nicht zuletzt ein breites Einverständnis für ethische Be- 
griffe wie Freiheit und Gleichheit erleichterten die Etablie- 
rung eines Systems der sozialen Demokratie. 

II. Die Krise der neunziger Jahre 
Mi t  Beginn der neunziger Jahre geriet das schwedische 
Volksheim allerdings unter erheblichen Druck. Schweden 
als exportorientiertes Land wurde in besonderer Weise von 
der Weltwirtschaftskrise getroffen. Ein enormes Anwach- 
sen der Arbeitslosigkeit in Schweden, dem die schwedische 
Regierung mit einer Politik des Deficit- spending begegne- 
te, trieb die Kosten für den Wohlfahrtsstaat in die Höhe. 
Verschuldung, höhere Inflation und unter dem Druck spe- 
kulativer Finanzmärkte eine beispiellose Abwertung der 
schwedischen Krone waren die Folge. Die Arbeitslosigkeit 
stieg auf zweistellige Ziffern an. 

Hinzu kam, dass sich seit den siebziger Jahren auch in 
Schweden die Struktur der Arbeitsmärkte verschoben hat- 
te. Die klassische Industriearbeiterschaft, Basis für die ein- 
flussreichen Gewerkschaften, verlor an Bedeutung. Neue 
Angestelltengruppen und ein neuer Mittelstand stellten 
das Monopol der Gewerkschaften in Frage. Insbesondere 
die egalitäre Lohnpolitik geriet in die Kritik. 

Konflikt ist dem Volksheim fremd. Seit den 30er Jahren 
war man gewohnt, dass die Kompromissbereitschaft der 
Arbeiterbewegung (Gewerkschaften und Sozialdemokra- 
ten) und der großen Körperschaften und Interessensgrup- 
pen der schwedischen Industrie den sozialen Frieden ga- 
rantierten. Auch die Unternehmer waren bis in die 90er 
Jahre bereit, um den Preis stabiler Verhältnisse eine zentra- 
le und egalitäre Lohnpolitik zu akzeptieren. Diese Harmo- 
nie gründete auf dem Bewusstsein, dass ein kleines Land 
wie Schweden nur dann in einer großen und wettbewerbs- 
orientierten Welt überleben kann, wenn alle am gleichen 
Strang ziehen. 

In der Wirtschaftskrise der neunziger Jahre kündigen 
die Arbeitgeber das System der zentralen Lohnpolitik auf 
und zerbrachen somit ihr enges Bündnis mit den Gewerk- 
schaften (LO). 

Ähnliche Entwicklungen verzeichneten die Volkswirt- 
schaften in Dänemark und in Finnland. In Finnland kam 
noch hinzu, dass durch den Zerfall der Sowjetunion der 
größte Handelspartner ausfiel. Die Arbeitslosigkeit in Finn- 
land stieg Anfang der neunziger Jahre auf fast zwanzig 

der Identität der Schweden verwurzeltes System grundle- 
gend zu verändern. Eine politisch höchst riskante Operati- 
on, wie die Einbußen der Sozialdemokraten bei den Wah- 
len der 90er Jahre zeigten. 

III. Der Umbau des skandinavischen Wohlfahrts- 
staatsystems 
Neben der Aufkündigung der zentralen Lohnpolitik durch 
die Arbeitgeber bedeuteten die Eingriffe des Staates in die 
Tarifautonomie einen radikalen Bruch mit der schwedi- 
schen Tradition einer konsensorientierten Wirtschafts- und 
Sozialpolitik. Für schwedische Verhältnisse, erhebliche Ei- 
genbeteiligungen bei der Finanzierung der sozialen Siche- 
rungssysteme und eine Sen- 

kung der Leistungen trugen Das skandinavische Modell des 
zur Stabilisierung des Budgets 
bei. Wohlfahrtstaats war die historische 

Gleichzeitig stellten sich Alternative zu der autoritären Antwort 
Wirtschaft und Gesellschaft 
den veränderten internationa- auf die Wirtschaftskrise in Mitteleuro- 

len Bedingungen. Die ldee des pa, die in Deutschland, Frankreich und 
schwedischen Nationalstaats Italien zu autoritären und faschisti- 
war Ende der achtziger Jahre 
zunehmend fragil geworden. schen Regimes geführt hat. 
Die Globalisierung der Wirt- 
schaft, die Heterogenisierung der Bevölkerung durch zu- 
nehmende Einwanderung und die Veränderungen, die auf 
die globale Kommunikation und den Beitritts Schwedens 
zur Europäischen Union (1 995) zurückgehen, veränderten 
innerhalb eines Zeitraums von weniger Jahren das Koordi- 
natensystem Schwedens grundlegend. Schweden reagier- 
te darauf mit einer unvergleichlichen Modernisierung der 
Wirtschaft. 

Das Bemerkenswerte ist allerdings, dass im Gegensatz 
zu Großbritannien die Fundamente des Wohlfahrtsstaats 
nicht zertrümmert worden sind, sondern dass sie neu gefe- 
stigt wurden. Im Unterschied beispielsweise zu Deutsch- 
land, in der in den neunziger Jahren die Lohnquote dra- 
stisch gesunken ist und die Einkommensverhältnisse zwi- 
schen Arm und Reich immer weiter auseinander klafften, 
blieb Schwedens Einkornmensverteilung vergleichsweise 
egalitär. Heute liegt die Arbeitslosigkeit in den skandinavi- 
schen Ländern am unteren Ende der europäischen Rangli- 
ste. Das Volkseinkommen gehört nach wie vor zu den 
höchsten in Europa, wenn gleich die Spreizung heute hö- 
her ist als noch vor der Krise der neunziger Jahre. Das Sy- 

Prozent an 
Wie in anderen europaischen Landern standen die 

skandinavischen Staaten vor einem tiefgreifenden Wandel & 
des gesamten wirtschaftlichen und sozialen Systems. Aber 
im Unterschied zu Großbritannien folgte der Norden Euro- 
pas weder der Austeritätspolitik Margret Thatchers noch 
dem muddling through Helmut Kohls. Vielmehr ergriffen 
der sozialdemokratische Ministerpräsident lngvar Carlson, 
der konservative Karl Bildt und der sozialdemokratische Fi- 
nanzminister und spätere Ministerpräsident Göran Persson 
couragiert Reformen, die die alte skandinavische ldee von 
Gleichheit und Solidarität auf eine neue, solide Basis stellen 
sollte und das Land in die globale lnformationsgesellschaft 
führte. Tiefgreifende Reformen an der Grundkonstruktion 
des schwedischen Wohlfahrtsstaates wurden durchge- 
führt. In weniger als fünf Jahren gelang es ein seit sechzig 
Jahren tief in der schwedischen Gesellschaft im Denken, in 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 
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Der skandinavische Weg - 
von der deutschen Politik 
aus betrachtet 
- Konsequenzen für Sozialpolitik unter den Bedingungen einer 
globalisierten lnformationsgesellschaft - 

von Werner Kindsmüller 

Vorbemerkung: 

den traditionellen Fundamenten der kollektiven Systeme 
fußen dürfe und stattdessen individuellen Lösungen Raum 
bieten müsse. Überhaupt sei der Sozialstaat zu teuer, inef- 
fektiv behindere die Initiative 

Die Entwicklung in den skandinavischen Ländern be- 
legt, dass der Sozialstaat auch - und gerade- in der globa- 
len lnformationsgesellschaft eine notwendige Bedingung 
für wirtschaftliche Innovationsfähigkeit und für soziale De- 
mokratie ist. Der Erfolg der skandinavischen Volkswirt- 

schaften beruht auf einer un- 

Die Entwicklung in den skandinavi- vergleichlichen politischen 
Prinzipientreue für die klassi- 

schen Ländern belegt, dass der Sozial- schen Ziele Freiheit, Gleichheit 

auch - und gerade - in der und Solidarität bei gleichzeiti- 
ger radikalen Reform der Syste- 

globalen Informationsgesellschaft me, 

eine notwendige Bedingung für wirt- Skandinavien hat wieder 
Konjunktur in Deutschland und 

schaftliche Innovationsfähigkeit und darüber hinaus. In der sechzi- 

für soziale Demokratie ist. ger Jahren galt das schwedi- 
sche Modell der Linken als Vor- 
bild für einen dritten Weg zwi- 

schen Kapitalismus und Kommunismus. Allmählich setzte 
die Ikonejedoch Patina an. In den neunziger Jahren traf die 
große ökonomische Krise die Volkswirtschaften Schwedens 
und Finnlands so heftig, dass tiefgreifende Reformen der 
Wirtschaft und der sozialen Systeme unabweisbar wurden. 

Anders als für die Linke war Schweden für die Konser- 
vativen dagegen immer ein abschreckendes Beispiel. Die 
nordischen Nachbarn waren ein Exempel für Gleichmache- 
rei, eine unverschämt hohe Steuerbelastung und gesell- 
schaftspolitische Experimente, die man hier zulande ver- 
pönte. 

Heute schwärmt man selbst in Wirtschaftskreisen über 
die erfolgreiche Verbindung von wirtschaftlichem Wachs- 
tum, Innovation und sozialer Balance, zu denen die Refor- 
men der 90er Jahre in den skandinavischen Ländern ge- 
führt hat. So schreibt das Handelsblatt: „Die Volkswirt- 
schaft im hohen Norden Europas befindet sich in einer 

Werner Kindsmüller, nordrhe~n-westfälischer Staatssekretar fur Bundes und 
Europaangelegenheiten, Düsseldorf 
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Aufschwungphase wie schon lange nicht mehr." 
(22.5.2000) Die Financial Times lobt die Erfolge Schwe- 
dens und Finnlands auf dem Weg in die Informationsge- 
sellschaft: ,,Sweden - together with Finland - is leading Eu- 
rope when it Comes to the development of the mobil inter- 
net, broadband internet banking and e-commerce". 
(4.02.2000) 

I. Das skandinavische Model l  des Wohlfahrtstaates 
Die skandinavischen Länder Schweden, Finnland, Norwe- 
gen und Dänemark haben mit unterschiedlichen Ausprä- 
gungen in den Jahren vor dem zweiten Weltkrieg einen in 
Europa einzigartigen Wohlfahrtstaat verwirklicht. Am mar- 
kantesten findet sich diese Entwicklung in Schweden. Sie 
ist gekennzeichnet durch: 

eine egalitäre Verteilung des Volkseinkommens, 
dem Ziel der Vollbeschäftigung, 
einen großen und einflussreichen öffentlichen Sektor, 
eine strategische Allianz zwischen Regierung, Gewerk- 

schaften und den Arbeitgebern. 
Dieser Korporatismus, der in Schweden auf eine Verein- 

barung aus dem Jahre 1938 (Geist von Saltjöbaden) zu- 
rückgeht, hat den lnteressensgruppen einen starken Ein- 
fluss auf die Politik gesichert und zugleich zur wirtschaftli- 
chen und politischen Stabilität beigetragen. 

Es wäre verkürzt, das skandinavische Modell des Wohl- 
fahrtsstaates mit einer sozialstaatlichen Form des Interes- 
senausgleichs zwischen Kapital und Arbeit zur Stabilisie- 
rung der Reproduktionsverhältnisse im Kapitalismus 
gleichzusetzen. Vielmehr handelt es sich beim skandinavi- 
schen Modell des Wohlfahrtstaats um eine spezifische so- 
ziale Konstruktion zur Verwirklichung von Demokratie, 
Wohlstand und soziale Sicherheit durch Konsens. 

Das skandinavische Modell des Wohlfahrtstaats wurde 
in den dreißiger Jahren nach den dramatischen Erfahrun- 
gen der Weltwirtschaftskrise entwickelt. So gesehen war es 
die historische Alternative zu der autoritären Antwort auf 
die Wirtschaftskrise in Mitteleuropa, die in Deutschland, 
Frankreich und Italien zu autoritären und faschistischen 
Regimes geführt hat. 

Sieht man einmal von Japan ab, so hat wohl kein ande- 
res Land innerhalb einer so kurzen Zeitspanne einen so ge- 
waltigen Schritt von einem armen, unterentwickelten, 
kleinbäuerlichen Land zu einer der reichsten Gesellschaften 
der Erde gemacht. Noch um die Wende zum 20. Jahrhun- 
dert waren Hunderttausende von Schweden zur Auswan- 
derung genötigt, weil das Land die Menschen nicht mehr 
ernähren konnte. 

Die skandinavische Erfolgsgeschichte begann in den 
dreißiger Jahren und dauerte insgesamt etwa sechzig Jah- 
re. Der eigentliche Erfolg der skandinavischen Länder be- 
gann aber nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und 
brachte den skandinavischen Ländern Wohlstand für eine 
breite Mehrheit, Demokratie und Teilhabe sowie soziale Si- 
cherheit. 

Was waren die Voraussetzungen für den skandinavi- 
schen Erfolg? Nicht ein einzelnes Merkmal ist zu nennen 
sondern eine günstige politische Konstellation: 

Der Zweite Weltkrieg, in dem die skandinavischen Län- 
der neutral waren verursachte nur geringe Zerstörung. Die 
Industrie blieb weitestgehend intakt. 

Eine homogene und gut organisierte Gesellschaft er- 
leichterte die Realisierung jener spezifischen sozialen Kon- 
struktion, die man als das Volksheim bezeichnet. 

Das stabile politische System Schwedens hat wesentlich 
zum Erfolg beigetragen. Es ist bemerkenswert, dass 

z um dritten Mal wird aus den 
Reihen der Friedensbewegung 
ein Memorandum veröffent- 

licht, [Bundesausschuss Friedensrat- 
schlag (Hrsg.): Friedens-Memoran- 
dum 2001, Kassel 20011 das das 
Kriegs- und Konfliktgeschehen des 
vorherigen Jahres bilanzieren und die 
Außenpolitik von NATO, EU und Bun- 
desregierung kritisch beurteilen will. 
Die politische Einfärbung der Schrift 
wird gleich zu Beginn in der Begriffs- 
wahl deutlich: ,,völkerrechtswidriger 
NATO-Krieg gegen das ehemalige Ju- 
goslawien" statt ,,Kosovokrieg", „An- 
griffskrieg" statt ,,Humanitäre Inter- 
vention", ohne diese Begrifflichkeiten 
zunächst zu diskutieren. Insofern ist 
es leicht verständlich, dass sich Frie- 
densforscher bzw. Politikwissen- 
schaftler häufig von den ,,Friedensbe- 
wegten" unterschieden wissen wol- 
len. Obwohl es sowohl unter Frie- 
densbewegten wie auch Friedensfor- 
schern die unterschiedlichsten Typen 
gibt, ist der Ausdruck ,,Friedensbe- 
wegte" häufig ein für jede Diskussion 
gefürchtetes Synonym der Irrationali- 
tät und Selbstgerechtigkeit. Wie man- 
che radikalen Pazifisten zieht man 
sich mit Betonung des Gebots der 
Nichteinmischung (welches jedoch 
auch Diktatoren gern heranziehen) 
auf eine verkürzte gesinnungsethi- 
sche Position zurück. So kann man 
sich unschwer aus den Dingen her- 
aushalten und Militäreinsätze grund- 
weg ablehnen: Auch Peacekeeping- 
Einsätze werden nicht erwogen, ein- 
zig die Landesverteidigung wird nicht 
ausgeschlossen; weniger Soldaten 
würden dazu aber genügen. 

Bereits im Vorwort wird von der 
,,kritischen Friedenswissenschaft" ge- 
fordert, den empirischen Nachweis zu 

liefern, dass mit lnterventionen und 
Kriegen weder die Durchsetzung von 
Menschenrechten noch ein nachhalti- 
ger Frieden erreicht werden kann. 
Wie aber soll ein solcher Nachweis 
aussehen? Dazu müssten noch eini- 
ge, wie zu vermuten steht ,,Humani- 
täre" lnterventionen durchgeführt 
und deren Auswirkungen empirisch 
untersucht werden. Das kann ja wohl 
kaum im Interesse der Friedensbewe- 
gung sein. Eine kritische Analyse, die 
die Friedensforschung auch in Bezug 
auf den Kosovo seriös leisten kann - 
ich verweise exemplarisch auf die Ar- 
beiten des Balkanexperten Matthias 
Karadi -verzichtet auf Vorverurteilun- 
gen und versucht alle Argumente zu 
beleuchten, statt auszublenden, was 
nicht ins Bild passt. Im Friedens-Me- 
morandum allerdings werden die Ka- 
tastrophen und Putsche des Jahres 
2000 pauschal dem Einfluss des 
,,NATO-Krieges gegen Jugoslawien" 
sowie der Globalisierung angelastet. 

Dann folgt ein ,,kursorischer und 
unvollständiger Blick auf das Weltge- 
schehen des Jahres 2000". Die Aus- 
wahl bleibt zwar unbegründet, aber 
es handelt sich durchweg um interes- 
sante Themen. Leider werden nur sel- 
ten Quellen bzw. Literatur angege- 
ben, selbst bei Zahlenmaterial. Zu- 
mindest eine angefügte Liste der 
Quellen auf die Bezug genommen 
wird, wäre zu erwarten gewesen. 

Den Anfang macht der Nahost- 
Konflikt. Die ,,Bedingungen für einen 
nachhaltigen Frieden" am Ende des 
Beitrags, sind allerdings allesamt For- 
derungen an die israelische Regie- 
rung; Zugeständnisse im Gegenzug 
werden nicht verlangt. Dies reduziert 
die Erfolgsaussichten solcher Forde- 
rungen, so wünschenswert ihre Um- 

Friedens- 
memorandum 2001 

Ein Anlass zur kritischen Diskussion 

Von Patricia Schneider 

setzung auch wäre. Weiter geht es 
mit 2- bis 3-seitigen Konfliktbeschrei- 
bungen im Hinblick auf Kongo, Sierra 
Leone, Algerien, Kaschmir, Philippi- 
nen, Fidschi und Salomonen, Kolum- 
bien, Russland/Tschetschenien, Jugo- 
slawien, Spanien, Äthiopienl~ritrea 
und Nordirland, die dem Zeitungsle- 
ser die Zusammenhänge und Hinter- 
gründe verstehen helfen könnten. 
Dann soll ein Nachweis für die ,,Mili- 
tarisierung" der UNO erbracht wer- 
den. Im Zusammenhang mit den Irak- 
Sanktionen wird beklagt, dass diese in 
einen Massenmord münden würden, 
belegt durch die hohe Kindersterb- 
lichkeit. Dass aber Nahrungsmittel 
und humanitäre Güter weiterhin er- 
worben werden dürfen, Hussein wei- 
ter goldene Paläste baut und immer 
noch nicht bereit ist, die UN-lnspekto- 
ren, die seinem ABC-Programm nach- 
spüren sollen, wieder ins Land zu las- 
sen (es konnten zuvor etliche Funde 
gemacht werden), scheint nicht ein- 
mal erwähnenswert. Immerhin wird 
die Aufmerksamkeit auf die wenig be- 
kannte Problematik der Westsahara 
gerichtet, ein Verdienst von Werner 
Ruf, Professor für Internationale Poli- 
tik in Kassel, der ausführlich zitiert 
wird. Dieser beklagt die Flucht der 
Vereinten Nationen aus der Verant- 
wortung und fordert ein Embargo, 
andere Sanktionen und die Gewähr- 
leistung der Durchführung einer 
Volksabstimmung, die m.E. ohne Ab- 
sicherung durch eine Peacekeeping- 
Mission nicht zu gewährleisten wäre. 

Eben um die Vereinten Nationen 
in die Lage zu versetzten, effektiver 
und unabhängiger von den Groß- 
mächten zu arbeiten, letztes Jahr mit 
dem Brahimi-Report wurde ein um- 

Eine kritische 
Analyse, die die 
Friedensforschung 
auch in Bezug auf 
den Kosovo seriös 
leisten kann verzich- 
tet auf Vorveruflei- 
lungen, statt 
auszublenden, was 
nicht ins Bild passt. 

Patricia Schneider ist Friedensforscherin und lebt in Hamburg 
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fassender Reformvorschlag vorgelegt. 
Statt einer Chance sieht die Friedens- 
bewegung darin aber wieder nur die 
Tendenz zur Militarisierung. Eine Re- 
form, die über den Report hinaus 
geht, und die VN so handlungsfähig 
machen würde, dass Alleingänge der 
Staaten aufgrund der Untätigkeit des 
Sicherheitsrates nicht mehr nötig 
sind, müsste m.E. das Ziel sein. 

Das Friedens- Was wäre wenn es ein UNO-Man- 
Memorandum bietet dat für den Kosovo-Krieg gegeben 

reichlich Anlass für hätte? Dann hätte ein Vol kerrechts- 
kritische Diskussio- bruch zwar unterbleiben konnen - 

nen, nicht zuletzt hatte die Friedensbewegung dann 
über die Publikation aber weniger intensiv protestiert? 

selbst Selbst wenn es den ,,Hufeisenplan" 
und das ,,Racak-Massaker" so nicht 
gegeben haben mag, ändert das 
doch nichts daran, dass es massive 
Menschenrechtsverletzungen gab, 
wie auch das lnternationale Straftri- 
bunal für Ex-Jugoslawien in seiner Ar- 
beit belegt. Wie mit solchen Proble- 
men umgegangen werden soll, wird 
in dem Memorandum nicht weiter 
behandelt. Die Plausibilität des lapi- 
daren Hinweises, dass eine alternative 
Konfliktlösung möglich gewesen 
wäre, wenn man sie gewollt und 
rechtzeitig eingeleitet hätte, Iässt sich 
ohne weitere Nachweise nicht über- 
prüfen. (Irr übrigen werden die tat- 
sächlichen nicht-militärischen Bemü- 
hungen der Staaten zur Konfliktbe- 

wältigung, z.B. der Stabilitätspakt, 
nicht erwähnt.) Somit ist das morali- 
sche Dilemma durch diese Verweise 
nicht aufgehoben. Wenn man die Au- 
torität der Vereinten Nationen schon 
bedingungslos anerkennt, dann er- 
scheint es doch auch als legitim, die 
Bundeswehr für ,,humanitäre Einsät- 
ze" fit zu machen, sei es nun als Kata- 
strophenhelfer, Peacekeeper, Peace- 
builder oder Peaceenforcer, solange 
diese Missionen von den Vereinten 
Nationen veranlasst werden. Über das 
,,robuste Peacekeeping", bzw. das 
Peaceenforcement und die Art der Be- 
teiligung kann natürlich gestritten 
werden. 

Wenn schon erkannt wird, dass 
die Großmächte im Sicherheitsrat 
häufig das Geschehen bestimmen, 
muss die Frage legitim sein, o b  bei 
massiven Menschenrechtsverletzun- 
gen der Menschenrechtsschutz nicht 
in den Aufgabenbereich regionaler 
Organisationen gestellt werden sollte. 
Zumindest sollte man dies diskutieren 
(dürfen), bevor man es ablehnt. Der 
Friedensratschlag stellt fast verwun- 
dert fest, dass über die neuen Einsatz- 
optionen der Bundeswehr Einigkeit 
herrscht und führt dies auf die man- 
gelnde öffentliche Auseinanderset- 
zung zurück. Es ist aber zu vermuten, 
dass diese Einigkeit auch ein Spiegel 
der Gesellschaft ist. und die Friedens- 

Windkraft für Cubas Schulen 
Ein Solidaritätsprojekt des Vereins zur Förde- 

rung der politischen Kultur e.V. 
in Zusammenarbeit mit dem Forum spw- 

Rheinland und EUROSOLAR e.V. 

Weitere Infos gibt's im lnternet unter: 
www.spw-rheinland.de 
Kontaktadresse: 
Kulturverein, Postfach 21 06 06, 50531 Köln 

Mit diesem Solidaritätsprojekt wollen wir die 
Grundschule ,,Jose Marti" in der Provinz Villa 
Clara an der Nordküste Cubas bei der Umstel- 
lung ihrer Energieversorgung auf regenerative 
Energien unterstützen. Konkret soll ein auf 
Cuba hergestellte Windrad zum Betreiben der 
Wasserpumpen und ein Wassertank finanziert 
werden. 

Spendenkonto: 
Kontoinhaber: Kulturverein 
Stichwort: Cuba solar 
Kontonummer: 61 24 05 
Sparda Bank Köln eG, BLZ 370 605 90 
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bewegung, zumindest in der radika- 
len Ablehnung dieser Optionen, sich 
in einer marginalen Minderheitsposi- 
t ion befindet. 

Ressourcen massiv zur Vorberei- 
tung der Landesverteidigung zu ver- 
schwenden, scheint in der Tat ver- 
fehlt. Auch das Memorandum fordert 
in dieser Hinsicht weitergehende Ein- 
sparungen. Die Problematik, wie sich 
gesellschaftlicher Widerstand dage- 
gen überwinden Iässt (,,Standortde- 
batte", Arbeitsplätze, fehlgeschlage- 
neverkäufe von Liegenschaften etc.) 
bleibt bedauerlicherweise ausgeblen- 
det. 

Weitere Themen sind u.a. die be- 
unruhigende Entwicklung der Militär- 
ausgaben, die Raketenabwehrpläne 
der USA, die Waffenexporte Deutsch- 
lands, Frauen in der Bundeswehr (im- 
mer unter Ablehnung aller ,,Elemen- 
te, die ihr eine strukturelle Intewenti- 
ons- und Angriffsfähigkeit verlei- 
hen"), atomwaffenfreie Zonen in  
Deutschland und Europa, den Atom- 
waffensperrvertrag, Landminen, der 
Internationale Strafgerichtshof, 
Kriegsgegner vor Gericht, die schnelle 
Eingreiftruppe der EU sowie die simu- 
lierten Gerichtsverfahren der ,,Tribu- 
nale über den NATO-Krieg". Diese Tri- 
bunale waren m.E. jedoch von An- 
fang an darauf ausgelegt, die eigenen 
Überzeugungen zu bestätigen. Die 
Wahl eines rechtsförmigen Verfah- 
rens suggeriert eine Gerichtsbarkeit, 
die sie nicht besitzen und somit eine 
eher vorgespiegelte Autorität und Le- 
gitimität. Man mag sie immerhin da- 
durch rechtfertigen, dass sie die Dis- 
kussion anregen, aber auch dazu 
dürften andere Mittel geeigneter sein. 

Wie diese ausschnitthaften Aus- 
führungen schon gezeigt haben, lässt 
sich, von einigen Konfliktbeschreibun- 
gen abgesehen, kaum ein Passus 
ohne Vorbehalte unterschreiben. Po- 
sitiv gewendet: Das Friedens-Memo- 
randum bietet mithin reichlich Anlass 
für kritische Diskussionen, nicht zu- 
letzt über die Publikation selbst (siehe 
auch www.friedensratschlag.de). 
Über das Ziel, einer möglichst friedli- 
chen Welt sind wir uns einig, auch 
darüber, dass man das Handeln der 
Regierungen äusserst kritisch beglei- 
ten muss. So sehr sich die Friedensbe- 
wegung auch als Trägerin einer Auf- 
klarungsmission verstehen mag, sollte 
sie doch danach streben, eine mög- 
lichst differenzierte Weltsicht zu ent- 
wickeln und zu diesem Zwecke ver- 
mehrt auch Fakten zur Kenntnis neh- 
men, die sich in ein einmal etabliertes 
Weltbild nicht einpassen wollen. S ~ W  

des Sozialstaates im Zuge der fordistischen Reproduktion 
und zweiten Industrialisierung in Deutschland durch eine 
autoritär-faschistisches Regime, während in den skandina- 
vischen Ländern diese Phase durch sozialdemokratische 
Regierungen in Zusammenarbeit m i t  wesentlichen Teilen 
des Bürgertums, den großen Industrie- und Gewerk- 
schaftsverbänden organisiert wurde. Auch in der skandina- 
vischen Begründung für die Wohlfahrtsstaatsentwicklung 
gab es zweifellos ,,völkische Aspekte", doch fanden sie ihre 
Aufhebung in einer demokratischen Grundstruktur, wäh- 
rend das Völkische der Sozialstaatlichkeit in Deutschland 
die Kehrseite von Zwang, Ausgrenzung und Massenmord 
wurde. Hinzu kommt vor diesem Hintergrund, dass in 
Skandinavien die Fragen von Solidarität und Eigenverant- 
wortung, gesellschaftlichen Rechten und Pflichten eine 
ganz andere Konnontation haben als in Deutschland. Die 
Kollektivität deutscher Sozialstaatlichkeit hat insofern im  
Alltagsbewußtsein den Hauch von Befehl und Gehorsam, 
während die Kollektivität Skandinaviens Sozialstaatlichkeit 
wesentlich stärker auch als Möglichkeit der Entfaltung des 
Einzelnen in der Gemeinschaft beinhaltet. 

Doch hüten wir uns vor einer Glorifizierung skandinavi- 
scher Verhältnisse. Wer allein schon die schwedischen Ro- 
mane von Sjöwall/Wahlöö aus den 1960erl70er Jahren, die 
von Henning Mankell aus den 1990er, oder aber die des 
norwegischen Schriftstellers Knut Faldbakken liest, erkennt 
moralische Rigidität, seelische Vereinsamung, und Aus- 
grenzung Andersartiger, die auch dem skandinavischem 
Wohlfahrtsmodell innewohnen. Auch Skandinavien ist kei- 
ne Insel der Glückseligkeit. 

Kommen wir  zu einem zweiten wesentlichen Unter- 
schied in der jüngsten Vergangenheit: weder Schweden, 
noch Norwegen, Dänemark oder Finnland, hatten in den 
1980erl90er Jahren eine neokonservative Regierung, die 
mehr als eine Wahlperiode dem Mainstream der neokon- 
sewativen Welle Reagans und Thatchers folgend den radi- 
kalen Abbau der Gesellschaft zum Ziel hatte. Nun war si- 
cher auch den Regierungen Kohl seit 1982 nicht zu unter- 
stellen, dass sie die gleichen Konzepte wie in den USA oder 
England umgesetzt hätten. Ähnlich war oftmals aber zu- 
mindest die Rhetorik, während die praktische Politik des 
,,muddling through" eher eine stückchenweise Deformati- 
on, denn die Zerstörung der gewachsenen sozialstaatli- 
chen Strukturen darstellte. Trotzdem: der sozialstaatsfeind- 
liche Gestus der Regierungsparteien, die forcierte Kritik der 
Unternehmensverbände und das schrittweise Einlenken so- 
zialdemokratischer Teile auf diese Linie haben dazu beige- 
tragen, dass der deutsche Sozialstaat - unabhängig von 
seinen Leistungen und Notwendigkeiten - quasi ,,sturm- 
reif" geschossen wurde. 

In Skandinavien war zwar auch die neo-konservative 
Politik darauf ausgerichtet, den Sozialstaat ,,zurück zu stut- 
zen", in ihrer Mehrheit hat sie aber an der wohlfahrtsstaat- 
lichen Grundsstruktur der skandinavischen Gesellschaft - 
mit  wenigen Ausnahmen - keinen Zweifel gelassen. Bei ei- 
nem solchen Verständnis einer gesellschaftlich integrieren- 
den Funktion des Staates ist eine Weiterentwicklung von 
Sozialstaatlichkeit eher möglich als i m  deutschen Fall. 

Was lehrt uns das also? 
Erstens: Übernehmen wir Reformelemente der skandinavi- 
schen Politik- wofür wir nachdrücklich etwa in der Arbeits- 
marktpolitik oder gerade auch bei der Gleichbereichtigung 
von Männern und Frauen i m  Erwerbsleben plädieren-, so 
müssen wir deutlich mehr Ressorucen darauf verwenden, 
über diese Reformvorhaben zu sprechen, für sie zu werben 
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und ihren Gehalt an individueller Freiheit in der Kollektivität 
des Sozialstaats herauszustellen. 

Zweitens: Wir sollten uns bei der Frage nach individuel- 
len Rechten und Pflichten nicht ins neoliberale Bockshorn 
jagen lassen: weder ist jeder seines eigenen Glückes 
Schmied, noch gilt das paternalistische ,,solange Du Deine 
Füße unter meinen Tisch stellst...". Moderne Sozialstaat- 
lichkeit erkennt heute mehr denn je an, dass individuelle 
Entfaltung und kollektive Absicherung einander bedingen 
sowie Rechte und Pflichten mit sich bringen. Sozialstaat ist 
kein Selbstbedienungsladen, sondern eine Versicherung 
auf Gegenseitigkeit, die nur dann auch funktioniert, wenn 
sich möglichst alle daran halten. 

Das heißt drittens, dass Sozialstaatlichkeit weiter verall- 
gemeinert werden muss. Sei es durch eine Ausdehnung 
der Sozialversicherungspflicht auf alle Teile der Bevölke- 
rung oder durch eine Veränderung der Finanzierungs- 
grundlage insgesamt, die für eine gleichmäßige und ge- 
rechte Belastung aller Gesellschaftsteilnehmer sorgt. Je 
mehr aus der Sozialversicherung ,,entlassenM werden, de- 
sto mehr untergräbt der Sozialstaat seine eigene Substanz. 

Das bedeutet viertens, dass in Deutschland auch in 
Zukunft ein Mehr an Sozialstaatlichkeit erreicht werden 
kann. Die Einbeziehung weiter Teile der Bevölkerung in 
alle Sparten der Sozialversicherung kann nicht nur zu ei- 
ner Senkung der Beiträge, sondern muss auch zu einer 
Ausweitung sozialer Dienstleistungen, U. a. in der Repro- 
duktion (Kinderbetreuung, Erziehung, Gesundheitsvor- 
sorge, etc.) und einer aktiveren Arbeitsmarktpolitik oder 
auch der Sicherung der Altersversorgung genutzt wer- 
den. 

Eine solche Ausweitung und z. B Vergesellschaftung 
heute privat-familiär erbrachter Dienstleistungen muss 
dabei keineswegs m i t  einem Mehr an Bürokratie und 
Zwang einher gehen. Und es ist nicht gesagt, dass alle 
wohlfahrtsstaatlichen Maßnahmen im  engeren Sinne 
,,staatlich8' organisiert werden müssen, sie müssen jedoch 
in jedem Fall staatlich festgelegten Mindeststandards ent- 
sprechen und demokratisch kontrollierbar sein. Es geht 
also auch u m  eine Umverteilung, die eine individuelle 
Entfaltung sicher stellt. Und das ist etwas anderes als das 
Verstandnis vom sozialen ,,Netz3' als Hängematte oder 
Sprungtuch. SPW 
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Der nordische Weg 
Einleitung zum Schwerpunkt 

Von Reinhold Rünker und  Felix Welt1 

m 31. März 2001 veranstaltete ,,ProMS Nord" eine A Tagung im Kieler Landeshaus, um die Frage zu be- 
arbeiten, ob die skandinavischen Staaten einen 

besonderen Weg des sozialstaatlichen Umbaus gehen 
bzw. gegangen sind und was davon gegebenenfalls zu ler- 
nen sei. 

Mit  dieser Tagung setzt der regionale Arbeitszusam- 
menhang aus dem Umfeld der spw einen sozialpolitischen 
Diskurs fort, den wir auf der spw-Herbsttagung 2000 in 
Dezember (vgl. die Dokumentation der wesentlichen Bei- 
träge in spw 117, 1/2001) mit Wissenschaftlerlnnen und 
Politikerlnnen unterschiedlicher Provenienz begonnen ha- 
ben. Die Debatte verblieb in Hannover jedoch - trotz Ein- 
geständnis von Globalisierungstendenzen - letztlich im na- 
tionalstaatlichen Raum. 

Ohnehin ist es problematisch, sich andere Länder zum 
,,Vorbild" zu nehmen. Derartige Modelle sind häufigen 
Konjunkturen unterworfen und dienen nur allzuoft der Le- 
gitimation von Positionen, für die sich keine Begründung 
aus dem eigenen (nationalstaatlichen) Umfeld findet. 

Eine anderes Zauberwort ist das internationale bzw. 
europäische Benchmarking, bei dem sich die einzelnen 
Nationalstaaten zumeist ohne Berücksichtigung ihrer spe- 
zifischen Verfasstheit, ihrer sozio-kulturellen und polit-öko- 
nomischen Rahmenbedingungen nur an Hand nackter 
Zahlen verglichen werden, um den Primus der jeweiligen 
Kategorie zu küren, dessen Verhaltsweisen dann von den 
,,Plätzen" schnellstens adaptiert werden sollen. 

Die Kieler Tagung wollte derlei Vorbild- oder Benchmar- 
king-Debatten unterlassen, ohne jedoch auf eine Verdich- 
tung der skandinavischen Erfahrungen für eine sozialpoli- 
tische Reformpolitik in Deutschland zu verzichten. So geht 
es also nicht darum, ein neues Modell ,,Skandinavien" aus- 
zurufen, sondern zu fragen, welche Elemente der verschie- 
denen skandinavischen Politiken herauszudestillieren sind, 
um sie für die Verhältnisse in Deutschland nutzbar zu ma- 
chen. 

In Kiel hat Werner Kindsmüller, vormaliger SPD-Landes- 
geschäftsführer in Schleswig-Holstein und nun seit einigen 
Wochen Staatssekretär für Europa- und Bundesangelegen- 
heiten in Nordrhein-Westfalen, das Einleitungsreferat ge- 
halten. Seines Erachtens gründet der erfolgreiche Umbau 
des nordischen Wohlfahrtsstaates vor allem in seiner Prin- 
zipientreue für ,,Freiheit, Gleichheit und Solidarität bei 
gleichzeitiger radikaler Reform der Systeme" (S. 20). Erfolg 
beschreibt er in Begriffen aus dem Wörterbuch der ,,globa- 
len Wissensgesellschaft": Internetnutzung, Mobile Telefo- 
nie, FuE-Ausgaben, etc.. 

Die beiden dann folgenden Beiträge wurden für diesen 
Heftschwerpunkt eingeworben und bieten zwei wichtige 
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Ergänzungen: Detlef Schlockermann weist auf die histori- 
sche Entstehung des schwedischen Volksheims auch als 
ideologische Klammer in Zeiten des ökonomischen und 
sozio-kulturellen Übergangs in den 30er Jahren des letzten 
Jahrhunderts hin. Trotz aller Reformen und Veränderun- 
gen, die das Volksheim realpolitisch erfahren hat, übt es 
doch weiterhin eine integrierende gesellschaftliche Funkti- 
on aus. Der Historiker und Journalist verweist außerdem 
auf die industriepolitische Implikation der schwedischen 
Lohnpolitik, die seit den 1950er Jahren ganz bewusst als 
Instrument der ,,Marktbereinigung" eingesetzt wurde 

Wolfgang Biermann, Abteilungsleiter beim SPD-Partei- 
vorstand und dort einer der besten Kenner der norwegi- 
schen Politik, stellt dar, wie Norwegen auch in der Rezessi- 
on der 1980er nicht der neoliberalen Rosskur folgte, son- 
dern seine sozialtstaatlichen Leistungen ausweitete, jedoch 
auf die Wechselwirkungen unterschiedlicher Reformschrit- 
te achtete, um Wachstum und Strukturwandel auf die 
Sprünge zu helfen. Auch am Beispiel Norwegens wird 
deutlich, dass eine gleichberechtigte Verteilung der Er- 
werbsarbeit zwischen den Geschlechtern eine Schlüssel- 
größe für Beschäftigung und Wachstum sein kann. 

Auf diesen Zusammenhang verweisen auch die Beiträ- 
ge von Gisela Pettersson und Hildegard Theobald. Gisela 
Pettersson legt den Schwerpunkt auf die schwedische Sozi- 
alstaatsentwicklung in den 1990erJahren. Ihre wesentliche 
Erkenntnis liegt darin, dass eine konsequent auf die Gleich- 
berechtigung der Geschlechter orientierte Politik enorme 
Wachstumspotenziale für Beschäftigung und Lebensquali- 
tät besitzt. Das in Schweden realisierte Reformkonzept be- 
inhalte zudem eine Umverteilung zwischen den Klassen 
und den Generationen. 

Quer durch alle nationalen Beschreibungen ziehen sich 
die Aussagen einer ausgewogenen Reichtumsverteilung in 
den skandinavischen Ländern sowie die Bedeutung einer 
aktiven Arbeitsmarktpolitik. Auch Thorsten Braun hält die 
ausgeglichene Einkommensverteilung Dänemarks für ein 
zentrales Moment der sozialstaatlichen Stabilität. Darüber 
hinaus erläutert er, wie sich die Arbeitsmarktpolitik Däne- 
marks zu einer der tragenden Säule des sozialstaatlichen 
Umbaus entwickelt hat. In seinem Artikel wird ein weiterer 
Aspekt angesprochen, der auch in anderen Beiträgen die- 
ser spw berührt wird, nämlich die von Zwang und Freiwil- 
ligkeit in der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik (vgl. Brodkorb 
und Deml in diesem Heft in der RubrikTheorie & Strategie). 

Einen Vergleich schwedischer und deutscher Politik hat 
Hildegard Theobald vorgenommen und untersucht das 
Verhältnis von Geschlecht, Qualifikation und Beschäfti- 
gungsstruktur. Theobalds wesentliche Erkenntnisse lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: Während in Deutschland 
Frauen erst ab einer Fachhochschulausbildung zu mehr als 
die Hälfte erwerbstätig sind, sind in Schweden auch Frau- 
en ohne formale bzw. mit einfacher Ausbildung bereits zu 
43 O h  erwerbstätig (1 9,6 % in D). Der zentrale Schlüssel 
hierfür liege in der Ausweitung sozialer Dienstleistungen, 
die in Deutschland zumeist zwar auch von Frauen, jedoch 
unbezahlt, weil im familiären Zusammenhang geleistet 
werden. 

Was lassen sich für Erkenntnisse aus den dargelegten 
Beiträge für eine radikalreformerische Position für die deut- 
sche Linke extrahieren? 

Agrund der unterschiedlichen kulturellen und histori- 
schen Traditionen war und ist das gesellschaftliche Feld für 
,,Sozialstaatlichkeit" in den nordischen Ländern besser be- 
stellt ist als in Deutschland. Das beginnt - bezogen auf die 
erste Hälfte des 20. Jahrhunderts - mit der Ausdehnung 
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I m April 2000 startete die SPD den 
öffentlichen Prozess für ein neues 
Grundsatzprogramm mit dem er- 

sten von drei Foren zum Thema 
,,Grundwerte heute". Im Mittelpunkt 
des 1. Forums stand der Grundwert Ge- 
rechtigkeit. Scharping stellte die Grund- 
werte unter den Modernisierungsimpe- 
rativ des beschleunigten gesellschaftli- 
chen Wandels: wer den beschleunigten 
gesellschaftlichen Wandel nicht zur 
Kenntnis nehme, sei ein Ignorant oder 
Ideologe, wer ihn schlicht laufen lasse, 
Opportunist. Dagegen habe Politik die 
Aufgabe den Wandel zu gestalten. Für 
die SPD seien Freiheit und Gerechtigkeit 
keine alternativen Pole: Gerechtigkeit 
gestalte die Bedingungen für Freiheit. 
Wolfgang Clement will die traditionel- 
len Werte für die Stürme der globalen 
Wirtschaft wetterfest machen. Er emp- 
fiehlt den Weg eines prinzipientreuen 
Pragmatismus, der die Chancengleich- 
heit beim Zugang erhöhen, aber be- 
grenzte Ungleichheit im Ergebnis ver- 
tragen müsse, der über Wachstum Be- 
schäftigung und Wohlstand schaffe 
und dabei Leistung und Gerechtigkeit 
unter einen Hut bringen müsse. Bil- 
dung sei der Schlüssel auf diesem Weg, 
bei dem der moderne Sozialstaat den 
Einzelnen zwar schützen, zugleich aber 
in die Pflicht nehmen solle. 

Das damalige Medienecho spitzte 
zu: Gerechtigkeit = Gleichheit im Zu- 
gang, nicht im Ergebnis; Absage an 
Umverteilung, oder in der Frankfurter 
Rundschau: Zu Gerechtigkeit fällt der 
SPD nur Wachstum ein. 

Die Frage ist, ob gegenüber dem 
damaligen Zeitpunkt der SPD zu Ge- 
rechtigkeit mehr eingefallen ist. 

Vor allem die Grundwertekommis- 
sion mit Wolfgang Thierse als Vorsit- 
zenden reklamierte die Gerechtigkeits- 
frage als zentrale Frage der Programm- 
debatte und klagt Gleichheitsgarantien 
der Gesellschaft als Maß und Ausdruck 
innergesellschaftlicher Solidarität und 
Menschlichkeit ein. Er fragt: ,,Stellt sich 
heute tatsächlich die Frage, ein größe- 
res Maß an Ungleichheiten in einem 
zeitgemäßen Gerechtigkeitsbegriff zu- 
zulassen?" (FR 20.06.2000) Er setzt sich 
deutlich ab von allen Formulierungen, 
die die SPD in die Nähe bringen könn- 
ten zum neoliberalen Credo ,,wer sozia- 
le Gerechtigkeit will, muss Ungleichheit 
zulassen, weil er damit Wachstum för- 
dert." Dagegen sei Gerechtigkeit als 
Maßstab für Politik irr globalen Zusam- 
menhang und im Zukunftszusammen- 
hang nachhaltiger Entwicklung zu defi- 
nieren. Michael Müller diagnostiziert 
die ,,Demontage des sozialen als Krank- 
heit unserer Zeit" und plädiert für die 

Neubelebung der kritischen Theorie als 
Methode zur Gewinnung einer weiter- 
entwickelten Moderne (FR 
31.03.2001). Wichtiger Schlüssel, um 
eine Hegemonie des Sozialen zu errei- 
chen seien das Leitbild und die Konzep- 
te der Nachhaltigkeit. 

Die Antwort auf unsere Frage nach 
dem, was der SPD seit April 2000 mehr 
zu Gerechtigkeit eingefallen ist, ist auf 
Indizien angewiesen, da der Zwischen- 
bericht der Programmkommission für 
den Parteitag 2001 vorgesehen ist. Des- 
halb muss sich die Aufmerksamkeit dar- 
auf richten, ob die Leitanträge zum Par- 
teitag die Gerechtigkeitsfrage weiter- 
führen. 

Erstes Dokument, das eine Über- 
prüfung erlaubt, ist der Entwurf des 
Leitantrages ,,Sicherheit im Wandel". 
Die Botschaft des Antrages lautet: Zur 
Orientierung der Menschen im gesell- 
schaftlichem Wandel wird die SPD eine 
integrierte Politik der Modernisierung 
und sozialer Verantwortung praktizie- 
ren, die Wachstum, Beschäftigung, Bil- 
dung, Qualifikation, Selbstbestimmung 
mit Teilhabe sowie Gerechtigkeit und 
Solidarität verknüpft. In diesem Zusam- 
menhang wird sozialdemokratische Re- 
formpolitik definiert: Wohlstand si- 
chern, Teilhabe ermöglichen und Ge- 
rechtigkeit gewährleisten. Dabei sollen 
die sozialdemokratischen Grundwerte 
Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität 
die Funktion von Prüfsteinen und Zielen 
haben, an denen richtige und falsche 
Schritte der Politik unterschieden wer- 
den können. Dazu müssen sie im Lichte 
veränderter Realitäten auf neue Heraus- 
forderungen bezogen und zeitgemäß 
interpretiert werden. 

Was heißt das nun für den Grund- 
wert Gerechtigkeit? Ich stelle zum Ver- 
gleich den Antragstext und den Text des 
Berliner Grundsatzprogramms gegen- 
über (s. Kasten S. 45) 

Es fällt auf, dass die Forderung nach 
mehr Gleichheit in der Verteilung von 
Einkommen, Eigentum und Macht und 
beim Zugang zur Bildung, Ausbildung 
und Kultur des Berliner Programms auf- 
gegeben ist. ,,Sicherheit im Wandel" 
begnügt sich mit der Teilhabe an Ein- 
kommen, Eigentum und Macht und 
der Gewährleistung menschenwürdi- 
ger Lebensbedingungen, wo Chancen 
nicht realisiert werden können. Neu 
und weiterführend ist die Aussage, dass 
materielle Not nicht mehr die einzige 
Dimension von Ungerechtigkeit sei. 
Deshalb beruhten gleiche Lebenschan- 
cen vor allem auf dem gleichen Zugang 
zu Bildung, Information und Arbeit. 

Im Lichte der veränderten Realitäten 
wird Erneuerungsbedarf des Sozialstaa- 

SPD auf der Suche 
nach einem neuen 

Programm 
Von Horst Peter 

tes konstatiert. Ziel ist der unterstützen- 
de und aktivierende Sozialstaat: För- 
dern und Fordern, Leistung und Gegen- 
leistung, Hilfe für diejenigen, die darauf 
angewiesen sind. Der Sozialstaat siche- 
re den Anspruch auf zweite Chancen. 
Zur Absicherung der großen Lebensrisi- 
ken solle niemand überfordert werden, 
jeder müsse aber auch Verantwortung 
für sich und seine soziale Absicherung 
übernehmen. Eine wichtige Schlussfol- 
gerung aus der Aussage, dass materiel- 
le Not nicht mehr die einzige Dimensi- 
on von Ungerechtigkeit sei, zieht der 
Leitantrag für die Familien- und Bil- 
dungspolitik: Wenn wir Kindern und ih- 
ren Eltern wirkungsvoll helfen wollen, 
müssen wir die Infrastruktur zur Unter- 
stützung der Erziehungsarbeit weiter- 
entwickeln und ein Netz von Kinderbe- 
treuungseinrichtungen für alle Alters- 
stufen schaffen." Damit rückt staatliche 
lnfrastrukturpolitik im sozialräumlichen 
Bezug ins Zentrum der Programmdis- 
kussion im Hinblick auf die Grundwerte 
Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität. 

Fraglich bleibt, ob die Veränderun- 
gen im Verständnis von Gerechtigkeit 
und Sozialstaat tatsächlich aus dem ge- 
sellschaftlichen Wandel zwingend fol- 
gen oder den strategischen Wünschen 
folgen, die sogenannte neue Mitte zu 
besetzen und Positionen des Schröder- 
Blair-Papiers in das neue Grundsatzpro- 
gramm verdeckt einzuführen. 

Im Unterschied zum Berliner Pro- 
gramm, wo im Kapitel „Die Welt, in der 
wir leben" eine kritische Analyse der 
Wirklichkeit geleistet wurde, die auch 
der gegenwärtigen Situation gerecht 
wird, verzichtet der Leitantrag auf eine 
kritische Analyse des konstatierten ge- 
sellschaftlichen Wandels. Der Leitantrag 
beschrankt sich auf eine Benennung 
von Herausforderungen wie Individuali- 
sierung, Globalisierung und Europäisie- 
rung, Deutsche Vereinigung, Beschleu- 
nigung, Neue Wirtschaft, Demografi- 
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scher Wandel, Wissen, lnformation und 
eine allgemeine Ableitung von aus der 
jeweiligen Herausforderung abgeleite- 
ten Politikforderungen. Es fällt auf, dass 
die ökologische Entwicklung und die 
Frage der ethischen Begrenzung techni- 
scher Entwicklungen bei den Herausfor- 
derungen fehlt und das nicht einmal 
der Versuch einer kritischen Analyse der 
Zusammenhänge und Widersprüch- 
lichkeiten des gesellschaftlichen Wan- 
dels versucht wird. 

Fehlende Analyse der kapitalisti- 
schen Produktionsweise, die auch die 
neuen Herausforderungen des gesell- 
schaftlichen Wandels durchdringt, ver- 
schleiert dass dieTendenz zur Ungleich- 
heit auch fortbesteht, wenn die Chan- 
cengleichheit des Zugangs durchge- 
setzt sein sollte. Deshalb wird Politik der 
Gerechtigkeit aktive Politik gegen Ar- 
mut sein müssen. Individualisierung 
wirft die Frage nach dem Recht auf die 
gerechte Förderung aller Lernpotenzia- 
le auf, die Globalisierung und auch die 
Europäisierung des Kapitals verschärft 
die Ungleichheit zwischen den Völkern. 
Die kapitalistische Produktion gefährdet 
für künftige Generationen die Lebens- 
grundlagen und stellt die Frage nach 
der Generationengerechtigkeit auch als 
eine ökologische Frage, die Neue Wirt- 
schaft verändert Arbeitswelt und Ar- 
beitsverhältnisse und stellt die Frage 
nach dem Zusammenhang der Gesell- 
schaft neu. 

Diese wenigen Anmerkungen mö- 
gen genügen um deutlich zu machen, 
dass die SPD-Programmdiskussion in 
der Gefahr ist, hinter den analytischen 
Stand des Berliner Programms zurück 
zu fallen (Vielleicht ist es eine List der 
Geschichte, dass der Beschluss des Par- 
teitages für ein neues Parteiprogramm 
viele führende Sozialdemokraten dazu 
bringt, endlich mal das Berliner Partei- 
Programm zu lesen). 

Die Frage nach der Gerechtigkeit 
wird sowohl neu gestellt, aber auch die 
alte Frage nach Armut und Reichtum 
bleibt aktuell. Die sozialdemokratisch 
geführte Bundesregierung hat selbst 
wesentlich dazu beigetragen, die Frage 
wieder auf die Agenda zu setzen, in- 
dem sie einen Armuts- und Reichtums- 
bericht vorgelegt hat. 

Die materielle Komponente der Ar- 
mut betrifft 113 der Haushalte in 
Deutschland. Sie beziehen reguläres 
Einkommen, das geringer ist als die 
Hälfte des Durchschnittseinkommens, 
der sogenannten Armutsschwelle. Nur 
mit Hilfe sozialer Transfers entkamen 
1998 zwei Drittel der Geringverdiener 
dem Bereich der relativen Armut. Ein 
weiteres Viertel der deutschen Haushal- 

te kam mit ihrem Gesamteinkommen 
nicht aus dem sogenannten ,,prekären 
Bereich" heraus, der zwischen 50 O/O 

und 75 O/O des Durchschnittseinkom- 
mens liegt. Die besonders Betroffenen 
ergeben sich aus der Sozialhilfestatistik: 
Langzeitarbeitslose, alleinerziehende 
Frauen. Von den rd. drei Mio. Sozialhil- 
feempfängern in 1998 waren 1 , I  Mio. 
Kinder. 

Dieser Bericht stellt die allgemeinen 
Verteilungsfragen wieder auf die Tages- 
ordnung, da er in seinem Reichtumsteil 
Daten über den recht großen Vertei- 
lungsspielraum liefert. 

Wenn das Bundeskanzleramt im 
Vorwort zum Bericht den Handlungs- 
bedarf durch Bezugnahme auf statisti- 
sche Kategorien außerhalb der Armuts- 
forschung wegdefiniert, bestätigt sie 
nur die Aussage des Armutsforschers 
Stefan Leibfried (FR 25.04.2001): Die 
deutsche Gesellschaft ist ausgeprägt 
arm an moralischer Ökonomie". 

Da davon auszugehen ist, dass die- 
se Ungleichheit in der Gesellschaft an 
Einkommen, Vermögen und Lebens- 
chancen nur durch eine grundsätzliche 
Umverteilung des gesellschaftlichen 
Reichtums zu mildern ist, gehört in eine 
sozialdemokratische Programmaussa- 
ge zum Grundwert Gerechtigkeit zu- 
mindest wieder die eliminierte Passage 
des Berliner Programms ,,Gerechtigkeit 
erfordert mehr Gleichheit in der Vertei- 
lung von Einkommen, Eigentum und 
Macht" und ,,Gerechtigkeit, das Recht 
auf gleiche Lebenschancen muss mit 
den Mitteln staatlicher Macht ange- 
strebt werden". 

Zu fragen ist, ob die Formulierung 
unter den Bedingungen ausreicht, die 
im Leitantrag angesprochen werden 
mit der Formulierung ,,Materielle Not 
existiert auch in einer individualisierten 
Gesellschaft, sie ist jedoch nicht mehr 
die einzige Dimension von Ungerech- 
tigkeit. Gleiche Lebenschancen beruht 
heutevor allem auf gleichen Zugang zu 
Bildung, lnformation und Arbeit." 

Die Armut, wie sie im Bericht der 
Bundesregierung belegt ist, hat unter 
den Bedingungen der ,,neuen Wirt- 
schaft", der Globalisierung und den 
Mechanismen des share-holder-Kapita- 
lismus (der gehört nach dem Text des 
Leitantrages im Unterschied zum Berli- 
ner Programm nicht zu den Herausfor- 
derungen des gesellschaftlichen Wan- 
dels!) andere Konsequenzen. Über die 
bekannten Armutsfolgen hinaus erfolgt 
in der individualisierten Gesellschaft, in 
der nur zählt, wer ökonomisch an ihr 
teilnehmen kann, Ausgrenzung und 
psychische Verelendung. Diese bedroht 
letztlich den Zusammenhalt der Gesell- 

schaft und das politische Gemeinwe- 
sen. 

Verwahrlosung droht, wenn beson- 
dere Ereignisse in die materiell bedingten 
Armutskonstellationen eingreifen und 
nach unten gerichtete Armutskreisläufe 
auslösen. Kinder sind von diesen Ar- 
mutsspiralen besonders betroffen. Oft 
werden sie in diese Situationen hineinge 
woden, ohne Hoffnung auf Aufstieg. 
Die Ergebnisse der Bildungsforschung 
zeigen, dass für diese Kinder die Benach- 
teiligung größtenteils festgeschrieben 
ist. So hat die Schuleingangsuntersu- 
chung aller Schülerlnnen für die 5.Klasse 
in Hamburg die Frage untersucht, ,,wel- 
cher Zusammenhang besteht zwischen 
außerschulischen Faktoren wie dem all- 
gemeinen Lernpotenzial, dem Sozialsta- 
tuts, der Muttersprache oder dem Ge- 
schlecht mit den erhobenen Aspekten 
der Lernausgangslage?". Ergebnis: Be- 
deutsam sind vor allem die soziokulturel- 
len Merkmale des Bildungsstands (Buch- 
bestand, Bildungsabschlüsse der Eltern) 
und der Ausländeranteil. Trotz Bildungs- 
reform der 70er Jahre sind in Hamburg 
die ,,soziale Landkarte" und die ,,Bi+ 
dungslandkarte" identisch. Alarmierend 
ist, dass das Bildungssystem die Start- 
chancen kaum verändert und sich die 
Lage für die Kellerkinder des Bildungssy- 
stems bei der Zuweisung von Lebens- 
chancen verschlechtert hat. 

Der Mikrozensus 1998 zeigt im Ver- 
gleich zum Jahr 1991, dass im Armuts- 
zusammenhang die wichtigste Gruppe 
der jungen Menschen ohne Berufsaus- 
bildung zwischen dem 20. und dem 
30. Lebensjahr sind. Das waren 1998 
rd. 1,5 Mio. - rund 15 O/O des Jahr- 
gangs, 1991 waren es rd. 1 1 %. In die- 
ser Gruppe befinden sich 10,5 % deut- 
sche und 39,6 O/O ausländische Ausbil- 
dungslose. 

Besondere Beachtung kommt auch 
der Gruppe von Schülerlnnen zu, die 
die Hauptschule ohne Abschluss verlas- 
sen. Studien belegen auch hier die Kor- 
relation mit der sozialen Lage der Fami- 
lien, insbesondere ihrer Nationalität. 
Ausländer ohne Hauptschulabschluss: 
16.3 O h  aller Ausländer des Jahrgangs, 
Deutsche nur 7,7 % aller deutschen 
Schulabgänger. Die Benachteiligung 
setzt sich im Arbeitsleben fort: Die Er- 
werbslosigkeit der Erwerbsbevölkerung 
ohne Schulabschluss beträgt 26,9 O/O 

der Erwerbsbevölkerung, mit minde- 
stens Fachhochschulabschluss nur 3 %. 

So bildet sich als Surrogat kapitalisti- 
scher Widersprüche eine Unterschicht, 
für die die Systemfrage lautet: gehöre ich 
dazu oder gehöre ich nicht dazu? Die 
Frage ist, ob diesen Tendenzen von Un- 
gleichheit gegenüber die Formulierung 

rung oder Ratschlag?) in einer Gna- 
dengewährung ähnlichen Weise ent- 
scheidet, eindeutig vorzuziehen. 

Bei alledem kann und soll es sich - 
soweit schon vorhanden, also auch 
weiterhin - um Rechtsansprüche han- 
deln, die sich einer wie immer gearte- 
ten Quotierung, Kontingentierung 
oder zahlenmäßigen Begrenzung im 

D ie unmittelbare Demokratie 
auf Bundesebene als Ergän- 

zung der repräsentativen De- 
mokratie des Grundgesetzes ist nicht 
nur wünschenswert, sondern not- 
wendig. Sie ist eine Möglichkeit weg 
von der ,,Zuschauerdemokratie" zu 
kommen, macht Politik lebendiger 
und führt zu mehr Akzeptanz des de- 
mokratischen Systems der Bundesre- 
publik. 

Man muß und darf keine Angst 
vor plebiszitären Elementen in unse- 
rem politischen System haben, denn 
überall wo diese Möglichkeit besteht, 
gab es bisher noch keinen Durch- 
bruch irgendeines Radikalismus bzw. 
radikaler inhaltlicher Forderungen. In 
der Schweiz wurden bisher alle frem- 
denfeindlichen Vorstöße abgelehnt. 
Positive politische Entwicklungen in 
Bayern, die über das Parlament nicht 
möglich waren, wurden durch Volks- 
entscheide durchgesetzt: 

christliche Gemeinschaftsschule 
statt Bekenntnisschule - 1968 

Rundfunkfreiheit - 1973 
neues Abfallrecht - 1990 
Einführung kommunaler Bürger- 

entscheide - 1995 
Abschaffung des Senats - 1998 
Darüber hinaus sollten Volksent- 

scheide nur über Gesetzesentwürfe 
stattfinden, damit werden Auseinan- 
dersetzung im Abstimmungskampf 
rationaler als bloße Parolen im Wahl- 

Verhältnis zur Arbeitsmigration im 
engeren Sinne völlig entziehen. 

Unter humanitären Gesichtspunk- 
ten verbleiben nach alledem wohl nur 
noch zwei Fallgruppen: drittstaats- 
angehörige Opfer von Naturkatastro- 
phen oder drittstaatsangehörige 
Schwerstkranke, die in ihrer Heimat 
nicht behandelt werden können. Ob 

diese in Höhe einer bestimmten an 
der Anzahl der Arbeitszuwanderer zu 
bemessenden Quote aufgenommen 
werden sollen oder ob hierfür die an- 
lass- bzw. einzelfallbezogenen 
Möglichkeiten des derzeit geltenden 
Rechtes schon ausreichend sind, be- 
darf einer gesonderten Diskussion. 

Das muss so bleiben! Forum ~ ~ 2 1  

II Mehr Demokratie wagen" 
Unmittelbare Demokratie auch auf Bundesebene 

von Klaus Hahnzog* 

kampf. Vom Start über die Unter- 
schriftensammlung für das Volksbe- 
gehren bis zur eigentlichen Abstim- 
mung vergeht in der Regel weit über 
ein Jahr. In diesen verschiedenen Sta- 
dien sind alle Seiten gefordert Farbe 
zu bekennen, die für oder gegen eine 
Sache engagiert sind. 

Jedoch darf das Instrument keine 
zu hohen Hürden aufweisen. Ein Bei- 
spiel hierfür sind die viel diskutierten 
Quoren. Es wäre denkbar wie in der 
Schweiz eine völlige Quorenfreiheit 
einzuführen. Auch in Bayern gab es 
keine solchen von 1946 bis 1999. Erst 
ab 1999 wurde eine Einschränkung 
für verfassungsändernde Gesetzent- 
würfe- und zwar nur für diese- nach 
einem Urteil des Bayerischen Verfas- 
sungsgerichtshofes verfügt: ein 25% 
Zustimmungsquorum. 

Auf Grundlage eines von mir in 
die ad-hoc-Arbeitsgruppe ,,Beteili- 
gungsrechte" des Parteivorstands ein- 
gebrachten und allein vertretenen 
Modells beschloß der Parteivorstand 
am 19. März 2001: 

,,Verhandlungen mit anderen Par- 
teien auf der Grundlage eines Beteili- 
gungsquorums von mindestens 20% 
der Wahlberechtigten (Volksent- 
scheid bei Gesetzesänderungen) bzw. 
40% der Wahlberechtigten (Volksent- 
scheid über zulässige Verfassungsän- 
derungen) aus mindestens 213 der 
Länder zu beginnen." 

Die anderen Varianten der ad- 
hoc-Arbeitsgruppe betrugen bei ein- 
fachen Gesetzen 50°h, alternativ 66% 
Beteiligung der Wahlberechtigten, bei 
Verfassungsänderungen jeweils 66%. 

Am Beispiel einfacher Gesetzvor- 
haben wird klar, daß schon ein Betei- 
ligungsquorum von 50% eine fast un- 
überwindliche Hürde wäre: 

Keiner der bayerischen Volksent- 
scheide wäre dann gültig gewesen 

die Beteiligung bei Volksentschei- 
den ist in aller Regel geringer als bei 
Wahlen 

statt einer Diskussion wird von 
den Gegnern oft die Strategie des Tot- 
schweigen~ und Boykotts gewählt, 
d.h. ein Kernpunkt der unmittelbaren 
Demokratie, der politische Diskurs un- 
ter den Bürgerinnen und Bürgern, 
entfällt. 

Solch hohe Hürden würden von 
vielen durchschaut und führten, 
wenn sie praktiziert würden nicht zu 
mehr politischem Interesse, sondern 
zu Frust und Distanz gegenüber der 
repräsentativen Demokratie und den 
sie tragenden Parteien. 

Dazu ein Beispiel: Bei rund 60 Mil- 
lionen Wahlberechtigten auf Bundes- 
ebene beteiligen sich 25 Millionen. 20 
Millionen stimmen mit „Ja" und 5 
Millionen mit ,,Nein8'. Das Ergebnis 
bei einem Beteiligungsquorum von 
50 %, wäre zwar eine überwältigende 
quantitative und qualitative Mehrheit, 
aber insgesamt ungültig, weil die 
Mindestbeteiligung von über 30 Mil- 
lionen Wahlberechtigten nicht er- 
reicht wäre. 

Die Zeit ist reif, der Forderung von 
Willy Brandt ,,Mehr Demokratie wa- 
gen" in einem wichtigem Punkt Le- 
ben zu verleihen. Forum ~ ~ 2 1  

Literaturhinweis: HeußnerIJung (Hrsg.): 
,.Mehr Direkte Demokratie wagen"; Ol- 
zog Verlag. M~inchen 1999. Mit Beitra- 
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Hahnzog. 
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Zuwanderung aus humanitären 
Gründen 
Von Rüdiger Veit 

I n den vergangenen vierzig Jahren 
sind nach Deutschland mehr als 30 
Millionen zu- und mehr als 21 Mil- 

lionen Menschen abgewandert. Das 
sind in dieser Zeit etwa 9 Millionen 
Menschen, die per Saldo bei uns ge- 
blieben sind. Allerdings gab es bei- 
spielsweise mit 1997 oder 1998 auch 
Jahre, in denen mehr Menschen mit 
ausländischem Pass Deutschland ver- 
lassen haben, als zu uns gekommen 
sind. 

Deutschland ist eine Einwande- 
rungsland 
Allein schon angesichts dieser Zahlen 
muss es verwundern, wie langsam 
zum Beispiel bei der CDUICSU die Er- 
kenntnis in die Köpfe getröpfelt ist, 
dass Deutschland nun einmal ein Ein- 
wanderungsland ist. 

Und auch in Zukunft werden wir 
wegen des sich ergebenden Rück- 
gangs der Bevölkerung ab dem Jahre 
201 0 und der dann nicht mehr aus- 
reichend zur Verfügung stehenden 
Arbeitskräfte auf Einwanderung - ju- 
ristisch definiert als auf Dauer ange- 
legte Zuwanderung - angewiesen 
sein, um die vor allem ab 201 5 sogar 
dramatische demographische Ent- 
wicklung wenigstens etwas abzu- 
mildern. 

Ein weiteres Vorurteil sollte drin- 
gend korrigiert werden: Die Zuwan- 
derung in Deutschland vollzieht sich 
nicht ungesteuert und schon gar 
nicht gesetzlich ungeregelt. Denn es 
gibt eine Vielzahl von Vorschriften, 
die Zuwanderung aus ganz unter- 
schiedlichen Gründen schon jetzt re- 
geln. Genannt seien hier 5 10 AuslG 
in Verbindung mit der Arbeitsaufent- 
haltsverordnung, die 55 17 ff AuslG 
für den Familiennachzug, Art. 16a 
GG, die 55 30 ff, 51 bis 55 AuslG und 
das Kontingentflüchtlingsgesetz (Hu- 
mAG) für die Aufnahme von Flücht- 
lingen sowie Art. 11 6 GG in Verbin- 
dung mit dem Bundesvertriebe- 
nengesetz für die Aussiedlerauf- 
nahme. 

Rüdiger Veit, Mdß ist stellveriretender innenpolitischer Sprecher 
der SPD-Bundestagsfraktion 

Zuwanderung im europäischen 
Kontext 
Wenn wir von Zuwanderung aus hu- 
manitären Gründen oder zum Zwek- 
ke der Familienzusammenführung re- 
den, so kann dies nur bedeuten, dass 
das vorab angesprochene Rechtssy- 
stem sinnvoll ergänzt, unter voller 
Wahrung der bisherigen humanitären 
Grundsätze konzeptionell neu 
(zusammen)gefasst wird und hierbei 
etwa noch bestehende (Schutz-)Lük- 
ken geschlossen werden. Dies muss 
im europäischen Kontext geschehen, 
d.h. orientiert am Amsterdamer Ver- 
trag, den Beschlüssen von Tampere 
und den hierauf fußenden Richtlini- 
enentwürfen der Europäischen Kom- 
mission. 

Elemente einer neuen Zuwande- 
rungspolitik 
Der Rechtsanspruch auf Familienzu- 
sammenführung für die Kernfamilie, 
die Heraufsetzung des Nachzugsal- 
ters auf 18 Jahre sowie ein erleichter- 
ter Zuzug für weitere Verwandte in 
Härtefällen. 

Die gerade im europäischen Ver- 
gleich in Deutschland noch bestehen- 
de Schutzlücke in Fällen nichtstaatli- 
cher oder geschlechtsspezifischer Ver- 
folgung muss gesetzlich geschlossen 
werden. 

Verwaltung und Rechtssprechung 
sollten bei der Anwendung der 
Menschenrechtskonvention an die 
Spruchpraxis des Europäischen Ge- 
richtshofs für Menschenrechte eben- 
falls durch Gesetzesänderung gebun- 
den werden. 

Eine Änderung, d.h. (noch weite- 
re) Verkürzung von Fristen und 
Rechtsmittelmöglichkeiten im Bereich 
des Ausländer- und Asylverfahrens- 
rechts ist abzulehnen. 

In Deutschland geborene oder 
aufgewachsene Kinder müssen vor 
Ausweisung geschützt werden. 

Im gesamten Bereich des Auslän- 
der- und Asylverfahrensrechtes muss 
es ein Ende haben mit dem sich für 
viele hier aufhaltende Menschen per- 
spektiv- und eigentlich sinnlosen An- 
einanderreihen von kurzfristigen Dul- 
dungen z. T. über viele Jahre hinweg. 
An ihre Stelle müssen nach längstens 

einem Jahr Aufenthaltstitel treten, die 
sie zur Arbeitsaufnahme und zum 
Aufbau einer lntegrationskarriere be- 
fähigen. 

Und auch diejenigen, die zum Bei- 
spiel als Bürgerkriegsflüchtlinge nur 
vorübergehend in Deutschland 
Schutz suchen, sollten vom ersten 
Tage an ihren Lebensunterhalt durch 
Arbeit bestreiten können, um von 
staatlicher Unterstützung möglichst 
unabhängig zu sein. 

Politisch hochstrittig wird - auch 
in den eigenen Reihen - die Frage be- 
antwortet werden, ob und unter wel- 
chen Voraussetzungen sich in 
Deutschland bereits langjährig auf- 
haltende Menschen, die alleinstehend 
oder einschließlich ihrer hier ge- 
borenen und aufgewachsenen Kinder 
auch schon eine erhebliche Integrati- 
onsleistung durch Arbeit und Ausbil- 
dung erbracht haben, einen verfestig- 
ten Aufenthaltsstatus und damit eine 
Perspektive für den dauernden Ver- 
bleib bei uns erhalten können. In die- 
sem Punkt ist der von der AsJ 1998 
vorgelegte Gesetzentwurf viel zu re- 
striktiv und wird der Frage nicht ge- 
recht, warum wir nach Kräften weiter 
Menschen abschieben, die wir wo- 
möglich anschließend aus dem Aus- 
land zurückholen wollen oder sogar 
müssen! 

Auch muss ein Wechsel des Auf- 
enthaltszwecks ausländerrechtlich 
möglich sein (zum Beispiel bei Stu- 
denten nach Hochschulabschluss im 
Übergang zur Berufsausübung), ohne 
dass die Betreffenden vorher auszu- 
reisen gezwungen sind. 

Schließlich brauchen wir eine Här- 
tefallregelung (z.Z. 5 30 AuslG), die 
diesen Namen wirklich verdient und 
den Ausländerbehörden das erforderli- 
che Ermessen in Einzelfällen einräumt. 
Meines Erachtens ist dies der Bildung 
irgendwelcher Härtefallkontingente, 
über die (wer und nach wessen Anhö- 
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- Gerechtigkeit sichert 

Gerechtigkeit griindet in der gleichen Wurde aller Men- Wir Sozialdemokraten stellen auch im 21. Jahrhundert Ge- 
sehen, sie verlangt die gleiche Freiheit, Gleichheit vor dem rechtigkeit in  das Zentrum unserer Politik Gerechtigkeit 
Gesetz, gleiche Chancen der politischen und sozialen Teil- beruht auf der Wurde aller Menschen. Sieverlangt Freiheit, 
habe Sie verlangt die gesellschaftliche Gleichheit von Gleichheit vor dem Gesetz, gleiche Chancen der politischen 
Mann und Frau. und sozialen Teilhabe und der sozialen Sicherunq Sie ver- 
Gerechtigkeit erfordert mehr Gleichheit in der Verteilung langt die gesellschaftliche Gleichheit von Mann und Frau. 
von Einkommen. Eiaentum und Macht. aber auch in Zu- Gerechtiakeit fordert eineaktive Rollevon Staat und Gesell- . . ,  4 

gang zu Bildung, Ausbildung und Kultur. schaft ein 
Gleiche Lebenschancen bedeuten nicht Gleichformigkeit, Gerechtigkeit heißt heute, Bedingungen zu schaffe, die der 
sondern Entfaltungsraum fur individuelle Neigungen und Vielfalt unterschiedlicher Lebensentwurfe gerecht werden. 
Fähigkeiten aller. Das schließt die Teilhabe an Einkommen, Eigentum und 
Gerechtigkeit, das Recht auf gleiche Lebenschancen, muss Macht ein Gerechtigkeit heißt auch, menschenwurdige 
mit den Mitteln staatlicher Macht angestrebt werden. Lebensbedingungen zu gewahrleisten, wo Chancen nicht 

,,Gerechtigkeit heißt heute, Bedingun- 
gen zu schaffen, die der Vielzahl der un- 
terschiedlichen Lebensentwürfe gerecht 
werden ... Gerechtigkeit heißt auch, 
menschenwürdige Lebensbedingungen 
zu gewährleisten, wo Chancen nicht rea- 
lisiert werden können ... Gerechtigkeit 
heißt heute daher vor allem Zugangsof- 
fenheit, Chancengleichheit und eine Po- 
litik der zweiten Chancen" eine Antwort 
geben kann. 

Die richtige programmatische 
Schlussfolgerung ist meines Erachtens: 
der gleiche Anspruch auf Förderung der 
Potenziale des Einzelnen auf dem höch- 
sten Stand der wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse und die Gewährleistung der 
dafür geeigneten Infrastruktur. Statt auf 
die zweite Chance zu warten gehört zur 
Gerechtigkeitspolitik die Bedingung 
präventiver Politik. Das heißt etwa, dass 
zur Förderung derjenigen, die es 
schwerer haben, mehr Ressourcen auf- 
gewendet werden müssen, damit sie in 
einer individualisierten Gesellschaft glei- 
che Lebenschancen haben. Chancen- 
gleichheit zu gewährleisten kann 
durchaus ungleiche Behandlung bei der 

Gewährleistung öffentlicher Unterstüt- 
zung bedeuten. 

Am Beispiel des Bildungs- und des 
Gesundheitssystems lässt sich belegen, 
dass die Chancengleichheit im Zugang 
zu zusätzlichen Privilegierungen derje- 
nigen mit besserer Ausgangslage be- 
deutet. 

Weder Berliner Programm, noch 
aber die bisherige Diskussion um die 
Anpassung der Grundwerte an den ge- 
sellschaftlichen Wandel -obwohl das ja 
eine Hauptbegründung für die pro- 
grammatische Erneuerung der SPD ist - 
leisten die Anpassung des Grundwerts 
Gerechtigkeit an die postfordistische, 
neue Ökonomie . 

Dadurch gerät die Programmde- 
batte in das Dilemma der alten Antwort 
zur Herstellung gerechter Verhältnisse: 
Wachstumspolitik zur Herstellung von 
Vollbeschäftigung als Basis des Wohl- 
stands zur für die neue Ökonomie cha- 
rakteristischen Aushöhlung der indu- 
striellen Erwerbsarbeit und der andau- 
ernden Massenarbeitslosigkeit. 

Ursache ist die fehlende Analyse der 
Wirkkräfte des nur neue Herausforde- 

rungen benennenden gesellschaftli- 
chen Wandels. Da die SPD bisher in der 
Programmdebatte offensichtlich diese 
Analyse scheut, bietet sich für die Linke 
die Aufgabe zur analytischen Auseinan- 
dersetzung mit dem gesellschaftlichen 
Wandel zu zwingen. Dazu ist es not- 
wendig, zunächst einige Grundaussa- 
gen zu machen, um dann Diskussions- 
richtungen für ein zukünftiges Pro- 
gramm zu benennen: 

Auch die neue Ökonomie ist eine 
kapitalistische Ökonomie. Deshalb be- 
deutet die Auseinandersetzung mit 
dem gesellschaftlichen Wandel die Aus- 
einandersetzung mit den Entwick- 
lungstendenzen des globalen Kapitalis- 
mus. 

Durch die Internationalisierung der 
Kapitalmärkte, insbesondere der Devi- 
senmärkte, gewinnt die Zirkulations- 
sphäre dominierende Bedeutung. In d ie  
Sem Weltmodell der wirtschaftlichen 
Globalisierung erscheint die Erde als ein 
homogener Raum, durchgängig, durch- 
lässig, in dem Güter und Kapital unge- 
hindert zirkulieren können. Man stelle sie 
sich als einen einzigen Marktplatz vor, 
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auf dem Produktionsfaktoren dort ge- 
kauft werden, wo sie am billigsten sind 
(global sourcing) und Waren dort abge- 
setzt werden, wo sie den besten Preis er- 
zielen (global marketing). Die Idee ist, 
durch einen effizienten Einsatz von Kapi- 
tal, Arbeit und Intelligenz aus der Natur 
das Maximum herauszuholen. Kurz: 
eine ökologisch-soziale Raubökonomie, 
die an die Grenzen der ökologischen 
und sozialen Belastbarkeit geht. Das 
herrschende Prinzip ist die Durchsetzung 
der größtmöglichen aktuellen Rendite 
von Kapitalanlagen. Die zentrale Bedeu- 
tung liegt bei Fonds, deren Manager ein 
System von ,,~rbitrage-Ökonomie" auf- 
bauen, die die Gewinne aus den Unter- 
schieden in den gesetzlichen, sozialen 
und ökologischen Normen ziehen. Ge- 
rechtigkeit muss sich mit den Konse- 
quenzen des globalen Sozialdumpings 
auseinandersetzen und nach einer sozi- 
alverträglichen Weltwirtschaftsordnung 
fragen. Gerechtigkeit muss die Tendenz 
der ökologischen Zerstörung begreifen 
als die Gefährdung der Lebensbedin- 
gungen künftiger Generationen und 
eine ökologische Generationengerech- 
tigkeit einklagen. 

Neue Produktionskonzepte, neue 
Schlüsseltechnologien, die Subsumption 
der Lernpotenziale der Menschen unter 
das Kapital führen zu einer neuen Steige- 
rung der Arbeitsproduktivität, aber der 
Zwang der kapitalistischen Produktions- 
weise steht den Möglichkeiten entgegen 
die Früchte der Produktivitätssteigerung 
human und naturgemäß zur menschli- 
chen und ökologischen Reproduktion 
einzusetzen. Zunehmende Zerstörung 
der Umwelt durch Produktion und Kon- 
sum sind die Folge. 

Diese Entwicklung führt dazu, dass 
praktisch alle Lebensbereiche kommer- 
zialisiert werden. Das umfasst auch Be- 
reiche, die bisher miteinbezogene Ge- 
sellschaftlichkeit repräsentierten, wie 
Kommunikation, Kultur und Unterhal- 
tung; Kapitalisierung und Inbesitznah- 
me der zentralen Funktionen des Men- 
schen über lnternetzugang und Verfü- 
gungsgewalt über das geistige Eigen- 
tum durch das Kapital; Kapitalisierung 
des ,,biosn der Menschen und der au- 
ßermenschlichen Natur durch Gentech- 
nologie und Lebenswissenschaften. 
Durch diese Unterwerfung des Lebens- 
zusammenhangs wird die gesamte Ge- 
sellschaft nach dem Prinzip der relativen 
Mehrwertproduktion formiert. Produkt 
dieser Entwicklung ist der flexible 
Mensch in einer individualisierten Kon- 
kurrenzgesellschaft. 
Das Zusammenwirken der drei ange- 
sprochenen Tendenzen bewirkt, dass 
derjenige, der im öffentlichen Raum 

ohne ausreichende Zahlungsfähigkeit 
ist, quasi als überflüssig aus der Gesell- 
schaft herausfallt, so wie er vorausge- 
hend als überflüssig aus dem Arbeits- 
Prozess herausgefallen ist. Unter dem 
Aspekt der Grundwerte Freiheit, Ge- 
rechtigkeit und Solidarität tritt deshalb 
das Individuum als ,,Manager seines ei- 
genen Lebens" ins Zentrum linker Stra- 
tegie: es wird um die Voraussetzung ei- 
gener Autonomie in der Gesellschaft 
gehen. Damit wird einerseits die Siche- 
rung, Förderung und Entwicklung der 
eigenen Potenziale zur Gestaltung des 
eigenen Lebens in die Gesellschaft zu- 
rückgeholt. Grundlage der Gerechtig- 
keit ist die Existenzsicherung aller Ge- 
sellschaftsmitglieder, Erhaltung und 
Weiterentwicklung der Sozialressour- 
cen, Chancengleichheit im Zugang zu 
den Sozialressourcen der Gesellschaft. 
Im Kontext der ökologischen Betrach- 
tung geht es auch um die Reproduktion 
der Natur als Grundlage der Existenzsi- 
cherung künftiger Generationen. 

In dieser Konstellation erhält die ge- 
sellschaftliche Organisation der Arbeit 
besondere Bedeutung. Dadurch, dass 
der Produzent tendenziell an den eige- 
nen Reproduktionsbedingungen mitar- 
beitet, nimmt der Aspekt der konkreten 
Arbeit gegenüber der abstrakten Arbeit 
an Bedeutung zu. Aber auch als Konsu- 
ment fragen die Arbeiter nach der Qua- 
lität der Produkte, wenn sie wissen, dass 
die Reproduktion der Natur die Basis des 
eigenen Wohlstands ist, da die Repro- 
duktionskosten der Natur den eigenen 
Anteil am Nettoprodukt mindern. 

Die Orientierung auf das freie und 
gleiche Individuum, das fähig ist, ge- 
meinsam mit anderen die gemeinsame 
Sache zu regeln, gibt der Linken im Dis- 
kussionsprozess eine wichtige Aufgabe, 
die Köpfe der Menschen auf einen so- 
zialen, ökologischen, ökonomischen 
KuItu rkampf vorzu bereiten. Mit der Ver- 
gesellschaftung der Reproduktion ist es 
notwendig die gesellschaftliche Funkti- 
on des Staates zurückzugewinnen. Das 
heißt keineswegs Lösungen durch 
staatliche Bürokratie zu erreichen, son- 
dern die Möglichkeiten zu Selbstregu- 
lierungen zu erweitern, wie es im Berli- 
ner Programm formuliert ist: ,,Gleiche 
Lebenschancen bedeuten nicht Gleich- 
förmigkeit, sondern Entfaltungsräume 
fur individuelle Neigungen und Fähig- 
keiten aller" 

Zusammengefasst: Unter der Ab- 
sicht, die Grundwerte im Lichte des ge- 
sellschaftlichen Wandels zu überden- 
ken ergibt sich als größte Herausforde- 
rung das Primat der Politik unter dem 
Aspekt der Gerechtigkeit neu zu formu- 
lieren. SPW 

Alarmierende Entwicklungen 
Aber es sind objektive Entwicklungen 
eingetreten, die die alarmierenden 
Äußerungen Thierses voll gerechtfer- 
tigt erscheinen lassen. 

Die ostdeutsche Wirtschaft ist von 
einem selbstragenden Aufschwung 
heute weiter entfernt als Mitte der 
neunziger Jahre. Viele ostdeutsche Ju- 
gendliche, aber auch ältere Arbeitneh- 
mer und Arbeitslose haben das Gefühl 
einer zunehmenden Perspektivlosigkeit 
mit dramatischen Konsequenzen für 
ihre gewerkschaftliche Aktivität und 
ihre politische Orientierung. 

Die Ursachen dafür sind viel- 
schichtig und reichen u.a. von rück- 
läufigen Investitionen der öffentli- 
chen Hand über die Lehrstellensituati- 
on bis zum tatsächlichen Einkom- 
mensrückgang für viele durch Absin- 
ken in Arbeitslosenhilfe bzw. Tarif- 
flucht und -bruch in immer mehr Be- 
trieben. 

Eine Fortsetzung des Solidarpak- 
tes nach 2004 ist zwar notwendig, 
um einen noch größeren Abschwung 
zu verhindern, der zu einem deut- 
schen Mezzogiorno führen würde. 
Aber ohne zusätzliche Maßnahmen 
auf anderen Gebieten wird er sich als 
Tropfen auf den heissen Stein erwei- 
sen. 

Gerade in der ostdeutschen Bau- 
wirtschaft hält der Arbeitsplatzabbau 
ungebrochen an. Und woher soll 
neue Beschäftigung kommen, wenn 
der starke Rückgang der öffentlichen 
lnvestitionen weiter anhält? Im letz- 
ten Jahr gingen sie im Osten um 7% 
zurück, während sie im Westen um 
3% stiegen. 

Notwendige Maßnahmen 
Zwar wurde mit den bisherigen Auf- 
bauprogrammen die Infrastruktur in 
vielen Orten verbessert. Das darf aber 
nicht darüber hinweg täuschen, dass 
es hier nach wie vor gewaltigen Aus- 
bau- und Erhaltungsbedarf gibt, der 
umgehend angepackt werden muß. 

Nötig wären auch größere Kapa- 
zitäten bei der anwendungsorientier- 
ten, betriebsnahen Forschung. 

Die allgemeine Lage auf dem ost- 
deutschen Lehrstellenmarkt ist be- 
sorgniserregend. Betriebliche Ausbil- 
dung fristet nach wie vor ein Schat- 
tendasein. Im gerade laufenden Aus- 
bildungsjahr haben nur 100.000 von 
224.000 ostdeutschen Bewerbern 
eine betriebliche Ausbildungsstelle 
finden können. Der Rest wanderte 
entweder in den Westen ab (2000 
schon gut 15.000), wurde bei außer- 
betrieblichen Ausbildungsträgern un- 

tergebracht oder blieb unvermittelt. 
Auch wenn ein außerbetrieblicher 
Ausbildungsgang besser ist als über- 
haupt keine Ausbildung, sind die Per- 
spektiven für die Absolventen solcher 
Ausbildungsgänge düster. 

Die gut qualifizierten Arbeitskräf- 
te, die Ostdeutschland für eine nach- 
haltige Entwicklung braucht, können 
aber nicht überwiegend in außerbe- 
trieblichen Ausbildungsstätten ausge- 
bildet werden. Hier sind Wirtschaft 
und Landespolitiker gemeinsam ge- 
fordert. 

Insbesondere in der Bauwirtschaft 
gibt es für Betriebe überhaupt keinen 
nachvollziehbaren Grund, nicht aus- 
zubilden. Durch das Umlageverfahren 
in der Bauwirtschaft entstehen dem 
Betrieb praktisch keine eigenen zu- 
sätzlichen Kosten. Wieso ostdeutsche 
Betriebe sich hier bisher damit begnü- 
gen, nur in die Umlage einzuzahlen, 
statt von den Ausbildungsmitteln 
auch etwas zu erhalten, vermag ich 
schlicht nicht zu begreifen. Hier könn- 
te und sollte durch Länder, Kommu- 
nen und Arbeitsverwaltung noch 
mehr Überzeugungsarbeit bei den 
Baubetrieben geleistet werden, zurnal 
die öffentliche Hand durch mehr be- 
triebliche Ausbildungsstellen am Bau 
direkt finanziell entlastet würde. 

Die vielerorts eingerissene Praxis, 
stattdessen durch Mobilitätshilfen noch 
die Abwanderung der Flexibelsten einer 
ganzen Generation in den Westen zu 
fördern, ist kontraproduktiv. Wer zur 
Ausbildung weggeht, wird im Normal- 
fall nicht zurückkommen: warum soll 
man sich mit niedrigerem Ostlohn und 
höheren Arbeitsplatzrisiko zufriedenge- 
ben, wenn der erste Schritt in den We- 
sten schon gemacht ist. 

Und wie soll es zu einer gesun- 
den, durch regionale Kaufkraft ge- 
stützten Wirtschaftsentwicklung 
kommen, wenn Einkommen stagnie- 
ren oder durch Tarifflucht sogar zu- 
rückgehen? 

Das scheinrationale Handeln ost- 
deutscher Unternehmer im Wettbe- 
werb - die eigenen Produktionsko- 
sten über den Einkaufspreis für Arbeit 
mithilfe untertariflicher Bezahlung 
oder unbezahlter Überstunden zu 
drücken - und die mit sonst angeb- 
lich drohende Arbeitslosigkeit dazu 
erpresste Belegschaft ergeben ge- 
samtwirtschaftlich einen Negativef- 
fekt für Kaufkraft und Beschäftigung. 

Hauptursache für schlechte 
Entwicklung 
Die mittlerweile weitverbreitete unter- 
tarifliche Bezahlung und unbezahlten 

Überstunden in Ostdeutschland sind 
das Gegenteil von Arbeitsplatzsiche- 
rung: fehlende Kaufkraft und unter- 
bleibende Neueinstellungen sorgen 
insgesamt für immer höhere Arbeits- 
losigkeit. 

Hierin besteht aus meiner Sicht 
eine der Hauptursachen der schlech- 
ten Entwicklung. 

Wenn in den Grenzregionen we- 
gen Niedrigsteinkommen auch noch 
in Tschechien und Polen eingekauft 
wird, fehlt im Inland die Nachfrage im 
Handel. 

Wer ein Armenhaus und Alters- 
heim Ostdeutschland und die Ab- 
wanderung guter Kräfte verhindern 
will, muß sich deshalb vorrangig für 
die Einhaltung der Tarife einsetzen. 

Wenn hier nicht eine Trendwende 
rechtzeitig vor der EU-Erweiterung er- 
zielt wird, werden die Folgen gravie- 
rend sein. ,,Wir können nur billig" 
mag als Rezept für den Media-Markt 
taugen, nicht aber für die ostdeut- 
sche Wirtschaft. Denn billig können 
andere noch viel besser. Nicht durch 
Niedriglöhne, sondern nur durch ei- 
nen Mix aus steigender lokaler Kauf- 
kraft, guter Infrastruktur, Innovation, 
guter Ausbildung und Qualität wird 
eine gesunde und langfristig überle- 
bensfähige Wirtschaftsstruktur in 
Ostdeutschland entstehen. Um die 
Weichen in diese Richtung zu stellen, 
ist es höchste Zeit. Forum ~ ~ 2 1  
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auch die Fähigkeit einer Gesellschaft, 
über die Klassengrenzen hinweg noch 
miteinander sprechen, noch kommu- 
nizieren zu können. Und man kann 
kritisch fragen, ob diese Fähigkeit an- 
gesichts einer immer deutlicher in 
Klassensegmente aufgeteilten Medi- 
ennutzung - und der buchstäblich 
unterschiedlichen Sprache, die dort 
gesprochen wird - nicht inzwischen 
verloren zu gehen droht. Darin liegt 
nicht nur( eine Herausforderung an 
die Bildungsschichten. Es stellt auch - 
und wir sollten uns nicht scheuen, 
das offen auszusprechen - eine Zu- 
mutung an die bildungsfernen Unter- 
schichten dar, ihre kulturelle Literari- 
tät nicht völlig im Bermudadreieck 
von Bild-Zeitung, RTL I I  und SMS- 
Kurzdeutsch zu verlieren. - Man 
könnte dieses große Thema des Ver- 
hältnisses von Zivilgesellschaft und 
Klassengesellschaft noch weiter aus- 
führen, zum Beispiel unter dem Stich- 
wort der ,,Gewalt": Zivilität erfordert 
den Verzicht auf Gewalt und hat inso- 
fern mit gewaltbereiten Sozialmilieus 
sehr viel zu tun; auch jenseits der al- 
ten Streitfrage, ob daran „die Gesell- 
schaft" schuld sei. Am Ende aber wird 
man wohl in jedem Fall feststellen 
müssen: Eine radikal „von oben" ega- 
lisierte Gesellschaft fördert das Ziel ei- 
ner Bürgergesellschaft, das hat das 
,,Experiment" der DDR gezeigt, wohl 
nicht - auf das richtige Mischungsver- 

hältnis kommt es also an 

7. und letztens: 
Ich deutete es bereits an: Fragen von 
Arm und Reich, von sozialer Ungleich- 
heit und Klassenstruktur, überhaupt 
der gesellschaftlichen Verfasstheit irn 
weiteren Sinne, werden in den kom- 
menden Jahren die öffentliche und 
politische Agenda wieder stärker, und 
verdientermaßen stärker, bestimmen, 
als das seit den späten 70er Jahren in 
Deutschland häufig der Fall gewesen 
ist. Das ist, so hoffe ich, weder akade- 
mische Apodiktik noch bloßes 
Wunschdenken. Es gibt vielmehr An- 
zeichen für diese Wendung, und die 
intensiven Debatten über die Bedeu- 
tung der Familie und über familienpo- 
litische Sozialreformen, die jetzt in 
Gang gekommen sind, sind ein wich- 
tiges Beispiel dafür. Wir fangen an - 
obwohl wir hier, zugegeben, noch 
ganz am Anfang stehen -, die klas- 
senprägende und milieukonstituie- 
rende Kraft der neuen Massenkultur, 
wie sie sich seit den 80er Jahren her- 
ausgebildet hat, zu verstehen: vom 
Privatfernsehen über bestimmte For- 
men des Freizeitverhaltens - man 
denke nur an die pinkfarbenen Jog- 
ginganzüge aus Ballonseide - bis zum 
Einkaufsverhalten und Handytelefo- 
nieren. Auch im akademischen Be- 
reich, an den Universitäten, unter In- 
tellektuellen scheint sich eine Wende 

zu vollziehen. Nach der dogmati- 
schen Einkapselung des Neomarxis- 
mus in den 70er Jahren galten solche 
Themen häufig als verpönt und „un- 
cool", und mit dem politischen Schei- 
tern des marxistischen Realsozialismus 
und seiner Egalisierungsdiktaturen vor 
zehn Jahren konnte man erst recht das 
Gefühl haben, von der Klassengesell- 
schaft nun lieber nicht mehr reden zu 
sollen. Inzwischen ist es eher umge- 
kehrt: Der zeitliche Abstand erlaubt es, 
sich solchen Fragen auf neue, unbe- 
fangene Weise zu nähern. Auch hat 
sich an den Universitäten der Elan der 
,,kulturalistischen Wende" ein wenig 
erschöpft, also jener Grundstimmung, 
die an Deutungen und Erfahrungen, 
an Texten und Erinnerungen mehr in- 
teressiert war als an der ach so schnö- 
den gesellschaftlichen Wirklichkeit. Zu 
all diesen Verschiebungen trägt auch 
ein Generationswechsel bei: Die Nach- 
68er lassen sich weder ideologisch ver- 
einnahmen noch von ihren Gegnern 
so leicht unter ldeologieverdacht stel- 
len. Eine neue Ära des Klassenkampfes 
wird deshalb nicht anbrechen. Aber 
mit einem schärferen Bewusstsein für 
die Strukturen und Mechanismen der 
deutschen Klassengesellschaft wäre 
uns allen schon viel geholfen, weil erst 
das die Grundlage für eine ebenso en- 
gagierte wie sachlich nüchterne Politik 
sein kann. 

Forum DL2l 

In der letzten Ausgabe des ,, Newsletter" von Forum DL 2 1 haben wir rnit Beiträgen von Wolfgang Thierse und Rolf Schwa- 
nitz die Diskussion um die wirtschaflliche Entwicklung in den neuen Bundesländern eröffnet. Die Debatte setzen wir hier 
rnit einem Beitrag von Klaus Wiesehügel, MdB und Vorsitzender der /G BAU fort. 

Weichenstellung für langfristig 
ü berlebensfä hige 
Wirtschaftsstruktur notwenig 
Von Klaus Wiesehügel 

W olfgang Thierse hatte Ich verstehe aber gut, dass ostdeut- 
recht, als er vor einigen sche Politiker auf diese Zuspitzung teil- 

Monaten die wirtschaftli- weise heftig reagiert haben. Viele von 
che und soziale Lage in Ostdeutsch- ihnen arbeiten aufopferungsvoll, um 
land auf der Kippe sah. Ostdeutschland nach vorne zu bringen 

und empfinden Wolfgang ThiersesThe- 

Klaus Wiesehugel, MdB und Vorsitzender der /G BAU 
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se als Mißachtung u n d  Geringschät- 
zung ihrer persönlichen Leistung und streiten, dass sich seit dem Beitritt in 
des von ihnen bisher schon Erreichten. Ostdeutschland viel getan hat und es 

Darum ging und geht es aber auch viele positive Entwicklungen 
überhaupt nicht. Ich will gar nicht be- und Ansätze gegeben hat und gibt. 
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ieser Artikel befasst sich mit D' dem aus geschlechterpoliti- 
scher Sicht fälligen Umbau 

des Sozialsystems. Kern dieser in vier 
Thesen zusammengefasstren Kritik ist 
das für allzu selbstverständlich gehal- 
tene Prinzip der Ehegattensubsi- 
diarität. 

1. Es gibt keine wirklich staatsfreie 
Privatheit. Die Geschlechte~erhältnis- 
se werden nachhaltig von Rechts- 
und institutionellen Systemstrukturen 
geprägt, die trotz formaler Ge- 
schlechtsneutralität noch immer tra- 
ditionelle geschlechterpolitische 
Weichenstellungen enthalten. 

Geschlechterverhältnisse werden 
als etwas vornehmlich Privates emp- 
funden. Hier geht es um die Verhält- 
nisse zwischen Frauen und Männern, 
auch zwischen Angehörigen dessel- 
ben Geschlechts, sowohl in persönli- 
cher wie auch in kollektiver Hinsicht. 
In Gesellschaften mit liberaler derno- 
kratischer Verfassung muss sich der 
Staat mit Eingriffen in die Privat- und 
Intimsphäre von Menschen zurück- 
halten, als Beispiele dieser ,,staats- 
freien" Sphäre gelten Ehe und Fami- 
lie, geschützt in Art. 6 Abs. 1 des 
Grundgesetzes. 

Tatsächlich aber gibt es keine 
wirklich staatsfreie Sphäre und keine 
rechtsfreien Bereiche (Berg ha hn 
1997). Staatliche Interventionen fin- 
den gerade im Bereich von Ehe, Fa- 
milie und Geschlechterbeziehungen 
statt, man denke nur an das Ehe- und 
Familienrecht des BGB, wie es am 
1 . I  ,1900 in Kraft getreten ist. Es wur- 
de erst in der Bundesrepublik liberali- 
siert und zögerlich an den 
Gleichberechtigungsgrundsatz des 
Art. 3 Abs. 2 GG angepaßt. Aber 
auch die faktischen und rechtlichen 
Strukturen des Erwerbslebens und 
des Systems der sozialen Sicherung 
stellen sich als strukturelle Be- 
einflussungen von privaten Entschei- 
dungen der Lebensgestaltung von 
Frauen, Männern und Paaren dar. Da- 
bei geht es auch um die staatlich prä- 
ferierte Aufteilung von Erwerbsarbeit 
und Familienarbeit. 

2. Intendierte staatliche Interven- 
tionen zur egalitären Beeinflussung 
der familiären Arbeitsteilung können 
notwendig und sinnvoll sein, stoßen 
aber an enge Grenzen. 

Das bundesdeutsche Geschlech- 
terregime gilt im internationalen Ver- 
gleich als konse~atives,,starkes Fami- 
lienernährer-Modell" (Stolz-Willig 
2001 ; Ostner 1995). Im Vergleich zu 
anderen Wohlfahrtstaaten ist hier die 
Arbeitsmarktindividualisierung von 

Frauen in nur wenig fortgeschritten 
(Klammer u.a. 2000, 45 ff.). Sozial- 
staatlich und familienrechtlich geför- 
dert wird der - zumindest zeitweise - 
vollständige oder erhebliche Rückzug 
aus dem Erwerbsleben zugunsten un- 
bezahlter und durch den Ehemann fi- 
nanzierter Reproduktionsarbeit. Steu- 
er- und Sozialrecht machen es für 
Frauen unattraktiv, sich der Doppel- 
belastung auszusetzen, wenn Kinder 
im Haushalt leben (Dingeldey 2000). 
Denn an der Aufteilung der reproduk- 
tiven Arbeit, sprich Hausarbeit und 
Kindererziehung, hat sich trotz 
familienrechtlicher Reformen und öf- 
fentlicher Thematisierung nur wenig 
verändert. Die ganz überwiegende 
Hauptlast der familiären Arbeit tragen 
nach wie vor Frauen. 

Da Struktu~eränderungen in die- 
sem Bereich nur ähnlich funktionieren 
können wie kommunizierende Röh- 
ren, ist es plausibel, dass ein nachhal- 
tiges Vordringen von Frauen in die Er- 
werbswelt nur möglich wird, wenn 
sie einen Teil der reproduktiven Auf- 
gaben abgeben können. Das gilt je- 
denfalls für Frauen, die mit einem 
Partner zusammenleben und Kinder 
haben. Umgekehrt bedeutet das aber 
auch, dass Männer von ihrem aus- 
schließlich erwerbs- und be- 
rufszentrierten Tun ablassen und grö- 
ßere Teile der Familienarbeit überneh- 
men müssen. Die ldealvorstellung 
wäre also ein Halbe-Halbe von beiden 
Geschlechtern in beiden Bereichen. 

Verfassungsrechtlich ist zu fragen, 
inwieweit der Staat ein solches 
partnerschaftliches Ideal zum Leitbild 
und zur konzeptionellen Grundlage 
von Reformen machen darf. Das alte 
Leitbild der Hausfrauenehe wurde 
durch das 1. Eherechtsreformgesetz 
von 1976 abgeschafft. An seine Stelle 
trat aber ausdrücklich kein neues Leit- 
bild. Seitdem versuchen Gesetzge- 
bung und Rechtsprechung sowohl 
das eine als auch das andere zu 
ermöglichen. Tatsächlich aber gibt es 
keine Leitbild-Neutralität, denn die 
Hausfrauenehe wird faktisch noch im- 
mer stärker gefördert als die partner- 
schaftliche Ehe. Man denke nur an 
das Ehegattensplitting. Der Zweite 
Senat des Bundesverfassungsgerichts 
hat in seinen (familienpolitisch sehr 
gerühmten) Entscheidungen vom 
10.1 1 . I  998 die Hausfrauenehe in be- 
zug auf kindbezogene steuerliche 
Freibeträge wieder aufgewertet und 
damit die vom Ersten Senat Anfang 
der achtziger Jahre vorgenommene 
Stärkung alleinerziehender Mütter 
zurückgenommen. 

nisse und staatliche 
Intervention 

Von Sabine Berghahn 

Wie auch bei anderen Anlässen 
sichtbar wird, scheint es das Anliegen 
konservativer Kreise zu sein, die Ehe 
vor ihrer ,,Entprivilegierung" gegen- 
über anderen Lebensformen zu ret- 
ten. Dies ist nicht allein dem christli- 
chen Wertehintergrund geschuldet, 
sondern hängt ebenso damit zusam- 
men, dass man mit einer Zementie- 
rung der Ehe und ihrer sozioöko- 
nomischen Strukturen auch eine we- 
sentliche Veränderung in den Ge- 
schlechterverhältnissen verhindern 
kann. Es war kein Zufall, dass es zwar 
in der Verfassungsdebatte in der 
Gemeinsamen Kommission von Bun- 
destag und Bundesrat gelang, den 
Art. 3 Abs. 2 GG um ein Staatsziel der 
Gleichstellungsförderung zu erwei- 
tern, nicht aber den Art. 6 Abs. 1 
(Schutz der Ehe und Familie) zu refor- 
mieren (Rudolph 1996). Die geforder- 
te Entprivilegierung der Ehe wäre 
stärker „ans Eingemachte gegangen" 
als die Kompromissformel des neuen 
Staatsziels. Gerettet werden soll die 
privilegierte Ehe vor allem wegen ih- 
rer sozioökonomischen Struktu- 
rierungsfunktion für die Exi- 
stenzsicherung der Gesellschaftsmit- 
glieder. Und dabei steht letztlich wie- 
der die Erhaltung der Hausfrauenehe 
im Hintergrund, zumindest für einen 
Teil der Bevölkerung und Wählerklien- 
tel. Die Bedürfnisse der Hausfrauen- 
ehe sind dann wiederum Alibi, um 
Forderungen nach der konsequenten 
Förderung wirklich partnerschaftli- 
cher und gleichzeitig individuell 
eigenständiger Existenzsicherungs- 
modelle abzuweisen. 

Zurück zur verfassungsrechtli- 
chen Frage: Kann und soll der Staat, 
vor allem der Gesetzgeber, zugun- 
sten der Gleichstellung intervenieren, 
z.B. in die familiäre Arbeitsteilung 

Die Geschlechterver- 
hältnisse werden von 
Rechts- und institu- 
tionellen System- 
strukturen geprägt, 
die trotz formaler 
Geschlechtsneutrali- 
tät traditionelle 
geschlechterpoliti- 
sche Weichenstel- 
lungen enthalten. 
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eingreifen? Die herrschende Mei- 
nung über die Auslegung des Famili- 
en- und Eheschutzes ist nach wie vor 
konservativ geprägt. Das Bundesver- 
fassungsgericht hat zwar bereits in 
den fünfziger Jahren festgestellt, 
dass es gegen den Gleichberechti- 
gungsgrundsatz und die eheliche 
Autonomie verstößt, wenn die Frau 
durch steuerliche Regelungen 
,,edukativ" in den Haushalt zurück- 
geführt wird. Konservative Interpre- 
ten würden im Konfliktfall sicherlich 
davon ausgehen, dass das Gegenteil 
ebenso unzulässig sei, nämlich die 
Frau in die Erwerbsarbeit zu zwingen 
und den Eheleuten zur egalitären 
Aufteilung der Familienarbeit zu ver- 
pflichten. 

Tatsächlich dürfte es darauf an- 
kommen, wie zwingend Regelungen 
sind, wie ausnahmslos und intensiv 
der Eingriff in die Gestaltungsfreiheit 
der Eheleute sein würde. Ich habe an 
anderer Stelle Beispiele von Interven- 
tionen ausführlicher erörtert (Berg- 
hahn 1999), nämlich einerseits die 
gesetzliche Verankerung einer eheli- 
chen Pflicht zur egalitären Teilung der 
Familienarbeit und andererseits den 
Druck auf die Väter zur obli- 
gatorischen Übernahme eines Teils 
des Erziehungsurlaubs, der neuer- 
dings ,,Elternzeit" heißt. 

Eine gesetzliche Pflicht zur egalitä- 
ren Familienarbeit wäre zwar ein di- 
rekter Eingriff in die Gestaltungsauto- 
nomie der Eheleute, wäre aber verfas- 
sungsrechtlich zulässig, soweit er die 
Pflicht nur als regulatives Ideal formu- 
liert und die einverständliche Zuwi- 
derhandlung ohne unmittelbare 
Sanktion bleibt. Denn angesichts des 
gleichstellungsfördernden Staatsziels 
(Art. 3 Abs. 2 GG) dürfte die Kollision 
mit dem Abwehrrecht der Ehe (Art. 6 
Abs. 1 GG) zugunsten des ersteren zu 
lösen sein. Demnach dürfte der Ge- 
setzgeber durchaus seiner Erwartung 
einer partnerschaftlichen Ehe Aus- 
druck verleihen, um Frauen bei der 
Durchsetzung ihrer privaten Teilhabe- 
ansprüche an den gesellschaftlichen 
Möglichkeiten zu unterstützen. Aller- 
dings bliebe die gesetzlich verankerte 
Ehepflicht zur solidarischen Auf- 
teilung der Reproduktionsarbeit zu- 
nächst rein symbolisch. 

Anders sähe es bei der obligatori- 
schen Übernahme eines Teils der EI- 
ternzeit durch den Vater aus. Diese 
Forderung -verschiedentlich in SPD- 
und Gewerkschaften erhoben - ist 
auf den ersten Blick sehr plausibel. 
Wenn Väter mindestens einen er- 
heblichen Teil der Elternzeit überneh- 
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men sollten, etwa ein Drittel, und 
wenn anderenfalls der restliche Teil 
der Freistellung verfiele, dann müs- 
sten die Arbeitgeber ihre Sicht än- 
dern. Denn dann träfe das Handikap, 
wegen Erziehungszeit auszufallen, 
nicht mehr nur Frauen im gebärfähi- 
gen Alter, sondern auch Männer, so- 
gar in einem größeren Alterszeit- 
raum. Außerdem würden sich Väter 
dann intensiver mit ihren Kindern und 
den Desideraten der Reprodukti- 
onssphäre befassen, was sie mögli- 
cherweise auch über die Zeit ihres en- 
geren ,,Vaterurlaubs" hinaus beibe- 
halten würden. 

Eine solche gesetzgeberische 
Maßnahme wäre keine direkte Inter- 
vention in die Gestaltungsautonomie 
der Eltern, sondern lediglich eine edu- 
kativ gemeinte Voraussetzung zum 
Bezug einer Sozialleistung bzw. zur 
Wahrnehmung einer arbeitsrechtli- 
chen Freistellung. Damit wäre sie 
verfassungsrechtlich wenig proble- 
matisch. Politisch wäre sie dennoch 
wohl kaum funktional. Viele Betroffe- 
ne würden diese Regelung als autori- 
täre Einmischung empfinden. Gerade 
Frauen würden sich vielfach als Leid- 
tragende sehen, zum einen, wenn sie 
gerne selbst die ganze Elternzeit in 
Anspruch nehmen wollen, zum ande- 
ren wenn sie es büßen müssten, dass 
ihr Ehemann nicht willens oder nicht 
in der Lage ist, sein So11 an Kleinkind- 
erziehung zu übernehmen. Das Bei- 
spiel Österreich zeigt, dass dort die 
obligatorische Übernahme der ,,Ka- 
renzzeit" durch den Vater (ab dem 
18. bis zum 24. Lebensmonat) als 
staatliche Sparmaßnahme verstanden 
wurde, was zu entsprechenden Prote- 
sten führte. 

Sehr viel sinnvoller als eine solche 
restriktive Intervention sind Maßnah- 
men zur Attraktivitätssteigerung von 
Erziehungsarbeit für Väter. Dabei 
spielt der Einkommensersatz in dieser 
Phase die Hauptrolle. Der Staat müß- 
te also wesentlich höhere Einkom- 
menssubstitute zur Verfügung stel- 
len, und das ist schwer durchsetzbar. 
Die Reform des Erziehungsgeldes und 
Erziehungsurlaubs (jetzt: Elternzeit) in 
2000 versuchte nahezu ohne höhe- 
ren Mitteleinsatz auszukommen. Es 
wurden wenigstens erhöhte Leistun- 
gen bei verkürztem Bezug möglich 
gemacht und ein Anspruch auf Teil- 
zeitarbeit für beide Eltern eingeführt. 
Das sind Fortschritte. Einen Sprung- 
haften Anstieg der Inanspruchnahme 
durch Väter werden sie jedoch nicht 
hervorrufen. Dafür müsste zweifellos 
mehr Geld eingesetzt werden. 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 119, 2001 
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herer sozialer Positionen darstellen. 
Aber es ist naiv und Augenwischerei, 
von einer simplen ,,Angleichung der 
Lebensverhältnisse" zu sprechen, 
oder nur warten zu wollen, bis sich 
auch im Osten, möglicherweise im 
Verlaufe einer Generation, dem We- 
sten entsprechende Vermögen akku- 
muliert haben. Das ist jedenfalls dann 
vordergründig, wenn man sich wei- 
gert, die spezifische Sozialstruktur der 
ehemaligen DDR zur Kenntnis zu neh- 
men. Mit anderen Worten: Auch die 
Lage in den neuen Ländern ist nicht 
einfach ein Regionalproblem, son- 
dern eine ,,Klassenfrage". Man muss 
dafür wiederum zurück gehen bis in 
die unmittelbare Nachkriegszeit, vor 
allem die 50er Jahre, als die gebilde- 
ten selbständigen Mittelschichten in 
erheblichem Umfang aus der DDR ab- 
wanderten und eine tendenziell pro- 
letarisch-kleinbürgerlicher Bevölke- 
rung zurück ließen. ironischerweise 
wurde diese Fluchtbewegung durch 
die Wirtschafts- und Sozialpolitik des 
SED-Regimes, die auf eine gesell- 
schaftliche Egalisierung auf niedri- 
gem Niveau hinauslief, noch unter- 
stützt. Wir wissen, dass die Westmi- 
gration seit 1989, nach dem Fall der 
Mauer, diese sozialstrukturelle Prä- 
gung der ostdeutschen Gesellschaft 
noch einmal verstärkt hat. Wenn 
Wolfgang Thierse den Osten ,,auf der 
Kippe" sieht und dafür viel Kritik auch 
aus der eigenen Partei geerntet hat, 
so würde ich antworten der Osten ist 
in der Tat ,,auf der Kippe", aber nicht 
so sehr akut, sondern gewissermaßen 
,,chronisch" und sozialstrukturell. Das 
macht die Lösung des Problems frei- 
lich nicht leichter. In gewisser Weise 
müsste man sogar sagen: Die neuen 
Länder brauchen mehr soziale Diffe- 
renzierung, nämlich ein starkes Bür- 
gertum, eine gebildete Mittelschicht. 
Das hat wiederum viel mit der ,,Kul- 
tur" der Klassen zu tun, von der ich 
vorhin sprach. Der Kultursoziologe 
Wolfgang Engler hat von der ,,Meck- 
lenburgisierung" der Ostdeutschen 
gesprochen und meinte damit den 
Verlust differenzierter und ,,zivilisier- 
ter" Verhaltensweisen in der DDR-Ge- 
sellschaft. Auch Rechtsextremismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Gewalt 
können ohne bestimmte Klassen- 
strukturen nicht richtig verstanden 
werden. 

5. 
In den letzten Jahren und Jahrzehn- 
ten -wieder könnte man sagen: seit 
etwa 1980 - haben wir es weitge- 
hend verlernt, nüchtern, offen und 

mit klarer Begrifflichkeit von sozialer 
Ungleichheit in unserer Gesellschaft 
zu reden. Nicht zuletzt die Politik hat 
es verlernt - oder schärfer gesagt: Die 
Thematisierung sozialer Unterschiede 
und der Klassengesellschaft ist in der 
politischen Sprache ziemlich erfolg- 
reich verdrängt worden. Den neomar- 
xistischen Jargon der 60er und 70er 
Jahre wollte man los sein, aber dabei 
ist das Kind mit dem Bade ausge- 
schüttet worden. Bestenfalls ver- 
schämt oder wie durch eine dichte 
Nebelwand werden die Unterschich- 
ten dann als „der kleine Mann", „der 
einfache Mann" usw. benannt. Natür- 
lich steckt dahinter auch eine sachlich 
begründete Verlegenheit: Von der 
,,Arbeiterklasse" mag und kann man 
nicht mehr reden (jedenfalls nicht im 
Sinne der hauptsächlich unterprivile- 
gierten Gruppe), weil die soziale und 
ökonomische Strukturvon Armut und 
Unterprivilegierung sich, wie schon 
gesagt, seit der Zeit der frühen Bun- 
desrepublik radikal gewandelt hat. 
Vielleicht haben uns auch die zustän- 
digen Wissenschaften, nicht zuletzt 
die Soziologie, ein bisschen im Stich 
gelassen - oder sogar in die Irre ge- 
führt: Denn so treffend Begriffe wie 
,,lndividualisierungn und ,,Bastelbio- 
graphie" manche Tendenzen seit den 
80er Jahren auf den Punkt bringen, 
suggerieren sie doch eine Gesellschaft 
der fröhlichen Einzelgänger, in der je- 
der seines Glückes Schmied ist. Es hat 
aber nicht jeder die gleiche Chance 
gehabt, sich zu ,,individualisieren". 
Die strukturelle Dimension von Unter- 
privilegierung, die kollektive Dimensi- 
on und Erfahrung von Ungleichheit, 
das nach wie vor Hineingeborenwer- 
den in schlechte (oder gute) Verhält- 
nisse und Chancen ist dabei aus dem 
Blick geraten. 

Aber das erstaunlichere Phäno- 
men ist doch wohl die Art und Weise, 
wie die politischen Parteien in ihrer 
Rhetorik die Ungleichheit weichge- 
spült haben. Ich renne damit bei Ih- 
nen offene Türen ein, aber es ist 
durchaus einmal eine wissenschaftli- 
che Untersuchung wert, wie die FDP 
seit den 80er Jahren versucht hat, sich 
als Klassenpartei des ,,Mittelstandesu 
- heutzutage häufig ein Euphemis- 
mus für die Oberschicht - zu profilie- 
ren, während sie von ihrer angepeil- 
ten Klientel als den ,,Leistungsträ- 
gern", den ,,Leistungsbereiten" oder 
den ,,Besserverdienenden" sprach, 
ohne damit auf entschiedeneren Wi- 
derspruch zu stoßen. Denn damit war 
die leistungsbereite Verkäuferin oder 
der ehrgeizige Maurergeselle ja offen- 

sichtlich nicht gemeint. - Wer es den- 
noch wagt, von ungleicher Chancen- 
oder gar Einkommens- und Vermö- 
gensverteilung zu sprechen, erhält 
entweder das Etikett des bemitlei- 
denswerten Sozialarbeiters aufge- 
klebt, oder es wird gleich die rhetori- 
sche Keule mit Namen ,,Du schürst 
den Sozialneid!" ausgepackt. Walter 
Dirks hat in den 50er Jahren einmal 
gesagt: Wir müssen die Nebel durch- 
stoßen, die der Erkenntnis unserer ge- 
sellschaftlichen Realität im Wege lie- 
gen. Dem ist auch heute, ein halbes 
Jahrhundert später, nichts hinzuzufü- 
gen. 

6. 
Wir reden heute wieder viel von der 
,,Zivilgesellschaft" und von dem Bür- 
gerengagement, durch das die Zivil- 
gesellschaft erst zu konstituieren und 
zu sichern ist. Dabei wird oft verges- 
sen: Zivilgesellschaft und Klassenge- 
sellschaft stehen in vielfältigen, auch 
widersprüchlichen Wechselbeziehun- 
gen miteinander. Oder anders gesagt: 
Man kann von Zivilgesellschaft nicht 
reden, ohne auch von sozialer Un- 
gleichheit zu sprechen. Zwischen bei- 
dem gibt es, auch historisch gesehen, 
einen engen, positiven Zusammen- 
hang - ob Sie das nun gerne hören 
oder nicht: Das Projekt der modernen 
Zivilgesellschaft ist nicht zufällig 
gleichzeitig mit der kapitalistischen 
Klassengesellschaft entstanden. Das 
kapitalistische Marktprinzip förderte 
und verallgemeinerte Verhaltensre- 
geln der Höflichkeit, der Anerken- 
nung des Anderen, der Partizipation 
usw., welche nach wie vor zur Grund- 
ausstattung auch der politischen Zivil- 
gesellschaft gehören. Und es gibt bis 
heute ernst zu nehmende Wissen- 
schaftler, die sagen würden, das eine 
funktionierende Zivilgesellschaft vor 
allem von der Existenz und politi- 
schen Wachheit einer gebildeten Mit- 
telklasse, mag sie auch eine Minder- 
heit der Gesellschaft darstellen, ab- 
hängig ist. - Aber es gibt natürlich 
auch eine andere Seite: Zivilgesell- 
schaft kann in einem Umfeld krasser 
sozialer Ungleichheiten und unüber- 
brückbarer Klüfte nicht existieren. Zur 
Zivilgesellschaft gehört, mit anderen 
Worten, Inklusion nicht nur im Sinne 
politischer Partizipationsrechte (wie 
des allgemeinen und gleichen Wahl- 
rechts), sondern auch im Sinne einer 
materiellen Teilhabe am allgemeinen 
Wohlstand der Gesellschaft; auch: im 
Sinne von sozialen Differenzen, deren 
Abstand noch nachvollziehbar und 
kulturell vermittelbar ist. Zu ihr gehört 
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klafften und trotz Wohlstandsver- 
mehrung und relativer Einkommens- 
angleichung erhebliche soziale Unter- 
schiede blieben, geriet in dem selbst- 
zufriedenen bundesrepublikanischen 
Sozialbewusstsein oft in Vergessen- 
heit. Oder das Wissen darum wurde 
in Residualbereiche verdrängt: Dafür 
waren die Gewerkschaften zuständig, 
und wenn sie darüber sprachen, hör- 
te man eher peinlich berührt zu. - 
Man muss, so glaube ich, diese Vor- 
geschichte mindestens der letzten 50 
Jahren kennen, um den heutigen Um- 
gang mit dem Problem der Klassen- 
gesellschaft in Deutschland verstehen 
zu können. 

2.  
Der langfristige Trend zu einer grö- 
ßeren sozialen Egalisierung, zu einer 
Abschmelzung von Unterschieden 
des Einkommens und des Vermö- 
gens, aber auch von Status und Sozi- 
alprestige, ist seit etwa 1980 in vie- 
len westlichen Ländern gebremst 
oder sogar umgekehrt worden. In 
den USA und in Großbritannien ist 
das offensichtlich, aber auch für 
West-Deutschland trifft es zu. Die 
zeitliche Koinzidenz mit konservati- 
ver und neoliberaler Regierungspoli- 
tik, von den ,,Reaganomics" bis zu 
Thatcher und Kohl, ist kein Zufall, 
wenngleich die Zusammenhänge 
wohl komplizierter sind, als viele auf 
der Linken sie gelegentlich darstel- 
len. Jedenfalls wirkten viele Kräfte in 
die Richtung einer wieder stärkeren 
Akzentuierung von sozialer Un- 
gleichheit: Am unteren Ende der Ge- 
sellschaft die Massenarbeitslosigkeit, 
die individuell immer häufiger Dauer- 
arbeitslosigkeit war, Veränderungen 
in den Familienstrukturen - Stich- 
wort: ,,single mothers", und neue 
Einwanderung; auch wenn in 
Deutschland das Phänomen einer re- 
gelrechten ,,underclass", wie in den 
USA, ausblieb. - Am oberen Ende 
der Skala konnten, praktisch überall 
außerhalb des (höheren) öffentli- 
chen Dienstes, überproportionale 
Einkommenszuwächse erzielt wer- 
den, teils in ihrer Wirkung verdop- 
pelt durch parallele Steuererleichte- 
rungen. Man wird noch genauer er- 
forschen müssen, wie auch die Me- 
chanismen der Vererbung in der viel- 
zitierten ,,Erbengeneration" zu einer 
Verstärkung vorhandener sozialer 
Ungleichheit beitrugen. Von all dem 
profitierten freilich nicht nur wenige 
Millionäre, sondern eine durchaus 
breite Schicht der neuen professio- 
nellen Eliten. Das waren dann, in der 

neuen, eigentümlich nebulösen 
Sprache mancher politischen Partei- 
en, die ,,Leistungsträger" oder ,,Lei- 
stungsbereiten". - Kritisch begann 
man etwa in derselben Zeit, um die 
Mitte der 80er Jahre, von der ,,Zwei- 
drittelgesellschaft'' zu sprechen: 
Zwei Drittel gehörten dazu, ein Drit- 
tel war und blieb ausgeschlossen, 
vor allem als Dauerarbeitslose und 
Sozialhilfeempfänger - ob es sich da- 
bei in Wirklichkeit eher um ein Viertel 
oder ein Fünftel handelte, tut hier 
nichts zur Sache. Der Begriff der 
,,Zweidrittelgesellschaft" hat ja auch 
durchaus eine gewisse Popularität 
erlangt, aber zu wirklichen politi- 
schen Konsequenzen hat er nicht ge- 
führt. Man könnte sogar sagen: Er 
hat dazu beigetragen, das Problem 
von Klassen und sozialer Ungleich- 
heit in gewisser Weise auf Arbeitslo- 
sigkeit und Sozialhilfebedürftigkeit 
engzuführen, so als seien die zwei 
Drittel der regulären Arbeitsplatzbe- 
sitzer einander prinzipiell gleich - 
von der Friseurin und dem Müllwer- 
ker bis zum Zahnarzt und mittelstän- 
dischen Unternehmer; so, als sei die 
durch staatliche Daueralimentierung 
gezogene Trennlinie die einzige noch 
verbliebene ,,Klassengrenze" in unse- 
rer Gesellschaft. 

3. 
Dagegen nun meine dritte These: 
Jenseits solcher Armutslagen haben 
sich, besonders in den 90er Jahren, 
neue Klassenlinien in unserer Gesell- 
schaft stillschweigend etabliert, die 
sich in Alltagsleben und Kultur, in 
Konsum und Medien manifestieren. 
Der französische Soziologe Pierre 
Bourdieu hat schon vor längerer Zeit 
von den ,,feinen Unterschieden" ge- 
sprochen, mit denen die Oberschich- 
ten seines Landes ihre ,,Distinktion", 
ihre Abgrenzung vom gemeinen 
Volk, durch spezifischen Güter- und 
Kulturkonsum behaupten. In 
Deutschland, wie in anderen westli- 
chen Ländern, beobachten wir jetzt 
ähnliches, und es ist inzwischen zu 
einem Prinzip geworden, das die Ge- 
sellschaft insgesamt, nicht mehr nur 
ihre Spitze, strukturiert. Hier ,,Pre- 
miummarken", dort ,,Discountarti- 
kel": Selbst bei simplen Dingen wie 
Lebensmitteln geht diese Schere aus- 
einander, und während die einen 
,,Markenbewusstsein" demonstrie- 
ren können, werden die anderen zu 
,,Schnäppchenjägern". Eine umfas- 
sende Bestandsaufnahme dieser 
neuen Kultur- und Konsumklassen- 
gesellschaft fehlt noch, aber sie hat 

sich fast überall eingenistet: Bei den 
Autos, die man fährt; bei den Reisen, 
die man unternimmt; jeder kann 
wohl aus eigener Erfahrung weitere 
Beispiele ergänzen. In der Wohl- 
standsgesellschaft können sich viele 
vieles leisten; also kommt es darauf 
an, wie, in welcher Kategorie man es 
sich leistet. Der amerikanische Jour- 
nalist David Brooks hat kürzlich in ei- 
nem amüsanten Buch den aufwändi- 
gen Konsum und Lebensstil der von 
ihm so genannten neuen Elite der 
,,Bobos", der ,,Bourgeois Bohemi- 
ans", beschrieben. Nicht ganz so lu- 
stig wäre wohl ein ähnlicher Blick an 
das untere Ende der Gesellschaft. Ich 
will hier nur noch ein Beispiel, das 
mir gleichwohl zentral erscheint, 
nennen: nämlich den Bereich der 
Massenmedien, genauer: des Fernse- 
hens. Wir haben in den letzten Jah- 
ren viel über das Privatfernsehen dis- 
kutiert und oft  seine mangelnde 
Qualität beklagt, aber nur höchst sel- 
ten ist klipp und klar dies gesagt wor- 
den: Die Ausdifferenzierung des 
kommerziellen Fernsehens bzw. sei- 
nes Konsums hat sich maßgeblich 
entlang von Klassenlinien vollzogen; 
mit der RTL-Familie und SAT 1 ist ein 
spezielles Unterschichten-Fernsehen 
installiert worden; die gesendete 
,,Bild-Zeitung". Dabei ist die Klassen- 
differenzierung des Medienkonsums 
weitaus folgenreicher als der Kauf 
solcher oder solcher Lebensmittel, 
weil sie ,,Rückkopplungseffekte" hat: 
Sprache und Bildungsniveau der Me- 
dien prägen ihre Konsumenten, und 
damit besteht die Gefahr einer Ein- 
kapselung, einer Abschottung von 
Klassenkulturen, die es bei der Allein- 
herrschaft des öffentlich-rechtlichen 
Fernsehens so nicht gab. Von den 
besonderen, und teils abgesonder- 
ten, Kultur- und Konsumpraktiken 
von Immigranten und ethnischen 
Minderheiten, die ja zum größten 
Teil ebenfalls der Unterschicht ange- 
hören, habe ich dabei noch gar nicht 
gesprochen. 

4. 
Der neue Armuts- und Reichtumsbe- 
richt zeigt es sehr deutlich: Der Osten 
Deutschlands hat seit 1990 in vielen 
Bereichen erheblich aufgeholt, aber 
es bleiben große Unterschiede beste- 
hen: hinsichtlich der Einkommens- 
struktur, und noch mehr der Vermö- 
gensverteilung; aber auch hinsichtlich 
der formalen Bildungsqualifikationen 
der Bevölkerung, die immer noch ei- 
nen ganz wesentlichen Einflussfaktor 
für das Erreichen gesicherter und hö- 

Fazit zum Thema ,,Intervention in 
die familiäre Arbeitsteilung": Staatli- 
che Interventionen zur Förderung 
egalitärer Verhältnisse im Privaten 
sollten erwogen werden, müssen 
aber behutsam und gut abgestimmt 
sein. Nicht nur ihre verfassungsrecht- 
liche Dimension kann in einer libera- 
len Demokratie mit einer pluralisti- 
schen Gesellschaft problematisch 
sein, auch ihre gesellschafts- und ge- 
rade frauenpolitische Akzeptanz 
muss vorab ausgelotet werden. 

3. Ein egalitätsförderlicher Umbau 
des Sozialsystems muss die Interde- 
pendenzen zwischen Familienrecht 
und Sozialrecht berücksichtigen, da- 
bei Elemente mittelbarer Dis- 
kriminierung aufspüren und deren 
Ursachen abbauen. Eine wesentliche 
Ursache für die Asymmetrie in der Exi- 
stenzsicherung von Frauen und Män- 
nern wird von dem Prinzip der Ehe- 
gattensubsidiarität gesetzt und auf- 
rechterhalten. 

Obwohl heute alle relevanten 
rechtlichen Bestimmungen - jeden- 
falls von ihrer Bedeutung her, wenn 
auch leider nicht sprachlich - ge- 
schlechtsneutral formuliert sind, so 
existieren traditionelle geschlechtspo- 
lare Zuschreibungen und Funktionali- 
sierungen ,,unter der Oberfläche" 
fort. Sie sind eingeschrieben in die 
Gesamtstruktur und den Aufbau des 
Systems der Existenzsicherung. Auch 
dies kann man als strukturelle Inter- 
vention des Staates auffassen. 

Wer sich als erwachsene Person 
nicht durch Erwerbsarbeit oder Ver- 
mögen selbst unterhalten kann, wird, 
soweit er nicht entsprechende An- 
sprüche gegen die Sozialversicherung 
(bei Arbeitslosigkeit, Alter, Invalidität, 
Krankheit, Unfall oder Pflegebedürf- 
tigkeit) besitzt, auf Verwandten- oder 
Ehegattenunterhalt verwiesen. Erst 
wenn dieser nicht geleistet wird oder 
nicht ausreicht, um das Existenzmini- 
mum zu sichern, springt der Staat mit 
subsidiären Sozialleistungen ein 
(Berghahn 2000). 

Da das Erwerbsleben eine gleich- 
berechtigte Teilhabe an Jobs und Ein- 
kommen für Frauen bislang hartnäk- 
kig verweigert, derartige Beschäfti- 
gungszeiten aber wiederum Voraus- 
setzung für die nicht-subsidiären Lei- 
stungen der Sozialversicherung sind, 
haben Frauen weniger und geringere 
Sozialversicherungsansprüche (Klam- 
mer u.a. 2000). Andererseits sind sie 
- bedingt durch Arbeitslosigkeit, 
durch vielfältige Diskriminierungen, 
durch häufige Erwerbslosigkeit we- 
gen der Betreuung eines Kleinkindes 

und durch Altersarmut aufgrund 
kumulierter Sicherungslücken - stär- 
ker auf Kompensation des Ausfalls 
von Erwerbseinkommen angewiesen. 
Man verweist sie daher öfter als Män- 
ner auf subsidiäre Sozialleistungen 
bzw. privatrechtlichen Unterhalt. 

Der Verwandtenunterhalt für Er- 
wachsene wurde gesetzgeberisch 
nach und nach eingeschränkt, Siche- 
rung durch Unterhalt meint daher bei 
volljährigen Personen jenseits der Be- 
rufsausbildung praktisch fast nur den 
Ehegatten- und Geschiedenenunter- 
halt. Neuerdings ist sogar noch der 
Unterhalt für die mit dem Vater nicht 
verheiratete Mutter eines gemeinsa- 
men Kindes hinzugekommen ( 5  
161 51 BGB). Die Unterhaltstabestän- 
de wiederum entwickeln häufig eine 
eigene antiegalitäre Dynamik: Der 
Ehegattenunterhalt schafft und ze- 
mentiert eine persönliche Abhängig- 
keit, aus der es oft keine Rückkehr in 
die selbständige Existenzsicherung 
gibt, u.a. deshalb weil diese Frauen 
als versorgt gelten. Weder die Struk- 
turen des Arbeitsmarktes noch die 
staatliche Arbeitsmarkt- und Beschäf- 
tigungspolitik leisten effektive Hilfe 
zur Wiedererlangung wirtschaftlicher 
Eigenständigkeit. 

Im Gegenteil: Frauen kommen 
i.d.R. nicht mehr in den Genuß von 
ABM und anderen beschäftigungs- 
fördernden Maßnahmen, wenn sie 
nach Auslaufen des Arbeitslosengeldes 
mangels Bedürftigkeit keine Arbeitslo- 
senhilfe mehr erhalten. Andererseits 
werden i.d.R. nur Langzeitarbeitslose 
in derartige Maßnahmen vermittelt. Es 
hat zwar bei der Anrechnung von Part- 
nereinkommen bei der Arbeitslosenhil- 
fe durch das entsprechende Urteil des 
BVerfG von 1992 kleine Verbesserun- 
gen gegeben, und es gibt auch im re- 
formierten SGB III Ausnahmebe- 
stimmungen für besonders schwer ver- 
mittelbare Arbeitnehmergruppen und 
besonders strukturschwache Gebiete, 
dies ändert aber nur wenig an der sy- 
stematischen Schieflage. Die Erweite- 
rung der Ehegattensubsidiarität auf 
,,eheähnliche" Paare wirft ein bezeich- 
nendes Licht auf die Motivstruktur des 
Gesetzgebers bei der Privilegierung der 
Ehe: Weil man die Eheleute auch wei- 
terhin verpflichten möchte, füreinan- 
der einzuspringen, müssen nicht ver- 
heiratet zusammenlebende Paare die 
gleichen Lasten tragen wie Eheleute, 
ohne entsprechende Unterhaltsan- 
Sprüche und Steueworteile zu erlan- 
gen. Das soll verhindern, dass Men- 
schen noch massenhafter auf die Idee 
kommen, nicht zu heiraten, damit sie 

sich auch die Einstandspflichten spa- 
ren. 

Einstandspflichten wären nicht so 
schlimm für die Betroffenen, wenn sie 
nur von kurzer Dauer wären und man 
die Zementierung der Abhängigkeit 
durch sinnvolle Lebensgestaltung ver- 
meiden könnte. Aber so ist die Wirk- 
lichkeit meist nicht. In unserem Ar- 
beits- und Sozialsystem bestehen für 
Frauen größere Risiken, aus dem Er- 
werbssystem herauszufallen oder gar 
nicht erst bzw. wieder hereinzukom- 
men. Dies ist strukturell angelegt, 
ebenso wie das Fehlen von adäquater 
Absicherung spezifisch weiblicher 
Existenzrisiken, etwa in der Kleinkind- 
phase. Die hier angebotene System- 
Notlösung, nämlich Sozialhilfe plus 
Erziehungsgeld, wird zwar immer 
häufiger bewusst in Anspruch ge- 
nommen, ist aber eine geschlechts- 
spezifisch und sozial diskriminierende 
kärgliche Alternative zur persönlichen 
Abhängigkeit vom Ehemann oder Le- 
bensgefährten. 

Die Ehegattensubsidiarität verhin- 
dert also, dass Frauen sich als unab- 
hängige Individuen mit dem An- 
spruch auf individuelle Chancen- 
gleichheit bei der Existenzsicherung 
fühlen können. Fast alle staatlichen 
und privatwirtschaftlichen Instanzen 
gehen in einer Art double-bind-Logik 
davon aus, dass Frauen, wenn sie 
nicht von selbst auf dem Arbeitsmarkt 
reüssieren, nur einen einigermaßen 
verdienenden Partner finden müssen, 
dann brauche man sich um ihre Exi- 
stenzsicherung nicht mehr zu sorgen. 
Theoretisch gilt dies natürlich auch 
für Männer, die aus dem System her- 
ausfallen. Ihre Zahl wird sich in Zu- 
kunft sicherlich vermehren, aber dies 
ist kein geschlechterpolitischer Trost. 
Denn der Missstand ist der häufig ir- 
reversible Ausschlussmechanismus. 

Es liegt der Verdacht nahe, dass es 
sich bei der Ehegattensubsidiarität im 
Sozialrecht um mittelbare Diskrimi- 
nierung handelt. Hier werden signifi- 
kant mehr Frauen als Männer in die 
persönliche Abhängigkeit vom Ehe- 
partner oder eheähnlichen Partner 
gedrängt. Ob sich dies durch nicht 
geschlechtsstereotype Argumente 
rechtfertigen lässt, scheint fraglich, 
denn das System mit seinen 
Interdependenzen zwischen Familien- 
und Sozialrecht stammt in seinen 
Grundlinien aus dem 19. Jahrhundert 
und korreliert mit einer traditionellen 
patriarchalischen Geschlechterord- 
nung (Berghahn 1997). Im 
ursprünglichen BGB von 1896 ent- 
sprach der Ehegattenunterhalt der 

Eine wesentliche 
Ursache für die 
asymmetrische 
Existenzsicherung 
von Frauen und 
Männern wird von 
der Ehegattensubsi- 
diarität gesetzt und 
aufrechterhalten. 
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gesellschaftlich und rechtlich vor- 
geschriebenen lndienstnahme der 
Frau für den bürgerlichen Haushalt, 
wobei der Gesetzgeber bewusst die 
Realität der Arbeiterklasse ausgeblen- 
det hatte. Für Männer galt das Ge- 
genteil, sie waren zur Existenzsiche- 
rung der ganzen Familie durch Er- 
werbsarbeit verpflichtet. Heute dage- 
gen gilt die Gleichberechtigung, für 
das selbstverständliche Versor- 
gungsdenken gegenüber Frauen gibt 
es keine Rechtfertigung mehr. 

Zudem ist bekannt, wie brüchig 
und unzureichend die Versorgung 

Eine fällige Konse- durch Unterhalt geworden ist. Beim 
quenz sollte darin Scheidungsunterhalt spielen sich 

bestehen, die auch seit 1977 unerfreuliche Kon- 
Ehegattensubsidiari- fliktdramen ab, die weder Frauen 

tät abzubauen und noch Männern zumutbar sind, die 
irgendwann ganz eine Zweiergemeinschaft gerade des- 

derzeit nicht so aus, als ob meine The- 
se viel Anhänger um sich scharen 
könnte. Als Oskar Lafontaine noch Fi- 
nanzminister war, dachte er laut dar- 
über nach, wie man bislang nicht- 
subsidiäre Sozialleistungen in subsi- 
diäre für die ,,wirklich Bedürftigen" 
umwandeln könnte. Und dabei folgte 
er dem britischen Vorbild, w o  Tony 
Blair ähnliches noch forcierter propa- 
giert und wohl auch umgesetzt hat. 

Vorbildlich sind dagegen skandi- 
navische Vorbilder, insbesondere 
Schweden, wo eine strikt individuelle 
Existenzsicherung besteht (zum euro- 
päischen Vergleich: Dingeldey 2000). 
Es ist hilfreich, zu studieren, wie diese 
dort zeitgleich mit der verstärkten In- 
tegration von Frauen in den Erwerbs- 
Prozess vorangetrieben wurde (Theo- 
bald 1999 und in diesem Heft). Na- 

werden, die erzwungene wie auch 
freiwillig gewählte Statuspassagen 
zwischen (verschiedenen Formen der) 
Erwerbsarbeit, Familienarbeit, Qualifi- 
zierung, Bürgerarbeit und dem Ruhe- 
stand ermöglichen und akzeptabel 
ausgestalten. Hierzu gibt es durchaus 
ernstzunehmende Ansätze in der Ar- 
beitsmarktforschung, insbesondere 
Günther Schmid am WZB Berlin mit 
seiner Theorie der ,,Übergangsarbeits- 
märkte" (vgl. Schmid 1994, 1997; 
Bothfeld 2000, Klammer 2001). 
Zweck wäre es also, ein plurales Ge- 
flecht von Existenzssicherungsop- 
tionen für die Individuen bereitzu- 
stellen, mit denen sie sich dann die 
materielle Grundlage ihrer postmo- 
dernen Patchwork-Biographien eini- 
germaßen aktiv und selbstbestimmt 
schaffen können. SPW 
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auch diese Prämisse nicht mehr. Schei- 
dungsunterhalt ist zum Ausfallbürgen 
für strukturelle Arbeitsmarktprobleme 
von Frauen geworden. Dieser Zweck 
wird praktisch nicht oder nur schlecht 
erfüllt. Vielfach muss dann doch die 
Sozialhilfe einspringen. Scheidungsun- 
terhalt ist also als Existenzsicherung 
weder effektiv noch gerecht. 

4. Eine fällige Konsequenz ist, das 
Prinzip der Ehegattensubsidiarität 

bedingungen. Auch ist die historische 
Ungleichzeitigkeit von großer Bedeu- 
tung, da zukünftige Strukturreformen 
auf ganz andere makroökonomische 
und globale kapitalistische Regimebe- 
dingungen stoßen. Nach dem Ende 
der fordistischen Wachstumsphase 
und angesichts der Sozialstaatskrise 
sind alle sozialstaatlichen Erweiterun- 
gen politisch prekär geworden. 

In der Arbeitsmarktpolitik würde 
die Umstellung auf eine individuelle 
und zugleich geschlechteregalitäre Exi- 
stenzsicherung ebenfalls erhebliche 
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Am 1 I .  - 12. Mai 200 1 fand in  Berlin anläßlich des Armuts- und Reichtumsberichts der Bundesregierung die Tagung des 
Forums Demokratische Linke 2 1 , Selbstbestimmt leben - und so arbeiten" statt. Das dort von Dr: Paul Nolte gehaltene 
Referat möchten wir an dieser Stelle dokumentieren, da es auf dieser Tagung einhellig positiv beurteilt wurde. 

Meine Damen und Herren, 

Sie haben mich freundlicherweise 
nach Berlin eingeladen, um zu lhnen 
über das Problem einer neuen Klas- 
sengesellschaft in Deutschland zu 
sprechen. Der Zeitpunkt könnte für 
die Tagung und für das Thema nicht 
besser gewählt sein, denn vor zwei- 
einhalb Wochen hat die Bundesregie- 
rung den ersten Armuts- und Reich- 
tumsbericht vorgelegt. Der Bericht 
hat eine beträchtliche Resonanz in 
der Öffentlichkeit erfahren und ge- 
holfen, das Bewusstsein für die Reali- 
täten sozialer Ungleichheit in unserer 
Gesellschaft zu schärfen -jedenfalls 
ist zu hoffen, dass die Wirkung nach- 
haltiger sein wird, als es die kurzlebi- 
gen Aufmerksamkeitszyklen der Me- 
diendemokratie allzu oft zulassen. Die 
Chancen dafür sind gut, denn viele 
Zeichen deuten darauf hin, dass die 
sozialen Realitäten und Konflikte un- 
serer Gesellschaft, anders als das lan- 
ge der Fall war, in den kommenden 
Jahren wieder einen Schwerpunkt der 
öffentlichen und politischen Debatten 
bilden werden. Darauf komme ich am 
Schluss noch einmal zurück. 

Mein Geschäft ist es jedoch nicht, 
diesen politischen Debatten vorzu- 
greifen oder gar Sie politisch belehren 
zu wollen. Ich stehe als Wissenschaft- 
ler vor ihnen, der aus seiner Perspekti- 
ve zu analysieren versucht, dabei aber 
aus dem Elfenbeinturm herausschaut 
und seine eigene Rolle als Zeitgenosse 
nicht verleugnet. Anders als die Pro- 
grammankündigung es lhnen ver- 
spricht, bin ich noch nicht einmal So- 
ziologe, sondern Historiker - darüber 
können Sie jetzt enttäuscht sein, weil 
sie im folgenden eine Flucht in die 
Vergangenheit befürchten müssen; 
oder befriedigt, denn wann verirrt 
sich in unseren Tagen schon einmal 

Die neue Klassengesellschaft 
in Deutschland 

Soziale Ungleichheit, Konsum und Kultur 

Von Paul Nolte 

ein Vertreter dieser Spezies zur SPD, 
und gar zu deren linkem Flügel? Aber 
welche politischen Konsequenzen Sie 
aus dem ziehen, was ich lhnen vortra- 
ge, muss ich ganz lhnen überlassen; 
je nach politischem Standort werden 
diese Konsequenzen sicherlich sehr 
unterschiedlich aussehen können. - 
Nach diesen Vorbemerkungen nun 
aber zur Sache; ich möchte Ihnen, in 
zugespitzter Form, sieben Thesen an- 
bieten und jeweils kurz erläutern; 
dann können wir im Anschluss dar- 
über diskutieren. 

1. 
Ich beginne, wie es sich für einen Hi- 
storiker gehört, mit einem Blick zu- 
rück: Der Massenkonsum und der 
Massenwohlstand, wie er sich in den 
ersten drei Jahrzehnten der Bonner 
Republik herausgebildet hat, hat das 
soziale Schichtungssystem in 
Deutschland fundamental verändert 
und damit auch zu einer Abschlei- 
fung im öffentlichen Bewusstsein 
über soziale Ungleichheit beigetra- 
gen. Das heißt also zweierlei: Einmal 
vollzog sich in diesen ,,goldenenn 
Jahrzehnten eine historisch singuläre, 
breitenwirksame Wohlstandsvermeh- 
rung. Das klassische proletarische Le- 
bensschicksal von materieller Karg- 
heit, Existenznot und Unsicherheit ge- 
hört seither weitgehend der Vergan- 
genheit an. Ebenso löste sich der 
enge Zusammenhang von Alter und 
Armut, das Schicksal der Verarmung 
im Alter, ganz überwiegend auf (- 
was nicht bedeutet, dass es nicht wei- 
terhin arme Alte gibt!). Gleichzeitig 
schrumpften soziale Abstände in vie- 
len Bereichen ein ganzes Stück weit 
zusammen; die relative Gehaltsdiffe- 
renz zwischen einem Professor und 
einer Verkäuferin oder einem Fachar- 
beiter verminderte sich über die Jahr- 
zehnte ganz erheblich. Auch in der 

ländlichen Gesellschaft, die häufig 
vergessen wird, wurde die hier noch 
länger andauernde Armut und Karg- 
heit durch den Anschluss an die zu- 
erst städtisch geprägte Konsumgesell- 
schaft erfolgreich verdrängt. All das 
ist und bleibt ein historischer Fort- 
schritt ersten Ranges; man muss kein 
konservativer Beschöniger sein, um 
das anzuerkennen und zu würdigen. 

Zum anderen aber verschwand 
mit der materiellen Knappheit und 
,,Proletarität" auch das Bewusstsein 
für soziale Differenzen - öffentlich 
und kollektiv ebenso wie privat und 
individuell; mehr noch: es scheint so, 
als sei das Bewusstsein von Wohl- 
stand und Egalisierung seit den 50er 
Jahren der realen Verbesserung und 
Angleichung von Lebenslagen noch 
vorausgeeilt. (Manche Historiker se- 
hen darin, mit guten Gründen, auch 
ein Nachwirken der nationalsozialisti- 
schen Volksgemeinschaft mit ihrer 
Homogenitätsutopie.) Bereits zu Be- 
ginn der 50er Jahre sprach der Sozio- 
loge Helmut Schelsky in einer einfluss- 
reich gewordenen Wendung von der 
,,nivellierten Mittelstandsgesell- 
schaft", die sich in der Bundesrepu- 
blik herausbilde, und er meinte damit 
die relative Angleichung von Einkom- 
men und Lebenschancen in einer 
breiten, bürgerlich-kleinbürgerlichen 
,,Mitte". Gesellschaftliches ,,Obenn 
und ,,Unten" trafen sich gewisserma- 
ßen in dem dicken Bauch jener ,,Zwie- 
bel", als die man sich die westdeut- 
sche Gesellschaft vorstellte. Dass 
Wahrnehmung und Wirklichkeit, 
Ideologie und Realität auseinander 

Dr Paul Nolte, lg .  1963, ist Privatdozent für Neuere Geschichte an der 
Universität Bielefeld. 2000 erschien. ,,Die Ordnung der deutschen 

Gesellschaft Selbstentwurf und Selbstbeschreibung im 20. Jahrhundert" bei 
C H .  Beck , Kontakt: pnolte@geschichte uni-bielefeld.de 
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Mitgliederversammlung 
Forum Demokratische Linke 21 in Berlin 

Von Andrea Nahles 

D er Übergang des 'Frankfurter 
Kreises' zu ,,Forum Demokra 
tische Linke 21" ist nunmehr 

endgültig vollzogen. Pünktlich zur er- 
sten Mitgliederversammlung von Fo- 
rum DL 21 in Berlin haben sich eine 
ganze Reihe selbst gesteckter Ziele 
aus dem letzten Jahr eingelöst. Eine 
hauptamtliche Stelle konnte in Ko- 
operation mit der Parlamentarischen 
Linken (PL) -wenn auch vorläufig nur 
halbtags - eingerichtet werden. Tho- 
mas Klouth hat sich bereits voll in die 
Arbeit gestürzt. Er ist erreichbar unter 
030121 805027. 

Unsere Internet-Auftritt wird Wo- 
chefür Woche ausgebaut und soll ein 
wichtiger kommunikativer Faktor un- 
seres Forums werden: www.forum- 
dl2l.de . 

Der Vorstand hat eine inhaltliche 
Diskussion angestoßen. Drei zentrale 
Schwerpunkte : Europa in globaler 
Verantwortung, die Zukunft unserer 
Arbeitsgesellschaft und nicht zuletzt 
die Grundlagen und Wertrnaßstäbe 
unserer parteipolitischen Arbeit wur- 
den inhaltlich aufbereitet und sollen 
Impulse für eine intensive Debatte ge- 
ben. Sie sind auf unserer Homepage 
eingestellt und werden in den näch- 
sten Monaten auch auf diesen Seiten 
dokumentiert. 

Die Mitgliederversammlung ver- 
lief daher in guter Atmosphäre und 
richtete sich vor allem auf die näch- 

ste große Aufgabe: Den Parteitag 
der SPD im November in Nürnberg. 
Es wurde vereinbart das wir in Vor- 
bereitung dieses Parteitages vier Po- 
litikfelder aufgreifen und hier klar 
Position beziehen und eigene pro- 
grammatische Beiträge vorbereiten 
wollen. 

Es wird einen Antrag zur Außen- 
und Sicherheitspolitik geben. Hier 
wird es aller Wahrscheinlichkeit 
nach eine Auseinandersetzung um 
die Beteiligung Europas an den 
NMD- Plänen der Bush-Administra- 
tion geben. 

Darüber hinaus hat der Leitan- 
trag des Parteivorstandes bereits 
unsere Forderung nach einer Er- 
werbstätigenversichtung übernom- 
men. Es gab allerdings bereits Wi- 
derstände von Wolfgang Clement 
& Co. Es wir darum gehen müssen, 
unser Konzept (www.jusos.de) zu 
konkretisieren und durchzufech- 
ten. Einig waren wir uns außer- 
dem, daß es investive Mittel für 
den Ausbau der sozialen Infra- 
struktur in unserem Land braucht. 
Vor allem die Ganztagsbetreuung 
für Klein- und Schulkinder steht 
hier im Mittelpunkt. Vor diesem 
Hintergrund wollen wir auch die 
Frage der Besteuerung von hohen 
Vermögen und Erbschaften einfor- 
dern. Legitime Mittel für notwendi- 
ge Investitionen. 

Last but not least wird die Klima- 
schutzpolitik ihren Platz einfordern. 
Wir wollen hier bewußt eine Veren- 
gung auf die Frage Ökosteuer - ja 
oder nein vermeiden. Zu all diesen 
Fragestellungen richten wir „Ar- 
beitsstäbe" ein, die inhaltlich Posi- 
tionen ausarbeiten und Anträge ko- 
ordinieren. Wer Lust und Zeit hat 
mitzutun, der ist herzlich eingela- 
den. 

Unter dem Titel ,,Selbstbestimmt 
leben und auch so arbeiten" schloß 
sich an die Mitgliederversammlung 
eine öffentliche Tagung irn Willy- 
Brandt- Haus an. 

Ziel war es, die Daten und Fakten 
des jüngst veröffentlichten Armuts- 
und Reichtumsberichtes zu bewerten 
und die Leitidee einer ,,Erwerbstäti- 
genversicherung" in unseren Reihen 
vorzustellen und zu diskutieren. Es 
war dabei unsere erklärte Absicht, 
junge Wissenschaftler zu Wort kom- 
men zu lassen, die durch qualifizierte 
und pointierte Veröffentlichungen 
aufgefallen sind. Das ist gelungen. 
Die Beiträge von Dr. Paul Nolte ( Bie- 
lefeld) zur ,,Entwicklung der deut- 
schen (Klassen-)Gesellschaft" und 
der Beitrag von Dr. Claudia Weinkopf 
„Zur Zukunft unserer Arbeitsgesell- 
schaft" sowie die Beiträge von Ben- 
jamin Mikfeld und Andrea Nahles 
werden in Kürze im lnternet abrufbar 
sein. Wir werden sie in Auszügen 
auch in unserem Newsletter verwer- 
ten. Den Anfang machen wir in die- 
ser Ausgabe mit dem Referat von 
Paul Nolte. 

Das Forum DL 21 hat die Ge- 
burtswehen überstanden. Stark wer- 
den wir aber nur durch Mitglieder 
und Beteiligung. Dazu rufe ich er- 
neut auf. Wir sind eine generations- 
übergreifendes linkes Projekt. Packt 
mit uns an. Forum DL2l 

THEORIE & STRATEGIE 

I. Die Entstehungsgründe des blems begriffen, da er die Entwick- 
,,Dritten Weqes" lunqspotenziale einer reifen Marktqe- Was muss die Linke - - .  
(...) Will man nicht mit simplen Ver- sellschaft angeblich blockierte. Im 
ratstheorien bzw. einer nicht näher Kern basierte neokonservative Politik 
erklärten Entkoppeluna der Parteispit- auf einem reduzierten Verständnis vom ,,Dritten Weg" 

. , 

ze von ihrer Basis argumentieren, so von Gesellschaft. Politisch erfolgreich 
muss man akzeptieren, dass dieTheo- konnte diese Aufkündigung des 
reme des ,,Dritten Weges" sowohl an Nachkriegskonsenses nur sein, da sie 
zentrale Momente des Alltagsbe- mit veränderten Bewusstseinsstruktu- 
wusstseins anknüpfen als auch be- ren bei relevanten Teilen der Lohnab- 
rechtigte Fragen aufwerfen. Man 
kommt nicht umhin, ihn sowohl vor 
dem Hintergrund der wirtschafts- 
und gesellschaftspolitischen Positio- 
nen der konservativen Parteien zu dis- 
kutieren, als auch die Unterschiede 
zur ,,alten Sozialdemokratie" heraus- 
zuarbeiten. (...) 

Der Erfolg des Neokonservatismus 
basierte auf dem Scheitern des Nach- 
kriegskompromisses aus keynesiani- 
scher Nachfragepolitik und Sozial- 
staat. Das sozialdemokratische Politik- 
modell war nicht in der Lage, das sich 
in den 70er Jahren abflachende wirt- 
schaftliche Wachstum wiederzubele- 
ben (Krise des Fordismus). Trotz Ein- 
satz der sozialstaatlichen Instrumente 
(anti-zyklische Haushaltspolitik, Nut- 
zung der Möglichkeiten der Geldpoli- 
tik, Beschäftigungsprogramme etc.) 
hielt die Stagnation an, und die Zahl 
der Arbeitslosen stieg ebenso wie die 
Inflationsrate. 

Das ,,Ende des sozialdemokrati- 
schen Zeitalters" erklärt sich aber 
nicht nur aus diesen ökonomischen 
Krisentendenzen. Vielmehr entwickel- 
ten sich gerade aufgrund der Erfolge 
sozialdemokratischer Regierungspoli- 
tik neue Bewusstseinsstrukturen unter 
wesentlichen Teilen der Lohnabhängi- 
gen: Mit gestiegenem Einkommen, 
verbessertem Bildungsniveau und 
ausdifferenzierten Interessen stieg die 
Bedeutung von individuellen Lö- 
sungsansätzen; kollektive Sicherungs- 
Systeme und Schutzmechanismen 
wurden zunehmend ausschließlich als 
Rettungsanker für benachteiligte 
Schichten interpretiert. ,,lndividuali- 
sierung" ist daher mitnichten ein Pro- 
dukt der 90er, sondern bereits der 
60er und 70er Jahre. 

Die von den Neokonservativen 
empfohlenen Rezepte zur Behebung 
der wirtschaftlichen Krise (Deregulie- 
rung der Märkte, Flexibilisierung der 
Arbeitsbeziehungen, Privatisierung 
von bislang öffentlich getätigten Auf- 
gaben, Sanierung der Staatshaushal- 
te) knüpften an dieses veranderte All- 
tagsbewusstsein gezielt an: Der Sozi- 
alstaat wurde nicht nur für unfähig 
gehalten, die entstandenen Probleme 
zu lösen, sondern als Teil des Pro- 

hängigen korrespondierte. 
Dass seit Mitte der 90er Jahre wie- 

der verstärkt Parteien links der Mitte 
an Akzeptanz gewonnen haben, ist 
auch der Tatsache geschuldet, dass es 
den neokonservativen Parteien nicht 
gelang, ihre Versprechungen eines 
beständigen wirtschaftlichen Auf- 
schwunges und der Wiederbelebung 
des Arbeitsmarktes mit Leben zu er- 
füllen. (...) 

Allerdings: Während der Neokon- 
servatismus ökonomisch ,,versagte", 
hat er gesellschaftspolitisch tiefe Spu- 
ren hinterlassen: ,Gesellschaft1 wird 
seitdem nicht mehr als ein System be- 
griffen, das durch Interessengegen- 
sätze sozialer Gruppen geprägt ist, 
sondern als die Gesamtheit autono- 
mer Individuen; entsprechend ist der 
Anspruch, diese Verhältnisse bewusst 
zu regulieren, mittlerweile völlig dis- 
kreditiert. Dass vor diesem Hinter- 
grund soziale Differenzierungen als 
Ausdruck individueller Anstrengun- 
gen angesehen und entsprechend ak- 
zeptiert werden, kann daher nicht 
überraschen. 

Die Konzeption des ,,Dritten We- 
ges" kann also als Versuch angesehen 
werden, mehr oder weniger bewusst 
die Defizite der klassischen Sozialde- 
mokratie zu überwinden und an die 
veränderten Bewusstseinsstrukturen 
anzuknüpfen. Seine besondere Quali- 
tät gegenüber dem Neoliberalismus 
besteht darin, dass die Verteilungser- 
gebnisse des Marktes nicht als unaus- 
weichlich angesehen werden. Im Rah- 
men des ,,Dritten Weges" werden die 
sozialen Folgekosten, die sich aus 
dem dauerhaften Ausschluss einzel- 
ner Bevölkerungsgruppen ergeben, 
durchaus gesehen; eine sich auch 
räumlich konzentrierende ,un- 
derclass' wird nicht als unschönes, 
aber notwendiges Modernisierungs- 
opfer betrachtet, sondern als gesell- 
schaftliches Defizit, da durch die not- 
wendige Alimentation (...) eine Bela- 
stung des Staates und der Beitrags- 
zahlerlnnen entsteht sowie mit ihr ge- 
sellschaftliche Ausgrenzungen ver- 
bunden sind. Dieser durchaus als Pa- 
radigmenwechsel gegenüber dem 
Neoliberalismus zu verstehende An- 

lernen? 
von Mathias Brodkorb und  Jörg Deml 

satz findet seine prägnante Zusam- 
menfassung in der Formel ,,Fördern 
und Fordern" als Leitbild der Arbeits- 
marktpolitik. Und dabei geht es um 
mehr als nur die Anwendung der al- 
ten Werte unter neuen Bedingungen: 
,,Wenn wir heute radikal denken, 
dann müssen wir aus den alten linken 
Positionen ausbrechen, statt bloß zu 
versuchen, die alten Zielsetzungen 
mit den neuen Bedingungen in Über- 
einstimmung zu bringen." (Giddens 
2000: 15) 

II. Reaktionen der Linken 
Bereits kurz nach dem Rücktritt Lafon- 
taines und dem so genannten Schrö- 
der/Blair-Papier waren sich viele Ver- 
treterlnnen auf der Linken einig, dass 
die SPD nun endgültig den ,,radikalen 
Kurswechsel ... zum Neoliberalismus" 
(Lafontaine 1999: 9) vollzogen habe Die Theoreme des 
- eine Einschätzung, die bis heute ,,Dritten Weges" 
ihre Anhänger nicht verloren hat. knüpfen an zentrale 

Lafontaine widmete dieser Frage Momente des 
in seinem Buch „Das Herz schlägt Alltagsbewusstseins 
links" (1 999) gleich ein ganzes Kapitel an. 
und bezeichnete dort den Dritten 
Weg pauschal als ,,Holzweg". (...) An- 
statt eine schlüssige Analyse des 
,,Dritten Weges" vorzulegen, beließ er 
es jedoch bei Attacken gegen den 
,,Neoliberalismus". Den entscheiden- 
den Nachweis, dass mit einer Kritik 
des Neoliberalismus die neue Sozial- 
demokratie überhaupt getroffen 
wird, blieb er schuldig. 

Das berühmteste Beispiel für eine 
ganz ähnliche Position in der Welt der 
Wissenschaft ist der französische So- 
ziologe Pierre Bourdieu. Er ist nicht 
nur der Auffassung, dass die meisten 
sozialdemokratischen Regierungen 
auf die ,,Linie des Neoliberalismus" 

Mathias Brodkorb ist M~tglied des Landesvorstandes der SPD Meckienburg- 
Vorpommern. Jörg Deml arbeitet als Referent fur Aiterssicherung in der 

Arbeitsgruppe ,,Arbeit und Sonalordnung" der SPD-Bundestagsfraktion. 
Der Beitrag erscheint demnachst ungekürzt in der 

Schriftenreihe ,,Argumente" des Juso-Bundesverbandes 
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Der Erfolg des 
Neokonsen/atkmus 

basierte auf dem 
Scheitern des 

Nachkriegskompro- 
misses aus keynesia- 

nischer Nachfrage- 
politik und 
Sozialstaat. 

(Bourdieu 2000b: 14) eingeschwenkt 
seien, sondern dass z.B. der einzige 
Unterschied zwischen französischen 
und deutschen Sozialdemokraten der 
ist, dass „die Franzosen noch schein- 
heiliger sind" (Bourdieu 2000a: 16), 
weil sie, obwohl sie eigentlich Neoli- 
berale sind, so tun, als wären sie Lin- 
ke. Allerdings verträgt sich diese Be- 
wertung kaum mit Bourdieus eigener 
Neoliberalismus-Analyse: Demnach 
sei Neoliberalismus nämlich zu verste- 
hen als das ,,Programm der planmäßi- 
gen Zerstörung der Kollektive" zur 
Herstellung des ,,reinen und vollkom- 
menen Marktes" (Bourdieu 1998: 
110). Und in diesem Sinne kann mit- 
nichten davon gesprochen werden, 
dass die Sozialdemokratie eine neoli- 
berale Bewegung ist. Man möge sich 
nur vergegenwärtigen, dass z.B. die 
deutsche Sozialdemokratie für ihre 
korporatistische Strategie im ,,Bünd- 
nis für Arbeit" ganz im Gegenteil ei- 
nen ,,starken Staat" benötigt, ,,der die 
Partner zusammenzwingt, wenn sie 
zum unkontrollierten Austragen von 
lnteressenkonflikten neigen." (Hom- 
bach 1998: 55) 

Die These, die moderne Sozialde- 
mokratie sei neoliberal, leidet an drei 
grundlegenden Mängeln: 

1. Zunächst müsste man erklä- 
ren, wie man - wie beim Beispiel La- 
fontaine - als erklärter Linker über- 
haupt noch sinnvoll Mitglied der (neo- 
liberalen) Sozialdemokratie sein kann. 

2. Außerdem müsste man plau- 
sibel erklären können, wie es dazu 
kommt, dass eine angeblich völlig un- 
sinnige politische Theorie mehr oder 
weniger alle sozialdemokratischen 
Parteien Europas ergreift - obwohl 
diese übrigens gerade aufgrund der 
Marktradikalität der Konservativen die 
Wahlen gewonnen haben. 

3. Die wahrscheinlich wichtigste 
Folge der Klassifizierung der Sozialde- 
mokratie als ,,neoliberal" besteht al- 
lerdings darin, dass damit dem ,,Drit- 
ten Weg" jedwede Relevanz für eine 
zeitgemäße linke bzw. sozialistische 
Konzeption abgesprochen wird. Der 
,,Dritte Weg" ist angeblich kompletter 
Unsinn und hat uns schlicht GAR 
NICHTS zu sagen. 

III. Was ist gehaltvoll am sozial- 
demokratischen Modernisie- 
rungsanspruch? 
Zwar wird verschiedentlich versucht, 
den ,,Dritten Weg" aus theoretischen 
Debatten um den so genannten 
,,Kommunitarismus" abzuleiten, aller- 
dings übersieht ein solcher Versuch 
den Unterschied zwischen einer theo- 

retischen Konzeption und ihrer prak- 
tisch-politischen Anwendung. Viel- 
mehr scheint uns der ,,Dritte Weg" 
auf politischer Ebene gezielt an ent- 
scheidende Formen des Alltagsbe- 
wusstseins anzuknüpfen. Dies hat er- 
hebliche Konsequenzen: 

Wenn es richtig ist, dass der ,,Drit- 
te Weg" das Alltagsbewusstsein we- 
sentlicher Teile der Bevölkerung an- 
spricht, dann ist eine politische Strate- 
gie am ,,Dritten Weg" vorbei wahr- 
scheinlich aussichtslos. Wer politisch 
verändern will, muss Anknüpfungs- 
punkte im Bestehenden suchen. 

Dadurch liegt außerdem die An- 
nahme nahe, dass auch innerhalb der 
Sozialdemokratie wichtige Grundan- 
nahmen des ,,Dritten Weges" aner- 
kannt sind. 

3.1 Gleiche Rechte - Gleiche 
Pflichten? 
Vor allem auf die ,,neueU Sozialdemo- 
kratie geht die gegenwärtige Debatte 
um Rechte und Pflichten auch in der 
Arbeitsmarktpolitik zurück. Demnach 
sei es quasi die Pflicht der Arbeitslosen 
gegenüber der Gesellschaft, sich auf 
die Suche nach Arbeit zu machen und 
selbst für sie unbefriedigende Ange- 
bote anzunehmen: ,,Keine Rechte 
ohne Pflichten. Wenn man etwas von 
der Gesellschaft bekommt, wird er- 
wartet, dass man etwas wiedergibt 
und sich entsprechend engagiert." 
(Giddens 2000: 21) Diese Verknüp- 
fung von Rechten und Pflichten, die 
sich die simple Logik des Warenge- 
schäfts zu eigen macht und daher im 
Alltagsbewusstsein der Menschen äu- 
ßerst wirkungsmächtig ist, wird nun 
allerdings von der Linken meist mit 
bloßer moralischer Entrüstung quit- 
tiert. Wirkliche Argumente gegen die- 
se Logik werden kaum vorgebracht 
und müssten am Ende auf die jüngst 
von Schröder so deutlich ausgespro- 
chene Debatte um ein ,,Recht auf 
Faulheit" zulaufen. 

Es ist allerdings keinesfalls ,,links" 
oder ,,sozialistisch", den Gleichklang 
von Rechten und Pflichten grundsätz- 
lich anzugreifen. So schreibt z.B. 
Friedrich Engels in seiner Kritik am Er- 
furter Programm (1 891) der Sozialde- 
mokratie unmissverständlich: ,,Statt 
,für das gleiche Recht aller' schlage 
ich vor: ,für gleiche Rechte und glei- 
che Pflichten aller' etc. Die gleichen 
Pflichten sind für uns eine ganz be- 
sonders wesentliche Ergänzung der 
bürgerlich-demokratischen gleichen 
Rechte und nehmen ihnen den spezi- 
fisch bürgerlichen Sinn." (MEW 221 
232) Engels behauptet also geradezu, 

THEORIE & STRATEGIE 

dass die bloße Berufung auf das 
Recht - ohne gleichzeitige Betonung 
der Pflicht - bürgerlich sei. Wie kann 
man das verstehen? 

Um es prägnant zu formulieren: 
Ein Sozialhilfeempfänger, der sich be- 
wusst weigert, einen Beitrag zur Ge- 
sellschaft zu leisten und bewusst auf 
Kosten der Mehrheit leben will, bricht 
mit grundlegenden Prinzipien des So- 
zialismus. Denn zu den Kernbestand- 
teilen einer sozialistischen Gesinnung 
bzw. Gesellschaft zählt die Solidarität - 
und diese besagt nichts anderes als die 
Verpflichtung eines jeden (!), für alle 
anderen - also die Gesellschaft - mit 
einzustehen: ,,Sozialismus will das 
Recht auf Selbstbestimmung für alle 
Menschen in allen Lebensbereichen 
verwirklichen. Wenn der Kampf aller 
Menschen gegeneinander vorherrscht, 
kann Freiheit nicht für alle Wirklichkeit 
werden, weil sich die Stärksten durch- 
setzen. Gleiche Freiheit ist nur durch 
Solidarität der Menschen untereinan- 
der möglich." (Meyer 1991 : 19) Ein im 
wahrsten Sinne des Wortes a-sozialer, 
also sich in keinerlei Hinsicht um die 
Gesellschaft bemühender Sozialhilfe- 
empfänger unterscheidet sich von den 
psychologischen Voraussetzungen her 
daher kaum in etwas von einem eben- 
so a-sozialen, geldgierigen Großkapi- 
talisten. Der Unterschied zwischen bei- 
den besteht im wesentlichen nur in ih- 
ren unterschiedlichen sozial-strukturel- 
len Voraussetzungen und daher ihren 
individuellen Möglichkeiten, ihren 
Egoismus zu verwirklichen. Diese 
grundlegende Einschätzung sagt im 
Übrigen noch nichts darüber aus, wie 
die Gesellschaft in der Praxis mit sol- 
chen Menschen umgehen sollte. Na- 
türlich muss es auch hier darum ge- 
hen, sozial Ausgegrenzten, auch wenn 
ihre Lage teilweise vielleicht auf Selbst- 
ausgrenzung basiert, in die Gesell- 
schaft zurück zu helfen und nicht, sie , 

zurück zu prügeln. 
Es besteht daher keinerlei Grund, 

die Betonung des Gleichklangs von 
Rechten und Pflichten grundsätzlich 
anzugreifen. Das Problem besteht 
vielmehr in den damit einhergehen- 
den ideologischen Verzerrungen und 
willkürlichen Kriterien: 

Das Beziehen von Arbeitslosen- 
geld oder -hilfe ist kein Empfangen 
von Almosen, sondern ein grundge- 
setzlich verbürgter Rechtsanspruch, 
dem seinerseits entsprechende Lei- 
stungen von Seiten der Versicherten 
längst vorausgegangen sind. 

(..J 
Ohne Zweifel wird mit dem The- 

ma ,,Leistungsmissbrauch" von Ar- 
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intern 
Vom 28.129. April 2001 fand in Sprin- 
ge die diesjährige Frühjahrstagung 
von spw und des Vereins zur Förde- 
rung von Demokratie und Völkerver- 
ständigung statt. Inhaltlich ergänzten 
die Diskussionen mit den Referentln- 
nen Prof. lngrif Lohmann und Rene 
Röspel, MdB, die Debatte über eine 
zeitgemäße Sozial und Gesellschafts- 
politik. lngrid Lohmann analysierte, 
welches bildungspolitische Leitbild 
sich zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
entwickelt: Bildung werde immer stär- 
ker auf den Verwertungsprozess hin 
orientiert. Dies beinhalte auch eine 
Reduzierung des Zugangs zu Bildung. 
Rene Röspel verdeutlichte die komple- 
xen wissenschaftspolitischen und 
ethischen Fragen der modernen Bio 
und Gentechnologie am Beispiel der 
Genomforschung. Zudem stellte sich 
hier das analytische Problem, in wie 
weit im Kapitalismus des 21. Jahrhun- 
derts der Menschen insgesamt zur 
Ware in einem umfassenderen Sinne 
wird als nur in Bezug auf seine Ar- 
beitskraft. 

* 
Thema war auch die verlegerische 
Entwicklung der Zeitschrift spw. Dazu 
hatte logo office eine Auswertung der 
Autorlnnen sowie der Probeheftan- 
forderungen in 2000 angefertigt: 

Unsere Autorlnnen rekrutieren 
sich zu 48 % aus dem politischen Be- 
reich, aber weniger als jedes dritte 
Probeheft geht in den politischen Be- 
reich zurück; 

Wissenschaftlerlnnen stellen ca 
113 der Autorlnnen, in den Wissen- 
schaftsbereich geht aber fast jedes 
zweite Probeheft; 

an Jusos gehen nur 7 % der Pro- 
behefte, obwohl sie 17 % der Auto- 
rlnnen ausmachen; 

Nur jedes 25. Heft geht als Emp- 
fehlung an andere Medienschaffen- 
d e; 

Sind trotz aller Bemühungen nur 
l/4 aller spw-Autorlnnen Frauen, so 
schicken die Autorlnnen 113 ihrer 
Empfehlungshefte an Frauen. 

In einer umfangreichen ,,Nach- 
fass-Aktion" bei den Probeheft-Emp- 
fängerlnnen (eMail- und Briefpost- 

Umfrage, Telefonbefragung) wird 
logo office nun die Resonanz der Pro- 
behefte bei den Empfängerlnnen er- 
fragen. 

* 

Alle fünf Jahre erhöht spw die Preise - 
zumindest die letzte Preiserhöhung 
ist nun fünf Jahre her. Der Geschäfts- 
führung ist klar, dass ein solcher 
Schritt selten Beifall findet. Doch um 
mit einem ehemaligen SPD-Vorsitzen- 
den zu sprechen - wat mutt, dat 
mutt. 

Das neue Preisschema sieht so 
aus: 

Wir wollen, dass unsere Leserin- 
nen und Leser künftig noch stärker 
von spw profitieren als Zeitschrift, 
die den Diskurs der SPD-Linken mit 
dem der sozialkritischen Wissen- 
schaft, der der neuen und alten so- 
zialen Bewegungen entwickelt und 
dokumentiert über Parteigrenzen 
hinweg. Dazu wollen wir vor allem 
unsere Rubrik ,,Theorie & Strategie" 
diskursiver anlegen. Künftig sollen 
die Beiträge häufiger mit redaktio- 
nellen Einleitungen versehen wer- 
den, die deutlich machen, in welcher 
Beziehung sie zu vorangegangenen 

Alle Ermäßigungen entfallen, weil 
sie einerseits einen erheblichen Ver- 
waltungsaufwand mit sich bringen, 
die Rechtmäßigkeit der Vergünstigun- 
gen zu überprüfen bzw. nachzuhal- 
ten, andererseits aber wiederum auch 
nicht so attraktiv waren, dass sie tat- 
sächlich einen Anreiz geboten hätten, 
spw aufgrund der Vergünstigung zu 
abonnieren. Wir hoffen, dass sich die 
Entscheidung für oder gegen ein 
spw-Abo nicht an fünf Mark oder 2 
Euro im Jahr festmacht. 

Mi t  der relativ hohen Preisanhe- 
bung bei den Lastschriftzahlungen 
reagieren wir darauf, dass uns in der 
Vergangenheit immer häufiger Aus- 
fallgebühren in Rechnung gestellt 
wurden. 

Dass die Auslands-Abopreise 
deutlich höher steigen liegt daran, 
dass wir für jedes AuslandsAbo 12 
DM (ca. 6 Euro) höhere Porto-Kosten 
als für normale Abos haben. Wir ge- 
ben diese Mehrkosten auch mit der 
vorgeschlagenen Erhöhung nur zur 
Hälfte an unsere Leserlnnen weiter. 

Aber es besteht auch Grund zur 
Freude, denn keine Preiserhöhung 
ohne weitere Verbesserung der 
spw. 

Wir wollen das Layout leserlnnen- 
freundlicher gestalten, indem wir die 
Schriftart anpassen und leicht vergrö- 
ßern , wir werden uns um eine besse- 
re Auswahl von Fotos und Grafiken in 
den Beiträgen bemühen. spw soll au- 
ßerdem journalistischer werden so- 
weit dies eine ehrenamtliche Redakti- 
on leisten kann. 

Beiträgen stehen, wo Differenzen, 
wo Übereinstimmungen, wo offene 
Fragen bestehen. 

* 

Das parteiübergreifende Projekt 
,,crossover" von spw, andere zeiten 
und utopie kreativ hat sein Aktionsfeld 
auf den Regierungssitz Berlin konzen- 
triert. Mit der Veranstaltungsreihe „Die 
Linke neu denken" will sie den unter- 
schiedlichen politischen Kräften von 
Ost und West ein breites Forum für das 
gemeinsame Nachdenken über linke 
Strategie im 21 .Jahrhundert bieten. 
Am 19. Juni findet die dritte Diskussi- 
onsrunde im Grünen Salon der Volks- 
bühne in Berlin statt. Thema wird die 
Suche nach Steuerungsmedien in einer 
globalisierten Welt sein. 

Infos zu den einzelnen Veranstal- 
tungen und zu crossover gibt es auf 
den InternetSeiten: 
w.crossover~ro jekt .de.  

* 
Die spw-Herbtstagung wird am 04. 
November 2001 in Dortmunder statt- 
finden. Im Kern soll es auf dieser Ta- 
gung um soetwas wie eine ,,Kritik der 
Neuen Politischen Ökonomie" gehen. 
Wir berichten über die genauen Pla- 
nungen in den nächsten Heften. 

* 
Mitglieder des Vereins zur Förderung 
von Demokratie und Völkerverständi- 
gung e. V. können sich übrigens 
schon mal den 05. November vormer- 
ken, an dem die Jahreshauptver- 
sammlung ebenfalls in Dortmund 
stattfinden wird. 
Reinhold Rünker 
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Kritiker meldeten 
sich nicht mehr 

auffallend zu Wort. 
Eher wurde der 

Verschmelzungspro- 
zess aus der Zu- 

schauerrolle 
beobachtet. 

Bei den jetzigen Beratungen 
müssen auch Bedenken von Beschäf- 
tigten ernst genommen werden, 
dass Arbeitszeitverkürzung zur wei- 
teren Leistungsverdichtung führen 
könnte. Nur konkret benannte, mög- 
liche tarifvertragliche Ansätze zur 
Personalbemessung und der ernst- 
hafte Wille des Gewerkschaftsappa- 
rates, diese Forderung in die Betriebe 
zu tragen, kann zu einer Arbeitszeit- 
offensive führen. 

In welche Richtung das Pendel 
schlägt, werden die nächsten Monate 
zeigen: In den anstehenden Tarifver- 
handlungen des Versicherungsgewer- 
bes will die Arbeitgeberseite - ähnlich 
wie beim Abschluss der Banken im 
letzten Jahr - den Samstag als Regel- 
arbeitstag durchsetzen. HBV und 
DAG haben bisher eher dazu tendiert, 
nach Kompromissmöglichkeiten zu 
suchen (z.B. Begrenzung auf einen 
prozentualen Anteil der Belegschaft) 
statt flächendeckend dagegen anzu- 
kämpfen. 

Die Tendenz zur Verbetriebli- 
chung der Tarifpolitik ist auf den Prüf- 
stand zu stellen. Eine Befragung des 
DGB-nahen WSI-Instituts der Hans- 
Böckler-Stiftung ergab, dass Betriebs- 
räte diese Entwicklung sehr kritisch 
bewerten. Aufgrund mangelnder ge- 
werkschaftlicher Betreuung können 
rechtliche Probleme bei der Umset- 
zung im Betrieb nicht behoben wer- 
den. Viele Vereinbarungen werden 
zulasten der Beschäftigten abge- 
schlossen, da es an der fehlenden 
Durchsetzungskraft der Betriebsräte, 
vor allem infolge des Streikverbots 
und der Pflicht zur ,,vertrauensvollen 
Zusammenarbeit" mit dem Arbeitge- 
ber gemäß Betriebsverfassungsge- 
setz. 

Den Blick nach außen schärfen 
Die Zusammenarbeit mit außerge- 
werkschaftlichen Gruppen soll nach 
Willen des neuen Vorsitzenden 
Bsirske ausgebaut werden. In der 
Kampagne Citikritik kämpfen Be- 
schäftigte durch öffentliche Aktionen 
gemeinsam mit kirchlichen Vertretern 
gegen die schlechten Arbeitsbedin- 
gungen ihres von der Citibank ausge- 
gliederten Call-Centers. Der amerika- 
nische Finanzkonzern versuchte be- 
reits vergeblich, Kritik des Sprechers 
der Initiative, Pfarrer Hans-Peter Lauer, 
gerichtlich verbieten zu lassen. Auch 
beim Kampf um die Ladenschlusszei- 
ten kann Verdi auf die Unterstützung 
der Kirchen im Rahmen von Aktionen 
gegen Sonntagsarbeit rechnen. 
Durch bisherige Entwicklungen kann 

nachgewiesen werden, dass eine Aus- 
weitung der Öffnungszeiten nicht zu 
einem Mehr an Beschäftigung führt, 
sondern eine Verschlechterung des 
Kundenservices zur Folge hat. In vie- 
len Betrieben sind schlicht nicht mehr 
ausreichend Fachkräfte vorhanden, 
die eine Beratung leisten können. 
Gibt es hier nicht auch Schnittstellen 
mit den Interessen der Verbraucher- 
verbände ? 

Ebenso von Bedeutung ist das Ver- 
hältnis zur Bundesregierung. Zurück- 
haltung in den Tarifverhandlungen 
und die Zustimmung zum Riester-Ren- 
tenpapier waren Folge des Bündnisses 
für Arbeit. HBV und IG Medien haben 
aus diesen Gründen den Ausstieg aus 
dem Bündnis beschlossen. Zugeständ- 
nisse der Arbeitgeber beim Überstun- 
denabbau waren ebenso wenig 
durchzusetzen wie ein Gesetzesent- 
wurf von Rotgrün in diese Richtung. 
Das Ziel, Arbeitsplätze zu schaffen, ist 
über das Bündnis nicht zu erreichen. 
Verdi muss klären, ob man sich als eine 
Art ,,Juniorpartner" der SPD-Bundesre- 
gierung versteht. In einem Antrag auf 
dem Gründungskongress wurde eine 
Tobin-Steuer gegen Finanzspekulatio- 
nen beschlossen. Hieraus könnten sich 
Forderungen nach einem eigenen 
Konzept zur Wirtschaftpolitik ergeben. 
Es ist dann - anknüfend an die Ideen 
der gewerkschaftsnahen Gruppe alter- 
nativer Wirtschaftswissenschaftler 
(MEMO-Gruppe)- über eine Nachfra- 
gepolitik mit klaren Bekenntnis zum 
öffentlichen Wirtschaftssektor zu dis- 
kutieren, die sich gegen den neolibera- 
len Mainstream der Entstaatlichung 
und Privatisierung wendet. 

„New Economy" - neue Macht- 
verteilung? 
Die Entscheidung von Verdi, die Zen- 
trale in der Hauptstadt Berlin anzusie- 
deln, ist auch als Signal zur eigenstän- 
digen Vertretung der Interessen ge- 
genüber der Bundesregierung -ohne 
DGB- zu verstehen. Kurzfristig wird 
deshalb auch die zukünftige Rolle des 
DGB zur Diskussion stehen, denn in- 
zwischen bestehen die Einzelgewerk- 
schaften der Bundesrepublik im Prin- 
zip aus 3 Blöcken: IG Metall, IG BCE 
und verdi. 

Bei Betrachtung des Verhältnisses 
der Gewerkschaften zueinander ist 
die Integration der DAG-Organisation 
in den DGB hervorzuheben. Ein altes 
Konkurrenzverhältnis, das den Mit- 
gliedern immer weniger zu vermitteln 
war, wird so aufgelöst. Es wird jedoch 
Fingerspitzengefühl benötigt, damit 
sich nicht ähnliche Entwicklungen 

zwischen Verdi und IG Metall anbah- 
nen. Verdi versteht sich als Vertretung 
aller Dienstleister. Insbesondere im IT- 
Bereich sollen Mitglieder gewonnen 
werden. Die IG Metall hat in diesem 
Bereich bereits Tarifverträge abge- 
schlossen und betreut Betriebsräte 
großer Unternehmen wie IBM oder 
debis. 

Dem Projekt .,Connexx.av" der IG 
Medien ist es gelungen, die erstmali- 
ge Wahl eines Betriebsrates beim 
New-Economy-Vorzeigebetriebes Pi- 
xelpark zu initiieren. Statt Flugblätter 
zu verteilen, wurden im lnternet Dis- 
kussionsforen angeboten und E-Mail- 
Aktionen gestartet 

Das gewerkschaftliche Kooperati- 
onsbüro ,,Multimedia und Arbeits- 
welt" gilt durch qualifizierte An- 
sprechpartner als eine Anlaufstelle für 
Telearbeitnehmer oder Mitarbeiter 
der IT-Branche und von Callcentern. 
Projekte oder z.B. Handlungshilfen 
z.B. zur Beurteilung der Qualität von 
Weiterbildungsangeboten richten 
sich nicht nur an Betriebsräte und Be- 
schäftigte, sondern auch an formal 
Freiberufliche. Sogenannte ,,Freie" 
sollen nicht nur beraten, sondern 
langfristig auch für kollektive Rege- 
lungen zur Verbesserung der Arbeits- 
situation gewonnen werden 

Dem Betriebsrat von IBM ist es 
gemeinsam mit der IG Metall und 
dem Philosophen Klaus Peters gelun- 
gen, durch ein Forum im Intranet, 
Veranstaltungen mit Wissenschaft- 
lern und Betriebsversammlungen die 
Kampagne ,,Arbeiten ohne Ende ? 
Meine Zeit ist mein Leben" zu initiie- 
ren. Die IBM-Unternehmensstrategie 
der ,,indirekten Steuerung" führt 
dazu, dass nicht in erster Linie ein 
Vorgesetzter für Druck sorgt, son- 
dern die Mitarbeiter sich selbst den 
Stress erzeugen, indem sie Kunden 
akquirieren oder Programmieraufträ- 
ge gegenüber anderen Unterneh- 
men erfüllen müssen und als eine Art 
,,Unternehmer im Unternehmen" 
handeln sollen. Durch innerbetriebli- 
che Gegenöffentlichkeit wurde das 
Bewusstsein der Mitarbeiter erreicht, 
die nicht mehr vom persönlichen 
Versagen reden, sondern über die 
Folgen der Firmenstrategie diskutie- 
ren. Da jeder Mitarbeiter seine Situa- 
tion auf individuelle Weise erlebt, 
müsse auch letztendlich jeder seine 
eigene Lösung finden, so der Philo- 
soph Klaus Peters und fasst diesen 
Politikansatz zusammen: "Erstens: 
Jeder muss selber herausfinden, was 
für ihn selber gut ist. Und zweitens: 
Keiner kann es alleine". SPW 

beitslosen etc. ein Randthema aufge- 
griffen und ideologisch gezielt aufge- 
bläht:( ...) Letztlich beläuft sich der 
Anteil derjenigen Arbeitslosen, die 
Sperrzeiten durch das Ablehnen von 
Angeboten auf sich ziehen, auf nur 
0,4% all derjenigen, die jährlich offizi- 
ell mit Arbeitslosigkeit in Kontakt 
kommen (vgl. Bäcker/Bispinck/Hofe- 
mann/Naegele 2000: 339). Interes- 
sant ist jedoch, dass der Missbrauch 
von Lohnsubventionen von Unterneh- 
merseite notorisch verschwiegen 
wird, obwohl offenbar selbst die 
Benchmarking-Arbeitsgruppe im 
Bündnis für Arbeit von großen Mit- 
nahmeeffekten ausgeht: ,,Nicht weni- 
ge Studien weisen bis zu 90 Prozent 
iviitnahme-, Substitutions- oder Ver- 
drängungseffekte aus." (Fels/Heinze/ 
Pfarr/Schmid/Streeck 2000: 9) 

Meist wird mit der Debatte um 
,,Rechte und Pflichten" so getan, als ob 
der Sozialstaat allen Arbeitslosen und 
Sozialhilfeempfängern quantitativ aus- 
reichende und qualitativ angemessene 
Angebote unterbreitet. Arbeitslosig- 
keit erscheint mit einer solchen Brille 
als selbst verschuldet und ,,unsolida- 
risch" der Gesellschaft gegenüber. In 
Wirklichkeit lässt es freilich der Sozial- 
staat auch unter einer sozialdemokra- 
tisch geführten Regierung weitgehend 
an arbeitsmarkt- und beschäftigungs- 
politischen Aktivitäten fehlen. Darüber 
hinaus - und dies scheint uns letztlich 
der entscheidende Punkt zu sein - 
müsste vor allem diskutiert werden, 
was denn überhaupt ,,zumutbare An- 
gebote" sind und warum. Es macht 
schließlich einen Unterschied, ob je- 
mand einen gut bezahlten, seinen 
Qualifikationen angemessenen Ar- 
beitsplatz ablehnt oder ob er/sie aus 
Angst vor sozialem Abstieg befristete 
und schlecht bezahlte Arbeitsverhält- 
nisse lieber nicht eingeht. Neben der 
Pflicht des Arbeitslosen, vernünftige 
Angebote anzunehmen, kommt zu- 
nächst die Pflicht des Sozialstaates, für 
vernünftige Angebote zu sorgen. Der 
ständige Verweis auf den Fall ,,Däne- 
mark" taugt in diesem Zusammen- 
hang daher nicht: Die dortigen sozial- 
staatlichen Leistungen übersteigen die 
deutschen Standards bei weitem und 
begründen daher andere ,,Zumutbar- 
keitskriterien". 

3.2 Gleichheit/Ungleichheit: 
Ideologische Debatten über 
Egalitarismus 
Neben der Debatte um den Gleich- 
klang von Rechten und Pflichten hat 
der ,,Dritte Weg" die Gleichheitsfrage 
wieder auf die Tagesordnung gesetzt: 

,,Verordnete Gleichheit - das lehrt die 
Geschichte - ist der Tod von Gerech- 
tigkeit und Freiheit. Moderne soziale 
Marktwirtschaften hingegen können 
die Chancen auf Gleichheit erhöhen, 
ohne jedoch Gleichheit im Ergebnis 
zu sichern oder zu versprechen. Diese 
Form von begrenzter Ungleichheit im 
Ergebnis kann sehr wohl auch ein Ka- 
talysator sein für individuelle als auch 
für gesellschaftliche Entfaltungsmög- 
lichkeiten." (Clement 2000: 15) Damit 
wird mehr Ungleichheit angeblich der 
Motor einer doppelten Entwicklung: 
Sie führt gleichzeitig zu mehr Gerech- 
tigkeit und mehr gesellschaftlichem 
Reichtum. 

Diese Logik muss die ,,neue Sozial- 
demokratie" den Konservativen oder 
Liberalen allerdings nicht erklären, die 
glauben sowieso daran. An wen rich- 
ten sich diese Thesen also? An die ei- 
genen Reihen: die ,,alte Linke". Die 
,,alte Linke" habe schon immer der 
Gleichmacherei (Egalitarismus) ange- 
hangen und sie zum Kriterium 
schlechthin für eine gerechte Gesell- 
schaft erhoben. Da die alte Linke nun 
aber vollends gescheitert sei, müsse 
endlich auch mit den alten gleichma- 
cherischen Ideologien gebrochen wer- 
den. Da allerdings auch der Sozialde- 
mokratie klar ist, dass eine Gesell- 
schaft, die auf völliger Ungleichheit 
basiert, auseinanderzubrechen droht, 
wird neben dem Bekenntnis zu mehr 
Ungleichheit gleichzeitig die Notwen- 
digkeit eines gewissen Maßes an 
Gleichheit betont. Der Begriff der ,,Lin- 
ken" sei nämlich auch im Zeitalter 
,,Jenseits von Links und Rechts" keines- 
falls überflüssig: „Die Linken bemühen 
sich stärker als die Rechten um eine 
Bekämpfung der Ungleichheit. Sie sind 
davon überzeugt, daß der Staat bei 
der Verringerung der Ungleichheit und 
bei der Herstellung größerer sozialer 
Gerechtigkeit eine wichtige Rolle 
spielt." (Giddens 1997: 140 

Wie so häufig hat allerdings auch 
in dieser Frage der ,,dritte Weg" erst 
einen Pappkameraden aufgebaut, um 
sich anschließend an ihm abarbeiten 
zu können. Wer die Linke mit Gleich- 
heit identifiziert und ihr außerdem 
den Vorwurf der Gleichmacherei 
macht, irrt grundsätzlich. Jedenfalls 
derjenige Teil der politischen Linken, 
der sich in gewissen Grenzen auf 
Marx beruft, hatte eine Gesellschaft 
der Gleichen nie zum Ziel. Die Debat- 
te innerhalb der Linken drehte sich nie 
um das Problem ,,Gleichheit versus 
Ungleichheit" sondern um das Pro- 
blem Diskriminierung versus Emanzi- 
pation. 

Zur Illustration dieses Unterschie- 
des ist ein Blick in die berühmte „Kritik 
des Gothaer Programms" von Karl 
Marx aus dem Jahre 1875 lehrreich. 
Marx wirft dort Lassalle vor, dass sein 
Sozialismus-Verständnis am Kapitalis- 
mus hängen bleibe, weil es das Prin- 
zip des Warengeschäftes nicht über- 
winde. Lassalle plädiert nämlich für 
eine Gesellschaft, in der jedeIr das von 
der Gesellschaft zurückerhält, was er/ 
sie ihr zuvor gegeben hat: „Das glei- 
che Recht ist hier daher immer noch - 
dem Prinzip nach - das bürgerliche 
Recht ..." (MEW 18/20) Marx aller- 
dings macht auf das Problem einer 
solchen Position einleuchtend auf- 
merksam: „Der eine ist aber physisch 
oder geistig dem anderen überlegen, 
liefert also in derselben Zeit mehr Ar- 
beit oder kann während mehr Zeit ar- 
beiten ... Ferner: Ein Arbeiter ist ver- 
heiratet, der andere nicht; einer hat 
mehr Kinder als der andere etc. etc." 
(ebd.: 2Of) Würde also jeder von der 
Gesellschaft nur das erhalten, was er 
ihr gegeben hat (Prinzip der Äquiva- 
lenz), würden Kranke, Schwache, E l -  
tern etc. schlechter gestellt als andere. 
„Bei gleicher Arbeitsleistung und da- 
her gleichem Anteil an dem gesell- 
schaftlichen Konsumtionsfonds erhält 
also der eine faktisch mehr als der an- 
dere, ist der eine reicher als der andre 
etc. Um alle diese Mißstände zu ver- 
meiden, müßte das Recht, statt 
gleich, vielmehr ungleich [ ! !  ! ]  sein." 
(ebd.) Diese Unterschiede auszuglei- 
chen hat allerdings nichts mit der Her- 
stellung von Gleichheit, sondern mit Die These, die 
der Beseitigung von Diskriminierung moderne Sozialde- 
zu tun. Letztlich gipfeln die Marx- mokratie sei 
schen Ausführungen in der Formulie- neoliberal, leidet an 
rung des berühmten Grundsatzes ei- drei grundlegenden 
ner sozialistischen bzw. kommunisti- Mängeln. 
schen Gesellschaft: ,,Jeder nach sei- 
nen Fähigkeiten, jedem nach seinen 
Bedürfnissen"! (ebd.: 21) Wer diesen 
kleinen Ausspruch genau bedenkt, 
wird in ihm alles andere als eine Poli- 
tik der Gleichmacherei entdecken. Es 
soll gerade nicht jeder dasselbe be- 
kommen, sondern jeder soll ( ! )  lei- 
sten, was er kann, und bekommen, 
was er braucht. Da aber sowohl die 
Ansprüche wie die Fähigkeiten indivi- 
duell äußerst verschieden sind, hätten 
wir mit einer sozialistischen Gesell- 
schaft nach Marx gerade eine Gesell- 
schaft der Ungleichen. Diese Un- 
gleichheiten sollen allerdings weder 
das Ergebnis ,,entfremdeter" ökono- 
mischer Mechanismen sein noch zu 
sozialen Diskriminierungen der einzel- 
nen führen, sondern auf der freiwilli- 
gen Lebensentscheidung der Indivi- 
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duen beruhen: ,,Sozialismus ist nicht 
Egalitarismus, sondern die erfolgrei- 
che Organisation der gesellschaftli- 
chen Arbeit, die eine ungleiche Vertei- 
lung des Reichtums auf ungleiche In- 
dividuen möglich macht, ohne daß 
damit soziale Diskriminierungen und 
Ausgrenzungen verbunden sind." 
(Sost 1995: 16) 

3.3 Prinzip der Aktivierung 
contra fordistischen Sozialstaat 
Im Zentrum des ,,Dritten Weges" steht 
die Verarbeitung des ökonomischen 
Bruches der 70er Jahre. Auch der 
,,Dritte Weg" kreist damit um die ,,Kri- 
se des Fordismus" und versucht Ant- 
worten auf die dadurch verursachten 
Probleme zu finden. Er ist damit nicht 
nur irgendeine ,,Ideologie", sondern 
ein ernstzunehmender Versuch, die 
Position einer modernen sozialdemo- 
kratischen Position zu formulieren. 

Die größte Schwäche dieses Versu- 
ches besteht allerdings darin, dass er 
wesentliche Prämissen der liberalen 
Wirtschaftsdoktrin akzeptiert und da- 
her zu einer falschen Auffassung über 
die ,,Krise des Fordismus" sowie die 
gestalterischen politischen Spielräume 
kommt: Nicht darin widerspricht die 
Sozialdemokratie den Konservativen, 
dass man sich der Globalisierung un- 
terwerfen muss, sondern darin, wie 
diese Unterwerfung aussehen kann: 
„Die Politik der ,neuen Mitte' will die 
soziale Zerstörung und Polarisierung 
vermeiden, bleibt aber selbst auf den 
ökonomischen und verteilungspoliti- 
schen Prämissen des Neoliberalismus 

Wer die Linke mit stehen." (Bischoff 1 998: 1 8) Diese 
Gleichheit identifi- fehlgeleitete Analyserichtung führt 

ziert und ihr aber zu einer bemerkenswerten Ne- 
außerdem den benerscheinung. Aufgrund des angeb- 

Vorwurf der Gleich- lichen ,,Primats der Ökonomie" (Schrö- 
macherei macht, irrt der 1998: 507) geraten die abgeleite- 

grundsätzlich. ten Bereiche massiv ins Blickfeld der 
Kritik und der politischen Neujustie- 
rung: Denn sie sind die einzigen Insti- 
tutionen, die sich überhaupt einer po- 
litischen Gestaltung unterwerfen las- 
sen - freilich nur in einem globalisie- 
rungskonformen Sinn. Vor allem der 
fordistische Sozialstaat rückt daher ins 
Blickfeld der modernen Sozialdemo- 
kraten: Während sich die ,,traditionelle 
Linke" unter dem Eindruck der ökono- 
mischen Krise und des sozialen Rück- 
schritts mit dem fordistischen Sozial- 
staat eher immer weiter identifiziert, 
konzentrieren sich die Vertreter des 
,,Dritten Weges" vor allem auf seine 
Kritik. In gewisser Hinsicht führt dies 
zu einer gründlicheren Analyse der De- 
fizite des fordistischen Sozialstaates 
durch die Theoretiker des ,,Dritten We- 

ges", die auch von der sozialistischen 
Linken nicht ohne weiteres von der 
Hand gewiesen werden kann. 

Anthony Giddens formuliert ins- 
gesamt sechs Einwände gegen den 
herkömmlichen Wohlfahrtsstaat (Gid- 
dens 1997: 1 13ffl186ff): 

die Umverteilung von oben nach 
unten sei grundsätzlich gescheitert, 

der Sozialstaat habe das Patriar- 
chat zementiert, 

sich bloß auf den nationalen Rah- 
men konzentriert, 

bürokratische Strukturen ausge- 
bildet, 

sich fast ausschließlich ökonomi- 
schen Fragen gewidmet, 

und durch Alimentation Abhän- 
gigkeiten erzeugt. (...) 

Nun mag man die Attacken ge- 
gen die angeblich verfehlte Umvertei- 
lungspolitik sowie gegen die angebli- 
che Strangulierung der wirtschaftli- 
chen Entwicklung oder die übermäßi- 
ge Betonung von Bürokratisierungs- 
tendenzen - ohne gleichzeitigen Hin- 
weis auf das hohe Maß an verrecht- 
lichten Strukturen - als ,,Ideologie" 
abtun. Bei den restlichen Kritikpunk- 
ten ist dies allerdings nicht ohne Wei- 
teres möglich und auch nicht sinnvoll: 

Die Folgen eines weitgehend öko- 
nomisch verstandenen und damit ge- 
sellschaftspolitisch verkürzten Sozial- 
staatsbegriffs zeigen sich heute nicht 
zuletzt an der stetigen Zunahme 
rechtsextremistischer Tendenzen: Auch 
reiche Gesellschaften können rassi- 
stisch sein. Eine stabile Reichtumsbasis 
ist damit zwar eine notwendige, kei- 
nesfalls aber einer hinreichende Vor- 
aussetzung für eine vernünftige gesell- 
schaftliche Entwicklung. 

Ebenso dürfte kaum zu bezwei- 
feln sein, dass die europäischen 
Wohlfahrtsstaaten im Durchschnitt 
sowohl einen gewissen Hang zum So- 
zialnationalismus als auch zur Zemen- 
tierung des Patriarchats aufweisen. 
Eine erfolgversprechende Auseinan- 
dersetzung mit dem ,,Dritten Weg" 
scheint daher nicht dadurch möglich 
zu sein, dass er pauschal für unsinnig 
erklärt, sondern vielmehr auf die Dis- 
krepanzen zwischen Theorie und Pra- 
xis hingewiesen wird: Wie verträgt 
sich z.B. das Bekenntnis zum ,,Dritten 
Weg" mit einer Kürzung der Entwick- 
lunsghilfe im Rahmen der Haushalts- 
politik Hans Eichels sowie die Nicht- 
einführung der Realehegattensplit- 
tings mit dem angeblichen Ziel, den 
Sozialstaat zu entpatriarchalisieren? 

Der politisch wie theoretisch wich- 
tigste Aspekt ist allerdings die Kritik 
an sozialstaatlich erzeugten Abhän- 
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gigkeitstendenzen. Der herkömmli- 
che Sozialstaat habe sich damit be- 
gnügt, soziale Randschichten zu ali- 
mentieren, anstatt sie in die Gesell- 
schaft zu integrieren. Folglich müsse 
man heute zu einer Politik der Aktivie- 
rung übergehen, um die Ausgegrenz- 
ten in die Gesellschaft zurückzuholen 
(Inklusion). Nun ist es richtig, dass 
dieser Gedankengang in der Praxis 
meist zur bornierten Legitimierung 
von Repression und Leistungskürzun- 
gen verwendet wird. (...) 

Der ,,Dritte Weg" macht auf ver- 
änderte Bedingungen aufmerksam: 
Die alimentierende Sozialpolitik war 
akzeptabel in einer Situation der Voll- 
beschäftigung, wie sie die Bundesre- 
publik in der Nachkriegswirtschaft 
lange Zeit erlebt hatte. Denn Arbeits- 
losigkeit oder soziale Fürsorge waren 
aufgrund einer dynamischen Wirt- 
schaftsentwicklung fast immer Pha- 
sen sehr kurzer Dauer. Der Sozialstaat 
musste nicht selbst integrieren, weil 
diese lntegrationsleistung von einer 
boomenden Ökonomie bewerkstel- 
ligt wurde. Seit Mitte der 70er Jahre 
ist die Bundesrepublik allerdings mit 
Massenarbeitslosigkeit konfrontiert: 
Das Wirtschaftswachstum reicht nicht 
mehr aus, um alle Arbeitswilligen zu 
integrieren. In einer solchen Situation 
verwandelt sich die alimentierende 
Sozialpolitik zu einer Festschreibung 
der gesellschaftlichen Ausgrenzung 
(Exklusion). Auch Sozialistlnnen müs- 
sen anerkennen: Jahrzehntelanger 
Bezug von Sozialhilfe oder Lohner- 
satzleistungen ermöglicht kein erfüll- 
tes Leben. Es geht meist einher mit 
Vereinsamung, Qualifikationsverlust, 
gesellschaftlicher Ausgrenzung und 
einer völlig unterentwickelten Indivi- 
dualität. Es macht daher keinen Sinn, 
die Politik der Aktivierung grundsätz- 
lich abzulehnen. Vielmehr muss dar- 
über diskutiert werden, ob es um eine 
Aktivierung im Sinne des ,,Dritten We- 
ges" gehen soll, der durch bornierte 
und repressive Schuldzuschreibung 
an die Betroffenen gekennzeichnet 
ist, oder um die Entwicklung einer 
humanen Aktivierung, die sich vor al- 
lem darum bemüht, den Individuen 
vernünftige gesellschaftliche Chancen 
zu eröffnen. In der Entwicklung zu- 
kunftsweisender Reformmodelle für 
den herkömmlichen Wohlfahrtsstaat 
liegt u.E. nicht nur eine politisch 
wichtige, sondern auch strategisch 
entscheidende Aufgabe: Es kann 
nicht darum gehen, politisch aus- 
sichtslose Alternativen am Dritten 
Weg vorbei zu entwickeln, sondern 
nur darum, ihn auf seinem eigenen 
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der Bild-Zeitung entdeckte Forderung 
,,Kein Kindergeld für Reiche!" läuft in- 
sofern leer, als Reiche kein Kindergeld 
erhalten, sondern über den Steuer- 
freibetrag eine Steuerersparnis, die 
höher liegt als das Kindergeld der 
Normalverdiener. Dass dies die einzig 
verfassungsgemäße Ausgestaltung 
von Familienförderung ist, mag vielen 
nicht einleuchten. 

Dazu kommt, dass der Ansatz 
des Bundesverfassungsgerichts rein 
auf individuelle Geldleistungen und 
Beiträge ausgerichtet ist. Völlig aus- 
geblendet wird die zweite Dimensi- 
on der sozialstaatlichen Leistungen 
für Kinder und Jugendliche, nämlich 
Kinderbetreuungseinrichtungen und 
Schulen. Diese Einrichtungen sind 
notwendig kollektiv und öffentlich 
und werden nicht vom Markt bereit- 
gestellt. Gerade bei Kinderbetreuung 
und Ganztagsschulen ist Deutsch- 
land im europäischen Vergleich be- 
sonders schlecht ausgestattet. Ein 
Vergleich der Geburtenraten und der 
sozialen Infrastruktur in Deutschland 

D er Beginn der neuen Groß-Ge- 
werkschaft verdi war wider- 

sprüchlich. Einerseits verdi- 
kämpferisch: eine öffentliche Protest- 
aktion auf der Computermesse CeBit 
gegen den Arbeitsplatzabbau bei 
dem Unternehmen Xerox wurde vom 
Arbeitsgericht Düsseldorf untersagt. 
Ebenso wurde ein erster Verdi-Tarifab- 
schluss bei Lufthansa mit Warnstreiks 
durchgesetzt. Anderseits bestätigte 
die aktuell angelaufene ,,Verdi- mehr 
bewegenJ'-Werbung die Befürchtung 
von Verdi-Kritikern. Nach dem Vorbild 
von Produkteinführungskampagne 
wurde zur Mitarbeit aufgefordert. 

Kritiker meldeten sich nicht mehr 
auffallend zu Wort. Es fehlte an Rük- 
kendeckung unter den Mitgliedern, 
die jedoch auch keine Begeisterung 
für die Neugründung zeigten. Eher 
wurde der Verschmelzungsprozess 
aus der Zuschauerrolle beobachtet. 

Die Strukturen der Matrixorgani- 
sation stehen fest: 13 Fachbereiche 
werden ergänzt durch eine Auftei- 
lung in 13 Landesbezirke und 108 Be- 
zirke. Die IG Medien wird fast voll- 
ständig als eigenständiger Fachbe- 
reich 8 weiter tätig bleiben. Dies war 
die Voraussetzung der eher kleinen 
Gewerkschaft zur verdi-Zustimmung. 
Orts- und Betriebsgruppen sind nicht 
als Regelfall vorgesehen. In der Praxis 
wird sich zeigen, ob hierdurch kriti- 

einerseits und in Skandinavien und 
Frankreich andererseits lässt den 
Schluss zu, dass die Entscheidung, 
ob ein Kinderwunsch realisiert wird, 
nicht in erster Linie von Kindergeld 
oder Ermäßigungen in der Sozialver- 
sicherung abhängt, sondern von der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
durch entsprechende soziale Einrich- 
tungen. Dazu kommt, dass genau 
dadurch auch eine höhere Frauener- 
werbsquote möglich würde, was für 
die Beitragsbasis der Sozialversiche- 
rung wichtig wäre, während Kinder- 
geld und Erziehungsgeld bei gleich- 
zeitig schlechter Betreuungsinfra- 
struktur als Anreiz gegen Erwerbstä- 
tigkeit wirken. In Deutschland würde 
zur Schaffung von Horten, ganztags 
geöffneten Tagesstätten und Ganz- 
tagsschulen eine gemeinsame Kraft- 
anstrengung von Bund, Ländern und 
Gemeinden benötigt, um europäi- 
sches Niveau zu erreichen. 30 DM 
mehr Kindergeld oder Betreuungs- 
freibeträge sind dafür kein Ersatz: 
Mit  30 DM kann vielleicht eineTages- 

sche Gruppen bei Gründung dieser 
Einheiten von höheren Ebenen behin- 
dert werden. 

Eine Beschäftigungsgarantie für 
Gewerkschaftssekretäre wurde auf 
dem Gründungs-kongress bis 2007 
beschlossen. Dies soll für Ruhe in den 
Reihen sorgen. Auch das jetzt be- 
schlossene Vorschlagsrecht der bishe- 
rigen Gewerkschaften für den Vorsitz 
in den einzelnen Landesbezirken und 
Bezirken auf ehren- und hauptamtli- 
cher Seite dient der Klärung der inter- 
nen Machtverteilung. Die weiteren 
Zuständigkeiten für Fachbereiche, 
Projekte oder Betriebsbetreuung müs- 
sen in den nächsten Monaten austa- 
riert werden. Dabei wird es ebenso 
wie bei der Zusammenlegung und 
Neubesetzung von ehrenamtlichen 
Gremien noch einige Auseinanderset- 
zungen geben. 

Interne Positionierungen 
Die inhaltliche Diskussion über die 
Ausrichtung von Verdi hat bisher auf 
Kongressen zu verschiedenen The- 
men wie Arbeitszeit oder Bildung 
stattgefunden. Diese zeichneten sich 
aber eher durch eine gewisse politi- 
sche Beliebigkeit aus und stellten in 
erster Linie Vorträge der einzelnen 
Gewerkschaften dar. Strategische Zie- 
le sind nun noch zu klären, beispiels- 
weise: 

mutter-Stunde bezahlt werden. Prak- 
tisch ist zu befürchten, dass die Kin- 
dergeld-Erhöhung Länder und Ge- 
meinden zu weiteren Einsparungen 
zwingt. Die Eltern können das Geld 
dann gleich mit den erhöhten Ge- 
bühren für Kindertagesstätten wei- 
terreichen. 

Bundestag und Bundesregierung 
sind gefordert, in der Auseinanderset- 
zung mit den Urteilen des Bundesver- 
fassungsgerichts klarzustellen, dass 
sie zur Gestaltung der Sozialpolitik 
primär berufen sind und dass sie über 
ein Konzept zur sozialen Familienför- 
derung verfügen. Weder Verfassungs- 
recht noch Sozialpolitik dürfen dabei 
komplizierten Expertendiskussionen 
überlassen bleiben. Der Gleichheits- 
satz ist einer der fundamentalen 
Grundsätze des Rechts. Ein mit dem 
Gleichheitssatz begründetes System 
der Familienförderung, das seinen 
Zweck nicht erreicht und dem Ge- 
rechtigkeitsempfinden vieler Betroffe- 
ner widerspricht, wird auf Dauer kei- 
nen Bestand haben. SPW 

In Deutschland 
würde zur Verbesse- 
rung der Kinderbe- 
treuung eine 
gemeinsame 
Kraftanstrengung 
von Bund, Ländern 
und Gemeinden 
benötigt, um 
europäisches Niveau 
zu erreichen. 

Verdi - ein wider- 
sprüchlicher Riese 

ist geboren 
Marcus Schwarzbach 

Verdi hat beschlossen, die 35- 
Stunden-Woche als ,,arbeits- und ge- 
sellschaftspolitisches Reformprojekt 
wieder in den Blick" zu nehmen. Die- 
se Forderung soll der Beschäftigungs- 
sicherung, der Gleichberechtigung 
der Geschlechter und einer besseren 
Vereinbarkeit von Freizeit und Arbeit 
dienen. Dazu bedarf es jedoch einer 
ehrlichen Bestandsaufnahme. In den 
Tarifverhandlungen der letzten Jahre 
spielte dieser Ansatz keine ernsthafte 
Rolle. Es wurde von hauptamtlicher 
Seite nicht einmal der Versuch unter- 
nommen, dieses Thema in den Betrie- 
ben flächendeckend voranzutreiben. 

Marcus Schwarzbach ist VerdiIHBV-Mitglied, stellv. BR-Vorsitzender ;n einem 
Finanzdienstleistungsunternehmen in Kassel und lebt in Helsa 
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Das Bundesverfas- 
sungsgericht erliegt 

dem Mythos, nur 
Umlageverfahren 

seien sozial gebun- 
den, während bei 
kapitalgedeckten 

Verfahren ,,jeder für 
sich selbst" anspart. 

sondere der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung genutzt hat. 

Der Begründungsstrang des Bun- 
desverfassungsgerichts ist sozialpoli- 
tisch weder zwingend noch einleuch- 
tend. Zwar ist es zutreffend, dass ein 
auf Dauer angelegtes System nicht 
ohne Nachwuchs auskommt. Keines- 
wegs ist es aber so, dass die Pflege- 
oder die Rentenversicherung nur 
überlebensfähig ist, wenn das Ver- 
hältnis von Pflegebedürftigen oder Al- 
ten zu Jüngeren gleich bleibt. Das Ge- 
richt blendet aus, dass die Systeme 
auch davon abhängig sind, wie sich 
die Produktivität entwickelt und wel- 
che Einkommen in welchem Umfang 
zur Finanzierung von Sozialausgaben 
herangezogen werden. Das Bundes- 
verfassungsgericht macht sich zum 
Anwalt einer langfristigen ,,Bestands- 
erhaltung" (erstes Urteil, Rz. 65), 
ohne sich mit der Frage aufzuhalten, 
ob diese eigentlich notwendig ist, 
wenn zugleich eine Verdoppelung 
von Produktivität und Sozialprodukt 
im gleichen Zeitraum zu erwarten ist. 

Dazu kommt, dass die ,,Bestands- 
erhaltung" der Beitragsbasis in den 
Sozialversicherungen nicht nur von 
der Geburtenrate abhängt, sondern 
vielmehr vor allem davon, ob die ge- 
borenen Kinder später sozialversiche- 
rungspflichtig sein werden. Also ist es 
wichtig, dass sie gut ausgebildet wer- 
den, dass sie später erwerbstätig sein 
können und dass diese Erwerbstätig- 
keit auch versicherungspflichtig wird. 
Damit ist das ganze Tableau einer 
künftigen Bildungs-, Sozial- und Wirt- 
schaftspolitik in den Blick gerückt. 
Schließlich ist anzumerken, dass die 
gleichen Faktoren - und hier natürlich 
ebenso auch die Geburtenrate - auch 
die künftige Finanzierung einer priva- 

ten Pflege- und Alterssicherung be- 
treffen. Auch eine private Pflegeversi- 
cherung kann nicht alleine ausgezahlt 
werden, weil eine Anwartschaftsdek- 
kung besteht. Wenn die verwaltende 
Versicherung zum Auszahlungszeit- 
punkt nicht aus aktueller Wirtschafts- 
kraft und Arbeit der aktuell jungen 
Generation schöpfen kann, wird auch 
sie nicht zahlen können. Gerade in 
dieser Widersprüchlichkeit seiner bei- 
den Urteile ist das Bundesverfas- 
sungsgericht' dem Mythos erlegen, 
nur Umlageverfahren seien sozial ge- 
bunden, während bei kapitalgedeck- 
ten Verfahren ,,jeder für sich selbst" 
anspart. In Wirklichkeit muss jede 
Rente und jede Sicherung bei Pflege- 
bedürftigkeit von denen aufgebracht 
werden, die zum gleichen Zeitpunkt 
arbeiten, nur die Wege der Umvertei- 
lung sind verschieden. 

Die möglicherweise auf den aller- 
ersten Blick bestechende Gleichheits- 
argumentation des BVerfG hält einer 
näheren Betrachtung nicht stand. 
Wenn mehrere zentrale Einflussfakto- 
ren im Spiel sind, lässt sich mit dem 
Gleichheitssatz kein eindeutiges Er- 
gebnis herbeiführen. Der Gesetzgeber 
hat vielmehr den Spielraum, die Ver- 
gleichsgruppen selbst zu bestimmen 
und die Faktoren so selbst für seine 
Sozialpolitik zu gewichten. Dass die 
Berücksichtigung von Unterhalts- und 
Erziehungslasten für Kinder gerade 
im Pflegeversicherungssystem (oder 
im Rentenversicherungssystem) statt- 
finden muss, ist nach herkömmlicher 
Dogmatik verfassungsrechtlich nicht 
zu begründen. Damit aber werden 
die Urteile zu einem verfassungspoliti- 
schen Problem. Das BVerfG sieht sich 
als berechtigt an, zentrale Fragen 
künftiger Sozialpolitik zu entscheiden 
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und verschiebt damit die Aufgaben 
zwischen den Staatsorganen. 

Wie die Berücksichtigung der Kin- 
derlasten in der Pflegeversicherung 
aussehen soll, hat das BVerfG offen 
gelassen. Würde der Gesetzgeber ei- 
nen verminderten Beitragssatz für El- 
tern vorsehen, würde dies höher ver- 
dienende Eltern stärker entlasten als 
Geringverdiener. Einkommensarme 
oder einkommenslose Eltern würden 
weniger gefördert oder leer ausgehen 
- so wie bei der vom BVerfG bereits 
durchgesetzten steuerrechtlichen 
Spielart des Familienleistungsaus- 
gleichs. Sinnvoller wäre insofern ein 
Beitragszuschuss zur Pflegeversiche- 
rung für Eltern in Höhe eines pro Kind 
berechneten Festbetrags. Dies wäre 
eine Art Bundeszuschuss zur Pflege- 
versicherung. Auch hiervon hätten 
aber diejenigen Eltern keine Entla- 
stung, die etwa als Sozialhilfeempfän- 
ger ohnehin keinen Pflegeversiche- 
rungsbeitrag selbst zahlen. 

Damit steht das verfassungsge- 
richtliche Konzept der Familienförde- 
rung einmal mehr im Widerspruch zu 
den Notwendigkeiten einer sozialen 
Familien- und Kinderpolitik. Der Ar- 
mutsbericht der Bundesregierung hat 
erneut belegt, dass das Risiko von Kin- 
dern, in Armut aufzuwachsen, gestie- 
gen ist und dass für Arbeitslose und 
für allein Erziehende das Kinderhaben 
ein erhebliches Armutsrisiko ist. Für 
eben diese Kinder wären besondere 
Anstrengungen erforderlich, damit 
sie trotz schwieriger Ausgangslage 
gut ausgebildet werden und die 
Chance bekommen, später beitrags- 
zahlende Stützen der sozialen Siche- 
rung zu werden. Der überwiegende 
Teil der staatlichen Aufwendungen 
zur Familienförderung wird aber nicht 
gezielt zur Verbesserung der Chan- 
cenqleichheit einqesetzt, sondern 
durih Kindergeld ;nd Kinderfreibe- 
träge im Rahmen des Steuerrechts 
verteilt. Dies ist auch eine Folge der 
vom Bundesverfassungsgericht ent- 
wickelten Doktrin, wonach verfas- 
sungsgemäße Familienförderung im 
Steuerrecht über die Steuerfreiheit 
des Existenzminimums jeder einzel- 
nen Person stattzufinden habe. Aus- 
gehend von dem nachvollziehbaren 
Ansatz, dass die Besteuerung nicht 
das Existenzminimum angreifen dür- 
fe, hat das Gericht daraus notwendi- 
ge Freibeträge oder Steuerverscho- 
nungen auch für all jene konstruiert, 
deren Einkommen vom Existenzmini- 
mum weit entfernt ist (zuletzt Ent- 
scheidung vom 10.1 1 . I  998, BVerfGE 
99, 246 ff.). Die populäre, jüngst von 
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Feld zu deklassieren, Und dies sollte Bischoff, Joachim (1 998): Strategien fur das 

,,icht schwerfallen, wenn man den 21. Jahrhundert, in: Zukunftsstrategien?. 
Supplement der Zeitschrift Sozialismus 

ideologischen Anspruch der Aktivie- . . , - - , - . . - - 
rungspolitik des Dritten Weges bei Bourdieu, Pierre (1998): Der Neoliberalismus. 
der Errichtuna des Wohlfahrtsstaates Eine U t o ~ i e  arenzenloser Ausbeutuna 

der ,,sozialen ~ ~ ~ ~ ~ t i t i ~ ~ , ,  ((jiddens) wird ~ealität, 'h: ders.: Gegenfeuer, ~on: 
stanz. 8. 109-1 18 mit den tatsächlich geplanten oder in 

. ders, (2000a): Vernetzt Euch! Interview mit 
Angriff genommenen ver- Pierre Bourdieu zur Kritik des Neoliberalis- 
gleicht. Bisher erweist sich die neue mus und zur ~ h a r t a  2000, in: Sozialismus 
Sozialdemokratie als unfähiq, ihre ei- 6/2000, S. 14-1 9 

genen ~ ~ ~ ~ ~ ü ~ h ~  zu verwirklichen: - ders. (2000b). Neoliberalismus und neue 
Formen der Herrschaft, in: Sozialismus 

Hierin steckt eine Chance für die Linke 12/2000, S, 10-17 
in der SPD und in den Gewerkschaf- Clement. Wolfqanq (2000): Durch innova- 
ten. 

. . 

tive Politik zu gerechterer Teilhabe, Ber- 
Iin 

Literatur: Fels/Heinze/Pfarr/Schmid/Streeck (2000): Ak- 
tivierung der Arbeitsmarktpolitik. Thesen 

Backer/Bispinck/Hofemann/ Naegele (2000): der Benchmarking-Gruppe des Bündnis- 
Sozialpolitik und soziale Lage in Deutsch- Ses fur Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
land. Band 1, Wiesbaden 

Wie kommt der Hunger in die 
Welt? 

lean Zieglec Wie kommt der Hunger 
in die Welt? Ein Gespräch mit meinem 
Sohn, Verlag C. Bertelsmann, Mün- 
chen 2000, 156 Seiten, D M  32,-. 

B ücher, die sich mit den leidvol- 
len Auswirkungen der Globali- 
sierung auseinandersetzen ha- 

ben Konjunktur. Zu dieser Kategorie 
zählt auch das Buch des renommier- 
ten Schweizer Soziologen Jean Zieg- 
ler. Ziegler, der als Professor an den 
Universitäten Genf und Paris unter- 
richtet, gilt als ebenso kritischer wie 
unbequemer Aufklärer. Bereits in den 
80er und 90er Jahren wurde er durch 
seine Enthüllungen über den Finanz- 
platz Schweiz über die eidgenössi- 
schen Grenzen hinweg bekannt. Sei- 
ne Bücher über das Schweizer Nazi- 
Gold und die Holocaust-Konten wur- 
den internationale Bestseller. 

In seinem neuen Buch, das unter 
dem Titel „Wie kommt der Hunger in 
die Welt? Ein Gespräch mit meinem 
Sohn" im deutschsprachigem Raum 
erschienen ist, hat er nun das Wissen 
um den Welthunger zusammengetra- 
gen. Und so lernen wir eine Fülle über 
den Hunger, die Armut und vor allem 
über die Ursachen des massenhaften 
Elendes in der Welt. Mehr als 30 Mil- 
lionen Menschen, so erfährt der Leser, 
sind nach den Schätzungen der FAO, 
der Ernährungs- und Landwirtschafts- 
organisation der Vereinten Nationen, 
allein im Jahr 1999 verhungert. Über 
828 Millionen Menschen litten im 
gleichen Zeitraum an schwerer Unter- 
ernährung. Dabei habe die FA0 be- 
reits 1984 einen interessanten Bericht 
vorgelegt: Demzufolge müsste kein 

Mensch hungern. Ausgehend von 
den bestehenden landwirtschaftli- 
chen Produktivkräften, könnte die 
Erde mehr als 12 Milliarden Men- 
schen ernähren. Dabei wäre jedes 
Kind, jede Frau und jeder Mann mit 
einer Lebensmittelration von rund 
2400 bis 2700 Kalorien versorgt. Vor 
diesem Hintergrund macht Ziegler 
deutlich, dass Hunger keine schicksal- 
hafte Plage ist. Vielmehr: ,,Wenn die 
Nahrungsmittel gerecht auf der Erde 
verteilt würden, gäbe es mehr als ge- 
nug zu essen für alle." 

Ziegler zieht vor allem gegen In- 
tellektuelle, Politiker und die Verant- 
wortlichen in den internationalen Or- 
ganisationen zu Felde, die den My- 
thos von der Überbevölkerung und 
der regulativen Funktion der Hungers- 
nöte verbreiten. Thomas Malthus, der 
anglikanische Pastor am Ende des 18. 
Jahrhunderts, gilt Ziegler als der ideo- 
logische Wegbereiter für eine men- 
schenverachtende Bevölkerungstheo- 
rie, die bis in die Gegenwart weiter- 
wirkt. ,,Zu diesem Zweck muss man 
die malthusianischen Vorurteile zer- 
stören." 

Ziegler unterscheidet zwischen 
,,strukturellem Hunger" und ,,kon- 
junkturellem Hunger". Als ,,strukturel- 
len Hunger" bezeichnet er den chro- 
nischen Nahrungsmangel, dessen all- 
gemeine Ursachen in der ökonomi- 
schen Unterentwicklung und der Un- 
zulänglichkeit der Produktivkräfte ein- 
schließlich seiner Infrastruktur liegen. 
Der ,,konjunkturelle Hunger" dage- 
gen geht sehr oft mit einem überra- 
schenden Zusammenbruch der wirt- 
schaftlichen und sozialen Infrastruk- 
tur einher: eine Dürre, ein Hurrikan 
oder ein Krieg können der Auslöser 
sein. 

werbsfähigkeit. Berlin 
Giddens. Anthony (1 997): Jenseits von Links 

und Rechts, Frankfurt am Main 
- ders. (2000): Die Politik des Dritten We- 

ges. in:  Flassbeck/Giddens/Wiethold/ 
Zwickel u.a.: Ein dritter Weg in das 
dr i t te Jahrtausend. Hamburg, 
8. 12-25 

Hombach, Bodo (1 998): Aufbruch, Munchen 
Lafontaine. Oskar (1 999): Das Herz schlägt 

links, Munchen 
Marx, Karl; Engels, Friedrich (1 956-1 968): 

Marx Engels Werke (MEW), Berlin 
Meyer, Thomas (1 991): Demokratischer So- 

zialismus - Soziale Demokratie, Bonn 
Schroder, Gerhard (1 998): Politische Gestal- 

tung oder: Primat der Okonomie. in: 
NGFH 6/98, 8. 504-508 

Sozialistische Studiengruppen/Sost 
(1 995). Egalitarismus oder politische 
Okonomie der emanzipierten Arbeit?, 
Hamburg 

Ziegler beschreibt auch die Ar- 
beitsweise der Hilfsorganisationen. So 
arbeitet das Welternährungspro- 
gramm (WFP) nur in Ländern, die ein 
Lebensmitteldefizit aufweisen. 

In den Anfängen bekam die Orga- 
nisation die Nahrungsüberschüsse 
von den Geberländern, also im we- 
sentlichen von Europa und den Verei- 
nigten Staaten. Dieses System hatte 
sich als unbrauchbar erwiesen, da 
beispielsweise die Schweiz ihre Käse- 
Überproduktion über die WFP in Re- 
gionen verteilte, wo die Menschen 
nicht an den Verzehr von Käse ge- 
wöhnt waren. Gleiches galt für ameri- 
kanisches Getreide, das an Völker ver- 
teilt wurde, die traditionell nur Reis 
aßen. Die Organisation bekommt nun 
Geld von den Geberländern. Dafür 
werden Lebensmittel eingekauft, die 
in den Hungergebieten gebraucht 
werden. 

Die Methoden der multinationa- 
len Lebensmittelproduzenten, der Ge- 
treidekonzerne und Spekulanten und 
ihre Auswirkungen auf den Welthun- 
ger werden von Ziegler ebenso scho- 
nungslos aufgedeckt wie die fatalen 
Folgen der verfehlten Agrar- und Sub- 
ventionspolitik der Europäischen Uni- 
on. Er spricht vom Einsatz des Nah- 
rungsmittelentzugs als Waffe des 
Staatsterrors in Korea und von der 
fortschreitenden Versteppung ehe- 
mals fruchtbarer Regionen, weil der 
Boden, ausgemergelt durch jahrzehn- 
telange Monokultur, keine Nährstoffe 
mehr hergibt. 

Aufschlussreich ist die Rolle der 
Fa. Nestle, dem zweitgrößten Lebens- 
mittelhersteller der Welt, während 
der Regierung Allende in Chile: Zieg- 
ler zufolge ist der Konzern dafür ver- 
antwortlich, dass damals viele Kinder 

Foto Christian Kiel (Berlin) 
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verhungern mussten, da die Firmen- 
leitung nicht bereit war mit der de- 
mokratisch legitimierten Regierung 
zusammenzuarbeiten. Nestle be- 
fürchtete die Kontrolle über den chile- 
nischen Milchmarkt zu verlieren. Da- 
bei wollte Allende die Milch für sein 
geplantes Ernährungsprogramm von 
dem Lebensmittelriesen zu regulären 
Marktpreisen einkaufen. „Wie viele 
andere multinationale Banken, Indu- 
strie- und Handelsgesellschaften des 
Westens war auch Nestle ein erbitter- 
ter Gegner der Reformpolitik Allen- 
des." 

Das alles und noch viel mehr wur- 
de von Ziegler über den Hunger in der 
Welt zusammengetragen. Die Form, 
die er für sein engagiertes und kennt- 
nisreiches Buch gewählt hat, dürfte 
nicht jedem Leser gefallen. Warum, 
fragt man sich schon nach wenigen 
Seiten, muss es gerade ein Gespräch 
mit seinem Sohn sein? So stört der 
gestelzte Stil und der erhobene Zeige- 
finger mit dem der Autor seine wis- 
senswerten Informationen vorträgt. 
Nervig sind die empörten Zwischen- 

Die Metamorphosen der 
sozialen Frage 

Robert Castel: Die Metamorphosen 
der sozialen Frage - Eine Chronik der 
Lohnarbeit, 
Aus dem Französischen von Andreas 
Pfeuffel; UVK Universitätsverlag Kon- 
stanz GmbH, Konstanz 2000, 416 
Seiten, D M  68,-. 

,,Es gibt kein Recht auf Faulheit", 
zürnte kürzlich der Kanzler einer sozi- 
aldemokratisch geführten Regierung 
im auflagenstärksten Boulevardblatt, 
der BILD-Zeitung, und löste damit ei- 
nen heftigen Streit darüber aus, ob 
die Arbeitslosen überhaupt arbeits- 
willig sind, oder ob sie es sich lediglich 
in der sozialen Hängematte - also auf 
Kosten der Gemeinschaft - gemütlich 
machen. Eine zynische Äußerung an- 
gesichts vier Millionen registrierter ar- 
beitsloser Menschen in Deutschland. 
Mit der erneut angestoßenen Debatte 
um den Missbrauch von Sozialleistun- 
gen provozierte Gerhard Schröder 
nicht nur die Gewerkschaften und die 
politische Linke, sondern gab gleich- 
zeitig dem Arbeitgeberlager, seinen 
Verbänden und der bürgerlichen 
Presse eine Steilvorlage, um deren 
Konzepte zur Deregulierung und Fle- 

rufe des Sohnes und die belehrenden 
Antworten eines scheinbar allwissen- 
den Vaters. Andererseits dürfte gera- 
de die Form des Dialoges geeignet 
sein, eine breitere Leserschaft für die 
komplexen Fragen des Welthungers 
zu interessieren. Deshalb kann das 
Gespräch getrost als - wenngleich 
überdimensionierte - Einleitung und 
Einführung für den zwanzigseitigen 
Epilog gelesen werden. Hier begeg- 
net uns Ziegler, wie wir ihn kennen: 
als brillianter Essayist, ernstzuneh- 
mender Wissenschaftler und enga- 
gierter Sozialist. Auf den letzten 
zwanzig Seiten zeigt er, was das Buch 
hätte sein können. Daten, Fakten und 
Schlussfolgerungen knallhart und 
schnörkellos vorgetragen. Hier rech- 
net Ziegler ab: Mit dem globalisierten 
Kapitalismus, dem Finanzkapital und 
dessen Profitmaximierungsgesetzen 
und der neoliberalen Ideologie. „Mit  
seiner permanenten Diffamierung des 
Staates, der Volkssouveränität, der 
gewählten Institutionen und der so- 
zialen Bewegungen, des territorialen 
Kom~etenzbereichs und der von 

THEORIE & STRATEGIE: REZENSION 

xibilisierung des Arbeitsmarktes (und 
der Sozialversicherungssysteme) aus 
der Wiedervorlagemappe herauszu- 
kramen. Und in der Tat berührt die 
derzeit heftig geführte Diskussion 
eine zentrale Frage moderner Gesell- 
schaften. Die gegenwärtige Situation 
ist gekennzeichnet durch Massenar- 
beitslosigkeit und prekäre Beschäfti- 
gungsverhältnisse. Die Systeme der 
sozialen Sicherung sind überfordert. 
Die Segmentierung der Gesellschaft 
in einen produktiven Kern und einen 
mehr oder weniger notdürftig ali- 
mentierten Rand schreitet voran. 

Befindet sich die ,,Lohnarbeitsge- 
sellschaft" in einer Krise? Ist der mo- 
derne Sozialstaat gescheitert? Diese 
Fragen stehen im Mittelpunkt der 
umfassenden historischen Studie des 
französischen Sozialwissenschaftlers 
Robert Castel, die - fünf Jahre nach 
ihrer Erstveröffentlichung in Frank- 
reich - jetzt endlich auch in deutscher 
Übersetzung erschienen ist. Es geht 
um „die Geschichte der Gegenwart". 
Castel, der Forschungsdirektor an der 
Ecole des Hautes Etudes en Sciences 
Sociales in Paris ist, führt sie zurück 
bis in Mittelalter. Von hier aus will er 
die ,,Metamorphosen der sozialen 
Frage" nachzeichnen. Castel be- 
schreibt, wie sich die Lohnarbeit im 

Menschen gemachten demokrati- 
schen Norm zerstört der Neoliberalis- 
mus das Erbe der Aufklärung.'' 

Zieglers Antworten gegen die 
fortschreitende Zerstörung der Men- 
schen durch den Hunger lauten kon- 
sequenterweise: Die humanitäre Not- 
standshilfe muss effizienter gemacht 
werden, 

bestehende Gewaltverhältnisse 
gehören umgestürzt, d.h. die Opfer 
müssen in handelnde Akteure ver- 
wandelt werden, und die Länder der 
Dritten Welt müssen beim Aufbau ei- 
ner geeigneten Infrastruktur unter- 
stützt werden. Der Hunger, dass ist 
Zieglers kategorischer Imperativ, muss 
um alles in der Welt besiegt werden. 
Ein ungebändigter globalisierter Kapi- 
talismus ist dazu außerstande. Nor- 
men und Verträge müssen geschaffen 
werden. Denn wie schrieb schon 
Jean-Jaques Rousseau in seinem be- 
rühmten ,,contrat social": ,,Zwischen 
dem Schwachen und dem Starken ist 
es die Freiheit, die unterdrückt und 
das Gesetz, das befreit." SPW 

Klaus Störch (Flörsheim) 

historischen Prozess aus dem Status 
der Benachteiligung herauszulösen 
begann, um in der Mitte des 20. Jahr- 
hunderts zur Basismatrix der moder- 
nen Lohnarbeitsgesellschaft zu wer- 
den. In der Vergangenheit bedeutete 
das Angewiesensein auf Lohnarbeit 
einer der unsichersten und elendsten 
Lebensstellungen. Lohnarbeiter wur- 
de, wer nichts war und nichts anderes 
zu tauschen hatte als seiner Hände 
Arbeit. Das hat sich erst nach dem 
zweiten Weltkrieg geändert. Das 
Wirtschaftswachstum und die an die 
Lohnarbeit gekoppelten Systeme der 
sozialen Sicherung führten zu einer 
relativen Befriedung des Konfliktes 
zwischen Kapital und Arbeit. Zum er- 
sten Mal in der Geschichte schien es 
der Lohnarbeitsgesellschaft zu gelin- 
gen, die soziale Frage zu lösen und 
den Arbeitern ein bürgerliches Leben 
zu garantieren. Der sozialstaatlich ge- 
bändigte Kapitalismus galt als der Kö- 
nigsweg zwischen bürokratischen So- 
zialismus sowjetischer Prägung und 
der ungezügelten Anarchie des freien 
Marktes. „Die soziale Frage schien 
sich im Glauben an einen unbegrenz- 
ten Fortschritt aufzulösen. Diese Bahn 
ist nun entzweigebrochen." Der 
Traum immerwährender Prosperität 
ist ausgeträumt. 

MAGAZIN 

ZukunftsEntwürfe! 
Auf insgesamt drei Podien und 5 Fo- 
ren versuchten Vertreterinnen und 
Vertreter aus dem gesamten Spek- 
trum der bundesdeutschen Linken die 
Eckpfeiler eines neuen fortschrittli- 
chen Projekts zu umreißen. Unter an- 
deren war auch Bundesbildungsmini- 
sterin Edelgard Bulmahn anwesend, 
die nach einem Referat zum Thema 
,,Bildung und Innovation im Über- 
gang zu einem neuen Zeitalter" die 
Preisträgerinnen und Preisträger des 
Jusoldeenwettbewerbs ,,ZukunftsEnt- 
würfe" prämierte. Dieser Wettbewerb 
hatte junge Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler aufgefordert, ihre 
Vorstellungen einer selbstgestalteten 
und emanzipativen Zukunft darzu- 
stellen und zu beschreiben, wo Poten- 
tiale für eine fortschrittliche Politik lie- 
gen. 

Ein weiterer Aspekt des Kongres- 
ses wandte sich dem Bereich der Pop- 
kultur zu. In der Podiumsdiskussion 
,,Ästhetik des Widerstands 2001" 
wurde zusammen mit Vertreterlnnen 
aus Kultur und Popart versucht, eine 
Bestandsaufnahme des kulturellen 

it den Urteilen des Bundes- 
verfassungsgerichts zur 
Pflegeversicherung vom 3. 

April (unter www.bverfg.de/entschei- 
dungen) hat das Gericht dazu beige- 
tragen, die Familienförderung im 
Frühjahr 2001 zu einem intensiv öf- 
fentlich diskutierten Thema zu ma- 
chen. Gerade im Kontext der Ergeb- 
nisse des Armutsberichts über die 
wachsende Kinderarmut und der an- 
stehenden Entscheidung über die 
Höhe von Kindergeld und Kinderfrei- 
beträgen ab 2002 sind die Urteile zu- 
nehmend berechtigter Kritik ausge- 
setzt. Diese Kritik ist verfassungsrecht- 
lich, verfassungspolitisch und sozial- 
politisch begründet. 

In einem der auf individuelle Ver- 
fassungsbeschwerden hin ergange- 
nen Urteile ( I  BvR 1629194) hat der 
erste Senat des BVerfG dem Bundes- 
gesetzgeber aufgegeben, die Bei- 
tragsregelung in der sozialen Pflege- 
versicherung bis Anfang 2005 so zu 
ändern, dass Versicherte, die Kinder 
betreuen und erziehen, einen niedri- 
geren Beitrag zahlen müssen als kin- 
derlose Versicherte. Begründet wird 
dies durch den allgemeinen Gleich- 
heitssatz in Verbindung mit dem 
Schutz von Ehe und Familie. In einem 

Widerstandspotenzials zu umreißen. 
Denn Lebensstile und kulturelle Aus- 
drucksformen sind nicht nur ebenfalls 
einem tiefgreifenden, beschleunigten 
Wandel unterzogen sondern auch ei- 
ner enormen Pluralisierung (mit ver- 
schiedensten ,,Nischen") und einer 
weitgehenden Kommerzialisierung. 
Ansätze politischer Hegemonie wer- 
den aber unerreicht bleiben, wenn es 
nicht gelingt, moderne ,,linke Kultur- 
arbeit" in eine gesellschaftliche Zu- 
kunftsdiskussion, in die Entwicklung 
von Inhalten und Symbolik einzube- 
ziehen. Dazu bedarf es eines breiten 
und gleichberechtigten Austausches 
zwischen Kultur und Politik, der auf 
dem Kongress begonnen wurde und 
der Abschied von der arroganten Vor- 
stellung nimmt, Kulturschaffende als 
,,prominente Aushängeschilder" für 
banale politische Botschaften instru- 
mentalisieren zu können. 

Wegmarken in Bewegung 
Darüber hinaus diente der Zukunfts- 
kongress der Darstellung und dem 
Austausch von verschiedenen interes- 
santen und innovativen Ansätzen der 

zweiten Urteil vom gleichen Tag (1 
BvR 1 681194) wird eine entsprechen- 
de Beitragsgestaltung in der privaten 
Pflegepflichtversicherung als nicht ge- 
boten betrachtet. 

Begründet wird dies im ersten Ur- 
teil (sub C. IV., Rz. 55) damit, dass 
Pflegebedürftigkeit ein typisches Risi- 
ko des Alters ist, die Pflegeversiche- 
rung für ihr langfristiges Fortbestehen 
also darauf angewiesen ist, dass Bei- 
tragszahler nachwachsen, die über 
die künftige Umlage für die heutigen 
Beitragszahler aufkommen. Pflegever- 
sicherte, die auf Einkommens- und 
Vermögensbildung verzichteten, weil 
sie Kinder erziehen und für sie Unter- 
halt leisten, seien deshalb gegenüber 
Kinderlosen benachteiligt. In der pri- 
vaten Pflegeversicherung (zweites Ur- 
teil, sub C. III., Rz. 70) geltedies nicht, 
da die Leistungen im Anwartschafts- 
deckungsverfahren über Altersrück- 
stellungen finanziert werden und das 
System daher nicht in gleicher Weise 
auf die Prämienzahlungen der nach- 
wachsenden Generation angewiesen 
sei. Der Gesetzgeber der Pflegeversi- 
cherung habe 1994 schon absehen 
können, dass sein Handeln verfas- 
sungswidrig war, weil die Zahl der 
Kindererziehenden bereits 1994 dra- 

politischen Arbeit vor Ort, um den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
Anknüpfungspunkte für ihre politi- 
schen Arbeitszusammenhänge anzu- 
bieten. 

Mit  dem Zukunftskongress ha- 
ben die Jusos einen ersten Beitrag 
dazu geleistet, eine Vernetzung in- 
nerhalb einer Neuen Linken herzu- 
stellen, die weiter ausgebaut werden 
muss. Auf der lnternetplattform 
www.neuezeiten.net werden dazu 
Beiträge, lnformationen und Diskus- 
sionen gebündelt. Die zahlreichen 
und verschiedensten Diskussionen, 
die auf diesem Kongress geführt 
wurden, können dabei eine erste 
Wegmarke für eine Zukunftsdiskussi- 
on von links bilden. Nun gilt es, den 
Prozess der Diskussion um Sozialen 
Fortschritt in Neuen Zeiten fortzuset- 
zen. 

Ansätze politischer Hegemonie 
werden aber unerreicht bleiben, 
wenn es nicht gelingt, moderne ,,lin- 
ke Kulturarbeit" in eine gesellschaftli- 
che Zukunftsdiskussion, in die Ent- 
wicklung von Inhalten und Symbolik 
einzubeziehen. SPW 

Wege und Irrwege 
zur Familien- 

förderung 
Von Felix Welti 

matisch abgenommen habe. Die Frist 
zur Neuregelung sei deswegen so lan- 
ge bemessen, weil die Bedeutung des 
Urteils auch für andere Zweige der 
Sozialversicherung zu prüfen sei (er- 
stes Urteil, sub. D I, Rz. 69). Gerade 
aus diesem Hinweis wird deutlich, 
dass der Senat die Entscheidung zur 
Pflegeversicherung zu einem State- 
ment in der Diskussion über Refor- 
men der Alterssicherung und insbe- 

Dr Felix Weh, Wiss. Ass. am Institut fur Sozialrecht und Sozialpolitik in 
Europa der Uni Kiel, Mitglied im spw-Arbeitsausschuss 
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Sozialer Fortschritt in 
Neuen Zeiten 
Zukunftskongress der Jusos als Wegmarke einer 
linken Zukunftsdiskussion 

Von Björn Böhning und  Rüdiger Scholz 

Der Zukunftskongress ,,Sozialer Fort- 
schritt in Neuen Zeiten" des Juso-Bun- 
desverbands, zu dem am ersten Mai- 
wochenende knapp 250 Teilnehme- 
rlnnen aus der gesamten Republik in 

Die Herausbildung 
eines neuen Akku- 
rnulationsregirnes 
vollzieht sich über 
den Generations- 

wechsel 

Björn Böhning, Mitglied dei 
Bundesgeschäftsfuhrer der 

die Universität Hamburg kamen, war 
weitaus mehr als nur ein Abschluss 
der IusoKampagne ,,Neue Zeiten 
Denken ". 

Die Herausforderung 

E nde der 1980er Jahre fand in 
Großbritannien unter dem Titel 
„New Times" ein Kongress der 

Zeitschrift Marxism Today statt, bei 
dem versucht wurde, den sich heraus- 
bildenden neuen Typ des Kapitalismus 
zu analysieren und daraus Schlüsse 
für das Selbstverständnis, die Politik 
und die Strategie der Linken zu zie- 
hen. In Anlehnung an diese Konzepti- 
on und in der Vorstellung, dass die 
1990er Jahre, in Bezug auf die Wei- 
terentwicklung eines modernen so- 
zialistischen Verständnisses, ein weit- 
gehend verlorenes Jahrzehnt waren, 
wurde mit dem Kongress ein erster 
Versuch unternommen, mit Wissen- 
schaftlerlnnen, Gewerkschafterlnnen 
und Kulturschaffenden Perspektiven 
für eine moderne linke und emanzi- 
pative Reformalternative zu erörtern. 

Zwei grundlegende Aspekte stan- 
den dabei Im Vordergrund: Erstens 
die Diskussion über die politischen 
Herausforderungen aber auch die 
Chancen in Zeiten des ,,flexiblen Kapi- 
talismus". Denn klar ist trotz aller ro- 
mantischen Sehnsucht von Teilen der 
Linken: der Weg zurück ins historisch 
verklärte ,,goldene Zeitalter" der 
Nachkriegszeit und -Ökonomie ist ver- 
sperrt; die ökonomischen und gesell- 

*spwRedaktion (Berlin) und Rudiger Scholz, 
Jusos (Berlin) 
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schaftlichen Verhältnisse haben sich 
umgewälzt. Dabei hat die Moderni- 
sierung ein Doppelgesicht: Der Schub 
der Produktivkraftentwicklung kann 
unser Leben bereichern, bietet Poten- 
ziale für mehr Beschäftigung und 
qualifizierte Arbeit, für neue Produkte 
und Dienstleistungen, für mehr Le- 
bensqualität und die Herausbildung 
eines ökologisch nachhaltigen Wohl- 
standsmodell. Dem stehen jedoch Ri- 
siken entgegen: Soziale Spaltungen, 
Überforderungen und auch negative 
ökologische Folgen. Insofern steht die 
Linke vor der Herausforderung, der 
ungeheuren innovativen Dynamik, die 
sich besonders deutlich im Bereich 
der lnformationstechnologie ablesen 
Iässt, eine Richtung zu geben. 

Zweitens geht es darum, die An- 
sprüche der jungen Generation an Le- 
ben, Arbeiten und Wirtschaften in der 
Zukunft herauszukristallisieren. Denn 
die beschleunigte Veränderung unse- 
rer Gesellschaft ist zurzeit nur für eini- 
ge ein Gewinn für viele andere be- 
deutet sie vor allem den Verlust von 
Sicherheiten und Orientierungen. An- 
spruch muss es daher sein, aus der 
jungen Generation heraus über Flexi- 
bilisierung und Individualisierung hin- 
weg einen neuen sozialen Zusam- 
menhalt zu organisieren, der Ansprü- 
che an die gesellschaftliche Moderni- 
sierung und die soziale lntegration 
formuliert. 

Neue Zeiten Denken 
Vor diesem Hintergrund wurde ver- 
sucht Schwerpunkte festzusetzen, die 
den Kern eines Reformprojekts dar- 
stellen können. Diese umfassten ne- 
ben der Globalisierung und Regionali- 
sierung von Politik und Wirtschaft so- 
wie Innovations und Beschäftigungs- 

politik auch moderne Anforderungen 
an Bildung und Demokratie in der In- 
formationsgesellschaft. In der Analyse 
spielten dabei die globalisierten Ver- 
änderungen von Wertschöpfungs- 
strukturen sowie die Entwicklung zu 
einer ~etzwerkökonomie eine wichti- 
ge Rolle. Im Anschluss daran verän- 
dern sich auch die Arbeits und Le- 
benswelten der Beschäftigten grund- 
legend. Die Herausbildung eines neu- 
en Akkumulationsregimes vollzieht 
sich über den Generationswechsel. 
Somit sind es insbesondere die Jun- 
gen, die gezwungen sind, ihr Leben 
auf die neue Ökonomie zuzuschnei- 
den. Doch nicht nur zwischen den 
Generationen erleben wir neue „Zu- 
teilungen" sondern insbesondere 
zwischen den Geschlechtern werden 
neue ,,Arrangements" geschlossen, 
die traditionelle Lebensläufe entzer- 
ren und einer modernen sozialstaatli- 
chen Flankierung bzw. Absicherung 
bedürfen. 

Die bestehenden Bildungsinstitu- 
tionen, die zumeist noch in der fordi- 
stischen Periode gestaltet und auf die- 
se zugeschnitten worden sind, stoßen 
angesichts dieser neuen Realitäten 
zunehmend an Grenzen. Sinnvoll er- 
scheint es daher, eine zeitgemäße 
qualitative Wieterentwicklung quer 
zu den drei Säulen des Bildungssy- 
stems zu diskutieren und in einer 
,,Zweiten Bildungsreform" zusam- 
menzufassen. Anforderung an eine 
moderne Demokratie sind insbeson- 
dere dort zu formulieren, wo sozio- 
kulturelle Ausgrenzungen zu einem 
Beteiligungsverlust innerhalb der Ge- 
sellschaft führen, während gleichzei- 
tig zunehmend Entscheidungen an 
den legitimierten Institutionen vorbei 
getroffen werden. 

Die Lohnarbeit ist angesichts der 
Bedrohung von Massenarbeitslosig- 
keit und der Ausdehnung prekärer 
Beschäftigungsverhältnisse nicht 
mehr der Garant für die soziale Inte- 
gration in die Gesellschaft. Die Lohn- 
arbeitsgesellschaft befinde sich, so 
Castel, in einer ,,Zone der Verwund- 
barkeit". Das Fehlen jeder produktiver 
Arbeit und der Mangel an sozialen 
Beziehungen führe zur sozialen Aus- 
gliederung. ,,Kommt es beispielsweise 
zu einer Wirtschaftskrise, einem An- 
stieg der Arbeitslosigkeit, so dehnt 
sich die Zone der Verwundbarkeit 
aus, greift auf die lntegration über 
und Iässt so die Zone der Entkoppe- 
lung anwachsen". Castel weist nach- 
drücklich den Begriff der sozialen 
Ausgrenzung (exclusion sociale) bei 
der Analyse der Erosionsprozesse der 
Lohnarbeitsgesellschaft zurück. Aus- 
grenzung assoziiere Peripherie und 
Randgruppen, dabei breche die Ge- 
sellschaft nicht von den Rändern, son- 
dern von der Mitte her weg: als „De- 
stabilisierung des Stabilen". Er ersetzt 
den Begriff der Ausgrenzung durch 
Ausgliederung bzw. Bindungsauflö- 
su ng (dessaffiliation). 

Langzeitarbeitslose, die Bewohner 
in den berüchtigten Hochhaussied- 
lungen der Vorstädte, Sozialhilfeemp- 
fänger, arbeitssuchende Jugendliche; 
sie alle nehmen nach der Auffassung 
von Castel die gleiche soziale Position 
ein: die von ,,Überflüssigen". Sie sind 
aus der Zone der lntegration in die 
Zone der Verwundbarkeit oder von 
dort in die Zone der gesellschaftlichen 
,,Nicht-Existenz", in die ,,Welt der 
Nutzlosen" abgestürzt. Sie werden 
nicht mehr gebraucht. Die ,,Überzäh- 
ligen" sind noch nicht einmal mehr 
ausgebeutet, denn dazu müssten sie 
in gesellschaftliche Werte Übertragba- 
re Kompetenzen besitzen. „Sie sind 
schlichtweg unnütz." 

Die Probleme einer Gesellschaft, 
so Castel, hätten sich immer schon an 
den Rändern offenbart. Und so be- 
schreibt er kenntnisreich unter Einbe- 
ziehung einer schier unendlich schei- 
nenden Fülle von zeitgeschichtlichen 
Quellen und Dokumenten die histori- 
schen Prozesse der Entkoppelung. 
Dabei spannt er den Bogen von den 
Armen, Bettlern und Vagabunden vor 
der industriellen Revolution über die 
,Elenden' des Pauperismus des 19. 
Jahrhunderts bis zu den ,,Nichtbe- 
schäftigbaren" der Gegenwart. Dabei 
zeigt er deutlich auf, wie jede Epoche 
ihre eigene Gestalt der sozialen Frage 
entwickelt. Im Kern geht es bei der 
sozialen Frage immer um die Beunru- 

higung angesichts der schwindenden 
Fähigkeit zur Aufrechterhaltung des 
Zusammenhalts (Kohäsion) einer Ge- 
sellschaft. Und stets sind es die Au- 
ßenseiter, an denen sich die Grenzen 
sozialer Integrationsfähigkeit ablesen 
lassen. 

Im Vagabunden des 14. Jahrhun- 
derts entdeckt Castel den Entkoppel- 
ten in Reinform. Er ist der Inbegriff 
des ,,Nutzlosen der Erde". Da er dem 
Imperativ der Arbeit nicht nach- 
kommt, findet er sich auch aus der 
Zone der Fürsorge verstoßen. Auch in 
den Genuss von Netzwerken der un- 
mittelbaren Hilfe kann er nicht kom- 
men, weil er ein Fremder ist. Daneben 
zeigt Castel die Gewaltbereitschaft, 
mit der die feudalistische Gesellschaft 
die soziale Frage zu lösen versuchte. 

Die frühe Industriearbeit charakte- 
risiert Castel als Fortführung bereits 
aus dem Mittelalter stammender For- 
men des Arbeitszwanges, die in den 
liberalen Arbeitsmarkt mündeten. Der 
verarmte Handwerker, der Landbesit- 
Zer, den der Ertrag seines Bodens 
nicht mehr ernährte, der Geselle, der 
nicht mehr Meister werden konnte, 
sie alle waren von nun an gezwungen 
ihre Ware Arbeitskraft auf dem freien 
Markt feilzubieten. Die Lohnarbeit 
wurde völlig neu bewertet. Aber auch 
die Kontraktualisierung des Arbeits- 
verhältnisses war außerstande, der 
Würdelosigkeit der arbeitenden Men- 
schen abzuhelfen. Der entfesselte 
Prozess der Industrialisierung bringt 
den Pauperismus hervor. Lohnarbeit 
bedeutete Mühsal und Plage. 

Die soziale Frage wurde aufs Neue 
gestellt: Wie kann ein Kompromiss 
zwischen Markt und Arbeit gefunden 
werden? Wie Iässt sich der soziale 
Frieden wieder herstellen? Wie kann 
die lntegration der Arbeiterklasse rea- 
lisiert werden? Die Antwort, die auf 
diese Fragen entwickelt wurde, so Ca- 
stel, war der Sozialstaat, der alles dar- 
an setzt, ein Konzept zu erarbeiten, 
um der überwiegenden Bevölkerung 
soziale Sicherheit zu garantieren. Sei- 
ne Schutzmechanismen beruhen da- 
bei weniger auf dem Eigentum als auf 
dem System der Lohnarbeit. Die ge- 
setzliche Pflichtversicherung war der 
strategische Hebel im Übergang vom 
verachteten Lohnarbeiter zum Staats- 
bürger (vgl. auch den Zusammen- 
hang der Bismarckschen Sozialisten- 
gesetze und die Einführung der Sozi- 
alversicherung, K.S.) Sie revolutioniert 
das Leben des Lohnarbeiters und er- 
möglicht seine Partizipation an gesell- 
schaftlich erzeugtem Sozialeigentum. 
Die Gesellschaften transformierten 

sich in Arbeitnehmergesellschaften, in 
der sich der einzelne über seine indivi- 
duelle Arbeit als gesellschaftlich nütz- 
lich und anerkannt ausweist. Lohnar- 
beit wird identitätsstiftend. Arbeitslo- 
sigkeit ist ein Makel. Doch seit den 
siebziger Jahren gerät die Lohnar- 
beitsgesellschaft zunehmend in die 
Krise. Castel konstatiert, dass das Pre- 
kärwerden der Arbeit das mühsam 
über Jahrhunderte hinweg erbaute 
Modell gesellschaftlichen Zusammen- 
halts, die Lohnarbeitsgesellschaft und 
die darauf basierenden Systeme der 
sozialen Sicherung, ins Wanken gerät. 
Trotzdem begegnet er den Todesan- 
zeigen der Lohnarbeitsgesellschaft 
mit Skepsis: denn Arbeit ist mehr als 
nur Arbeit. Sie bedeutet ganz wesent- 
lich soziale Integration. Nur über das 
Verhältnis zur Arbeit, das zeige der 
Blick in die Geschichte, konnte das 
Problem der sozialen Integration, die 
soziale Frage, halbwegs gelöst wer- 
den ,,Die gegenwärtige Gesellschaft 
ist noch durch und durch Lohnar- 
beitsgesellschaft." Dem neoliberalen 
Terror der Ökonomie und der damit 
verbundenen Demontage des Sozial- 
staats erteilt Castel eine Absage. Er 
orientiert sich am Erfolg des Modells 
des ,,rheinischen1, Kapitalismus. Ähn- 
lich wie Pierre Bourdieu macht er sich 
für ein Regressionsverbot stark, das 
jeden Rückschritt im Bereich der so- 
zialen Errungenschaften verbietet. 
Ebenso deutlich macht er klar, dass 
die Krise der Lohnarbeitsgesellschaft 
nicht durch die Radikalisierung von 
Marktfrei heiten gelöst werden kann. 
Nur der Staat, davon ist Castel über- 
zeugt, kann der Gesellschaft ein Mini- 
mum an Zusammenhalt aufzwingen. 
Es gibt keinen gesellschaftlichen Zu- 
sammenhalt ohne soziale Sicherung. 
Die Herausforderungen, denen sich 
die Gesellschaft zu stellen hat, sind 
groß: „Bei Anbruch des 21. Jahrhun- 
derts nun, das die im Rahmen der In- 
dustriegesellschaft ins Werk gesetzten 
Regulationen ihrerseits grundlegend 
erschüttert sind, muss ganz klar die- 
ser nämliche Gesellschaftspakt mit 
neuerlichem Aufwand redefiniert 
werden. Als Solidarpakt, Pakt für Ar- 
beit, Pakt für Staatsbürgerlichkeit: 
Dies verlangt, dass wir uns über die 
Voraussetzungen der Inklusion aller 
Gedanken machen, auf dass sie, wie 
man zu Zeiten der Aufklärer sagte, 
,Umgang miteinander haben' kön- 
nen, d.h. eine ,Gesellschaft bilden"'. 
Dem ist nichts hinzuzufügen. Außer: 
Castels historische Studie ist Pflicht- 
lektüre für die Gegenwart. SPW 

Klaus Störch (Flörsheim) 
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Die gespaltene 
Vereinigungsgesellschaft 

Rolf Reißig: Die gespaltene Vereini- 
gungsgesellschaft. Bilanz und Per- 
spektiven der Transformation Ost- 
deutschlands und der deutschen Ver- 
einigung. Berlin 2000. 160 5 

D er Satz Wolfgang Thierses, 
dass die Entwicklung in den 
neuen Bundesländern auf der 

Kippe stehe, hat mehr Bewegung in 
die Debatte um Probleme der deut- 
schen Einheit gebracht als jede ande- 
re Rede von Politikern im Bundestag. 
Das Für und Wider zu Thierses These 
hat einen neuen Bedarf an solider 
Analyse und ,,harten" Zahlen hervor- 
gerufen. 

Die von Rolf Reißig, seit 1990 Chef 
des Brandenburg-Berliner Instituts für 
Sozialwissenschaftliche Studien, kürz- 
lich vorgelegte 10-Jaresbilanz geht 
auf eine Reihe von Fragen ein, die 
jetzt neu im Raum stehen. 

Reißigs kritische Ausgangsthese 
lautet, dass der hegemoniale Vereini- 
gungsdiskurs seine Urteile längst 
festgeschrieben habe und ,,Abwei- 
chungen'' nicht zulasse. Das Axiom 
laute: Die Transformation Ost- 
deutschlands habe sich - trotz nicht 
vorhersehbarer Probleme- auf ho- 
hem Niveau stabilisiert. Die Gewinne 
überlagerten die Verluste, die Anglei- 
chung Ost an West sei ausgeprägter 
als die noch vorhandenen Unter- 
schiede. 

Diese Festschreibung folgt ideo- 
logischen Bildern und parteipoliti- 
schen Kalkülen. Die Aufgabe der So- 
zialwissenschaften aber bestehe 
darin, in ihren Analysen einem ge- 
sellschaftskritischen Ansatz zu su- 
chen. Für Reißig war das Transfor- 
mations- und Einheitsprojekt im 
,,Jahre 10" der deutschen Einheit 
weder gelungen noch gescheitert, 
sondern gespalten und unvollendet. 
Im Ergebnis der von konservativen 
Akteuren geprägten Vereinigung 
durch Inkorporation (Einverleibung) 
entstand die gesamtdeutsche Bun- 
desrepublik als ,,dualistische Verei- 
nigungsgesellschaft". Innerhalb der 
Bundesrepublik habe sich eine ge- 
sonderte ostdeutsche Teilgesell- 
schaft mit  spezifischen Struktur- 
merkmalen gebildet. Die Fehlsteue- 
rung, die eine derart gespaltene Ein- 
heit hervorbrachte, wurde späte- 
stens in der zweiten Hälfte der 90er 
Jahre mi t  dem Abbrechen der öko- 
nomischen Aufholjagd und einem 
neuen Auseinanderdriften des 

Wachstums in Ost und West offen- 
bar. Hier wäre der Wechsel zu einer 
an einem neuen Leitbild orientierten 
Reformpolitik erforderlich gewesen. 
Ein neues Signal, das auf das Aufho- 
len durch den Osten setzt und mit 
Investitionen dafür Voraussetzun- 
gen schafft, gab es seither nicht. So 
kam es zu den mittlerweile ernsten 
Problemen, die Ostdeutschland an 
den Scheideweg geführt hätten: 
,,strukturschwache, abhängige und 
alimentierte ,Sonderzone' oder zu- 
kunftsfähige Wachstumsregion in 
der Mitte Europas." (S. 11) Erforder- 
lich sei ein Abrücken vom ,,Weiter 
so" und ein Strategiewechsel. An- 
stelle des Aufbaus Ost als Nachbau 
West müsse nun ein Umbau in Ost 
und West treten. 

Reißig erinnert daran, welche 
Grundannahmen am Beginn der Ver- 
einigung standen: 

Nach einer kurzen, vielleicht etwas 
schmerzhaften Übergangsphase, 
käme es zu einem selbsttragenden 
Wirtschaftsaufschwung und zu blü- 
henden Landschaften sowie zu glei- 
chen Lebensverhältnissen in Ost und 
West. 

Funktionstüchtige, in der ostdeut- 
schen Gesellschaft fest verankerte In- 
stitutionen würden schnell entstehen. 

Die Zufriedenheits- und Zukunfts- 
potentiale sowie das Systemvertrauen 
würden wachsen. 

Es käme folglich zu einer Anglei- 
chung der Wertorientierungen und 
der politischen Kultur der Ost - an die 
Westdeutschen und zur inneren Ein- 
heit. 

Dabei herrschte die Hoffnung 
vor, dass es sich bei der DDR-Trans- 
formation um etwas Ähnliches han- 
delte wie bei dem Wirtschaftswun- 
der der alten Bundesrepublik. Die 
neuen Bundesländer sollten durch 
ihr Hinzukommen die Bundesrepu- 
blik vergrößern, die sich aber selbst 
keineswegs verändern sollte: ,,lm 
Osten sollte sich danach alles, im 
Westen nichts ändern, mit Ausnah- 
me vielleicht der Postleitzahlen." (S. 
23) 

Am Beginn der konservativen 
Vereinigungspolitik stand die Vor- 
stellung, dass die Herstellung der in- 
stitutionellen Gleichheit mit dem 
westdeutschen lnstitutionensystem 
wichtiger sei als die bestmögliche 
Entwicklung der bestehenden Poten- 
tiale oder eine möglichst verlustarme 
Anpassung an den weltwirtschaftli- 
chen Kontext. Das war die Entschei- 
dung für einen exogenen Transfor- 
mationstyp. Diesem entsprach der 

Institutionen-, Eliten- und Ressour- 
centransfer von West- nach Ost- 
deutschland in einem bisher nicht 
gekannten Ausmaß. Der soziale und 
politische Wandel in den neuen Bun- 
desländern erfolgte durch Außen- 
steuerung, während endogene Fak- 
toren später zunehmend an Gewicht 
gewannen. Der politische Transfor- 
mationsprozess verdrängte alles, 
was der demokratische Aufbruch im 
1989/90 in der DDR hervorgebracht 
hatte. Die konservative Elite aus dem 
Westen vermochte nichts mit der de- 
mokratischen Volksbewegung der 
DDR anzufangen. Ab Oktober 1990 
war der Dialog der Ostdeutschen 
über ihr Woher und Wohin zu Ende. 
Als neue Norm galten nur noch 
westdeutsche Institutionen, Nor- 
men, Parteien, Medien, Politikfor- 
men, Diskurse, Deutungen und 
Wertorientierungen. Ostdeutschland 
war in der Sicht der konservativen 
Akteure ein ,,nachhinkendes Sonder- 
gebietl'.Viele Ostdeutsche bekamen 
den Eindruck, dass sie in der Bundes- 
republik unerwünscht seien. Der ra- 
dikale Elitenaustausch machte über 
100000 Wissenschaftler der DDR zu 
Rentnern, Vorrentnern und Arbeits- 
losen. Nicht nur die Positionselite 
wurde deklassiert, auch große der 
Teile der Funktionselite. Lebensläufe, 
Lebensentwürfe, Qualifizierungen, 
Leistungen, Berufs- und Bildungsab- 
schlüsse, individuelle und gesell- 
schaftliche Wertorientierungen wa- 
ren, da in der ,,zweiten Diktatur" er- 
worben, nur noch Erblasten. Nach 
Reißig sind die Folgen dieser objekti- 
ven und subjektiven Entwertung gra- 
vierender noch als die der Deindu- 
strialisierung. Ostdeutsche haben in 
der Bundesrepublik einen Bevölke- 
rungsanteil von 20 Prozent. Der An- 
teil der Ostdeutschen am Führungs- 
personal in der Justiz und beim Mili- 
tär beträgt 0 Prozent, in der Wirt- 
schaft 0,4 Prozent, in der Verwal- 
tung 2,5 Prozent, in der Wissen- 
schaft 7,3 Prozent, in den Medien 
11.8 Prozent und in den Gewerk- 
schaften 12,4 Prozent. Selbst in Ost- 
deutschland ist die knappe Hälfte 
des Führungspersonals nicht mehr 
von Einwohnern der Region besetzt. 
Diese Gegebenheit schuf kulturell- 
mental ein Problem zwischen Au- 
ßenseitern (Mehrheit) und Etablier- 
ten (Minderheit). Ein politischer Ord- 
nungsrahmen könne zwar übertra- 
gen werden, meint Reißig, aber die 
dazugehörende zivile Gesellschaft 
und politische Öffentlichkeit nicht. 
Zu einem Erfolg der Transformation 
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Von Thornas Westphal 

,,Wird alles gut? - Für einen Fort- 
schritt nach menschlichem Maß" mit 
diesem Titel überschrieb Bundesprä- 
sident Rau seine zweite Berliner 
Rede, diesmal zum gesellschaftlichen 
Umgang mit der Gentechnologie. 
Mit  dieser Rede ist es dem Bundes- 
präsidenten gelungen die vielschichti- 
ge Auseinandersetzung, um die zu- 
künftige Nutzung der Bio- und Gen- 
technologie für eine breite gesell- 
schaftliche Auseinandersetzung zu 
öffnen. 

* 

Bisher verblieb die Diskussion in den 
engen Grenzen der Fachzirkel aus 
Wissenschaft, Forschung und Wirt- 
schaft. Mit der Rede von Rau ist die 
gesellschaftspolitische Auseinander- 
setzung nunmehr in aller Breite ent- 
facht worden. Allein in dieser Öff- 
nungsfunktion ist ein Verdienst der 
Berliner Rede zu sehen. 

Es blieb wohl auch deshalb dem 
Bundespräsidenten vorbehalten sich 
in dieser Weise des Themas anzuneh- 
men, weil viele Politiker, die in der 
unmittelbaren Verantwortung ste- 
hen, sich vor dem ,,politischen Treib- 
sand" und den Untiefen dieses The- 
mas scheuen. Die Vielschichtigkeit 
der Auseinandersetzung über den 
Kurs in der Bio- und Gentechnologie 
hat Margot von Renesse (MdB), auf 
den Punkt gebracht: In der Debatte 
um die Gentechnologie gehe es 
nicht um Gut gegen Böse. Die Dis- 
kussion über die Bewertung der 
Gentechnologie könne nicht nach 
dem Muster eines drittklassigen We- 
stern-Films, indem der Schurke schon 
an der Nasenform erkennbar sei, ge- 
führt werden. 

In der Tat: wer die Abwägung 
und Folgenabschätzung der neuen 
Technologien und medizinischen 
Möglichkeiten auf den einfachen 
Gegensatz von Moral und Profit re- 
duziert, führt eine irreführende Dis- 
kussion. 

Kurzum: Die kritische Auseinan- 
dersetzung mit der Gentechnologie 
kann sich nicht auf die Warenförmig- 

keit der Forschung und der Pharma- 
zie beschränken. Ihre Wirkung ist un- 
ter Gesichtspunkten des ethischen 
Menschenbildes, des historischen 
Fortschritts in der Medizin, den ge- 
sellschaftlichen Ursachen von Erkran- 
kungen und dem Recht auf Selbst- 
bestimmung der Menschen zu beur- 
teilen. 

* 
Grundauffassungen über den Be- 
ginn des menschlichen Lebens sind 
nicht beliebig je nach Debattenlage 
auswechselbar. Die Position der 
fortschrittlichen Linken in der Aus- 
einandersetzung um den § 21 8 war, 
dass der Beginn menschlichen Le- 
bens nicht anhand des Entwick- 
lungsstadiums der Zellteilung festzu- 
machen ist. Die selbstherrliche Le- 
bensdefinition der katholischen Kir- 
che (inklusive ihrer geschlechtspezi- 
fischen Doppelmoral) war Zielschei- 
be beißenden Spottes von links. 
Nun dürfen wir erleben, wie linksal- 
ternative Politiker und Politikerinnen 
vor lauter Leidenschaft im Kampf 
gegen die Kommerzialisierung der 
Gesundheitspolitik, den Schutz des 
ungeborenen Lebens neu entdek- 
ken und die Argumente der konser- 
vativen Lebensschützer aus der Ab- 
treibungsdebatte zum Teil beden- 
kenlos übernehmen. 

Die Gentechnologiedebatte kann 
von linker Seite nicht in einer oppor- 
tunistischen Art und Weise geführt 
werden. Sie muss sich statt dessen 
kritisch mit dem Verhältnis des medi- 
zinischen Fortschritts und dem er- 
reichten gesellschaftlichen Bewusst- 
seinstand auseinandersetzen. Wis- 
senschaftler sind der Meinung, dass 
sich in den Stammzellen von Em- 
bryonen Chancen auf Heilung derzeit 
unheilbarer Krankheiten verbergen. 
Sie wollen weiter an den Möglichkei- 
ten zur ,,Herstellung" von Ersatzge- 
webe für erkrankte Organe aus Em- 
bryonen forschen. 

Embryonale Stammzellen können 
auf drei Wegen gewonnen werden: 
aus abgetriebenen Föten, aus den 

,,übriggebliebenenJ' Embryonen oder 
durch das Klonen von Embryonen. In 
den USA ist es vor zwei Jahren ge- 
lungen, Stammzellen aus Embryonen 
zu isolieren und zu vermehren. Die 
deutsche Forschungsgerneinschaft 
(DFG) will nun solche Zellen aus den 
USA importieren und damit deutsche 
Gesetze umgehen. Denn in Deutsch- 
land ist nur die Etablierung humaner 
embryonaler Stammzelllinien (ES-Zel- 
len) aus Embryonen verboten, nicht 
jedoch deren Import. 

* 

Das von Rau geforderte menschliche 
Maß, dass es bei dieser Frage anzule- 
gen gilt, muss im wesentlichen drei 
Fragen beantworten: 

1. Sind die in Aussicht gestellten 
Heilungsversprechen aus medizini- 
scher Sicht haltbar oder wird durch 
maßlose Übertreibung von Heilsver- 
sprechen ein Forschungsweg zemen- 
tiert, den wir in zwei Jahrzehnten 
nicht mehr wahrhaben wollen? 

2. Machen wir Frauen und Män- 
ner zu Rohstofflieferanten für die 
Medizin, weil der Bedarf an Embryo- 
nen für die Forschung mit dem Aus- 
bau der Forschung steigt? 

3. Ist der gesundheitspolitische 
Weg, mit Hilfe der Gentechnik die 
Krankheit zu bekämpfen statt die 
Gesundheit zu fördern, ein tragfähi- 
ger Weg für eine moderne Gesell- 
schaft mit immer neuen Zivilisations- 
krankheiten oder führt dies zur 
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schrankenlosen Ausuferung selbst- 
quälerischer Schönheitsideale? 

* 
Kurzum: Das Beispiel der künstlichen 
Befruchtung hat gezeigt, wie schnell 
sich die betroffenen Menschen auf 
neue medizinische Möglichkeiten ver- 
lassen und wie Realitäten entstehen, 
die nicht mehr umkehrbar sind. Das 
wichtigste menschliche Maß für die 
Fortentwicklung der Gentechnologie 
ist deshalb das Zukunfts- und Verant- 
wortungsbewusstsein der politischen 
Entscheider. Ansonsten behält Goe- 
the mal wieder recht: Vernunft wird 
Unsinn, Wohltat Plage. SPW 
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könne es jedoch nur durch das in- 
teressen- und wertorientierte Han- 
deln der Bürger kommen. Zwei Drit- 
tel der Ostdeutschen halten die 
Wirtschafts- und Gesellschaftsord- 
nung für nicht gerecht. Sie sehen 
ihre Chancengleichheit einge- 
schränkt. Jeder zweite Ostdeutsche 
beklagt, dass die freie Entfaltung 
seiner Persönlichkeit in der Bundes- 
republik nicht gewährleistet ist. 
,,Immer benachteiligt'' wird gesagt. 
Die im Vergleich zu den Westdeut- 
schen kritischere Problemsicht der 
Ostdeutschen resultiert aus den 
schlechteren sozialökonomischen 
Rahmenbedingungen, aus den Ent- 
täuschungen im Vereinigungspro- 
zess und dem nur ihnen möglichen 
Systemvergleich. Ostdeutsche sind 
benachteiligt beim Produktivvermö- 
gen, beim Kapital, beim privaten 
Vermögen, bei den Immobilien, der 
Elitenzusammensetzung, der Deu- 
tungskompetenz, bei den Zugangs- 
chancen zu Arbeit, Bildung und Ei- 
gentum. Das Problem der inneren 
Einheit ist keineswegs nur ein kultu- 
rell-mentales Problem. Die Vereini- 
gungspolitik im letzten Dezennium 
hat die historisch entstandene kul- 
turelle Differenz nicht beseitigt; „sie 
hat dazu beigetragen, dass sie sich 
gerade dort vertieft, w o  Abbau ge- 
boten war." (5.97) 

Die optimistischen Grundannah- 
men vom Beginn im Jahre 1990 sind 
also keineswegs Wirklichkeit gewor- 
den. Das kulturelle Leitbild der kon- 
servativen Vereinigungspolitik steckt 
im ,,Jahre 10" in einer tiefen Krise. Es 
dürfte außer Zweifel stehen, dass ei- 
ner Gesellschaft große soziale Span- 
nungen und desintegrative Tenden- 
zen drohen, wenn sich eine so große 
Gruppe von Bürgern auf Dauer un- 
gleich und ungerecht behandelt 
fühlt. Reißig plädiert für eine strate- 
gische Veränderung der Vereini- 
gungspolitik. Der Politikwechsel soll- 
te als Richtungswechsel und als ge- 
sellschaftliches Umsteuern vor allem 
auf folgende Schwerpunkte konzen- 
trieren: 

Wiedergewinnung des Vorrangs 
politischer Verantwortung und Ent- 
scheidung vor der Logik der Märkte, 

Erschließung neuer Quellen einer 
nachhaltigen Entwicklung und Be- 
schäftigung, 

Verwirklichung sozialer Gerechtig- 
keit als Gesellschaftsprinzip, 

Ermöglichung gleichberechtigter 
Teilhabe aller Bürger nicht zuletzt 
durch neue Wege zur Stärkung der 
politischen Öffentlichkeit, direkter ge- 

sellschaftlicher Demokratie und der 
zivilen Gesellschaft. 

In die überfällige Auflösung der 
Reformblockade auf dem Gebiete 
der Vereinigungspolitik müssten 
sich die Ostdeutschen als selbstbe- 
wusste und kompetente Akteure 
einmischen; denn sie verfügen über 
einen Vorsprung an ,,subjektiver 
Modernisierung". Der Vereinigungs- 
Prozess im ,,Jahre 10" sei keines- 
wegs ein ,,Prozeß der Vervollkomm- 
nung" ( ! ) .  So ,,reifJ' sei der gesell- 
schaftliche Zustand der Vereini- 
gungsgesellschaft keineswegs. 
Nach vollzogener Systemintegration 
stünden die tatsächliche Vereini- 
gung der Gesellschaften und die So- 
zialintegration noch aus. 

Abschließend wirft Reißig einen 
kritischen Blick auf den Erkenntnis- 
wert der Transformations- und Ver- 
einigungsforschung, die 1990 nicht 
der Versuchung hatte widerstehen 
können, die alten Forschungsfelder 
lediglich auf den Osten zu übertra- 
gen und in den Kampf um die Res- 
sourcenverteilung einzutreten. Der 
autoritäre Sozialismus wurde nicht 
als Scheitern einer spezifischen Mo- 
dernisierungsstrategie begriffen, 
sondern als Vor-, Semi-, Nicht- oder 
Antimoderne interpretiert, was zu 
entsprechenden Deutungsmustern 
postsozialistischer Transformation 
führte. Notgedrungen verengte und 
verstellte sich damit der Blick auf die 
Systemtransformation im Osten. 
Kein Zweifel besteht am Prognose- 
versagen westlicher Sozialwissen- 
schaftler im Zusammenhang mit 
dem eruptiven osteuropäischen 
Umbruch 1989/91. Reißig ergänzt, 
dass dieses Versagen für ostdeut- 
sche Sozialwissenschaftler noch viel 
mehr zutrifft. Hier hätte aber er- 
wähnt werden sollen, dass der Ost- 
berliner Ökonom Fritz Behrens mit 
seinen Analysen (Abschied von der 
sozialen Utopie. Berlin 1992) des 
realen Sozialismus der DDR in den 
70er Jahren eine Ausnahme mach- 
te. Er hatte erkannt, dass die DDR 
ohne eine Renaissance durch sy- 
stemtranszendente Reform in die 
,,echte Warenproduktion" zurück- 
fallen werde.(S. 170) Der 1980 ver- 
storbene Behrens wäre von 1989 
gewiss nicht überrascht worden. 
Reißig, der ansonsten sehr präzise 
formuliert, bleibt unscharf, wenn es 
um das Jahr 1989190 geht. Er 
spricht hier unreflektiert von „lm- 
plosion", ,,Zusammenbruch" und 
,,friedlicher Revolution". SPW 

Siegfried Prokop (Bernau b. Berlin) 

sen? Sind sie mehr als ein Alibi? 
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Was blüht Kuba, wenn es „vom 




